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„Auctoritas, non veritas facit legem“ 

(„Autorität bestimmt das Gesetz, nicht Wahrheit.“) 

Thomas Hobbes (Leviathan, 26. Kapitel) 

 

„Die Verwaltung der Gemeinde wird ausschließlich 

durch den Willen der Bürgerschaft bestimmt.“ 

§ 20 Abs. 1 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

 

A. Themenstellung und Gang der Untersuchung 

Die Dortmunder Nordstadt ist seit jeher ein Ort der durch Wandel und soziale 
Probleme gekennzeichnet ist. Sie ist ein Ankunftsort für Neuzuwanderer.1 In den 
letzten 15 Jahren war die Dortmunder Nordstadt auch in Bezug auf kriminalpoli-
tische Maßnahmen verschiedenen, zum Teil konträren, Entwicklungen ausge-
setzt. Der Dortmunder Straßenstrich, der einstmals Vorzeigemodell für den offe-
nen und kontrollierten Umgang mit der Straßenprostitution war2, wurde 2011 
innerhalb weniger Monate geschlossen und der Sperrbezirk auf das gesamte 
Dortmunder Stadtgebiet ausgeweitet.3 Es soll untersucht werden, wie und warum 
es zu diesen Entwicklungen bezüglich des Dortmunder Straßenstrichs an der 
Ravensberger Straße in den letzten 15 Jahren gekommen ist. Die Arbeit verfolgt 
dabei zwei Ziele: Zum einen wird die Entwicklung des Dortmunder Straßen-
strichs, so wie sie sich im politischen Raum darstellte, nachvollzogen. Zum an-
deren werden die Einflüsse, die zu dieser Entwicklung führten, anhand von bis-
herigen Erkenntnissen zu Einflüssen im kriminalpolitischen Bereich und unter 
Zuhilfenahme eines politikwissenschaftlichen Ansatzes analysiert. Dazu wird in 
Kapitel B.I. zunächst festgelegt, was der Begriff der Kriminalpolitik umschreibt, 
um das Untersuchungsfeld zu begrenzen. Einflüsse im Bereich der Kriminalpoli-
tik wurden in der Vergangenheit vor allem im Bereich der Normgeneseforschung 
untersucht. Darüber hinaus gibt es auch neuere Überlegungen zu Einflüssen in 
der Kriminalpolitik. Beides wird im Stand der Forschung dargestellt. Es zeigt 
sich, dass es trotz der Schnittmenge zwischen Kriminologie und Politikwissen-
schaft nur wenige Untersuchungen gibt, die einen entsprechenden interdiszipli-
nären Ansatz verfolgen. Zudem gibt es kaum Arbeiten, die die Einflüsse auf 
kriminalpolitische Entscheidungen auf der kommunalen Ebene untersuchen. Aus 
diesem Grund analysiert die vorliegende Arbeit die Einflüsse auf die kommunale 
Kriminalpolitik zum Straßenstrich in der Dortmunder Nordstadt unter Anwen-

                                              
1  Kurtenbach, Neuzuwanderer in städtischen Ankunftsgebieten. 
2  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38. 
3  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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dung des Advocacy Coalition Frameworks (ACF) aus der Policy Forschung. Es 
zeigt sich, dass der ACF sich hervorragend eignet, um innere und äußere Ein-
flüsse im kriminalpolitischen Bereich zu identifizieren. Dazu werden die vier 
Hauptwege zum Politikwandel des ACFs (Politiklernen, externe Störungen, aus-
gehandelte Übereinkünfte, interne Schocks) durch die Erkenntnisse der Normge-
neseforschung und die neueren Überlegungen zu Einflüssen in der Kriminalpoli-
tik konkretisiert und operationalisiert (C.II. und C.III.). Mit dem so entstandenen 
Kategorienschema wurden die Sitzungsprotokolle des Rates der Stadt Dortmund, 
des Ausschusses für öffentliche Ordnung, des Sozialausschusses und der Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord in Bezug auf Entscheidungen zur Straßenprosti-
tution untersucht. In den Untersuchungsergebnissen (D.) werden zunächst die 
politischen Bedingungen für Entscheidungen zum Dortmunder Straßenstrich 
dargestellt. Danach werden, nach Zeitabschnitten unterteilt, die politischen 
Mehrheiten und die wesentlichen Politikinhalte und Entscheidungen beschrie-
ben, um dann die Einflüsse im kriminalpolitischen Prozess hinsichtlich der Stra-
ßenprostitution zu sammeln und zu identifizieren. Die Arbeit schließt mit einer 
Analyse und Bewertung der vorangegangenen Ergebnisse ab (E.). 

B. Forschungsstand: Einflussfaktoren und Akteure im kriminalpolitischen 
Prozess 

Sutherland und Cressey definieren die Kriminologie als (werdende) Wissen-
schaft „about the processes of making laws, breaking laws, and reacting to the 
breaking of laws".4 Gerade der von Sutherland und Cressey angesprochene Be-
reich des „making laws“ wird von Seiten der kriminologischen Forschung nicht 
eingehend betrachtet. So sehen das auch Cornel und Dünkel.5 Der kriminalpoliti-
sche Gesetzgebungsprozess ist verschiedenen Akteuren und vielfältigen Einflüs-
sen ausgesetzt. Neben den Verwaltungseinheiten (sei es Ministerien oder Kom-
munalverwaltungen) gibt es die politischen Parteien, Berufs-, Interessen- und 
Fachverbände sowie Bürgerinitiativen, NGOs und auch die Wissenschaft sowie 
die Medien, die auf den politischen Willensbildungsprozess im Vorfeld und bei 
der Entscheidungsfindung Einfluss nehmen.6 Mit den verschiedenen Akteuren 
spielen daher neben den rein kriminologischen Faktoren in diesem Entschei-
dungsprozess insbesondere finanzielle, soziologische und machtpolitische Fakto-
ren eine große Rolle. Hinzu kommt der Faktor Zeit: Nicht jede politische Maß-
nahme kann zu jeder Zeit durchgeführt werden.7 Hierbei sind entsprechende 
Zeitfenster („windows of opportunity“) zu beachten. Bei all diesen Einflüssen 
stellt sich die Frage, wie es zu kriminalpolitischen Entscheidungen kommt und 
welche Rolle äußere Einflüsse, wie Ereignisse und ihre mediale Aufbereitung, 
oder auch Lerneffekte der Politik durch Erfahrung bzw. durch wissenschaftliche 

                                              
4  Sutherland/Cressey, Criminology, S. 22. 
5  Cornel/Dünkel, NK 2014, 309.  
6  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 4 f.; Lange, Innere Sicherheit, S. 16. 
7  Eisenberg, Kriminologie, S. 17 f. 
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Erkenntnis haben. Um kriminalpolitische Maßnahmen zu verstehen, ist es daher 
notwendig, dass bereits das Vorfeld der Gesetzgebung und die Gründe, warum 
sich einige Interessen durchsetzen, während andere außen vor gelassen werden, 
kriminologisch untersucht werden.8 Zunächst ist jedoch festzulegen, welche As-
pekte zum Bereich der Kriminalpolitik zählen. 

I. Kriminalpolitik – Theoretische Überlegungen 

Der Begriff der Kriminalpolitik wurde ca. um das Jahr 1800 herum erstmals 
verwendet.9 Dem heutigen Verständnis liegen verschiedene Definitionen zu 
Grunde. Als ganz enge Definition versteht man unter Kriminalpolitik den Teil 
der Rechtspolitik, deren Gegenstand das Strafrecht und seine Fortentwicklung in 
einer sich ändernden Gesellschaft ist.10 Diese Auffassung greift nach heutigen 
Erkenntnissen von sozialen Zusammenhängen in der pluralistischen Gesellschaft 
zu kurz. Sie hängt zu sehr am Begriff des Strafrechts und lässt dadurch andere 
ordnungs- und sicherheitspolitische Entscheidungen z. B. im Bereich der Krimi-
nalprävention außer Acht.11 Daher werden in umfassenderen Definitionen zudem 
präventive Maßnahmen aufgegriffen, die nicht nur Strafverfolgungsorgane, son-
dern auch andere Akteure in die Kriminalitätsbekämpfung und -verhütung mit-
einbeziehen.12 Zu dieser ressortübergreifenden Verbrechensbekämpfung gehören 
außerdem die Einbindung kommunaler Einrichtungen und Behörden sowie die 
Zusammenarbeit mit der Sozialverwaltung und gesellschaftlichen und privaten 
Institutionen und Vereinigungen.13 Daher ist unter Kriminalpolitik 

„die Gesamtheit aller staatlichen und außerstaatlichen Maßnahmen (also 
nicht nur strafrechtlichen) zu verstehen, die zum Schutz der Gesellschaft 
und des einzelnen Bürgers auf Verhütung und Bekämpfung von Kriminali-
tät gerichtet sind“14. 

Aden betrachtet den Begriff differenzierter. So gehören zur Kriminalpolitik im 
engeren Sinne das materielle Strafrecht und die Strafrechtspflege als Untersu-
chungsgegenstände. Im weiteren Sinne gehören zur Kriminalpolitik die Maß-
nahmen und Institutionen der Strafverfolgung, der Kriminalprävention sowie 
Ordnungswidrigkeiten.15 Mit der Justizpolitik und der Rechtspolitik hat die Kri-

                                              
8  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 5. 
9  Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 31; Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 281. 
10  Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 32; Vgl. Feltes, Kriminalpolitik, S. 160; Putzke, 

FS Schwind, S. 111. 
11  Feltes, Kriminalpolitik, S. 160. 
12  Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 33. 
13  Kerner, Kriminalpolitik, S. 201 f.  
14  Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 37. 
15  Aden, Problemdefinition und Agendagestaltung in der Kriminalpolitik, S. 121. 
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minalpolitik Überschneidungsbereiche, sie ist jedoch nicht deckungsgleich.16 
Weitere begriffliche Unterscheidungen sind u. a. die Einteilung in rationale, 
emotionale und populistische Kriminalpolitik.17 Zudem wird zwischen prakti-
scher und wissenschaftlicher Kriminalpolitik unterschieden.18 Sofern Kriminal-
politik wissenschaftlich verstanden wird, geht es auch um die „systematisch ge-
ordnete Darstellung der gesellschaftlichen Strategien, Taktiken und Sanktions-
mittel […], die auf optimale Verbrechenskontrolle gerichtet sind“19. Praktische 
Kriminalpolitik ist dagegen die Anwendung von und Entscheidungsfindung 
durch Verfahren und Maßnahmen nach Grundsätzen des Kriminalrechts.20 Im 
allgemeinen Sinne handelt es sich bei der Kriminalpolitik um eine „kriminal-
rechtliche Verankerung eines Rechtsgüterschutzes“21, die die Innere Sicherheit 
durch Normen und die Kontrolle dieser Normen gewährleistet.22 Die Aufgabe 
der Kriminalpolitik ist nach Meier und Kaiser die Optimierung des Strafrechts, 
des Strafsystems und der Strafrechtspflege, „um den inneren Frieden in der Ge-
sellschaft besser zu gewährleisten“23.24 Dabei besteht die Aufgabe der Kriminal-
politik darin bei der Verbrechensverhütung und Verbrechensbekämpfung das 
Gleichgewicht zwischen den Sicherheitsinteressen der Gesellschaft und dem 
Freiheitsinteresse des Einzelnen auszutarieren und bei Maßnahmen genau abzu-
wägen.25  

Neben der kriminologischen Sicht kann Kriminalpolitik im Sinne der Interdiszip-
linarität auch aus politikwissenschaftlicher Sicht betrachtet werden. Vornehmlich 
in der Politikwissenschaft wird der Begriff der „Inneren Sicherheit“ verwendet. 
Lange definiert Innere Sicherheit  

„als ein System von staatlichen Institutionen und Einrichtungen, die durch 
die Verfassung und Organe der demokratischen Willensbildung legitimiert 
sind, das öffentliche Gewaltmonopol im Rahmen rechtlich festgelegter 
Regeln exekutiv unter Anwendung auch von Zwangsmitteln auszuüben“26. 

Gegenüber diesem Ansatz, dessen Schwerpunkt auf den Institutionen liegt, ver-
weist Wenzelburger darauf, dass dem Begriff Innere Sicherheit etwas Vages an-
hafte und er in der Vergangenheit meist durch eine Negativabgrenzung zum Be-

                                              
16  Vertiefend Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 31, 34 ff.; einengend Reichenbach, der Krimi-

nalpolitik als Rechtspolitik auf dem Gebiet des Strafrechts definiert: Reichenbach, Kriminalpo-
litik und Strafrecht, S. 307, 309. 

17  m.w.N. vertiefend Schwind, Kriminologie, § 1, Rdnr. 33a. 
18  Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 281. 
19  Ebd.; Feltes, Kriminalpolitik, S. 160; so auch Liebl, Kriminalpolitik und kriminologische For-

schung, S. 405 f. 
20  Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 281. 
21  Liebl, Kriminalpolitik und kriminologische Forschung, S. 405. 
22  Ebd. 
23  Meier, Kriminologie, § 1, Rdnr. 8 
24  Ebd.; Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280. 
25  Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 11; Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 282 f. 
26  Lange, Innere Sicherheit, S. 16. 
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griff „Freiheit“ definiert worden sei.27 Zudem sei zwischen „pure safety“, das die 
Bedrohung für Leib und Leben ins Zentrum stellt, und einem Verständnis von 
Sicherheit, das auch Unsicherheitsgefühle und Bedrohungen für die Art zu leben 
beinhalte, zu unterscheiden. Der Begriff der Inneren Sicherheit umfasse dabei 
zum einen die Kriminalitätsbekämpfung („pure safety“) und zum anderen staatli-
che Konzepte zur Sicherung einer bestimmten Lebensweise („Sicherheit“).28 Ins-
gesamt sieht Wenzelburger eine breite Definition der Politik der Inneren Sicher-
heit nicht als zielführend an. Er schlägt vor, sie vielmehr als Policy-Problem und 
damit die konkreten Politikinhalte (staatliche Maßnahmen wie Gesetze und deren 
Umsetzung) im Gegensatz zu den institutionellen Ausgestaltungen des Politik-
feldes, Kompetenzabgrenzungen und Sicherheitsdiskursen, zu definieren. Diese 
Politikinhalte bewegen sich im Spannungsfeld zwischen repressiv-autoritär und 
liberal.29 Für eine weitere Eingrenzung wäre es demnach notwendig festzulegen, 
wann ein Politikinhalt (auch Policy genannt) zum Bereich der Inneren Sicherheit 
gehört. Hierbei verweist Wenzelburger auf die eingangs identifizierten Bereiche 
der „pure safety“ und der „Sicherheit“, auf die sich Politikinhalte, wie z. B. Prä-
ventionsarbeit beziehen können. Mit Policies der Inneren Sicherheit sind also 
Gesetze und Maßnahmen gemeint, die sich nicht nur repressiv mit der Kriminali-
tätsverfolgung, sondern auch präventiv mit der Verhinderung von Kriminalität 
und der Verbesserung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Bevölkerung befas-
sen.30 Auch Groll, Reinke und Schierz sehen im Politikfeld der Inneren Sicher-
heit eine deutliche Entwicklung hinsichtlich der Inhalte und der beteiligten Ak-
teure.31 Dabei gehe die Entwicklung weg vom Verständnis der reinen Sicherheit 
i. S. v. repressiver Kriminalitätsbekämpfung hin zur Aufrechterhaltung (lokaler) 
öffentlicher Sauberkeit und Ordnung, so dass Innere Sicherheit und öffentliche 
Ordnung ineinander übergingen und sich überlagerten. Aufgrund des vermuteten 
Einflusses von Sauberkeit und Ordnung auf das Sicherheitsgefühl und die Le-
bensqualität der Bevölkerung „erscheinen [sie]nicht nur als Vorstufen, sondern 
auch als Voraussetzungen der öffentlichen Sicherheit“32. Damit gehörten sowohl 
die Sicherheit als auch die Ordnung zur Kriminalpolitik.33  

Wie verhalten sich nun die Begriffe Kriminalpolitik und Innere Sicherheit zuei-
nander? Neben Wenzelburger, der die Kriminalpolitik als Policy gleichberechtigt 
neben der Politik der Inneren Sicherheit sieht34, mit der sie Überschneidungsbe-

                                              
27  Wenzelburger, Politik der Inneren Sicherheit, S. 663 ff. 
28  Wenzelburger, Politik der Inneren Sicherheit, S. 663, 664. 
29  Ebd. S. 663, 666. 
30  Ebd. S. 663, 667. 
31  Groll/Reinke/Schierz, Der Bürger als kriminalpolitischer Akteur, S. 343, 344. 
32  Groll/Reinke/Schierz, Der Bürger als kriminalpolitischer Akteur, S. 343, 344. 
33  Ebd. S. 343, 345. Die Autoren unterscheiden nicht zwischen Kriminalpolitik und der Politik 

der Inneren Sicherheit. 
34  Wenzelburger, Politik der Inneren Sicherheit, S. 663, 666. 
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reiche hat, wird die Kriminalpolitik andererseits nur als Teil der Inneren Sicher-
heit verstanden. So definiert Lange Kriminalpolitik  

„als ein Policy-Programm, welches die Strategien, Taktiken und Sankti-
onsinstrumente beschreibt, mit denen die Institutionen der Inneren Si-
cherheit eine Optimierung der Verbrechenskontrolle zu erreichen versu-
chen“35.  

Als zentraler Teil der Inneren Sicherheit zähle die Kriminalpolitik zu den Kern-
aufgaben staatlichen Handelns, das den Schutz der Bevölkerung vor Kriminali-
tät, die Umsetzung des Gewaltmonopols sowie den „Aufbau eines sozialintegrie-
renden Normenwerkes“36 umfasse.37 So ähnlich sieht es auch Mittendorf. Seiner 
Ansicht nach ist die Kriminalpolitik aus der Perspektive der Policy- oder Politik-
feldanalyse kein eigenständiges Politikfeld, sondern vielmehr „ein Überbegriff 
für regulative Politikinhalte“38, der verschiedene Politikfelder berührt (z. B. 
Wirtschaftspolitik, Politik der Inneren Sicherheit, Kommunalpolitik).39 Dabei 
werden durch die Politikinhalte der Kriminalpolitik widerrechtliche Handlungen 
und ihre Ahndung festgelegt.40 Auch Frevel weist darauf hin, dass das Politikfeld 
Kriminalpolitik im Bereich der Politikwissenschaften meist nur als der Teil der 
„Inneren Sicherheit“ behandelt wird, der sich mit den polizeilichen und straf-
rechtlichen Teilbereichen beschäftigt.41 Der politische Gegenstand der Kriminal-
politik ist nach Frevels Verständnis dabei die Kriminalität, verstanden als „Ver-
stöße gegen staatliche, gesetzlich kodifizierte, mit Strafandrohung verbundene 
Normen.“42 Mit diesem engen, formalistischen Verständnis grenzt er Kriminali-
tät von gesellschaftlichen, sittlichen und moralischen Normen ab. Er identifiziert 
drei Dimensionen des Politikfeldes Kriminalpolitik: Erstens die dem gesell-
schaftlichen Wandel unterliegende Normsetzung bezüglich strafbaren und nicht 
strafbaren Verhaltens, zweitens die Durchsetzung des Rechts durch die Exekuti-
ve (inklusive der Rechtssetzung für polizeiliches Handeln) und die Prävention 
vor Rechtsverstößen, sowie drittens Kriminalpolitik als Justizpolitik.43 Diese in-
stitutionelle Betrachtungsweise kann nach Frevel noch um die kriminologische 
Perspektive ergänzt werden. Danach sind auch die Bildungspolitik, die Sozial- 
und Familienpolitik, die Wirtschaftspolitik sowie die Kommunalpolitik Politik-
felder, die Einfluss auf die Kriminalpolitik haben.44 

                                              
35  Lange, Kriminalpolitik, S. 9, 10. 
36  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 118. 
37  Ebd. 
38  Mittendorf, Kriminalpolitik und neue Kommunikationstechniken, S. 269, 272. 
39  Ebd. 
40  Ebd. 
41  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 104. 
42  Ebd. 
43  Ebd. S. 103, 104 f. 
44  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 106. 
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Somit ist in der Gesamtsicht sowohl aus kriminologischer, als auch aus politik-
wissenschaftlicher Sicht die Kriminalpolitik als die Gesamtheit der Politikinhalte 
anzusehen, die sich mit den staatlichen und nichtstaatlichen Maßnahmen zur 
Vorbeugung, Bekämpfung und Kontrolle von Kriminalität beschäftigen. 

II. Normgeneseforschung 

Empirische Untersuchungen zu kriminalpolitischen Prozessen und ihren zugrun-
deliegenden Einflüssen werden schwerpunktmäßig im Bereich der Normgenese-
forschung durchgeführt.45 Die Normgeneseforschung beschäftigt sich mit der 
Frage, warum bestimmte Verhaltensweisen kriminalisiert werden und welche 
Ziele die Akteure im Gesetzgebungsprozess verfolgen.46 Dabei geht man von der 
Grundannahme der kritischen Kriminologie aus, dass es sich bei der Kriminalität 
um ein gesellschaftliches Konstrukt handele, dessen Entstehung durch die Ana-
lyse von strafrechtlichen und strafprozessrechtlichen Gesetzesvorhaben zu unter-
suchen sei.47 Die Untersuchungen verfolgen vermehrt einen akteurszentrierten 
Ansatz mit dem Fokus auf den Einfluss bestimmter Interessengruppen und deren 
verborgenen Intentionen im Policy-Prozess.48 Nach der Hochzeit der Normge-
neseforschung in den 1970er und 1980er Jahren49 sind die Forschungsprojekte in 
den 1990ern stark zurückgegangen. Seit dem Jahr 2002 sind kaum noch Untersu-
chungsergebnisse im Bereich der Normgeneseforschung erschienen.50 Neuere 
Ansätze zur Untersuchung von kriminalpolitischer Gesetzgebung finden sich 
jedoch bei Schlepper51, Meinen52, Gressmann53 sowie Lanfer54.  

Die Beiträge der Normgeneseforschung enthalten neben empirischen Untersu-
chungen auch theoretische Abhandlungen.55 In den theoretischen Abhandlungen 
hat die Normgeneseforschung der 1970er und 1980er Jahre bereits viele Proble-
matiken und Überlegungen aufgeworfen, die einerseits heute noch interessant 
sind und andererseits von anderen wissenschaftlichen Disziplinen, wie der Poli-

                                              
45  Übersicht über die ersten Ansätze bei Haferkamp/Lautmann/Brusten, MSchrKrim 1978, 

351 ff.; zum Forschungsstand von 1980 ausführlich: Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, 
S. 73 ff. 

46  Schlepper, Strafgesetzgebung, S. 7. 
47  Ebd. S. 44; Waldmann, KrimJ 1979, 102 ff. 
48  Ebd. S. 44. 
49  Ebd. S. 7; Zum DFG-Schwerpunktprogramm „Empirische Sanktionsforschung – Genese und 

Wirkungen von Sanktionsnormen und Sanktionen siehe Bieker/Floerecke, MSchrKrim, 1983, 
178 ff.; Zum Beginn der Normgeneseforschung: Haferkamp/Lautmann, KrimJ 1975, 241 ff. 

50  Schlepper, Strafgesetzgebung, S. 45 mit Verweis auf Liebl, Kriminalpolitik und kriminologi-
sche Forschung, S. 405, 420. 

51  Schlepper, Strafgesetzgebung, S. 7. 
52  Meinen, NK 2014, 317. 
53  Gressmann, NK 2014, 311. 
54  Lanfer, Evaluationsprozesse in Gesetzgebungsverfahren, S. 85 ff. 
55  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179; Haferkamp/Lautmann/Brusten, MschrKrim 

1978, 351 ff. 
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tikwissenschaft, in anderen Politikbereichen als der Kriminalpolitik, durchaus 
aufgegriffen werden (z. B. den Policy-Cycle).56 

Empirische Studien zur Normgenese befassen sich hauptsächlich mit strafrecht-
lichen Normen und basieren dabei auf mehr oder weniger systematischen Unter-
suchungen von Veröffentlichungen und Dokumenten zum entsprechenden Ge-
setzgebungsprozess oder sind eher historischer Natur.57 Sofern bisherige Studien 
unter Anwendung von Methoden der empirischen Sozialforschung durchgeführt 
wurden, mangelte es ihnen an expliziten zu prüfenden Hypothesen, an genauer 
Operationalisierung oder an der Einheitlichkeit eines theoretischen Ansatzes.58 

1. Erkenntnisinteressen der Normgeneseforschung 

Aufgrund der starken Prägung durch den Labeling Approach liegt der Schwer-
punkt des Erkenntnisinteresses der Normgeneseforschung in Bezug auf die 
Strafgesetzgebung darin, die hintergründigen Ziele der beteiligten Akteure of-
fenzulegen.59 Dabei geht es um die Darstellung des definitorischen Charakters 
von Normsetzung in Bezug auf bestimmte Verhaltensweisen60 und um die Ana-
lyse und damit den Nachweis von Einfluss der verschiedenen Akteure im Ge-
setzgebungsverfahren.61 In durchgeführten Studien untersuchte man die Rolle 
verschiedener parlamentarischer Instrumente im Bereich der Kriminalpolitik.62 
Zudem wurde u. a. vor dem theoretischen Hintergrund des Rational-Choice-
Ansatzes versucht, die Entscheidungen von kollektiven Akteuren im Gesetzge-
bungsprozess zu erklären.63 Im Fokus stand dabei insgesamt die empirische Re-
konstruktion von wesentlichen Einflussfaktoren auf die Normgenese.64 Floerecke 
untersuchte insbesondere die politischen und organisatorischen Rahmenbedin-
gungen des Gesetzgebungsverfahrens und des legislativen Entscheidungssystems 
sowie Handlungsorientierungen und Abstimmungsverhalten der am Prozess be-
teiligten Akteure.65 Auch die der Rechtsetzung vorgelagerten formellen und in-
formellen meinungsbildenden Prozesse unter Einfluss von Bürokratie, Interes-
sengruppen, Parteien, Parlament und Wissenschaft wurden z. B. zur Umwelt-
strafgesetzgebung analysiert.66 Dabei gehen die Vertreter der Normgenesefor-
schung von zwei theoretischen Ansätzen aus: Auf der einen Seite werden als we-
                                              
56  Siehe hierzu: Haferkamp/Lautmann/Brusten, MschrKrim 1978, 351 ff.; Bieker/Floerecke, 

MschrKrim, 1983, 178 ff.; Haferkamp/Lautmann, KrimJ 1975, 241 ff.; 
57  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179 mit Hinweisen auf entsprechende Studien 

dort. 
58  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179. 
59  Schlepper, Strafgesetzgebung, S. 7. 
60  Rüther, KrimJ 1982, 177, 180 f.; Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 125. 
61  Waldmann, KrimJ 1979, 102, 105 ff.; Rüther, KrimJ 1982, 177, 180 f. 
62  Z. B. Jung, Die parlamentarische Anfrage als Ausdrucks- und Gestaltungsmittel der Kriminal-

politik, S. 102 ff. 
63  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 180 (auf Basis einer Studie von 1982/1983). 
64  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23. 
65  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23. 
66  Rüther, KrimJ 1982, 177. 
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sentliche Einflussfaktoren makrostrukturelle Faktoren wie die wirtschaftliche 
Entwicklung, Herrschaftsverhältnisse etc. identifiziert.67 Die sozio-politischen 
Rahmenbedingungen stellen dabei die unabhängigen Variablen für die Normset-
zungsverfahren dar.68 Floerecke geht z. B. vor dem theoretischen Hintergrund 
des Labeling Approaches davon aus, dass politisches Handeln nicht nur der 
zweckrationalen Durchsetzung von politischen Zielen dient, sondern auch in-
strumentelle und symbolische Funktionen erfüllt.69 Zudem geht er davon aus, 
dass Normsetzungsverfahren sich nach der Grundstimmung in der jeweiligen 
Politikphase (reformorientiert oder konservativ) richten.70 Weiterhin existieren 
Analysen zur Entwicklung des Strafrechts in Bezug auf das Wohlfahrtsstaatssys-
tem und dessen Einfluss auf die Gesetzgebung.71 

Andererseits wird angenommen, dass der wesentliche Einfluss durch die einzel-
nen Akteure, also quasi auf der Mikroebene, ausgeübt wird.72 Dazu zählt u. a. die 
Untersuchung zur Entstehung und Veränderung von strafrechtlichen Sankti-
onsnormen im Bereich Bewährungshilfe und Führungsaufsicht von Bieker und 
Gith73, die auch die Adressatenperspektive einbindet, bzw. die Untersuchung von 
Brusten.74 Dabei geht Brusten den Fragen nach, welche Personen sich am Pro-
zess beteiligen, welche Argumente im Gesetzgebungsprozess eine Rolle spielen 
bzw. wer sich wie im Gesetzgebungsprozess durchsetzen kann. Leitende Hypo-
thesen der Untersuchung sind z. B. dass je geringer der Politisierungsgrad und 
die öffentliche Diskussion, desto höher der Einfluss der Akteure, die nachher das 
Gesetz umsetzen. Normsetzung und Normimplementation würden von den Inte-
ressen dieser Akteure bestimmt und es bestehe weitgehend Identität in personel-
ler und ideologischer Hinsicht zwischen den Akteuren der Normgenese und den 
Akteuren der späteren Normimplementation, so dass diese ihre eigenen Vorstel-
lungen in der Praxis durchsetzen würden.75 Zudem ging es bei der Untersuchung 
von Brusten um die Analyse der Implementation des Gesetzes zur Führungsauf-
sicht in den Bundesländern und der zugrundeliegenden Argumente für die Art 
und Weise der Umsetzung der Gesetze.76 Bei Strafrechtsnormen wird im Bereich 
der Normgeneseforschung der besondere Einfluss von Institutionen sozialer 
Kontrolle wie z. B. der Polizei betont, da die Normen, deren Einhaltung sie kon-
trollieren, das Aufgabenfeld und die Erforderlichkeit der entsprechenden Organi-

                                              
67  Beispielsweise Floerecke, KrimJ 1987, 119, 120; Rüther, KrimJ 1982, 177, 178. 
68  Floerecke, KrimJ 1987, 119, 121. 
69  Ebd. 119, 122 f., Instrumentelle Funktionen sind z. B. die Verhinderung bzw. Abbau des Nega-

tivimages der Strafverfolgungsbehörden, vgl. auch Floerecke, KrimJ 1987, 119, 124. 
70  Ebd. 119, 125. 
71  Savelsberg, Wirtschaftsstrafrecht, S. 137 ff. 
72  Vgl. Rüther, KrimJ 1982, 177, 178; Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 126. 
73  Bieker/Gith, KrimJ 1982, 202 205 ff. 
74  Brusten, KrimJ 1982, 194 ff., 197. 
75  Ebd. 194, 196 f.; Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 84. 
76  Ebd. 194. 
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sationen bestimmen.77 Im Rahmen der Adressatenperspektive stehen auch die 
Problemdefinitionen, die Ziele und die Interessen und Forderungen bei der 
Normsetzung im Fokus. Hinzu kommen die Fragen wie und zu welchem Ende 
die jeweiligen Interessen der Akteure berücksichtigt werden, wobei es auch um 
die Einflussmöglichkeiten der Akteure und die Berücksichtigung ihrer Vorschlä-
ge im Beratungsprozess bzw. die zugrundeliegenden Selektionsmechanismen 
geht.78 Zu beachten ist hierbei, dass man sich, wenn auch in engen Grenzen, poli-
tikwissenschaftlicher Theoriekonzepte und Annahmen bedient.79 Zum Teil sind 
die Untersuchungen auf ganz bestimmte Akteure und ihren Einfluss auf die Wil-
lensbildung der gesetzgebenden Organe, wie z. B. die Wirtschaftsverbände im 
Rahmen der Wirtschaftsstrafgesetzgebung, begrenzt.80 Ebenfalls gehört es zu den 
Erkenntnisinteressen der Normgeneseforschung, ob die soziale Machtposition 
der Normadressaten eine und, wenn ja, welche Rolle bei der Beeinflussung des 
Normsetzungsprozesses spielt.81 Die Studie von Haferkamp82 zur Veränderung 
der Diebstahlsnormen im Strafrecht ist eine der wenigen Untersuchungen, die 
sowohl makrostrukturelle Ansätze83 wie auch interessen- bzw. akteurszentrierte84 
Ansätze verfolgt. Einen ebensolchen verbindenden Ansatz verfolgt Floerecke in 
seiner Forschung zur Reform des Demonstrationsstrafrechts.85 

Weitere Untersuchungsgegenstände sind das Verhältnis zwischen Kriminologie 
und Kriminalpolitik, das zum Beispiel hinsichtlich der Strafrestaussetzung bei 
lebenslanger Freiheitsstrafe untersucht wurde.86 Dabei geht es u. a. darum, Ar-
gumente der Akteure im Gesetzgebungsverfahren mit empirischen Ergebnissen 
der Kriminologie abzugleichen. Zudem werden die Arten der Informationsbe-
schaffung durch die Akteure im Normsetzungsprozess analysiert.87 Im Bereich 
der Umweltstrafgesetzgebung untersuchte Rüther den Einfluss der Kriminologie 
und der Strafrechtswissenschaft auf die Gesetzgebungsprozesse sowie den Zu-
sammenhang zwischen Umweltproblembewusstsein und wissenschaftlicher For-
schung.88 Dabei ging es auch um Fragen einer anwendungsbezogenen Forschung 
zur Lösung gesellschaftlicher Probleme.89 Weiterhin gibt es rechtswissenschaft-
liche Untersuchungen, die Gesetzgebungsverfahren u. a. auf die gesetzgeberische 

                                              
77  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 85 ff. m.w.N. 
78  Floerecke, KrimJ 1987, 119, 125, 127. 
79  Ebd. 119, 122, 127, 128. 
80  Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203 ff., 208. 
81  Für das Umweltstrafrecht Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 126. 
82  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht. 
83  Ebd.; vgl. auch Brusten, KrimJ 1982, 194, 195. 
84  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht; vgl auch Rüther, KrimJ 1982, 177, 178. 
85  Floerecke, KrimJ 1987, 119, 120, 125. 
86  Lüdemann, Ergebnisse der Kriminologie und deren Berücksichtigung, S. 109 ff. 
87  Ebd. S. 109, 116 f. 
88  Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120 ff. 
89  Ebd. S. 120, 126. 
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Sorgfalt bzw. die Geeignetheit der Zielerreichung von Normen hin analysieren90 
bzw. welchen Einfluss die Meinung in der Bevölkerung zu einem rechtlichen 
Sachverhalt und mögliche Implementationsprobleme auf das Gesetzgebungsver-
fahren nehmen91 (beispielhaft für die Darstellung des Einflusses der Ministerial-
bürokratie auf kriminalpolitische Entwicklungen siehe Alex92). Zudem gibt es 
Untersuchungen, die sich allein auf die jeweils untersuchten Normen bzw. Ge-
setzgebungsprozesse beziehen, z. B. im Bereich der Drogentherapie.93  

2. Untersuchungsmethoden der Normgeneseforschung 

Als Untersuchungsmethoden im Bereich der Normgeneseforschung werden vor-
nehmlich Inhaltsanalysen von stenographischen Protokollen von nicht-
öffentlichen Sitzungen94 und Plenarprotokollen bzw. Drucksachen von Bundesrat 
und Bundestag zu dem jeweiligen Gesetzgebungsverfahren95 sowie (leitfadenori-
entierte) Experteninterviews mit Politikern und am Verfahren beteiligten Minis-
terialbeamten geführt und analysiert.96 Ebenso gibt es inhaltsanalytische Auswer-
tungen der Medien (z. B. Tageszeitungen)97 und von Materialien und Stellung-
nahmen von Verbänden und Interessengruppen sowie Beiträgen aus der Wissen-
schaft.98 Teilweise werden auch schriftliche Anfragen gestellt99 und mündliche 
Befragungen und Gruppendiskussionen geführt.100 Zudem werden für die In-
haltsanalyse ergänzend die Ergebnisse von leitfadengestützten Experteninter-
views mit Vertretern der Akteure verwendet, u. a. um Prozesse, die sich nicht 
aus den offiziellen Dokumenten ergeben, nachzuvollziehen.101 Dabei dienen zur 
Erstellung der Interviewleitfäden meist die Erkenntnisse aus der vorangegange-
nen Dokumentenanalyse.102 Außerdem kann auf Sekundärmaterial zurückgegrif-
fen werden103, z. B. Bevölkerungsumfragen zu den Wertvorstellungen bezüglich 
des Umweltschutzes104 oder Materialien des Statistischen Bundesamtes105. 
                                              
90  Schröder, Drogentherapie nach den §§ 93a JGG, 35 ff. BtMG, S. 2; hier findet sich auch eine 

grundsätzliche Darstellung der einzelnen Stufen des Gesetzgebungsverfahrens, S. 8 ff. 
91  Lüdemann, Öffentlichkeit, Kriminalpolitik und Strafrechtsanwendung, S. 236 ff. 
92  Alex, NK 2014, 380 ff. 
93  Z. B. Schröder, Drogentherapie nach den §§ 93a JGG, 35 ff. BtMG, S. 244 f. 
94  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 180. 
95  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 180; Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 

23; Brusten, KrimJ 1982, 194, 200; Schröder, Drogentherapie nach den §§ 93a JGG, 35 ff. 
BtMG, S. XXX ff. 

96  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 180; Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 
23; Rüther, KrimJ 1982, 177, 181; Brusten, KrimJ 1982, 194, 200. 

97  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S 125 ff.; vgl. auch Rüther, KrimJ 1982, 177, 178. 
98  Rüther, KrimJ 1982, 177, 181 f. 
99  Rüther, KrimJ 1982, 177, 181 f.; Brusten, KrimJ 1982, 194, 200. 
100  Bieker/Gith, KrimJ 1982, 202, 210 f. 
101  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 180, Rüther, KrimJ 1982, 177, 181 f. 
102  Rüther, KrimJ 1982, 177, 182. 
103  Brusten, KrimJ 1982, 194, 200; Rüther, KrimJ 1982, 177, 182. 
104  Rüther, KrimJ 1982, 177, 182. 
105  Schröder, Drogentherapie nach den §§ 93a JGG, 35 ff. BtMG, S. XXVII. 
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Rüther nahm z. B. quantitative Auswertungen von bestehendem Material vor106 
und Brühl führte Aktenanalysen von (durch Akteure) zur Verfügung gestellten 
Dokumenten (inkl. Briefe, Vermerke zu Telefonaten etc.) durch und vollzog sie 
als Informationsströme in Ablaufdiagrammen nach.107 Brusten verwendete in 
seiner Untersuchung zur Führungsaufsicht ein Modell, das im Grunde in seinen 
Phasen dem Policy-Cycle aus der Politikwissenschaft108 glich. Er nannte es Pro-
zessverlauf-Modell. In diesem Zusammenhang führte er auch die makrostruktu-
rellen, sozioökonomischen und gesellschaftlichen Randbedingungen des Gesetz-
gebungsprozesses auf.109 Insgesamt wird im Rahmen der Normgeneseforschung 
jedoch kaum ein Bezug zu politikwissenschaftlichen Erkenntnissen und Metho-
den gezogen.110  

3. Untersuchungsergebnisse der Normgeneseforschung 

Zu den eingangs genannten empirischen Untersuchungen liegt nur eine begrenzte 
Zahl von Ergebnisveröffentlichungen vor111, so dass die Darstellung des For-
schungsstands nur auf Basis einer engen Anzahl von Untersuchungsergebnissen 
erfolgen kann. 

Bezüglich der verschiedenen Untersuchungsansätze ergeben sich folgende Er-
gebnisse: In seiner Untersuchung zur Veränderung von strafrechtlichen Dieb-
stahlsnormen stellt Haferkamp fest, dass es keinen nennenswerten Einfluss von 
herrschenden gesellschaftlichen Gruppen in diesem Bereich gibt. Vielmehr 
kommt es im Bereich der Diebstahlsnormen darauf an, ob sich das Gesetzge-
bungsverfahren in einer konservativen oder reformorientierten Politikphase ab-
spielt, was sich wiederum durch die jeweiligen Mehrheiten im Parlament 
ergibt.112 Zudem wurden von Floerecke Zusammenhänge zwischen den sozio-
politischen Rahmenbedingungen, d. h. verschiedenen Politikphasen (konservativ 
oder reformorientiert), dem Auftreten sozialer Bewegungen und staatlich-
gesetzgeberischen Reaktionen untersucht.113 Bei der Untersuchung akteurszen-
trierter Ansätze kann ein besonderer Einfluss der Normanwender und Normad-
ressaten festgestellt werden. So zeigt sich bei Strafrechtsgesetzgebungsprozessen 
eine große Einflussnahme der späteren Normanwender, vor allem durch Juris-
ten.114 Im Rahmen des Umweltstrafrechts wurde von Rüther des Weiteren ein 
signifikanter Einfluss der Industrie (und ihrer Verbände) und durch Amtsträger, 

                                              
106  Rüther, KrimJ 1982, 177, 182. 
107  Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203, 208 f., 211 ff. 
108  Siehe Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 48 ff. 
109  Brusten, KrimJ 1982, 194, 197. 
110  Ebd.  
111  Zur Übersicht siehe Liebl, Kriminalpolitik und kriminologische Forschung, S. 405, 419. 
112  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 182, 185 f.; vgl. auch Rüther, KrimJ 1982, 177, 

178 f. 
113  Floerecke, KrimJ 1987, 119, 120, 124. 
114  Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 126; Waldmann, KrimJ 1979, 102, 111. 
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also sozial besser gestellter Akteure festgestellt.115 Hier besteht eine gewisse Nä-
he von Normsetzern, Normanwendern und Normadressaten.116 Ein wichtiger Zu-
sammenhang besteht zusätzlich zwischen der Normsetzung und der späteren 
Normimplementation bzw. -anwendung. So beeinflussen antizipierte Probleme 
bei der Normanwendung bereits wesentlich den Gesetzgebungsprozess, während 
umgekehrt im Gesetzgebungsprozess ausgeschiedene Interessen z. B. durch die 
Art der Anwendung bzw. Auslegung des Gesetzes quasi durch die Hintertür Ein-
gang in die Rechtsrealität finden.117 Das Ergebnis von Gesetzgebungsprozessen 
hängt damit maßgeblich auch von der Art ihrer Durchführung ab.118 Daher muss 
im Rahmen der Normgeneseforschung auch immer die Ebene der Normanwen-
dung mit berücksichtigt werden.119 In Einzelfallstudien im Bereich der Wirt-
schaftsstrafgesetzgebung stellt Brühl fest, dass bei Interessengruppen und -
verbänden die Beteiligung am Gesetzgebungsprozess maßgeblich von der The-
matik des Gesetzgebungsverfahrens abhängt, d. h. inwiefern die jeweiligen Ak-
teure durch das Gesetzgebungsverfahren betroffen sind und ob sich dieses (nega-
tiv) auf ihren Status und ihr Handeln auswirkt.120 Dabei ist der Druck auf die Ge-
setzgebungsorgane unterschiedlich stark und die eingesetzten Methoden und 
Mittel unterscheiden sich nach den jeweiligen Gegebenheiten in der Entwicklung 
des Gesetzgebungsprozesses.121 Außerdem werden bei geringen Machtpositionen 
für gewisse Einstellungen Koalitionspartner zur Erhöhung des Einflusspotentials 
gesucht.122 Insgesamt kann ein weitgehender Einfluss der Bürokratie bzw. Exe-
kutive festgestellt werden. Floerecke123 identifizierte in seiner Untersuchung fol-
gende Einflussfaktoren im Bereich der Führungsaufsicht: Dominanz von Exper-
ten (Juristen) und deren Subkulturbildung, unterschiedliche Möglichkeiten der 
Einflussnahme zwischen Politikern und Bürokraten sowie Strukturen und Pro-
zesse der Informationsbeschaffung, die unter Einwirkung des geringen Politisie-
rungsgrades zu einer Entscheidungsautonomie von kleinen Akteursgruppen im 
entsprechenden Ausschuss führen.124 Die nach dem Prinzip der Gewaltenteilung 
vorgesehene Aufgabenverteilung zwischen Legislative und Exekutive bestehe in 
der Gesetzgebungswirklichkeit so nicht. Dies liegt nach den Ergebnissen von 
Floerecke an der Ressourcenüberlegenheit der Ministerialbürokratie in Bezug 
auf Zeit, Arbeitskraft, Informationen und Expertenwissen.125  

                                              
115  Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 126 f. 
116  Ebd. S. 120, 127. 
117  Brusten, KrimJ 1982, 194, 195 f. 
118  Siehe auch Schröder, Drogentherapie nach den §§ 93a JGG, 35 ff. BtMG, S. 23. 
119  So auch Brusten, KrimJ 1982, 194, 196. 
120  Für das Wirtschaftsstrafrecht: Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203, 206, 231. 
121  Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203, 206 m. w. N. 
122  Ebd. S. 203, 231. 
123  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 32. 
124  Ebd. 23, 33. 
125  Ebd. 23, 35. 



14 

Informationsbeschaffung und -verarbeitung als weitere Aspekte der organisatori-
schen Randbedingungen sind auf Bundesebene Aufgaben der Ministerialbürokra-
tie, die u. a. Informationen, Erfahrungen und Forderungen der zukünftigen Nor-
manwender, der justiziellen Praxis einholen. Durch das behördliche Prozedere 
und Einschränkungen in den Arbeitsressourcen bleiben diese Informationen z. T. 
im oberen Bereich der Behördenhierarchie hängen. Dadurch kann es dazu kom-
men, dass hinsichtlich möglicher Implementationsprobleme und der Praktikabili-
tät der Regelungen die Sicht der Praktiker nicht ausreichend berücksichtigt wer-
de.126 Waldmann konstatierte 1979, dass gesamtgesellschaftliche Konflikte und 
Machtverhältnisse in der kriminalpolitischen Normgenese von Strafrechtsnormen 
kaum Einfluss ausübten, da die bestehenden Machtstrukturen sich bereits verfes-
tigt hätten und es für mächtige Gruppen (z. B. wirtschaftliche Eliten) andere 
Arenen als das Strafrecht gebe. Ausgenommen sei hiervon allein die Ministerial-
bürokratie, die als Organ der Staatsmacht entscheidenden Einfluss auf die Norm-
genese im Bereich des Strafrechts ausübe.127 

Bezüglich der Wissenschaft als Akteur im kriminalpolitischen Prozess konnten 
nur schwache Einflussmöglichkeiten auf Gesetzgebungsprozesse festgestellt 
werden. Beim Abgleich zwischen Argumenten der am Gesetzgebungsprozess 
beteiligten Akteure und empirischen Ergebnissen der Kriminologie zeigt sich, 
dass es dabei Diskrepanzen wie auch Übereinstimmungen gibt.128 Die Wirkung 
von wissenschaftlichen Beiträgen in Fachzeitschriften wird als gering erachtet, 
da sie maßgeblich von der Zuwendung der am Normsetzungsprozess beteiligten 
Akteure zur Wissenschaft abhängt.129 Zudem haben im Bereich des Umweltstraf-
rechts Strafrechtswissenschaftler weniger eine einflussnehmende, gestaltende 
Position eingenommen als vielmehr eine rein kommentierende. Dies gilt ebenso 
für die kriminologische Forschung.130 Bei der Untersuchung zur Führungsauf-
sicht konnte von Floerecke festgestellt werden, dass fachwissenschaftliche Pub-
likationen hinzugezogen wurden, die jedoch die fehlende Empirie nicht auffan-
gen konnten, zumal kriminologische Untersuchungen keinen Eingang fanden, 
sondern vielmehr rein rechtliche Aspekte betrachtet wurden.131 Ein weiterer Ein-
flussfaktor sind dabei auch die „institutionell festgelegten Formen und Prozesse 
der Informationsgewinnung und -verarbeitung“132. Im Gesetzgebungsverfahren 
zur Führungsaufsicht war die Informationsverarbeitung interessengeleitet und 
selektiv. So fanden insbesondere Informationen Eingang in die Ausschussarbeit, 
die bereits bestehende Überzeugungen und Ziele der einflussreichen Akteure 
unterstützten.133 Dies steht einer rationalen Ausgestaltung des Gesetzes, die auch 
                                              
126  Ebd. 23, 36 f. 
127  Waldmann, KrimJ 1979, 102, 111 f.; vgl. auch Brusten, KrimJ 1982, 194, 195. 
128  Lüdemann, Ergebnisse der Kriminologie und deren Berücksichtigung, S. 109, 116. 
129  Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 124. 
130  Ebd. 
131  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 36 f. 
132  Ebd. 23, 36. 
133  Ebd. 23, 37. 
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alternative Handlungs- und Entscheidungsalternativen berücksichtigt, entge-
gen.134 

In seiner Untersuchung zur Genese einer strafrechtlichen Regelung bei lebens-
langer Freiheitsstrafe schließt Lüdemann nicht aus, dass die Entscheidungen erst 
im Nachhinein durch rationale Argumente legitimiert wurden. Dabei stellt er die 
Frage nach den wahren Gründen bzw. die Frage, ob Entscheidungen nicht immer 
auch, zumindest zu einem gewissen Grad, durch subjektive Einstellungen im 
Vorfeld determiniert seien.135 Sofern man davon ausgeht, stellt sich die folgende 
Frage, wie man diese Einstellungen und ihren Einfluss auf die Entscheidungsfin-
dung überhaupt methodisch erforschen kann.136 

Floerecke stellt in seiner empirischen Arbeit zur Normgenese der Führungsauf-
sicht fest, dass ein Erklärungsmodell der Normgeneseforschung, das sozio-
politische, organisatorische und interaktive Einflussfaktoren in der Untersuchung 
von Gesetzgebungsprozessen zusammen betrachtet, am ehesten adäquat sei.137 
Im Bereich der politischen Rahmenbedingungen seien es die sog. Politikphasen 
(konservative oder reformorientierte Kräftekonstellationen)138, der Politisie-
rungsgrad (wie viel öffentliches oder politisches Interesse ein Thema erregt) und 
die Situation des Finanzhaushalts.139 Bei den organisatorischen Rahmenbedin-
gungen identifiziert Floerecke folgende Einflussfaktoren im Bereich der Füh-
rungsaufsicht140: Dominanz von Experten und deren Subkulturbildung, unter-
schiedliche Möglichkeiten der Einflussnahme zwischen Politikern und Bürokra-
ten sowie Strukturen und Prozesse der Informationsbeschaffung und Informati-
onsverarbeitung. Als weitere Ebene von Einflussfaktoren müssen die Interaktio-
nen zwischen den verschiedenen Akteuren im Gesetzgebungsprozess betrachtet 
werden. Dabei fand Floerecke heraus, dass Gesetzgebung im Rahmen eines 
stabilen Interaktionssystems stattfindet. Wichtig sind dabei die Zusammenset-
zung der Akteure nach Positionen und Einstellungen, ihre Handlungsorientierun-
gen und das darauf basierende Abstimmungsverhalten.141 Unter Handlungsorien-
tierungen wird dabei das Zusammenspiel der Ziele, Normen und Werte, die das 
Handeln im Gesetzgebungsprozess beeinflussen, verstanden. Nach Floerecke 
haben diese Handlungsorientierungen umso mehr Einfluss als es einen Mangel 
an gesicherten empirischem Wissen zu dem jeweiligen Regelungsbereich gibt.142 

                                              
134  Ebd. 
135  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 199 f. 
136  Ebd. S. 179, 200. 
137  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23 42. 
138  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 26; unter Hinweis auf Haferkamp, Herrschaft und 

Strafrecht, S. 99, 185 f. diese Unterscheidung auch bei Floerecke, KrimJ 1987, 119, 120 für die 
Reform des Demonstrationsstrafrechts. 

139  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 26 ff. 
140  Ebd. 23, 32, 35. 
141  Ebd. 23, 38. 
142  Ebd. 23, 39. 
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Durch den geringeren Einfluss von wissenschaftlichem bzw. empirischem Wis-
sen besteht auch eine geringere Chance, dass die strafrechtlichen Normen prob-
lemangemessen und effizient ausgestaltet sind.143 Als ein weiterer Aspekt im 
Rahmen der Interaktion wird das Abstimmungsverhalten betrachtet, dass nach 
den Ergebnissen von Floerecke nicht willkürlich auf Sachargumenten und krimi-
nalpolitischen Einstellungen beruht, sondern informellen Handlungsregeln folgt, 
z. B. Versachlichung oder, im Gegensatz dazu, Politisierung der Diskussion und 
daraufhin basierendes Abstimmungsverhalten.144 Hinzu kommen informelle 
Kontakte und Einflussnahmen zwischen Entscheidungsträgern (Parlamentariern) 
und der Ministerialbürokratie, die sich auf das Abstimmungsverhalten auswir-
ken, ebenso wie Persönlichkeitsfaktoren, gruppendynamische Prozesse und Posi-
tionszuschreibungen.145 So zeichnen sich Gesetzgebungsprozesse im Strafrecht 
für Haferkamp häufig durch Koalitionen von Gruppen aus, die ihre Norminteres-
sen teilen und mit anderen Koalitionen konkurrieren.146 

III. Neuere Überlegungen zu Einflüssen in der Kriminalpolitik 

Historisch gesehen findet die Kriminalpolitik ihre Anfänge im 18. Jahrhundert. 
Vor dem Hintergrund der Aufklärung hinterfragte man die damalige Praxis in 
der Strafrechtspflege.147 Die Strafrechtspflege wurde an den Werten von Ver-
nunft und Menschenwürde gemessen. Dies fiel besonders beim Umgang mit 
mutmaßlichen Verbrechern schwer und verlangte vom Staat auch diese als ver-
nunftbegabte Individuen zu betrachten. Damit gilt Kriminalpolitik in diesem 
Verständnis als Politik, die die Staatsmacht in Form von Kriminalitätskontrolle 
gegenüber dem Bürger148 begrenzt.149 Aus diesem Verständnis heraus ergaben 
sich idealistische Ansprüche: Das Strafrechtssystem sollte nach den Grundsätzen 
der Vernunft gestaltet sein.150 Es entstand der Ruf nach einer rationalen Krimi-
nalpolitik. Diese müsse nicht nur eine auf Vernunft basierende Antwort auf 
Rechtsbrüche ermöglichen151, sondern auch selbst eine rationale, auf Beweis be-
gründete152 und damit evidenzbasierte Politik sein. Damit bleibt kein Raum für 
subjektive Meinungen und Spekulationen, ebenso wenig wie für ideologische 

                                              
143  Ebd. 23, 40. 
144  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 40. Bei einer Versachlichung der Diskussion gelten 

z. B. ideologisch assoziierte Positionen und entsprechendes Abstimmungsverhalten als ver-
pönt. 

145  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 41. 
146  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 88 f. 
147  Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2, Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 281. 
148  Die deutsche Sprache bietet leider keine Möglichkeit, alle Geschlechter immer gleichberechtigt 

anzusprechen, ohne dass ein Text wie der vorliegende leserunfreundlich werden würde. Im ge-
gebenen Fall wird die maskuline Schreibweise verwendet. Selbstverständlich sind alle Men-
schen in gleicher Weise angesprochen. 

149  Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2. 
150  Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2. 
151  Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2. 
152  Schneider, Kriminologie, Bd.1, S. 31; Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2. 
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Überzeugungen oder Reaktionen auf moralische Panik.153 Vielmehr sollen wis-
senschaftliche Erkenntnisse und Evaluationen die Validität von kriminalpoliti-
schen Maßnahmen bestimmen.154 Aus dem aufklärerischen Menschenbild ergibt 
sich nicht nur das Idealbild einer wirkungsbasierten Herangehensweise, sondern 
auch rechtsdogmatische Grenzen der Kriminalpolitik. Dazu gehört in der heuti-
gen Zeit vor allem die Unantastbarkeit der menschlichen Würde, der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, das Rechtsstaatsprinzip und die darauf basierenden 
Grundsätze der Gleichheit und des rechtsstaatlichen Verfahrens.155 An diesen 
Ansprüchen an die Kriminalpolitik entscheiden sich die Fragen zwischen dem 
Schutzbedürfnis der Gesellschaft und der Freiheit des Einzelnen. Aufgrund der 
Scheideposition zwischen gesamtgesellschaftlicher Sicherheit und den Grund-
werten eines demokratischen Rechtsstaats entbrennen an dieser Stelle weitrei-
chende Konflikte. Daher ist die Kriminalpolitik heute mannigfaltigen Einflüssen 
ausgesetzt. Dabei sind nicht nur die Entscheidungsinstanzen zu betrachten, son-
dern auch das soziale und politische Umfeld sowie die verschieden starken In-
puts der den politischen Entscheidungsprozess beeinflussenden Akteure.156 Als 
die kriminalpolitischen Akteure werden insbesondere die Parteien, organisierte 
Interessen, die Wissenschaft und die Medien identifiziert.157 Neben der Krimina-
litätsbekämpfung nimmt die Kriminalpolitik dabei auch eine symbolische Funk-
tion ein, indem sie zeigt, dass die Verantwortungsträger handlungsfähig sind und 
das Gewaltmonopol durchsetzen. Damit wird staatliche bzw. politische Macht 
legitimiert.158  

1. Das Verhältnis zwischen Kriminalität, Kriminologie und Kriminalpolitik 

Zunächst muss der Zusammenhang zwischen Kriminalität und Kriminalpolitik 
betrachtet werden. Dabei hat Kunz angemerkt, dass nicht die Kriminalität selbst 
der politischen Gestaltung unterliegt, sondern vielmehr deren Vorbeugung und 
Kontrolle.159 Frevel erkennt, dass, obwohl die Einflüsse für kriminalpolitische 
Diskurse sehr vielfältig sind, sich bestimmte Kategorien von Ursachen bilden 
lassen. Dazu gehören quantitative und qualitative Veränderungen im Kriminali-
tätsbild, neue Möglichkeiten der Kontrolle und Verfolgung von Kriminalität, 
Veränderungen in der Kriminalitätswahrnehmung und -bedeutung sowie aufse-
henerregende Fälle.160 Während im Bereich der quantitativen Veränderungen im 
Kriminalitätslagebild insbesondere die als problematisch zu betrachtende Poli-

                                              
153  Schneider, Kriminologie, Bd.1, S. 31, 172. 
154  Ebenso: Schneider, Kriminologie, Bd.1, S. 31, 172. 
155  Meier, Kriminologie, § 1, Rdnr. 8; siehe auch weitergehend: Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 

282. 
156  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 113. 
157  Ebd. S. 103, 116. 
158  Ebd. S. 103, 118. 
159  Kunz, Kriminologie, § 29, Rdnr. 2. 
160  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 113 ff. 
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zeiliche Kriminalstatistik (PKS)161 Themen auf die kriminalpolitische Agenda 
bringt, sind es in qualitativer Sicht vor allem neue Kriminalitätsphänomene wie 
beispielsweise die Computerkriminalität oder der islamistische Terrorismus, die 
Diskussionen über neue Präventionsmaßnahmen und Verfolgungsmöglichkeiten 
auslösen. Aber auch Berichte der Polizei über veränderte Qualitäten bereits be-
kannter Delikte, z. B. Gewalt gegen Polizeibeamte oder Senkung der Hemm-
schwellen bei der Verwendung von Schlag- und Stichwaffen bei Gewaltdelikten, 
führen zu kriminalpolitischen Entwicklungen z. B. hinsichtlich des Schutzes des 
Polizeibeamten.162 Zudem führen Entwicklungen aus den Forschungseinrichtun-
gen der Kriminalämter oder schlichtweg der technische Fortschritt (Stichwort: 
Bodycams) zu Diskussionen über Einsatzmöglichkeiten, Nutzen und Grenzen 
(z. B. Datenschutz).163 Hinzu kommt der gesellschaftliche Wandel, der zu einer 
Veränderung der Kriminalitätswahrnehmung und -bedeutung führt und durch 
Aufnahme in den kriminalpolitischen Diskurs zu Veränderungen wie z. B. der 
Entkriminalisierung von Homosexualität führt.164 Auch aufsehenerregende Fälle 
führen zu, zumindest medienwirksam geführten, kriminalpolitischen Debatten 
mit meist verstärkt repressivem Inhalt. Nach Frevel hält jedoch nur ein Teil die-
ser Themen einer sachlichen Prüfung stand, so dass es zu einem kriminalpoliti-
schen Entscheidungsprozess kommt.165 Vor diesem Hintergrund ist es interes-
sant, dass Kriminalität und Kriminalpolitik zum Teil als zwei voneinander unab-
hängige Prozesse betrachtet werden.166 Anwachsen oder Verminderung von Kri-
minalität soll laut Schneider keinen direkten Einfluss auf kriminalpolitische Pro-
zesse i. S. von einer entsprechend härteren oder milderen Kriminalpolitik ha-
ben.167 Noch stärker besteht dieses Empfinden in Bezug auf das Verhältnis zwi-
schen kriminologischen Erkenntnissen und praktischer Kriminalpolitik. Krimino-
logie als die  

„Wissenschaft von den Entstehungszusammenhängen, Erscheinungsfor-
men, Vorbeugungs- und Bekämpfungsmöglichkeiten, geeigneten Sankti-
ons- und Behandlungsformen des Verbrechens im Leben von Individuen 
und Gruppen sowie der Kriminalität im Gefüge von Staat und Gesell-
schaft“168  

unter Beachtung der Reaktionen auf Seiten der Verbrechenskontrolle169 ist im 
Grunde prädestiniert dazu das wissenschaftliche Fundament für kriminalpoliti-
sche Maßnahmen zu legen. Nach Meier besteht zwischen Kriminologie und 
                                              
161  In den Vorbemerkungen der jeweiligen Jahrespublikationen zur PKS wird auf die Schwierig-

keiten der Vergleichbarkeit und die begrenzte Aussagekraft der PKS hingewiesen. 
162  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 114. 
163  Ebd. S. 103, 115. 
164  Ebd. 
165  Ebd. 
166  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1. 
167  Schneider, Kriminologie, Bd. 2, S. 24. 
168  Kerner, Kriminologie, S. 206, 207. 
169  Ebd. 
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Kriminalpolitik daher eine „enge Wechselbeziehung“170, in der kriminalpoliti-
sche Entscheidungen auf kriminologischen Erkenntnissen und Erklärungen über 
die Kriminalitätswirklichkeit zurückgreifen.171 Die Kriminologie macht ihrerseits 
kriminalpolitische Entscheidungen zum Gegenstand ihrer Untersuchungen.172 
Dieses idealtypische Verhältnis zwischen Kriminologie und Kriminalpolitik wird 
weitgehend bezweifelt.173 Nach Kunz stehen die Entwicklungen in der Kriminal-
politik sogar diametral zu den Erkenntnissen kriminologischer Forschung.174 
Dies ist umso erstaunlicher, als dass es noch nie eine so große Menge an gefes-
tigten kriminologischem Wissen gab.175 Andererseits gibt es durchaus kriminal-
politische Entscheidungen, die mit den (Teil-)Ergebnissen von empirischen, kri-
minologischen Untersuchungen im Einklang stehen. Dies ist jedoch noch kein 
Hinweis darauf, dass kriminologische Erkenntnisse tatsächlich Einfluss auf poli-
tische Entwicklungen oder eventuell sogar auf Politikwandel haben. Es besteht 
die Möglichkeit, dass kriminologische Erkenntnisse erst im Nachhinein zur Un-
termauerung einer politischen Position herangezogen werden oder im Vorhinein 
Auftragsforschung nur unter bestimmten Prämissen erteilt wird, die die Unab-
hängigkeit und Validität des Forschungsergebnisses beeinflussen.176 Sofern Kri-
minologie bedarfsorientiert forscht, besteht auch immer der Verdacht einer ge-
wissen Abhängigkeit.177 Jedoch sind auch Wissenschaftler und Expertengruppen 
selten frei von Meinungen zu kriminalpolitischen Themen. Vielmehr benutzen 
sie ihre Einflussmöglichkeiten und werden dadurch selbst Akteure im politischen 
Prozess.178 Nach Frevel nimmt auch die kriminologisch-kriminalistisch und kri-
minaltechnische Forschung beachtlichen Einfluss auf die Kriminalpolitik, indem 
sie Themen auf die Agenda setzt, Handlungsmöglichkeiten aufzeigt und evalu-
iert sowie publiziert.179 Dabei gibt auch Frevel zu, dass ein „nicht unerheblicher 
Anteil der Forschungsaufträge von den staatlichen Instanzen“180 kommt.181 Die 
Gründe dafür, dass sich die Politik so schwer mit wissenschaftlichen Forschun-
gen tue, werden darin gesehen, dass erstens Forschung zu langfristig arbeite, wo 
schnelle Ergebnisse für die Praxis erforderlich seien, zweitens aufgrund von si-
cherheits- oder datenschutzrechtlichen Bestimmungen nur unvollständiges Aus-

                                              
170  Meier, Kriminologie, § 1, Rdnr. 8. 
171  Ebd. 
172  Ebd. 
173  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 3; Eisenberg, Kriminologie, S. 16, 17; Kunz, Krimi-

nologie, § 30, Rdnr. 23. 
174  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 23. 
175  Eisenberg, Kriminologie, S. 16; Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 23. 
176  Eisenberg, Kriminologie, S. 16 f.; z. B. indem gewisse Faktoren, die einen Einfluss haben 

könnten, deren Thematisierung aber nicht politisch gewünscht sind, nicht Teil des Untersu-
chungsrahmens sein dürfen. 

177  Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 284. 
178  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 3; Eisenberg, Kriminologie, S. 23. 
179  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 117. 
180  Ebd. 
181  Ebd. 
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wertungsmaterial vorliege und damit nur Ergebnisse präsentiert werden könnten, 
die die Realität unzureichend abbildeten sowie fehlende Praxisfähigkeit besäßen 
und drittens ein Verlust von Kompetenzen der Praktiker durch wissenschaftliche 
Evaluation befürchtet werde.182  

2. Die Öffentlichkeit und die Medien  

Über das Verhältnis der Kriminalpolitik zur Öffentlichkeit im Allgemeinen und 
zum Einfluss der Massenmedien im Speziellen gibt es unter Kriminologen ver-
schiedene Theorien. Nach Neubacher kommt kein Kriminalpolitiker ohne die 
Massenmedien aus, wenn er die Öffentlichkeit für seine Ideen gewinnen und von 
der Öffentlichkeit als kompetent in Fragen der Verbrechensverhütung und -
bekämpfung wahrgenommen werden möchte.183 Die Massenmedien haben ihre 
Inhalte auf die Erwartungen des Publikums ausgelegt, so dass z. B. tödliche oder 
sexuelle Gewalt im Zentrum steht, obwohl sie nur einen kleinen Anteil der Ge-
samtkriminalität ausmacht. Zudem werden Nachrichten durch einen hohen Bild- 
und geringen Sprachanteil weniger sachlich und mehr emotional übermittelt.184 
Diese nicht wirklichkeitsgetreue Medienrealität hat Einfluss auf die reale Welt, 
indem sie den diskursiven gesellschaftlichen Rahmen vorstrukturiert und The-
men auf die politische Agenda setzt („agenda setting“).185 Kunz sieht daher die 
Notwendigkeit, dass Kriminalpolitiker kriminalpolitische Themen und Maßnah-
men in der Öffentlichkeit verständlich darstellen und rechtfertigen.186 Während 
andere Themen aufgrund der Komplexität relativ schnell der Einschätzung von 
Experten bedürfen, können mit dem Thema Kriminalität zudem politische 
Grundeinstellungen transportiert werden.187 Die Medien dienen dabei als Mittel 
der Kommunikation zwischen Öffentlichkeit und Politik.188 Die Medien möchten 
ein möglichst breites Publikum ansprechen. Dies gelingt, indem Problematiken 
meist vereinfacht und zugespitzt dargestellt werden. Mit dieser Darstellungswei-
se muss sich die praktische Kriminalpolitik arrangieren und durch die Medien 
vorgegebene Probleme, wie sie die Öffentlichkeit wahrnimmt, bearbeiten.189 
Dadurch setzen die Medien nicht nur Themen, sondern auch Vorstellungen über 
den zeitlichen Rahmen ihrer Bearbeitung auf die politische Agenda.190 So kommt 
es, dass Kriminalpolitik eher durch emotional vermittelte Ereignisse als durch 
sachliche Information beeinflusst wird.191 Kriminalpolitik ist Wahlkampfthema 
und dient dabei dem eigenen Machterhalt.192 Nach Schneider wird harte Krimi-
                                              
182  Heinrich/Lange, Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 439 ff. 
183  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1, 6. 
184  Vertiefend Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 7. 
185  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 7. 
186  Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 4 ff; § 30, Rdnr. 10 ff. 
187  Ebd. § 30, Rdnr. 20. 
188  Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 4. 
189  Ebd. 
190  Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 4. 
191  Ebd. § 23, Rdnr. 8. 
192  Ebd. § 30, Rdnr. 21. 
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nalpolitik oft mit dem öffentlichen Wunsch danach begründet.193 In der Öffent-
lichkeit besteht jedoch keine homogene Meinung zum Thema Punivität. Zudem 
weist Schneider zu Recht daraufhin, dass zwischen einer ersten medial-
vermittelten Reaktion der Öffentlichkeit und einer informierten Beurteilung 
durch die Öffentlichkeit unterschieden werden muss.194  

Entgegen der Annahmen, dass die Wissenschaft einen entscheidenden Anteil an 
der Sicherstellung der Effektivität von Maßnahmen und Programmen leisten 
kann, wird Wirksamkeit jedoch meist mit der Wirkung in der Öffentlichkeit ver-
bunden. Öffentliche Sicherheit ist ein wahlentscheidendes Thema.195 Das heißt, 
dass kriminalpolitische Entscheidungen für die betreffenden Akteure der Politik 
positive Resonanz in der Öffentlichkeit hervorrufen müssen. Als Sprachrohr und 
Verstärker, aber auch als kritischer Beobachter, fungieren die Massenmedien. 
Kriminalpolitik, die auf kriminologischen Erkenntnissen basiert, ist komplex. 
Komplexe Informationen lassen sich schwerer vermitteln als eindimensionale 
Botschaften.196 Auf der anderen Seite der Massenmedien steht die Öffentlichkeit. 
Große Teile der Bevölkerung beziehen ihr Wissen über Kriminalität und Straf-
justiz aus den Massenmedien.197 Heutige Kriminalpolitik möchte nicht nur Kri-
minalität bekämpfen, sondern auch das öffentliche Vertrauen gewinnen198 und 
Kriminalitätsfurcht199 begegnen. Wenn Kriminalpolitik dies kann, entscheidet 
sich die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten. Für die Akteure der Kriminalpo-
litik ist dies das beste Ergebnis, da sie meist vom Wahlverhalten der Bürger ab-
hängig sind. Die tatsächliche Kriminalität rückt dabei in den Hintergrund, insbe-
sondere wenn man bedenkt, dass Kriminalitätsentwicklung und Kriminalpolitik 
zwei sich nicht bedingende Faktoren sind (s. o.). Mit Blick auf das Bild in der 
Öffentlichkeit werden kriminalpolitische Entscheidungen eher politisch und we-
niger rational getroffen.200 

Die Medien erzeugen einerseits die öffentliche Meinung, andererseits vermitteln 
sie diese auch in den politischen Bereich hinein. Im Bereich der Kriminalpolitik 
weisen sie auf Defizite der Politik und des Staates (insbesondere der Polizei und 
der Justiz) hin und setzen Themen auf die Tagesordnung oder halten sie von die-
ser fern. Dabei bestehen die Medien aus gemischten Gruppen: Während einige 
sachlich-kritische Diskussionen unterstützen, gibt es eine Mehrheit, die neben 
Informationen insbesondere Unterhaltung vermitteln will.201 

                                              
193  Schneider, Kriminologie, Bd. 2, S. 25 f. 
194  Schneider, Kriminologie, Bd. 2, S. 25 f. 
195  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 10. 
196  Z. B. „tough on crime“ 
197  Schneider spricht von 96% der Bevölkerung: Schneider, Kriminologie, Bd. 2, S. 25. 
198  Schneider, Kriminologie, Bd. 2, S. 25 f. 
199  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1. 
200  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 10 f. 
201  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 117 f. 



22 

3. Die Exekutive 

Im Rahmen der Implementierung von kriminalpolitischen Programmen kommt 
der Verwaltung eine besondere Rolle zu. Dies liegt daran, dass sich das admi-
nistrative Handeln durch Gesetze und Verordnungen nicht in Gänze steuern lässt, 
sondern sich durch Spielräume durchaus auch Verzögerungen und Veränderun-
gen bis hin zur Boykottierung von politischen Aufträgen ergeben können.202 Da-
bei lässt sich zu Untersuchungszwecken die Programmimplementierung noch 
einmal in die Teilbereiche Programmkonkretisierung, Ressourcenbereitstellung 
und Einzelfallentscheidungen untergliedern.203 Im Bereich der kommunalen 
Kriminalprävention zeigt sich, dass Maßnahmen, die durch die Verwaltungsspit-
ze bzw. den Bürgermeister nachdrücklich unterstützt werden, erfolgreich umge-
setzt werden, während eine unentschiedene oder ablehnende Haltung ein Schei-
tern begünstigt und sehr wahrscheinlich macht.204 Auch Bogumil und Holtkamp 
gehen auf kommunaler Ebene von einem maßgeblichen Einfluss der Kommunal-
verwaltung bzw. des Bürgermeisters aus, da sich der Rat wesentlich an den Ver-
waltungsvorlagen orientiert. Damit setzt die Kommunalverwaltung nicht nur Be-
schlüsse des Rates um, sondern hat bereits einen dominanten Einfluss auf die 
Agendagestaltung.205 Es sei aber zu beachten, dass zwischen der Kommunalver-
waltung und den Mehrheitsfraktionen bereits im Vorfeld von Verwaltungsvorla-
gen eine enge Absprache bestehe, so dass die programmatischen Grundeinstel-
lungen und Aussagen der Fraktionen bereits mitberücksichtigt würden. Die star-
ke Stellung der Verwaltung sei jedoch gefährdet, wenn die Fraktionen im Rat 
durch öffentlichen Druck zur Positionierung gezwungen seien. Aber auch hier 
sei die Politik zuerst geneigt, der Verwaltungsmeinung zu folgen und dies im 
Sinne einer Legitimation als Lösung darzustellen, die sich aus den Sachzwängen 
ergebe.206 

Heinrich und Lange sehen, dass aufsehenerregende Kriminalfälle z. B. durch die 
Exekutivbehörden als sogenannte „windows of opportunity“ dazu genutzt wer-
den, um langfristige Ziele, wie Kompetenzausweitung oder die Implementierung 
neuer Instrumente, auf die politische Agenda zu bringen.207 Dabei ist eine Be-
sonderheit der Kriminalpolitik, dass Diskussionen vornehmlich innerhalb des 
politisch-administrativen Systems geführt werden, wodurch der Einfluss von 
Akteuren, die sich innerhalb des Systems, mithin den Ministerien, den fachpoli-
tischen Ausschüssen, der Justiz etc., befinden (z. B. Verwaltungsangestellte, Po-
lizeibeamte, Richter) überproportional stark einbringen können gegenüber den 

                                              
202  Lange/Schenck/Heinrich, Formulierung, Implementation und Evaluierung von kriminalpoliti-

schen Programmen, S. 137, 145. 
203  Lange/Schenck/Heinrich, Formulierung, Implementation und Evaluierung von kriminalpoliti-

schen Programmen, S. 137, 145.  
204  Feltes, Kriminalprävention, S. 251, 258. 
205  Bogumil/Holtkamp, Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung, S. 221. 
206  Ebd. 
207  Heinrich/Lange, Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 438. 
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Akteuren von außerhalb, wie Bürgerrechtsbewegungen, Vertretern von Rand-
gruppen und ähnliche.208 Eine weitere Besonderheit ist die faktische Monopol-
stellung des Staates im Bereich der Kriminalpolitik: Er identifiziert und formu-
liert kriminalpolitische Probleme, initiiert kriminalpolitische Lösungsmaßnah-
men deren Adressat er ist, er entscheidet über die Art und Weise der Maßnah-
men, führt sie aus und evaluiert bzw. kontrolliert ihre Ausführung. Dies führt zu 
einer weiteren Schwächung der außerhalb des Systems stehenden Akteure.209 
Heinrich und Lange sehen den Grund hierfür in den institutionellen Rahmenbe-
dingungen, die dazu führen, dass der Sachverstand im Politikfeld der Inneren 
Sicherheit durch die Exekutivbehörden und den dazugehörigen Interessenver-
bänden monopolisiert werde, auch wenn vereinzelt und themenabhängig auch 
externe Akteure eine starke Gegenposition aufbauen können.210 Die begrenzte 
Akteursanzahl sowie die Geschlossenheit der Inneren Sicherheit legen eine weit-
gehend reibungslose politische Steuerung nahe.211 Dabei kommt den Polizeiprak-
tikern und der Administration in den Ministerien eine entscheidende Rolle bei 
der Politikformulierung zu, die meist konsensual abläuft. Die Arbeit der Parla-
mente und anderer politischer Arenen ist meist darauf beschränkt, die getroffe-
nen Vorschläge nachzuvollziehen und diese zu beschließen, so dass sich die 
Exekutivorgane faktisch selbst steuern und nicht, wie man meinen könnte, einer 
politischen Steuerung unterliegen.212 Kriminalpolitische Beratung erfolgt meist 
über die eigenen Abteilungen, Gremien und Abteilungen der Exekutive. 213 

4. Verbände und Organisationen 

Bei den organisierten Interessen sieht Frevel vor allem drei Kategorien: Die Po-
lizeigewerkschaften, die aufgrund ihres hohen Organisationsgrades und des di-
rekten Zugangs zu den Innenministerien besonders einflussreiche und effektive 
Lobbyarbeit führen können, die Juristenverbände, die ihren Einfluss insbesonde-
re als Experten in rechtspolitischen Anhörungen oder durch Einfluss auf die 
Fachkollegen in den Justiz- und Innenministerien geltend machen, und, die deut-
lich schwächste Gruppe, die bürgerlichen und bürgerrechtlich motivierten Grup-
pen, die insbesondere eingebrachte kriminalpolitische Themen hinterfragen und 
auf mögliche Risiken der Politikinhalte verweisen.214 

 

                                              
208  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 119; Heinrich/Lange, 

Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 436 f. 
209  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 119. 
210  Heinrich/Lange, Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 437: Diese 

Aussage gelte auch für den Bereich der Kriminalpolitik; Unterscheidung zwischen Kriminalpo-
litik und Politik der Inneren Sicherheit siehe Definition von Lange oben. 

211  Heinrich/Lange, Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 437. 
212  Ebd. S. 431, 437 f. 
213  Ebd. S. 431, 440. 
214  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 117. 
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5. Politische Parteien 

Laut Frevel ist die Zielsetzung der Parteien im Grunde gleich. In ihrem Mittel-
punkt stehe die Bekämpfung von Kriminalität. Nur in Bezug auf den Blickwin-
kel, wie dies gelingen könne, gebe es Unterschiede zwischen den konservativen 
Parteien einerseits und den eher sozial- oder grün-orientierten Parteien anderer-
seits: Während erstere eher den Täter im Fokus hätten, würden letztere mehr so-
ziale Ansatzpunkte wählen.215 Zudem würden Kriminalitätsphänomene durch die 
Parteien unterschiedlich bewertet (z. B. Drogenpolitik), so dass auch andere 
Handlungsansätze ihren Weg in die politische Arena fänden.216 

IV. Forschungslücken 

Noch 1986 konstatierte Floerecke, dass es trotz der frühen Formulierung eines 
Forschungsprogramms kaum empirische Untersuchungen im Bereich der Norm-
geneseforschung bis dato gab. Er führte dies auf die Komplexität des For-
schungsgegenstandes sowie auf die Vielzahl von theoretischen und methodi-
schen Problemen zurück, so dass es an einer konsistenten Theorie fehle und die 
meisten Hypothesen zum Gesetzgebungsprozess nicht empirisch belegt seien.217 
Im Hinblick auf die Vielfalt der theoretischen Ausführungen zur Kriminalpolitik 
und den wenigen empirischen Untersuchungen218 ist dies heute noch der Fall.  

Die Untersuchungsergebnisse haben gezeigt, dass es bei den untersuchten Ge-
setzgebungsverfahren einen großen Einfluss der Exekutive sowie der Norman-
wender und Normadressaten gibt. Auch die (antizipierte) Durchführbarkeit der 
Normen ist eine Einflussgröße. Zusätzlich spielen die sogenannten Politikpha-
sen, die entweder reformorientiert oder konservativ gestaltet sind, eine Rolle im 
Ausgang von Gesetzgebungsprozessen. Wissenschaftliche Ergebnisse finden nur 
begrenzt Eingang, zumal eine besondere Selektivität in der Informationsverar-
beitung festzustellen ist. Die bisherigen Forschungen waren jedoch auf die Bun-
des- und Landesgesetzgebung beschränkt. Bei dem vorliegenden Verständnis 
von Kriminalpolitik sollte aber auch die kommunale Ebene als kriminalpolitische 
Handlungsebene mit direkten Einflussmöglichkeiten durch verschiedene Akteure 
(insbesondere Bürgern) und besonderer Nähe der Entscheidungsträger zu den 
Folgen der kommunalen Entscheidungen nicht außer Acht gelassen werden. Da-
her ergibt sich die Frage, ob sich die o. g. Ergebnisse auch auf kommunaler Ebe-
ne darstellen lassen. Hier findet sich eine Forschungslücke: Die Kommunalpoli-
tik ist im Gegensatz zur Bundes- und Landesebene, z. B. organisatorisch nicht so 
eng mit der Polizei als Exekutivorgan des Landes oder des Bundes verbunden. 
Es ist zu vermuten, dass die zuvor beschriebenen Verquickungen nicht so stark 
wie z. B. auf Landesebene sind. Zudem finden sich in den Kommunalparlamen-

                                              
215  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 116. 
216  Ebd. 
217  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23. 
218  Vgl. auch Liebl, Kriminalpolitik und kriminologische Forschung, S. 405, 419. 
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ten selten ausgewiesene Experten wie dies in den Innenausschüssen der Parla-
mente auf Bundes- und Landesebene der Fall ist. Daher ist hier nicht von einem 
derart geschlossenen System auszugehen, so dass sich größere Einflussmöglich-
keiten von anderen Akteuren und anderen Inputs ergeben. Im Hinblick auf die 
wenigen Publikationen von empirischen Ergebnissen bietet es sich überdies an, 
die in den theoretischen Vorüberlegungen angesprochenen zusätzlichen Einflüs-
se, wie die der Öffentlichkeit, der Verbände, der politischen Parteien und der 
Medien miteinzubeziehen. 

Die in der Normgeneseforschung zugrunde gelegte Trennung vom makrostruktu-
rellen und akteurs- bzw. interessenzentrierten Ansatz gibt die Wirklichkeit je-
weils nur fragmentarisch wieder. Vielmehr ist davon auszugehen, dass politische 
Willensbildung und Normsetzung sich in einem Zusammenspiel beider voll-
zieht.219 Daher muss auch der wissenschaftliche Untersuchungsansatz beide Ebe-
nen zusammen erfassen und betrachten. Weiterhin zeigt sich, dass in der Norm-
geneseforschung trotz der Nähe zur Politikwissenschaft eine Bezugnahme auf 
politikwissenschaftliche Arbeiten gar nicht oder nur in geringem Maße stattge-
funden hat.220 Unter Berücksichtigung der Untersuchungsergebnisse von Floere-
cke in Bezug auf das Zusammenspiel von verschiedenen Einflussfaktoren würde 
sich die Einbindung eines entsprechenden politikwissenschaftlichen Ansatzes 
anbieten. Zudem erfolgten die Arbeiten der Normgeneseforschung zum Großteil 
unter dem Einfluss des Labeling Approaches und bezogen sich weitestgehend 
auf Gesetzgebungsverfahren im Bereich des Strafrechts. Für ein umfassenderes 
Verständnis der kriminalpolitischen Prozesse bietet sich eine Loslösung vom 
Labeling Approach als theoretischen Hintergrund sowie vom Strafrecht als allei-
nigen Untersuchungsgegenstand an. Die vorliegende Arbeit knüpft somit an die 
Untersuchungen der Normgeneseforschung sowie die theoretischen Überlegun-
gen zu Einflüssen in der Kriminalpolitik an und ergänzt die Methoden um An-
sätze aus der Politikwissenschaft sowie das Untersuchungsfeld der Kriminalpoli-
tik auf kommunaler Ebene. 

C. Eigene Untersuchung 

Im Hinblick auf die bestehenden Forschungslücken bietet sich die Untersuchung 
der kriminalpolitischen Entscheidungen in der Dortmunder Nordstadt an. Die 
Dortmunder Nordstadt gilt als Multiproblembezirk221, in dem von Seiten der 
Kommunalpolitik im Zeitverlauf einerseits sehr liberale, andererseits sehr re-
pressive kriminalpolitische Ansätze verfolgt wurden. Gerade dieser Umschwung 
bietet die Möglichkeit die Genese von liberaler zu repressiver Kriminalpolitik zu 
untersuchen. Um einen Überblick über makrostrukturelle und akteursbasierte 

                                              
219  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 42. 
220  Z. B. Lüdemann, Öffentlichkeit, Kriminalpolitik und Strafrechtsanwendung, S. 236, 250 mit 

Bezug auf R. Mayntz. 
221  Haneke, Dortmunder Nordstadt - Dealen im Schichtdienst, FAZ vom 17.03.2016. 
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Einflüsse zu erhalten, muss ein entsprechend differenzierter Analyserahmen ge-
wählt werden. Ein Ansatz, der eine entsprechende Ausdifferenzierung bereithält, 
ist das Advocacy Coalition Framework (ACF) von Sabatier.222 Dieser bietet die 
Möglichkeit Entwicklungsprozesse und Konstellationen von Konflikten und de-
ren Lösung in einer Gesamtschau aus einer qualitativen Perspektive darzustel-
len.223 Zunächst wurde überlegt alle kriminalpolitischen Entwicklungen in der 
Dortmunder Nordstadt zu untersuchen, um auch mögliche gegenseitige Einflüsse 
in Betracht zu ziehen. Es erwies sich aber, dass die Fülle des Materials eine sol-
che Gesamtbetrachtung im limitierten Rahmen einer Dissertation als unmöglich 
erscheinen ließ. Daher wurde die Arbeit auf die markanteste kriminalpolitische 
Veränderung im Untersuchungszeitraum konzentriert, und zwar die Errichtung 
und Schließung des kontrollierten Straßenstrichs in der Ravensberger Straße. Der 
ACF erfordert, dass die Beobachtung über einen längeren Zeitraum (mindestens 
zehn Jahre) erfolgt.224 Im Rückblick der letzten 15 Jahre (2000 bis 2015) kann 
man in der Dortmunder Nordstadt drei Zeitabschnitte identifizieren, die durch 
entscheidende kriminalpolitische Maßnahmen bezüglich der Kontrolle der Stra-
ßenprostitution charakterisiert sind: 

1. die Zeit bis zur Errichtung des kontrollierten Straßenstrichs (bis 2006) 

2. die Zeit während des Bestehens des kontrollierten Straßenstrichs bis zu seiner 
Beendigung (2007 bis 2011) 

3. die neue Sperrbezirksverordnung und die Schließung des Straßenstrichs (ab 
2011). 

Innerhalb dieser Zeitabschnitte bietet das Advocacy Coalition Framework eine 
gute Basis zur Systematisierung und Analyse der kriminalpolitischen Prozesse, 
die sowohl externe Entwicklungen, wie z. B. die EU-Osterweiterung 2007, als 
auch interne Entwicklungen in der Politik zur Nordstadt, umfasst. Daher werden 
die kriminalpolitischen Entwicklungen innerhalb der Zeitabschnitte nach den 
Kriterien des ACF systematisiert und die den politischen Entscheidungen zu-
grundeliegenden Einflüsse untersucht. Da das Auswertungsmaterial hauptsäch-
lich aus Ratsprotokollen, schriftlichen Anträgen und Vorlagen besteht, können 
nur Einflüsse beobachtet werden, die auch öffentlich genannt werden. Hinter-
gründige Motive zu den einzelnen Maßnahmen bleiben durch dieses Vorgehen 
verborgen.  

I. Forschungsfrage  

Im Rahmen der Kriminalpolitik wird von Seiten der Kriminologie und auch von 
Seiten der Politikwissenschaft viel über Einflussfaktoren und Informationsverar-
beitung gemutmaßt, ohne diese Vermutungen einer systematischen Überprüfung 

                                              
222  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189. 
223  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 194 ff. 
224  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189. 
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zuzuführen. Wie bereits Oh und Rich feststellten, unterliegen die Nutzung von 
Informationen und die Einflussmöglichkeiten in den verschiedenen Politikfel-
dern unterschiedlichen Eigenschaften und Mechanismen.225 Untersuchungen, die 
den Eingang und die Verarbeitung von Einflüssen und Informationen in der poli-
tischen Arena sowie die Umsetzung durch die Verwaltung in der Zusammen-
schau systematisch untersuchen, sind im Politikfeld der Kriminalpolitik rar. 
Ausgehend von den bestehenden Forschungslücken liegt das Erkenntnisinteresse 
der vorliegenden Arbeit darin, den kriminalpolitischen Wandel bezüglich des 
Straßenstrichs in der Dortmunder Nordstadt nachzuvollziehen und auf die zu-
grundeliegenden Einflüsse hin zu untersuchen. Unter Berücksichtigung der be-
stehenden Annahmen aus der Literatur und Forschung zur Kriminalpolitik soll 
folgende Forschungsfrage beantwortet werden:  

Wodurch bzw. durch welche Einflüsse kam es zum kriminalpolitischen 
Wandel in der Dortmunder Nordstadt in Bezug auf den Dortmunder Stra-
ßenstrich an der Ravensberger Straße? 

In der Literatur zeigt sich, dass kriminalpolitische Entscheidungen und deren 
Umsetzung einer Vielzahl von Einflüssen ausgesetzt sind (s. o.). Neben Einfluss-
faktoren von außen (z. B. Medienberichte, Bürgerbeschwerden) bestehen auch 
Annahmen darüber, wie mit den jeweiligen Einflüssen umgegangen wird (z. B. 
Berücksichtigung von Bedürfnissen von Randgruppen). Auch die tatsächliche 
Umsetzung (oder Teil- bzw. Nichtumsetzung) von kriminalpolitischen Beschlüs-
sen stellt im weitergehenden Politikprozess einen Einfluss dar, der die zukünfti-
ge Kriminalpolitik beeinflusst, z. B. indem es durch die nicht erfolgte Reinigung 
des Straßenstrichs zu einer weiteren Vermüllung und darauf aufbauenden Be-
schwerden kommt, die wiederum eine Reaktion von der Politik erfordern. Zudem 
ist davon auszugehen, dass die Art der Verarbeitung von Einflüssen und Infor-
mationen im politischen Bereich wiederum einen Einflussfaktor an sich darstellt. 
Mit Entscheidungen für den Dortmunder Straßenstrich waren auf der einen Seite 
der Rat der Stadt Dortmund und die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord als geo-
grafisch zuständige Gremien und, auf der anderen Seite, der Sozialausschuss und 
der Ausschuss für öffentliche Ordnung als thematisch zuständige Gremien be-
traut. Somit sind die Entscheidungsprozesse in diesen Gremien zu untersuchen. 
Weiterhin muss das Verhältnis von Politik und Verwaltung betrachtet werden, da 
auch die Art und Weise der Umsetzung durch die Verwaltung eine Rolle für den 
weiteren politischen Prozess spielt. 

Um die Forschungsfrage zu beantworten, sind daher folgende Unterfragen zu 
klären: 

1. Welche Einflüsse gab es bezüglich der Maßnahmen zum Dortmunder 
Straßenstrich im Stadtrat, im Sozialausschuss, im Ausschuss für öf-
fentliche Ordnung und in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord? 

                                              
225  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 27; Oh, Knowledge and Policy 1997, 25. 
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2. Wie wurde auf diese Einflüsse von Seiten der Politik reagiert? Wie 

wurden die erhaltenen Informationen genutzt? Welche Beschlüsse 
wurden gefasst? 

3. Wie wurden diese Beschlüsse von Seiten der Stadtverwaltung umge-
setzt? 

II. Forschungsansatz 

Im Rahmen des Forschungsansatzes wird die Perspektive der qualitativen Poli-
tikfeldanalyse gewählt. Politikfeldanalyse (oder policy analysis) ist die Teildis-
ziplin der Politikwissenschaften, die sich mit politischen Inhalten befasst.226 Sie 
konzentriert sich dabei auf  

„politische Entscheidungen und deren Umsetzung in konkreten Hand-
lungszusammenhängen unter Berücksichtigung der situativen oder struk-
turellen Voraussetzungen und Determinanten“227.  

Es geht darum, bestimmte politische Entscheidungen zu erklären und zu bewer-
ten.228 Dementsprechend finden sich die zu untersuchenden, politischen Inhalte 
in Gesetzen, Verordnungen, (Partei-) Programmen und Einzelfallentscheidungen, 
die die gesellschaftliche Wirklichkeit gestalten.229 Da die Politikfeldanalyse 
hauptsächlich vergangene Ereignisse erklären möchte, geht sie meist rückbli-
ckend vor.230  

1. Analyserahmen und Begriffsdefinitionen: Das Advocacy Coalition 
Framework 

Um alle Entwicklungsprozesse und Konfliktsituation in der Entwicklung des 
Straßenstrichs in der Dortmunder Nordstadt betrachten zu können, bedarf es ei-
nes entsprechend breitgefächerten Ansatzes aus dem Bereich der Politikfeldana-
lyse. Da nach einem Ansatz gesucht wurde, der makrostrukturelle und akteurs-
zentrierte Ansätze miteinander verbindet, bietet sich aus der Policy-Forschung 
das Advocacy Coalition Framework (ACF) an.231 Der ACF ist ein Untersu-
chungsrahmen, der verschiedene theoretische Ansätze je nach Schwerpunkt der 
Untersuchung unterstützt.232 Ein Untersuchungsrahmen („framework“) kann wie 
folgt definiert werden: 

                                              
226  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 15. 
227  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 11. 
228  Treib, Policy-Forschung, S. 211; Blum/Schubert, Politikfeldanalyse, S. 48. 
229  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 15. 
230  Blum/Schubert, Politikfeldanalyse, S. 48. 
231  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 194.  
232  Weible et al., PSJ 2011, 349, 351. 
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„A framework provides a foundation for descriptive and prescriptive in-
quiry by establishing a set of assumptions, scope, and general classifica-
tions and relations among key concepts.”233 

Die drei Foci des ACF sind Policy-Lernen, Policy-Wandel und Akteurskoalitio-
nen.234 Im Zentrum unserer Untersuchung steht die Erklärung von Policy-Wandel 
im Bereich kommunaler Kriminalpolitik in der Dortmunder Nordstadt. In Anbe-
tracht der Ausgangsfragestellung, welche Einflussfaktoren zum Politikwandel in 
der Dortmunder Nordstadt bezüglich des Straßenstrichs führten und unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse der Normgeneseforschung sowie der Annahmen 
aus den theoretischen Überlegungen zur Kriminalpolitik, wird der ACF den Er-
fordernissen der vorliegenden Untersuchung angepasst und der Analyserahmen 
insofern durch die Spezifika des Politikfeldes Kriminalpolitik konkretisiert. Da-
bei wird der ACF nur als Rahmenwerk genutzt, um die Analyse zu strukturieren. 
Hierzu wird sich insbesondere der Einteilung bezüglich der Wege zum Politik-
wandel inklusive des Politiklernens bedient. Die Akteurskoalitionen werden in 
der Arbeit nicht in besonderem Maße behandelt, da im Vordergrund in der vor-
liegenden Arbeit die Wege und Einflüsse zum Politikwandel stehen.  

Der ACF wurde von Sabatier und Jenkins-Smith entwickelt, um mit den schwie-
rigen Problemen im Policy-Prozess, wie tiefgreifenden Zielkonflikten, techni-
schen Kontroversen und einer großen Anzahl von verschiedenen Akteuren um-
zugehen.235 Die Kriminalpolitik hat im Gegensatz zu anderen Politikfeldern den 
Vorteil, dass es ein klares festumrissenes Ziel gibt, nämlich die Bestimmung und 
Reduzierung von Kriminalität.236 Dissens besteht jedoch weitgehend darüber, 
wie dieses Ziel erreicht werden soll.237  

Der ACF geht von drei Grundannahmen aus:238 

1. Auf der Makroebene: Politikinhalte werden zwar durch Spezialisten in 
dem jeweiligen Policy-Subsystem gestaltet, aber das Akteursverhalten ist 
immer auch von weiterreichenden sozio-ökonomischen und politischen 
Konstellationen und Systemen abhängig. 

2. Auf der Mesoebene: Um mit einer Vielzahl von Akteuren innerhalb ei-
nes Policy-Subsystems umzugehen, ist es wichtig, diese zu Advocacy 
Coalitions zusammenzufassen. 

3. Auf der Mikroebene: Das Bild des Individuums im ACF wird aus einer 
sozialen und psychologischen Perspektive betrachtet (und nicht aus einer 
rein ökonomischen, vgl. Rational Choice Ansatz). 

                                              
233  Ebd. 
234  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 193. 
235  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189. 
236  Putzke, FS Schwind, S. 111, 112 f. 
237  Putzke, FS Schwind, S. 111, 113. 
238  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 191 f. 
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Unter diesen Grundannahmen werden nun die beiden abhängigen Variablen Poli-
tik- und Überzeugungswandel durch die unabhängigen Variablen externe Stö-
rungen und Politiklernen beeinflusst.239 Die unabhängigen Variablen wurden im 
Laufe der kritischen Überarbeitung durch zwei weitere ergänzt: ausgehandelte 
Übereinkünfte und interne Schocks.240 

 
Abb. 1: ACF 2007 (eigene Darstellung) 

Drei Voraussetzungen liegen dem Koalitionsansatz zu Grunde, um den Wand-
lungsprozess in einem Politikfeld zu verstehen: Der Betrachtungszeitraum muss 
mindestens 10 Jahre betragen, es werden diejenigen Akteure betrachtet, die sich 
aktiv mit dem Politikfeld bzw. den Problemen innerhalb des Politikfeldes ausei-
nandersetzen („policy-subsystem“) und es wird betrachtet wie sich diese Akteure 
in den politischen Prozess einbringen.241 Der Ansatz der Betrachtung eines Poli-
tikfeldes über zehn Jahre hinweg ermöglicht die Bewertung von längerfristigen 
Entwicklungen über verschiedene Prozesszyklen von der Problemdefinition über 
die Programmgestaltung hin zu Entscheidungen und den Politik-Ergebnissen.242 
Erst so können, nach Sabatier, Aussagen über Erfolg und Scheitern bestimmter 
Politikinhalte bzw. politischer Maßnahmen in der Mittel- und Langzeitperspekti-
ve gemacht und kurzfristige Erfolge bzw. anfängliches Scheitern in einer Ge-
samtschau bewertet werden.243 Das Advocacy Coalition Framework wird in der 
vorliegenden Untersuchung als Rahmen genutzt, innerhalb dessen die einzelnen 
Einflussfaktoren analysiert werden. Dazu werden im Folgenden die einzelnen 
Untersuchungsbestandteile des ACFs erläutert. 

                                              
239  Ebd. S. 189, 192. 
240  Ebd. S. 189, 204 ff. 
241  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 195. 
242  Ebd. 
243  Ebd. 

Grund- { akroeben} 
annahme Mesoebene 
der Mikroebene 

ausgehandelte Übereinkünfte 
Politiklernen 
externe Störungen 
interne Schocks 

1 

1 

unabhängige 
Variable 

1 

Joberzeugungs- und 
~olitikwandel 

1 

1 

abhängige 
Variable 

1 



  31 

 

 
Abb. 2: Flow-Diagramm des ACF (Quelle: Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 194.; auf 
Deutsch siehe: Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 198). 

a) Das Policy-Subsystem 

Das Policy-Subsystem ist für den ACF die entscheidende Analyseeinheit.244 
Nach Annahme des ACF ist der politische Entscheidungsprozess („Policy-
Prozess“ bestehend aus Problemdefinition, Agenda-Setting, Formulierung, Im-
plementation, Evaluation245) in inhaltlicher sowie rechtlicher Hinsicht so kom-
plex, dass Akteure sich zwangsläufig spezialisieren müssen, um effektiv politi-
schen Wandel herbeiführen zu können.246 Diese Spezialisierung findet innerhalb 
von sogenannten Policy-Subsystemen statt.247 Das Subsystem ist eine halbauto-
nome Einheit innerhalb des umfassenderen politischen Systems.248 Es wird zum 
einen inhaltlich (z. B. Kriminalpolitik) und territorial (z. B. Dortmunder Nord-
stadt) eingegrenzt. Es wird zusätzlich durch die Akteure, die innerhalb der Gren-
zen des Subsystems versuchen Politikinhalte und dazugehörigen Vorgänge zu 

                                              
244  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 123; Weible et al., PSJ 2011, 349, 351; Jenkins-

Smith et al., The ACF, S. 183, 189. 
245  Siehe hierzu: Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 48 ff. 
246  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 123. 
247  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 192. 
248  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 134. 
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beeinflussen, definiert.249 Zu den Subsystem-Akteuren werden die Personen ge-
zählt, die regelmäßig versuchen die Angelegenheiten des Subsystems zu beein-
flussen.250 Das Policy-Subsystem besteht aus einer unbestimmbaren Menge an 
Bestandteilen, die miteinander interagieren und so zu Policy-Outputs (Entschei-
dungen, Maßnahmen) und -Outcomes (Wirkungen dieser Entscheidungen und 
Maßnahmen) führen.251 Diese Bestandteile können ganz unterschiedlich sein, 
z. B. institutionelle Vorgaben, Akteurseigenschaften oder auch politische Res-
sourcen.252 Üblicherweise versuchen Akteurskoalitionen in einem Policy-
Subsystem durch den Einsatz von verschiedenen Strategien Entscheidungen von 
Entscheidungsträgern zu institutionellen Regeln und Policy-Outcomes und -
Outputs zu beeinflussen.253 Dabei geht vom Policy-Subsystem eine gewisse Au-
torität aus, indem es z. B. gewissen Politikinhalten Geltung verschafft, sie durch-
setzt oder überwacht, die diesbezüglichen gesetzlichen und rechtlichen Vorgänge 
durchführt oder das Potential hat durch neue Anstöße den Status quo zu än-
dern.254 Dabei wechseln sich Zeiten von Stillstand und Wechsel bzw. Wandel 
ab.255 Wie im Flow-Diagramm (siehe Abb. 2) ersichtlich, ist das Policy-
Subsystem in einen größeren politischen Kontext (stabile Parameter, externe Er-
eignisse, Grad der notwendigen Zustimmung sowie Ressourcen und Restriktio-
nen der Akteure), mit dem es interdependent verbunden ist, eingebettet. Zudem 
können Policy-Subsysteme mit anderen Policy-Subsystemen überlappen.256 Ein 
wichtiges Untersuchungsfeld ist das Verständnis für die Wechselbeziehung zwi-
schen dem Policy-Subsystem und dem erweiterten politischen Umfeld sowie äu-
ßeren Effekten.257 

aa) Akteure und Koalitionen 

Zu den Akteuren innerhalb eines Policy-Subsystems gehören zum einen die klas-
sischen Vertreter von Gesetzgebungsorganen, Behörden und Nichtregierungsor-
ganisationen, zum anderen zählen auch Spezialisten wie Journalisten, Wissen-
schaftler und Medienvertreter zu den Akteuren.258 In Policy-Subsystemen kön-
nen Akteure, die den Policy-Kern eines belief-systems (z. B. gemeinsame Über-
zeugungen, Kausalannahmen, übereinstimmendes Problemverständnis oder auch 
gemeinsam koordinierte Strategien) teilen, sich zu Koalitionen (advocacy coali-

                                              
249  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 192; Jenkins-Smith et al., The 

ACF, S. 183, 189. 
250  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 190. 
251  Ebd. S. 183, 189. 
252  Ebd. S. 183, 189. 
253  Ebd. S. 183, 193. 
254  Ebd. S. 183, 190. 
255  Ebd. S. 183, 190. 
256  Ebd. S. 183, 189. 
257  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 123. 
258  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 192; Weible/Sabatier/McQueen, 

PSJ 2009, 121, 122. 
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tions) verbinden.259 Dazu gehört auch, dass sie ihre Handlungen für längere Zeit 
zu einem entscheidenden Grad aufeinander abstimmen.260 Es genügt dafür, dass 
sie ihr politisches Handeln beobachten und so handeln, dass sie sich bestenfalls 
ergänzen, um die gemeinsamen politischen Ziele zu erreichen.261 Im ACF wird 
davon ausgegangen, dass Akteure begrenzt rational agieren.262 Das bedeutet, 
dass sie zwar durch bestimmte Ziele motiviert handeln, es ihnen jedoch unklar 
ist, wie sie diese erreichen. Zudem wird davon ausgegangen, dass die kognitiven 
Fähigkeiten zur Verarbeitung von Informationen und Erfahrungen begrenzt sind, 
so dass Akteure ihre Weltsicht durch sogenannte belief systems vereinfachen. 
Durch diese Vereinfachung wiederum werden Reize wie Informationen und Er-
fahrungen selektiv aufgenommen und verarbeitet263 und eventuell sogar ver-
zerrt.264 

bb) Belief systems 

Belief systems sind Systeme von Wertvorstellungen und Wahrnehmungen bzw. 
Annahmen über Zustände, Problemlagen, und Instrumente des Einflusses bezo-
gen auf das Politikfeld sowie über Kausalprozesse und -beziehungen, die die er-
fahrbare Realität formen.265 Sie sind Mechanismen zur Vereinfachung und Inter-
pretation der Realität und bilden die handlungsleitenden Orientierungen der Ak-
teure.266 Politikinhalte sind dabei nicht nur als politisches Handeln oder Nicht-
handeln zu werten, sondern sie stellen auch immer äußerlich erkennbare Mani-
festationen von belief systems dar.267 

cc) Policy-Outputs (Politikinhalte) und Policy-Wirkungen 

Die Ergebnisse von Entscheidungen von Regierungsinstanzen sind zum einen die 
Politikinhalte (Policy-Outputs) und die Policy-Wirkungen, die dann, wie in ei-
nem Kreislauf Einfluss auf die Wertvorstellungen und Ressourcen der Ak-
teurskoalitionen nehmen.268 

b) Relativ stabile Parameter und externe (System-) Ereignisse 

Das politische Umfeld des Policy-Subsystems wird durch relativ stabile Parame-
ter und (System-)Ereignisse bestimmt. Da die (System-)Ereignisse außerhalb des 

                                              
259  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 196. 
260  Ebd.  
261  Ebd. 
262  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 122. 
263  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 191. 
264  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 122. 
265  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 191 f.; Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 196 

(Belief systems werden nach Sabatier weiter untergliedert. Diese Untergliederung ist im Rah-
men der vorliegenden Arbeit jedoch nicht relevant und wird daher nicht weiter betrachtet). 

266  Lange, Innere Sicherheit, S. 288. 
267  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 192. 
268  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 198. 
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Subsystems stehen, werden sie als „extern“ bezeichnet. Unter relativ stabilen 
Parametern versteht man grundlegende Merkmale des Problembereichs, die 
grundlegende Verteilung natürlicher Ressourcen, fundamentale soziokulturelle 
Wertvorstellungen und soziale Strukturen, sowie die grundlegende Rechtsstruk-
tur.269 Diese Parameter ändern sich selten innerhalb des Zeitraumes einer Dekade 
und sind damit hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf einen Politik- oder Werte-
wandel im Policy-Subsystem zu vernachlässigen. Dennoch haben sie Einfluss 
auf die Ressourcen und Restriktionen, die den Akteuren innerhalb des Policy-
Subsystems zur Verfügung stehen bzw. die ihre Handlungsspielräume begren-
zen.270 Externe (System-)Ereignisse sind vor allem tiefgreifende Veränderungen 
sozio-ökonomischer Bedingungen, Wandel in der öffentlichen Meinung, Wandel 
in der regierenden Koalition und Policy-Entscheidungen und Policy-Wirkungen 
aus anderen Subsystemen, aber auch Krisen und Desaster.271 Dies sind jedoch 
nur Beispiele, die erweitert werden können.272 Die externen Veränderungen be-
einflussen nicht nur das Verhalten der Akteure in ähnlicher Weise wie stabile 
Parameter, sondern sie sind im Gegensatz dazu dynamisch und können sich in-
nerhalb einer Dekade tiefgreifend verändern. Damit stellen sie eine wichtige Va-
riable zur Erklärung von Politik- und Wertewandel dar.273 

c) Langfristige Strukturen für Gelegenheiten zur Koalition 

Im Rahmen der Überarbeitungen des ACF wurde ein weiteres Set von Faktoren 
außerhalb des Policy-Subsystems aufgenommen: die Frage nach langfristigen 
Strukturen für Gelegenheiten zur Koalition. Diese vermitteln zwischen den stabi-
len Parametern und dem Policy-Subsystem.274 Dabei stehen wiederum Faktoren 
im Vordergrund, die insbesondere die Ressourcen und das Verhalten der Koaliti-
onen beeinflussen.275 Das sind der Grad an Übereinstimmung, der für einen Poli-
tikwechsel notwendig ist, und die Offenheit des politischen Systems.276 Hinzu-
kommen in neueren Darstellungen die Übereinstimmungen in sozialen Unter-
schieden (wie Religion, Geschlecht, Hautfarbe, soziale Herkunft etc.) als ein 
weiterer Faktor, die aber nicht weitergehend spezifiziert werden.277 Der Grad an 
Übereinstimmung, der für einen Politikwechsel notwendig ist, ist entscheidend 
für die Enge der Zusammenarbeit und die Anzahl der Mitglieder einer Koalition, 
ebenso wie für die Strategien, die notwendig sind, um Übereinstimmungen zu 

                                              
269  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 193; Schneider/Janning, Politik-

feldanalyse, S. 198. 
270  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 193. 
271  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 193; Schneider/Janning, Poli-

tikfeldanalyse, S. 198 f.; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 194. 
272  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 194. 
273  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 193. 
274  Ebd. S. 189, 199 f. 
275  Ebd. S. 189, 200. 
276  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
277  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 194. 
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erzielen.278 Die Offenheit des politischen Systems beschreibt hingegen die An-
zahl der Orte, an denen politische Entscheidungen gefällt werden und den Zu-
gang zu diesen Orten. Darunter fallen Zugänge zu Gesetzgebungsorganen, der 
Justiz und den Behörden sowie die Anzahl der Regierungsebenen.279 Langfristige 
Strukturen für Koalitionen sind im Grunde Nebeneffekte der relativ stabilen Pa-
rameter.280 

d) Kurzfristige Restriktionen und Ressourcen der Subsystem-Akteure 

Um öffentliche Politiken zu beeinflussen, brauchen die Akteure eines Subsys-
tems Ressourcen. Politik relevante Ressourcen sind z. B. formale Rechtsautorität 
zur Ausübung politischer Entscheidungen (Mitglieder von Gesetzgebungsorga-
nen, Behördenvertreter, Richter etc.), die aktuelle öffentliche Meinung, aktivier-
bare Massen (Mitglieder der aufmerksamen Öffentlichkeit, z. B. zur Organisati-
on von Demonstrationen), finanzielle Ressourcen, geschickte Führung und In-
formationen, die zum Teil gedreht oder verzerrt werden, um dem eigenen Stand-
punkt mehr Gewicht zu verleihen.281  

e) Wege zum Politikwandel und Wandel in den Wertvorstellungen 

Ein zentrales Anliegen des ACF ist das Verständnis von Stabilität und Wandel in 
der Politik. Anzeichen für Wandel können Änderungen in den Kernbestandteilen 
von Regierungsprogrammen, die Beendigung und der Neustart von Politikpro-
grammen sein.282 Dabei werden politische Programme als Übersetzungen bzw. 
Umsetzungen von politischen Überzeugungen („policy-oriented beliefs“283) in 
die Realität verstanden.284 Nach dem Advocacy Koalitionen Ansatz in der Versi-
on von 1993 gibt es zwei ursächliche Faktoren für politischen Wandel.285 Der 
eine Faktor ist intern und ergibt sich aus Veränderungen in den Wertvorstellun-
gen der einzelnen Akteure innerhalb einer Koalition. Der andere Faktor stellt 
Veränderungen bzw. Störungen außerhalb des Subsystems dar.286 Treibende 
Kraft für die Handlungen der Akteure innerhalb eines Policy-Subsystems sind 
die ihnen eigenen Wertvorstellungen. Sie sind auch das entscheidende Kriterium 
dafür, für welche Politikinhalte sich der einzelne Akteur engagiert.287 

 

                                              
278  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
279  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 200. 
280  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183 194. 
281  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 201 ff. 
282  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 201. 
283  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 201. 
284  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 122; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 201. 
285  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 196. 
286  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 196 f. 
287  Schneider/Janning, Politikfeldanalyse, S. 197. 
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aa) Externe Störungen 

Externe Störungen setzen einen Anreiz für Politikwandel, der außerhalb des Ein-
flusses der Subsystem-Akteure liegt.288 Dies können Änderungen in den sozio-
ökonomischen Bedingungen, in der Ordnung oder dem allgemeinem System, 
Politikergebnisse aus anderen Subsystemen oder extreme Ereignisse wie Krisen 
oder Desaster sein.289 Diese Störungen erhöhen die Wahrscheinlichkeit eines Po-
litikwandels. Jedoch sind dazu weitere Faktoren („causal mechanisms“290) wie 
erhöhte politische oder öffentliche Aufmerksamkeit, eine Umverteilung der Koa-
litionsressourcen oder die Öffnung oder Schließung von Policy-Orten („policy 
venues“291) notwendig.292 Dadurch kann z. B. die Macht von Koalitionen verrin-
gert werden oder Glauben („beliefs“293) erschüttert oder verändert werden.294 
Diese Faktoren verbinden externe Schocks mit internen Subsystem-Konditionen, 
so dass Politikwandel durch externe Schocks auch immer im Zusammenspiel mit 
Angelegenheiten im internen Subsystem gesehen werden muss.295 Oft geschieht 
es, dass eine Minderheitskoalition das externe Ereignis ausnutzt, indem öffentli-
che Darstellungen des Ereignisses genutzt werden, um Aufmerksamkeit für die 
von ihnen verfolgten bzw. favorisierten Handlungswege zu erlangen und neue 
Akteure dafür zu interessieren.296 Daher besteht die Hypothese, dass externe Stö-
rungen zwar notwendige, aber nicht hinreichende Wege zum Wandel im Politik-
kern eines Regierungsprogrammes sind.297 Nicht hinreichend erforscht sind dabei 
die Faktoren, durch die externe Störungen zum Politikwandel führen („causal 
mechanism“).298 

bb) Politiklernen 

Politiklernen ist definiert als 

„relatively enduring alternations of thought or behavioral intentions 
that result from experience and/or new information and that are con-
cerned with the attainment or revision of policy objectives or of the 
belief system of individuals or of collectives”299. 

Politiklernen hängt mit einem Wandel im belief system von Akteuren zusammen 
und bezieht sich dabei nicht nur auf das Verstehen und Lösen eines Problems, 
sondern auch auf den Einsatz politischer Strategien zum Erreichen der gewählten 
                                              
288  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 204. 
289  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
290  Ebd. 
291  Ebd. 
292  Ebd.; siehe weiterführend: Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 128. 
293  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
294  Ebd. 
295  Ebd. 121, 128. 
296  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
297  Ebd. 
298  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 128, 134. 
299  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 198. 
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Ziele.300 Damit dient Politiklernen in erster Linie als Erklärung für einen kleinen 
Politikwandel (z. B. in der Änderung der Mittel, um politische Ziele zu errei-
chen), der sich über eine längere Zeit erstreckt.301 Für großen Politikwandel 
(z. B. bezüglich einer Änderung der Zielrichtung oder der Ziele des Policy-
Subsystems) kann Politiklernen ebenfalls einen Erklärungsweg bieten, jedoch ist 
dies wahrscheinlicher in Verbindung mit einer externen Störung oder einem in-
ternen Schock.302  

cc) Ausgehandelte Übereinkünfte 

Durch die Überarbeitungen des ACF sind zwei weitere mögliche Wege zum Po-
litikwandel identifiziert worden: Ausgehandelte Übereinkünfte und interne 
Schocks.303 Bei ausgehandelten Übereinkünften zwischen zwei (oder mehr) zu-
vor gegenüberstehenden (konfligierenden) Koalitionen, kann es zu erheblichen 
Veränderungen in politischen Programmen kommen.304 Auch wenn es verschie-
dene, denkbare Wege zu solchen Übereinkünften gibt, wurden bisher neun Fak-
toren ausfindig gemacht, die ein Zustandekommen von diesen Übereinkünften 
fördern. Dazu gehören eine schmerzhafte Pattsituation, Führung, finanzielle Ba-
sis, Vertrauen, Mangel an alternativen Austragungsorten, eine umfassende Re-
präsentanz, Verbundenheit der Akteure, Wichtigkeit der Thematiken sowie die 
Regelungen über konsensuale Beschlüsse.305 

dd) Interne Schocks 

Im Gegensatz zu externen Störungen, die außerhalb der Einflussmöglichkeiten 
von Subsystem-Akteuren liegen, beziehen sich interne Schocks auf Ereignisse 
innerhalb der geografischen und inhaltlichen Grenzen des Subsystems und sind 
damit eher von Subsystem-Akteuren beeinflussbar.306 Diese internen Schocks 
können in politischen Krisen, Skandalen, Fehlern und Debakeln bestehen, die die 
Aufmerksamkeit auf bestehende Regierungsprogramme lenken.307 Sie zeigen 
Fehler in den bestehenden Praktiken im System auf.308 Dadurch bewirken interne 
Schocks, genauso wie externe Störungen, eine Umverteilung der Ressourcen der 
Akteure. Dies führt zu einer veränderten Machtstruktur und damit zu Einfluss-
möglichkeiten.309 Da interne Schocks Anzeichen für erhebliche Fehler im Ver-
halten und den Politikinhalten der führenden Advocacy Coalition sind, berühren 
                                              
300  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 198. 
301  Ebd. S. 183, 201 f. 
302  Ebd. S. 183, 202. 
303  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
304  Ebd. 
305  Ebd.; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 203. 
306  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
307  Ebd. 
308  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 204; Weible/Sabatier/McQueen, 

PSJ 2009, 121, 124. 
309  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 204. 



38 

sie die belief systems eigener sowie fremder Akteure des Subsystems. Auf der 
anderen Seite stärken sie die Überzeugungen rivalisierender Minderheiten-
Koalitionen (z. B. bezüglich der Ursachen eines Policy-Problems).310 Anderer-
seits werden in der führenden Advocacy Coalition die Zweifel an der Richtigkeit 
und Effektivität der eigenen Ansichten genährt.311 Dies bietet wiederum kleine-
ren Koalitionen Möglichkeiten weitere Mitglieder zu erlangen.312 Damit interne 
Schocks zu großem Politikwandel führen, bedürfen aber auch sie, wie die exter-
nen Störungen, Faktoren, die als Katalysator dienen (s. o.). 313 

f) Kritik 

Ein Kritikpunk am ACF ist sicherlich, dass er verdeckte Interessen nicht berück-
sichtigt bzw. berücksichtigen kann. Sofern Interessen sich nicht in Form von An-
trägen, Gesetzestexten, Koalitionsbildungen etc. abzeichnen, bleiben sie verbor-
gen. Dies gilt insbesondere für Willensbildungsprozesse innerhalb der Kommu-
nalverwaltung als Akteur, die im Rahmen der Gesetze und Verwaltungsvor-
schriften Handlungsspielräume besitzt.314 

2. Methodik: Qualitative Inhaltsanalyse 

Bereits für die Normgeneseforschung wurde festgestellt, dass es sich bei der Un-
tersuchung von Einflüssen auf den kriminalpolitischen Prozess weniger anbietet 
Häufigkeiten darzustellen, als vielmehr die Inhalte verschiedener Politiken und 
die Einflussstrukturen, die diese bestimmen, durch qualitative Methoden zu er-
fassen.315 Quantitative Methoden könnten im Sinne der Generalisierbarkeit der 
Aussagen ergänzend genutzt werden.316 Um das Material zu analysieren wurde 
die qualitative Inhaltsanalyse317 gewählt, die im Grunde eine durch Kategorien 
geleitete Textanalyse ist.318 Ziel der qualitativen Inhaltsanalyse ist es, aus einer 
großen Datenmenge (Pressemitteilungen, Plenarprotokolle, transkribierte Inter-
views oder sonstige Dokumente), die für die Beantwortung der Forschungsfragen 
wesentlichen Textpassagen zu identifizieren. Sie ist eine Auswertungsmethode 
für bereits bestehendes Material.319 Um die Kernaussagen aus Texten herauszu-
filtern, geht die qualitative Inhaltsanalyse nach vorab bestimmten Regeln vor.320 
Das Material wird anhand von begründeten Kriterien aus der Gesamtheit der 
möglichen Quellen ausgewählt und festgelegt. Sofern es sich um Material han-

                                              
310  Ebd. S. 189, 205. 
311  Ebd. 
312  Ebd. 
313  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
314  So auch Hohage, Moscheekonflikte, S. 182. 
315  Bieker/Floerecke, MschrKrim, 1983, 178 f. 
316  Ebd. 
317  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse. 
318  Ebd. S. 13. 
319  Ebd. S. 52. 
320  Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 75 f. 



  39 

 

delt, das im Zuge der Datenerhebung entstanden ist, müssen die Textstellen iden-
tifiziert werden, die besondere Relevanz für die Beantwortung der Forschungs-
fragen besitzen.321 Danach werden Informationen über die Entstehung des Mate-
rials gesammelt und dokumentiert. Der nächste Schritt ist die formale Charakte-
risierung des Materials. Die Richtung der Analyse wird festgelegt und anschlie-
ßend die theoriebasierte Fragestellung in Bezug auf den Forschungsgegenstand 
ausdifferenziert.322 Im Folgenden wird das Kategoriensystem festgelegt und die 
einzelnen Kategorien definiert. Das Kategoriensystem steht im Zentrum der 
Analyse. Die Kategorien werden anhand der theoretischen Annahmen und des 
Untersuchungsmaterials entwickelt.323 Danach erfolgt die Auswahl der Analyse- 
bzw. Interpretationstechniken. Mayring unterscheidet zwischen Zusammenfas-
sung, Explikation und Strukturierung.324 Die Analysetechniken müssen nicht hin-
tereinander durchlaufen werden, sondern stellen vielmehr in sich geschlossene 
Methoden dar, die je nach Fragestellung und Material zur Untersuchung heran-
gezogen werden.325 Abschließend folgt die Interpretation, in der die Ergebnisse 
des Einzelfalls unter Heranziehung der zu Grunde gelegten Theorien generali-
siert werden.326 Wegen des Gegenstandsbezuges muss bei qualitativen Studien 
auf vollstandardisierte Instrumente verzichtet werden. Im Rahmen der Analyse 
werden die oft kritisierten Unschärfen einer qualitativen Herangehensweise 
durch den durchgehenden theoretischen Bezug ausgeglichen.327 Dies bedeutet, 
dass durchgehend bei allen Verfahrensentscheidungen ein systematischer Bezug 
zum Stand der Forschung gezogen wird.328 Dadurch wird ebenfalls sichergestellt, 
dass bereits bestehende Erkenntnisse bezüglich des Untersuchungsgegenstands 
mit aufgenommen werden und die Untersuchung dem Erkenntnisfortschritt 
dient.329 

a) Auswahl des Datenmaterials  

Als Ausgangspunkt für die Untersuchung werden die Sitzungsunterlagen der po-
litischen Gremien der Stadt Dortmund analysiert. Der Untersuchungszeitraum 
erstreckt sich gemäß der Vorgabe des ACF auf mehr als zehn Jahre. Um auch die 
Folgeentwicklungen nach der Schließung des Straßenstrichs an der Ravensberger 
Straße im Jahre 2011 zu verfolgen, wird ein Zeitraum von 15 Jahren, vom 
01.01.2000 bis 31.12.2014, gewählt. Die Sitzungsunterlagen der Stadt Dortmund 
werden seit dem 01.10.1999 elektronisch gespeichert und können über die Webs-

                                              
321  Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 76 f. 
322  Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 77. 
323  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 59. 
324  Ebd. S. 63 ff.; Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 77 f.  
325  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 65. 
326  Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 78. 
327  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 50. 
328  Ebd. S. 50 f.  
329  Ebd. S. 57 f.  
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ite der Stadt abgerufen werden.330 Die Sitzungsunterlagen bestehen aus Tages-
ordnungen, Niederschriften der Sitzungen und schriftlichen Anträgen aus den 
verschiedenen Ausschüssen, Räten und Bezirksvertretungen der Stadt. Aufgrund 
der Fülle des Materials aus 15 Jahren wird eine geografische und eine inhaltlich-
thematische Eingrenzung vorgenommen. Dadurch wird eine repräsentative Teil-
menge selektiert und die große Datenmenge auf relevante Dokumente begrenzt. 
Geografisch werden Sitzungsunterlagen untersucht, die sich mit der Nordstadt 
beschäftigten.331 Inhaltlich erfolgt die Begrenzung auf das Thema Straßenprosti-
tution bzw. Straßenstrich an der Ravensberger Straße. Unter diesen Prämissen 
werden alle Ausschussunterlagen der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord sowie 
des Ausschusses für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen und Be-
schwerden (im Folgenden Ausschuss für öffentliche Ordnung), des Ausschusses 
für Arbeit, Soziales und Gesundheit (im Folgenden: Sozialausschuss) und des 
Stadtrates gesichtet und die entsprechenden Dokumente erhoben (Vollerhebung). 
Die Auswahl der Gremien ergab sich wie folgt: Die Bezirksvertretungen sind die 
gewählten Parlamente des jeweiligen Stadtbezirks. Sie haben für viele lokale 
Belange unmittelbare Zuständigkeit. Zudem werden sie an bezirksübergreifenden 
Entscheidungen des Stadtrates der Stadt Dortmund beteiligt.332 Die Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord ist für den Bereich Nordstadt/Ravensberger Straße zu-
ständig. Ein weiterer Ausschuss, der sich mit der kommunalen Sicherheit befasst 
und zu dem es Überschneidungspunkte gibt, ist der Ausschuss für öffentliche 
Ordnung.333 Seine Relevanz für die Erarbeitung des Themas wurde erst nach 
Durchführung eines ersten Suchdurchgangs mit der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord erkannt, so dass auch die Dokumente dieses Ausschusses ebenfalls im 
Rahmen einer Vollerhebung in die Untersuchung einbezogen wurden. Zudem 
wurde festgestellt, dass auch der Sozialausschuss einen wesentlichen Anteil an 
den Entscheidungen bezüglich des Straßenstriches hat, so dass die vorliegende 
Erhebung auch die Dokumente dieses Ausschusses mitumfasst. Als stadtweites 
Entscheidungsgremium werden die Protokolle und die dazugehörigen Dokumen-
te der Stadtratssitzungen erhoben.334 Durch diese Einschränkung kann eine erste 
Vorsortierung der zu untersuchenden Dokumente erfolgen. 

Bei der Analyse der Entstehungssituation müssen die Verfasser des Materials, 
der Hintergrund für die Erstellung des Materials, die Entstehungssituation und 
die Zielgruppe dargestellt werden.335 Die Dokumente im Ratsinformationssystem 
dienen in erster Linie der Information der Öffentlichkeit und der Dokumentation 
der Entscheidungen. Damit wird den gesetzlichen Anforderungen aus § 52 GO 

                                              
330  Siehe Stadt Dortmund, doMap, zuletzt besucht am 10.03.2017. 
331  Geografische Eingrenzung orientiert sich am Wahlbezirk der Bezirksvertretung Innenstadt-

Nord. 
332  Stadt Dortmund, Dortmunder Bezirksvertretungen, zuletzt besucht am 27.02.2015. 
333  Stadt Dortmund, Sitzungsunterlagen der politischen Gremien, zuletzt besucht am 17.01.2016.  
334  Ebd. 
335  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 53. 
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NRW entsprochen. Die Inhalte bestimmen sich aus den Inhalten der Ratsvorla-
gen, die im Wechselspiel zwischen Politik, Bürgern und Stadtverwaltung in den 
Ausschuss- bzw. Ratssitzungen entstehen. Bei der formalen Charakterisierung 
geht es darum zu dokumentieren, in welcher Form das Material vorliegt.336 Die 
Unterlagen aus dem Ratsinformationssystem liegen in schriftlicher bzw. elektro-
nischer Form vor. Protokolle und Sitzungsunterlagen haben zum einen den Vor-
teil, dass sie öffentlich zugänglich sind und zum anderen über einen hohen Grad 
an Objektivität verfügen, indem sie die Beiträge der verschiedenen Akteure im 
politischen Diskurs dokumentieren. Gem. § 29 Abs. 5 der Geschäftsordnung des 
Rates der Stadt Dortmund müssen die Niederschriften in der nächsten Sitzung 
des Rates zur Genehmigung vorgelegt werden. Dabei sind Berichtigungswünsche 
auf Beschluss ihrem wesentlichen Inhalt nach aufzunehmen. 

Als mögliches weiteres Auswertungsmaterial wurden anfänglich Interviews mit 
den politischen Entscheidern in Betracht gezogen. Dies wurde jedoch im Hin-
blick auf die von Haferkamp im Rahmen der Normgeneseforschung gemachten 
Erfahrungen abgelehnt. Nach Haferkamp ist zu bezweifeln, dass Interviews mit 
an den Normsetzungsprozessen beteiligten Akteuren zu gültigen Ergebnissen 
führen, da starke (politische) Interessen der Akteure bestehen, die eigentlichen 
Gründe der Entscheidung nicht offenzulegen.337 

b) Datenerhebung 

Die ausgewählten Protokolle und dazugehörigen Dokumente wurden von der 
Website der Stadt Dortmund heruntergeladen.338 Vorlagen und Protokolle von 
den Ausschüssen und vom Rat finden sich im Ratsinformationssystem der Stadt 
Dortmund.339 Durch die Erhebung der Sitzungsunterlagen ergab sich eine Menge 
von 976 Sitzungsprotokollen aus dem Rat, dem Ausschuss für öffentliche Ord-
nung, dem Sozialausschuss sowie der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord. Hinzu 
kamen 591 zusätzliche Dokumente, die den Protokollen beigefügt waren. Diese 
bestanden aus Stellungnahmen, Berichten, Anfragen und Anträgen der Parteien 
und der Bürger. Das ganze Material musste auf die für die Beantwortung der 
Forschungsfrage relevanten Teile reduziert werden. Die große Anzahl der Do-
kumente machte es erforderlich, sich zunächst einen Überblick über die chrono-
logische Abfolge der Ereignisse zu verschaffen. Weiterhin musste das benötigte 
Datenmaterial, das noch nicht in der Form existiert, die einer wissenschaftlichen 
Analyse zugänglich ist, zunächst erhoben werden und mittels Protokollierung 

                                              
336  Ebd. 
337  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 115. 
338  Die URL lautet: 

http://www.dortmund.de/de/rathaus_und_buergerservice/lokalpolitik/sitzungsunterlagen/index.
html. 

339  Stadt Dortmund, Sitzungsunterlagen der politischen Gremien, zuletzt besucht am 27.02.2015; 
weiterführender Link: Stadt Dortmund, doMap, zuletzt besucht am 27.02.2015. 
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bzw. Dokumentation für eine Analyse aufbereitet werden.340 Bei den Sitzungs-
protokollen handelt es sich zwar um bereits vorliegende Dokumente, jedoch 
stellten sich die Informationen zur Prostitution in den einzelnen Sitzungen als 
zusammenhanglos und bruchstückhaft dar. Zudem konnte eine genaue Zuord-
nung der Informationen aus den Protokollen nicht eindeutig erfolgen, da z. B. 
das Wissen aus anderen Sitzungen zum Verständnis erforderlich war. Um das 
vorliegende Material auswerten zu können, war es daher zunächst erforderlich 
die Einzelinformation aus den unterschiedlichen Protokollen zu extrahieren und 
die gesamte Entwicklung des Straßenstrichs in einer zusammenhängenden Ab-
folge zusammenzufassen.341 Dazu wurde mittels eines qualitativen, computerun-
terstützten Analyseprogramms (MaxQDA) eine Vorstrukturierung aus der Chro-
nologie der Entwicklungen heraus entwickelt, um in einem ersten Schritt eine 
Beschreibung der Geschehnisse zu ermöglichen. Hierzu bot es sich an, das ge-
samte erhobene Material anhand von Jahreszahlen einzuteilen, um in einem 
zweiten Schritt eine weitere Unterteilung nach den die Prostitution in der Nord-
stadt betreffenden Politikprozessen innerhalb der Jahre vorzunehmen und die 
entsprechenden Textpassagen zu kodieren und zu sortieren.342  

Dadurch wurden die einzelnen Bruchstücke aus den Sitzungsprotokollen zu ei-
nem Ganzen (siehe Anhang) zusammengefügt und so ein Gesamtverständnis er-
möglicht, das die Basis für die weitere Analyse war. Dieses Vorgehen im ersten 
Schritt entspricht einer Mischung aus inhaltlicher Strukturierung und Zusam-
menfassung nach Mayring.343 Es zielt darauf ab, Inhalte des Textes zu bestimm-
ten Themen aus dem Text herauszulösen und diese zusammenzufügen.344 Das so 
zusammengefasste Material wurde anhand der Erklärungen zum Politikwandel 
aus dem ACF und den Überlegungen und Forschungsergebnissen der Normge-
neseforschung und den neueren Überlegungen zu Einflüssen in der Kriminalpoli-
tik im Folgenden nach Erstellung eines Kategorienschemas kodiert. 

c) Datenauswertung und Kategorienschema 

Bei der Frage nach der Richtung der Analyse wird festgelegt, welche Zielrich-
tung die Untersuchung hat. Die Analyse kann sich auf den Gegenstand der Fra-
gestellung, den Verfasser oder auch auf die Wirkungen bei der Zielgruppe bezie-
hen.345 Der Schwerpunkt der Analyse liegt in der vorliegenden Untersuchung auf 
dem Gegenstand der Fragestellung: Wodurch kam es zum Wandel bezüglich des 
Straßenstrichs? Dabei ist klar, dass politische Aussagen, Vorschläge und Kritik 
immer einen Bezug zur Zielgruppe (z. B. zum Wähler) haben und der Verfasser, 

                                              
340  Vgl. Blatter/Janning/Wagemann, Qualitative Politikanalyse, S. 59; Schimmelfennig, Pro-

zessanalyse, S. 263, 266 f. 
341  Die inhaltliche Erarbeitung der Informationen aus den Protokollen befindet sich im Anhang. 
342  Grafische Darstellung siehe Anhang. 
343  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 65. 
344  Ebd. S. 94, 98. 
345  Ebd. S. 56. 
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also der politische Akteur, vor dem Handlungshintergrund in seiner politischen 
Situation immer im Wechselspiel mit der Zielgruppe steht. Auch, wenn somit der 
Gegenstand der Fragestellung, also die Dortmunder Kriminalpolitik, im Vorder-
grund steht, ist eine Betrachtung des Akteurs und der Zielgruppe für ein Ge-
samtverständnis unerlässlich. Die Untersuchung der Dokumente aus dem Ratsin-
formationssystem dient in erster Linie dazu Informationen zum Politikwandel 
hinsichtlich des Straßenstrichs an der Ravensberger Straße zu generieren. Dabei 
sind die politischen Konstellationen und Stellungen der Politiker und die Wir-
kungen bei der Bürgerschaft als Zielgruppe nicht außer Acht zu lassen. Hierzu 
dient auch die Einbettung der politischen Entscheidungen in das Gesamtsystem 
(externe Ereignisse, stabile Parameter etc.) des ACF. 

Bei der Datenauswertung stellt die Erstellung der Kategorien die zentrale Aufga-
be dar. Dazu werden im Zusammenspiel zwischen Theorie bzw. Fragestellung 
und dem erhobenen Material Kategorien entwickelt und definiert. Diese werden 
wiederum zu einem Kategoriensystem zusammengefasst.346 Der Forschungsfra-
gestellung und dem Forschungsansatz folgend stehen die Einflüsse, die zum Po-
litikwandel hinsichtlich des Straßenstrichs führten, im Vordergrund. Das Katego-
rienschema wird theoriengeleitet einerseits durch den Analyserahmen des ACF, 
andererseits durch die Forschungsergebnisse der Normgeneseforschung und den 
theoretischen Überlegungen zur Kriminalpolitik vorgegeben. Ausgehend von der 
theoretischen Annahme des ACF, dass es vier Hauptwege gibt, die zum Politik-
wandel führen (ausgehandelte Übereinkünfte, Politiklernen, externe Störungen, 
interne Schocks), stellen diese vier Hauptwege hinsichtlich der Klärung der For-
schungsfrage, welche Einflüsse zum Politikwandel bezüglich des Straßenstrichs 
geführt haben, die Oberkategorien dar. Diesen Oberkategorien werden mögliche 
Einflüsse auf den politischen Prozess zugeordnet. Dabei zeigt sich, dass der ACF 
als Analyserahmen so weit gefasst ist, dass er die Forschungsergebnisse der 
Normgeneseforschung und die theoretischen Vorüberlegungen zur Kriminalpoli-
tik umfasst. Diese bilden die Unterkategorien. So können z. B. Informationen der 
Medien und der Öffentlichkeit unter „Politiklernen“ gefasst werden. Neben die-
sem deduktiven Vorgehen bei der Kategorienbildung wurde zur Sicherstellung 
der Ergebnisoffenheit der Untersuchung auch die Möglichkeit zur Bildung von 
Kategorien aus dem Text heraus belassen. Damit wurde sichergestellt, dass al-
ternative Erklärungen für den Politikwandel nicht übersehen werden. 

Die Reaktionen auf Einflüsse in den politischen Gremien und die Art der Umset-
zung von Entscheidungen beeinflussen bei langfristiger Betrachtung die weiteren 
politischen Entscheidungen und werden damit selbst Einflussgrößen. Daher ist 
eine Aufnahme der Reaktionen und der Umsetzung von Entscheidungen in das 
Kategorienschema logische Konsequenz. Jedoch konnten im Bereich der zweiten 
und dritten Frage die Faktoren nicht mehr den Wegen zum Politikwandel zuge-

                                              
346  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, S. 59. 
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ordnet werden. Zu groß waren die Überschneidungen, die eine korrekte Zuord-
nung unmöglich machten. Auch insgesamt lassen sich die einzelnen Einflussfak-
toren nicht immer einwandfrei der einen oder der anderen Kategorie zuordnen. 
In diesem Fall wurde versucht die Zuordnung dementsprechend nach der logisch 
naheliegenden Kategorie durchzuführen. Aber auch bei der darauffolgenden Zu-
ordnung der kriminalpolitischen Entwicklungen zu den jeweiligen Kategorien, 
zeigte sich, dass eine eindeutige Zuordnung zu einzelnen Faktoren nicht immer 
eindeutig möglich war (z. B. wenn die Verwaltung über Verbesserungen in der 
Nordstadt unter Berufung der Berichte von Anwohnern informiert347). In diesem 
Fall wurden die Einflussfaktoren zweimal aufgelistet. Einmal unter „Politikler-
nen – Informationen der Exekutive“ und zum zweiten unter „Politiklernen – Ein-
gaben von Bürgern“.  

aa) Externe Störungen 

Externe Störungen liegen außerhalb des Einflusses der Subsystem-Akteure.348 
Neben den im ACF festgestellten Faktoren wie den Änderungen in den sozio-
ökonomischen Bedingungen, der Ordnung oder dem allgemeinem System sowie 
Einflüssen von Politikergebnissen aus anderen Subsystemen oder extremen Er-
eignisse (z. B. Krisen oder Desaster)349, kommen aus dem Bereich der Normge-
neseforschung noch gesamtgesellschaftliche Konflikte und Machtverhältnisse als 
mögliche Einflussfaktoren hinzu, obwohl durch diese in bisherigen Untersu-
chungen nur ein geringer Einfluss festgestellt werden konnte.350 

bb) Politiklernen 

Politiklernen ist definiert als Änderungen in der Denkweise oder in den Absich-
ten basierend auf Erfahrungen und/oder auf neuen Informationen.351 Oh und Rich 
untersuchten die Nutzung von Informationen im Policy-Prozess. Dabei stellten 
sie fest, dass sich die Verwendung und der Einfluss von Informationen von Poli-
tikfeld zu Politikfeld unterscheiden.352 Zudem müssen die Eigenschaften der ver-
schiedenen Politikfelder ebenfalls beachtet werden, da die unterschiedlichen Po-
litikfelder unterschiedliche Mechanismen zur Nutzung von Informationen auf-
weisen.353 Im Politikfeld der Kriminalpolitik wird angenommen, dass wissen-
schaftliche (kriminologische) Erkenntnisse und Expertenmeinungen kaum oder 
wenig Eingang im Vorfeld kriminalpolitischer Entscheidungen finden.354 Zudem 
wird Kriminalpolitik eher durch emotionale Ereignisse beeinflusst als durch 

                                              
347  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
348  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 204. 
349  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
350  Waldmann, KrimJ 1979, 102, 111 f.; vgl. auch Brusten, KrimJ 1982, 194, 195. 
351  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 198. 
352  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 27; Oh, Knowledge and Policy 1997, 25. 
353  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 18, 29. 
354  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 3; Eisenberg, Kriminologie, S. 16, 17; Kunz, Krimi-

nologie, § 30, Rdnr. 23. 
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sachliche Informationen.355 Weiterhin beeinflussen antizipierte Probleme bei der 
Normanwendung den Entscheidungsprozess wesentlich.356 

Oh und Rich untersuchten Umstände, unter denen Entscheidungsträger in der 
Politik geneigt waren Informationen zu nutzen. Dabei konnten sie zeigen, dass 
Informationsnutzung direkt und indirekt durch verschiedene Faktoren und ihre 
Verbindung zueinander beeinflusst wird.357 U. a. zeigte ihre Studie, dass Ent-
scheidungsträger bei unbekannten Problemen dazu neigen, mehr Informationen 
zu verwenden, um Unsicherheit bei der Entscheidung zu reduzieren und nicht 
unbedingt, um die Interessen ihrer Institutionen zu unterstützen.358 Die Informa-
tionsquelle ist dabei der Faktor mit dem höchsten Einfluss auf die Frage, ob die 
Information genutzt wird oder nicht.359 In der Normgeneseforschung wurde ein 
entscheidender Einfluss der späteren Normanwender und Normadressaten fest-
gestellt360, insbesondere die Möglichkeiten der Einflussnahme zwischen Politi-
kern und Bürokraten bzw. der Exekutive.361 Zu beachten sind dabei auch die 
Strukturen und Prozesse der Informationsbeschaffung und der Politisierungsgrad 
der Entscheidung.362 Der Einfluss von Interessengruppen und -verbänden hängt 
hingegen davon ab, inwiefern diese durch die Entscheidungen betroffen sind und 
ob sich die Entscheidungen negativ auf den Status und den Handlungsspielraum 
der Gruppe auswirken.363 Gerade im Hinblick auf die Beachtung von Bedürfnis-
sen von Randgruppen (z. B. ethnische Minderheiten, Prostituierte, Drogenab-
hängige) stellt sich im Bereich der kommunalen Kriminalpolitik die Frage, in-
wiefern deren Interessen vertreten werden und welchen Einfluss die Interessen-
vertretungen im politischen Prozess, z. B. durch Information über die Situation 
der jeweiligen Gruppe, ausüben können.364 Eine Schwierigkeit besteht in der De-
finition von Experten. Diese können einerseits rein wissenschaftliche Experten 
sein. Andererseits sind gerade im Bereich der Kommunalpolitik, in der es meist 
um konkrete und weniger globale Probleme geht, Praktiker, die nicht nur Fach-
wissen, sondern auch Anwendungswissen in dem jeweiligen Mikroraum (z. B. 
lokal tätige Polizeibeamte) aufweisen, von Seiten der Politik als Experten ange-
sehen. Diese Art von Experten hat aber aufgrund ihrer direkten Betroffenheit von 
Entscheidungen der Kommunalpolitiker ein hohes Eigeninteresse bei der Bera-
tung (z. B. werden die Prostituiertenberatungsstellen aus dem Haushaltsetat der 

                                              
355  Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 8. 
356  Brusten, KrimJ 1982, 194, 195 f. 
357  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 30. 
358  Ebd. S. 21, 27. 
359  Ebd. S. 18. 
360  Rüther, Normgenese und Umweltschutz, S. 120, 126 f.; Waldmann, KrimJ 1979, 102, 111. 
361  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 32 f., 35. 
362  Ebd. 
363  Für das Wirtschaftsstrafrecht: Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203, 206 m. w. N., 231. 
364  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 119; Heinrich/Lange, 

Kriminalpolitik, politische Steuerung und Politikberatung, S. 431, 436 f. 
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Stadt Dortmund mitfinanziert365), so dass es sich nicht um „unabhängige“ Exper-
ten handelt. Vielmehr stellen sie selbständige Akteure im Policy-Prozess dar. Als 
Experten werden im Rahmen dieser Arbeit daher nur unabhängige, wissenschaft-
liche Berater angesehen. Dabei wird unter „unabhängig“ eine Stellung verstan-
den, die von den kriminalpolitischen Entscheidungen der Kommunalpolitik nicht 
betroffen ist. 

Nicht zu vernachlässigen sind auch Meldungen in den Medien und die öffentli-
che Meinung366, z. B. da sie Themen durch Berichterstattung auf die politische 
Agenda setzen367 oder auch dahingehend, dass kriminalpolitische Entscheidun-
gen positive Reaktionen in der Öffentlichkeit und in den Medien hervorrufen 
müssen, um als wirksam empfunden zu werden.368 Aufgrund der Nähe der 
Kommunalpolitik zu lokalen Ereignissen und zu den Wählern müssen auch die 
Eingaben von Bürgern in den politischen Raum beachtet werden. Zusätzlich zum 
vorher Gesagten beeinflussen verschiedene Arten von Informationen die Art und 
Weise, wie Informationen von Entscheidungsträgern genutzt werden.369 So 
kommt es darauf an, ob Informationen durch informelle Kontakte, Persönlich-
keitsfaktoren, gruppendynamische Prozesse und Positionszuschreibungen zu-
stande kommen370 und, ob es sich um statistische Informationen oder um Erfah-
rungsberichte handelt.371 Die Offenheit der Entscheider für neue Informationen 
hängt zusätzlich möglicherweise von der Determination hinsichtlich der Ent-
scheidung durch subjektive Einstellungen ab.372 

cc) Ausgehandelte Übereinkünfte 

Ein weiterer Weg zum Politikwandel können ausgehandelte Übereinkünfte zwi-
schen rivalisierenden Koalitionen sein.373 Im Rahmen des ACF wurden neun 
Faktoren identifiziert, die zu ausgehandelten Übereinkünften führen können 
(s. o.).374 In Bezug auf kriminalpolitische Entscheidungen werden die Faktoren 
im Rahmen dieser Bearbeitung wie folgt präzisiert bzw. ergänzt. Ob es z. B. zu 
Pattsituationen kommt, hängt von den Mehrheiten im Entscheidungsgremium in 

                                              
365  Siehe z. B. Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1 und Proto-

koll vom 24.01.2001, TOP 2.1. 
366  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1, 6 f.; Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 4 ff., 8; § 30, 

Rdnr. 10 ff., 20 f.; Waldmann, KrimJ 1979, 102, 104 f.; Frevel, Kriminalpolitik im institutio-
nellen System der BRD, S. 103, 117 f. 

367  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 7; Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 4. 
368  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 10. 
369  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 28. 
370  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 41. 
371  Oh/Rich, Knowledge and Policy 1996, 3, 28. 
372  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 199 f. 
373  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
374  Ebd.; Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 203: schmerzhafte Pattsituation, Führung, finan-

zielle Basis, Vertrauen, Mangel an alternativen Austragungsorten, eine umfassende Repräsen-
tanz, Verbundenheit der Akteure, Wichtigkeit der Thematiken sowie die Regelungen über kon-
sensuale Beschlüsse. 
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einer konservativen oder reformorientierten Politikphase ab.375 Auch der Druck 
auf die Gesetzgebungsorgane mit unterschiedlichen Methoden und Mitteln376 
kann zu Übereinkünften führen, ebenso die Koalitionsbildung zur Erhöhung des 
Einflusspotentials377. Insgesamt müssen die Interaktionen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren im politischen Entscheidungsprozess betrachtet werden378, 
sofern sie für den Politikwandel relevant sind. Dazu gehören auch die informel-
len Handlungsregeln im Abstimmungsverhalten, z. B. je nach Sachlichkeit der 
Diskussion.379 

dd) Interne Schocks 

Als vierter Weg zum Politikwandel gelten nach dem ACF interne Schocks. Diese 
bestehen aus Ereignissen innerhalb des Policy-Subsystems und sind eher von den 
Akteuren des Subsystems beeinflussbar.380 Neben den im ACF genannten politi-
schen Krisen und Fehlern381, sollen für die vorliegende Untersuchung auch inter-
ne finanzielle, soziologische und machtpolitische sowie zeitliche Faktoren382 als 
Einflussfaktoren aufgeführt werden. Dabei ist insbesondere die Kriminalitätslage 
als Hauptaugenmerk im Politikfeld der Kriminalpolitik zu betrachten. Beeinflus-
sende Faktoren können z. B. quantitative und qualitative Veränderungen im 
Kriminalitätsbild, neue Möglichkeiten der Kontrolle und Verfolgung von Krimi-
nalität, Veränderungen in der Kriminalitätswahrnehmung und -bedeutung sein.383 
Es ist fraglich, ob auch auf lokaler Ebene Kriminalität und Kriminalpolitik als 
unabhängige Prozesse zu betrachten sind384 und welchen Einfluss Änderungen in 
der Kriminalitätslage auf kriminalpolitische Prozesse haben.385 Dies gilt insbe-
sondere da Kriminalpolitik Wahlkampfthema ist und dem eigenen Machterhalt 
dient.386 

ee) Reaktion der Politik 

Die Reaktion der Politik auf die verschiedenen Einflüsse im Policy-Prozess so-
wie die Art der Nutzung der gegebenen Informationen und ihre Verarbeitung in 
der Entscheidungsfindung haben wiederum Einfluss auf weitere Entscheidungen. 
So wurde in den theoretischen Überlegungen zur Kriminalpolitik bereits festge-
                                              
375  Haferkamp, Herrschaft und Strafrecht, S. 99, 182, 185 f.; vgl. auch Rüther, KrimJ 1982, 177, 

178 f.; Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 26; Floerecke, KrimJ 1987, 119, 120, 124. 
376  Brühl, Wirtschaftsstrafrecht, S. 203, 206 m.w.N. 
377  Ebd. S. 203, 231. 
378  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 32, 35 ff. 
379  Ebd. 23, 40. Bei einer Versachlichung der Diskussion gelten z. B. ideologisch assoziierte Posi-

tionen und entsprechendes Abstimmungsverhalten als verpönt. 
380  Jenkins-Smith et al., The ACF, S. 183, 202. 
381  Ebd. 
382  Eisenberg, Kriminologie, S. 17 f. 
383  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 113 ff. 
384  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1. 
385  Schneider, Kriminologie, Bd.2, S. 24. 
386  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 21. 
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stellt, dass vor dem Hintergrund der öffentlichen Darstellung Entscheidungen in 
diesem Politikfeld mehr politisch und seltener rational gefällt werden387, zumal 
Entscheidungen darauf abzielen das öffentliche Vertrauen zu gewinnen und die 
Kriminalitätsfurcht zu senken.388 Jedoch können Entscheidungen auch Grundein-
stellungen der kriminalpolitischen Akteure transportieren.389 Neben einer inte-
ressengeleiteten und selektiven Informationsverarbeitung390 kann dann nicht aus-
geschlossen werden, dass sachliche Argumente allein zur nachgelagerten Legi-
timation dieser Entscheidungen genutzt werden und nicht originär handlungslei-
tend waren.391 Auch hier spielt wieder eine Rolle, dass kriminalpolitische Ent-
scheidungen leicht dem Wahlkampf und dem eigenen Machterhalt dienen.392 

ff) Umsetzung durch die Verwaltung 

Eine grundsätzliche Frage bei der Umsetzung kriminalpolitischer Entscheidun-
gen ist immer, ob eine tragfähige Abwägung zwischen den Sicherheitsinteressen 
der Allgemeinheit und dem Bedürfnis nach individueller Freiheit getroffen wor-
den ist.393 In theoretischen Überlegungen zur Kriminalpolitik wird daher gefor-
dert, dass Validität von kriminalpolitischen Maßnahmen durch Evaluationen und 
Überprüfung der Wirksamkeit bestimmt wird.394 

Auf der prozessualen Ebene zeigt sich in den Ergebnissen der Normgenesefor-
schung, dass zum Teil im Gesetzgebungsprozess verworfene Interessen durch 
Anwendung und Auslegung der politischen Entscheidungen diese Interessen 
doch Eingang in die Rechtsrealität fanden.395 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                              
387  Ebd. § 30, Rdnr. 10 f. 
388  Neubacher, Kriminologie, Kap. 2, Rdnr. 1. 
389  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 20. 
390  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 37. 
391  Lüdemann, Produktion von Rechtsnormen, S. 179, 199 f. 
392  Kunz, Kriminologie, § 30, Rdnr. 21. 
393  Kaiser, Kriminalpolitik, S. 280, 282 f.; Kunz, Kriminologie, § 23, Rdnr. 11. 
394  Ebenso: Schneider, Kriminologie, Bd.1, S. 31, 172. 
395  Brusten, KrimJ 1982, 194, 195 f. 
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Wie wurde auf 
diese Einflüs-
se von Seiten 
der Politik 
reagiert?  

Wie wurden 
die gegebenen 
Informationen 
genutzt?  

Welche Be-
schlüsse wur-
den gefasst?  

• Entscheidungen (mit Blick auf die Öffentlichkeit) eher politisch/emotional und we-
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Abb. 3: Kategorienschema (eigene Darstellung) 

d) Probleme der Datenerhebung und -auswertung 

Besondere Probleme der Datenauswertung ergaben sich dadurch, dass es schwer-
fiel Textpassagen in den Ratsdokumenten eindeutig Kategorien zuzuordnen. 
Dies lag zum einen daran, dass Themen gleichzeitig behandelt wurden, und zum 
anderen daran, dass Aussagen z. B. von Ratsmitgliedern zu mehreren Kategorien 
gleichzeitig zuzuordnen waren. Zunächst wurde versucht den politischen Prozess 
nach den einzelnen Gremien (Rat, Ausschuss für Bürgerdienste, Sozialausschuss 
etc.) einzuteilen. Dies erwies sich jedoch nicht als praktikabel, da an politischen 
Prozessen meist mehrere Gremien gleichzeitig beteiligt sind und politische Pro-
zesse sich überlappen. Es führte zudem zu einer unnatürlichen Aufspaltung des 
Entscheidungsprozesses. Daher wurde im Folgenden überlegt, eine Einteilung 
nach Stichworten (z. B. sozialarbeiterische Hilfen an der Ravensberger Straße) 
innerhalb eines Untersuchungsabschnitts (z. B. 2006 bis 2011) anzuschauen. 
Dieser thematische und zeitliche Abschnitt erwies sich jedoch wiederum als zu 
groß, um eine nachvollziehbare Übersicht über die politischen Prozesse zu erhal-
ten. Daher wurde letztendlich eine Einteilung nach Jahren vorgenommen und 
innerhalb der Jahre wiederum eine Einteilung nach Thematiken, die jeweils in 
diesem Jahr in den Gremien besprochen wurden. Diese erste Bearbeitung der 
Dokumente war sehr praktikabel, um zunächst einen Überblick über die Ent-
wicklungen hinsichtlich des Straßenstrichs und seiner angrenzenden Themen 
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über die Jahre hinweg zu erhalten. Die Ergebnisse dieser ersten Übersicht sind in 
dem Punkt „Politikinhalte und Entscheidungen“ zusammengefasst. Die vollstän-
dige Erarbeitung befindet sich im Anhang. In einem zweiten Schritt wurden dann 
die so nachvollzogenen Entwicklungen den Kategorien nach dem ACF zugeord-
net und hinsichtlich der Forschungsfragestellungen analysiert. 

Ein Problem ergab sich zusätzlich daraus, dass insbesondere in den frühen 
2000er Jahren das Ratsinformationssystem doMap nicht immer die vollständige 
Aktenlage zur Verfügung stellte (z. B. waren unter den genannten Links keine 
Dokumente hinterlegt). Dies stellte insofern ein Problem dar, als dass die Sit-
zungsunterlagen zum Zeitpunkt der Untersuchung ausschließlich über doMap zu 
beziehen waren.396 

D. Kommunale Kriminalpolitik zum Straßenstrich in Dortmund (Untersu-
chungsergebnisse) 

I. Bedingungen der kriminalpolitischen Entscheidungen zum Straßenstrich 

Zunächst werden die Rahmenbedingungen der Dortmunder Kommunalpolitik 
vorgestellt, um dann im Anschluss die Politikinhalte zu betrachten. 

1. Relativ stabile Parameter 

Relativ stabile Parameter sind zum einen die grundlegenden, sozialen Charakte-
ristika eines Problembereiches und zum anderen die rechtlichen Strukturen, die 
die politische Steuerung und Entscheidungsfindung in diesem Bereich festle-
gen.397 

a) Die Dortmunder Nordstadt 

Die Dortmunder Nordstadt ist ein ehemaliges Arbeiterviertel. Hier hat sich seit 
den 1950er Jahren eine räumliche Armutsstruktur mit hohem Ausländeranteil 
ausgebildet.398 Die Dortmunder Nordstadt stellt innerhalb Dortmunds ein An-
kunfts- und zum Teil auch Integrationsgebiet dar. Sie ist durch Segregation und 
starke Fluktuation gekennzeichnet. So lebten im Jahr 2011 54% aller Neuzuwan-
derer Dortmunds in der Nordstadt.399 Migranten machen rund 48 bis 61% der 
Wohnbevölkerung dort aus. Neben der multikulturellen Prägung befindet sich in 
der Dortmunder Nordstadt auch die Studenten- sowie die Künstler- und Krea-
tivenszene.400 Zudem zeichnet sich die Dortmunder Nordstadt durch eine, im 

                                              
396  Ein entsprechender Hinweis fand sich auf der Website für den Rat der Stadt Dortmund: 

https://www.dortmund.de/de/rathaus_und_buergerservice/lokalpolitik/rat_und_ausschuesse/rat/
termine_rat/index.html. zuletzt besucht am 01.07.2017. 

397  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 193; Schneider/Janning, Politik-
feldanalyse, S. 198. 

398  Kurtenbach, Neuzuwanderer in städtischen Ankunftsgebieten, S. 31 f. 
399  Ebd. S. 36. 
400  Stadt Dortmund, Geschichte der Nordstadt, zuletzt besucht am 04.06.2017. 
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Vergleich zur Gesamtstadt, überproportional hohe Arbeitslosenquote und Quote 
von Transfergeldempfängern aus.401  

b) Parameter der Kommunalpolitik in Dortmund 

Wesentliche Parameter der Entscheidungs- und Einflussstrukturen sowie Infor-
mationsmöglichkeiten für die Kommunalpolitik finden sich in der Gemeindeord-
nung NRW und in der Hauptsatzung der betreffenden Gemeinde. Gem. 
§ 40 GO NRW wird die Verwaltung der Gemeinde ausschließlich durch den Wil-
len der Bürgerschaft bestimmt, die wiederum durch die gewählten Mitglieder im 
Stadtrat und den (Ober-) Bürgermeister vertreten werden. Die Zuständigkeiten 
des Rates ergeben sich aus § 41 GO NRW und betreffen alle Angelegenheiten 
der Gemeindeverwaltung. Zu den nicht übertragbaren Aufgaben des Rates gehö-
ren der Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen (z. B. auch ordnungsbehördliche Verordnungen), 
inklusive der Haushaltssatzungen und Satzungen auf Grundlage des Baugesetz-
buches. Abgesehen von den ausschließlichen Zuständigkeiten gem. § 41 Abs. 1 
S. 2 GO NRW kann der Rat die Entscheidung über bestimmte Angelegenheiten 
auf Ausschüsse oder den Bürgermeister übertragen. Bei Geschäften der laufen-
den Verwaltung gelten diese als im Namen des Rates als auf den Bürgermeister 
übertragen, es sei denn, der Rat, eine Bezirksvertretung oder ein Ausschuss be-
hält sich für einen bestimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vor (§ 41 Abs. 1 S. 2 GO NRW). Dabei sind die Ratsmitglieder 
nur dem Gesetz und, unter Rücksicht auf das öffentliche Wohl, ihrer Überzeu-
gung verpflichtet und an Aufträge nicht gebunden (§ 43 Abs. 1 GO NRW). Mit-
gliedern der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse ist es im Rahmen der Ge-
schäftsordnung erlaubt, an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhörer 
teilzunehmen (§ 48 Abs. 4 GO NRW). Eine wichtige Aufgabe des Rates besteht 
gem. § 55 GO NRW in der Kontrolle der Verwaltung. Dazu besteht eine Be-
richtspflicht des Bürgermeisters gegenüber dem Rat über alle wichtigen Angele-
genheiten der Gemeindeverwaltung sowie eine Auskunftspflicht, sofern Ratsmit-
glieder Auskunft über eine Angelegenheit verlangen. Dasselbe gilt für Mitglieder 
der Bezirksvertretungen. Darüber hinaus können Bezirksvorsteher und Aus-
schussvorsitzende vom Bürgermeister jederzeit Auskunft und Akteneinsicht ver-
langen, sofern der Aufgabenbereich des Ausschusses oder der Bezirksvertretung 
betroffen ist (§ 55 Abs. 2 GO NRW). Zudem überwacht der Rat bzw. der betref-
fende Ausschuss oder die betreffende Bezirksvertretung, ggfs. auch durch Ak-
teneinsicht, die Durchführung seiner Beschlüsse und der Beschlüsse der Be-
zirksvertretungen und Ausschüsse sowie den Ablauf der Verwaltungsangelegen-
heiten (§ 55 Abs. 3-5 GO NRW). Die Verwaltung hat zudem dem Rat halbjähr-
lich über die noch nicht ausgeführten Beschlüsse Bericht zu erstatten (§ 30 Abs. 

                                              
401  Stadt Dortmund, Geschichte der Nordstadt, zuletzt besucht am 04.06.2017; Kurtenbach, 

Neuzuwanderer in städtischen Ankunftsgebieten, S. 31 f. 
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1 Geschäftsordnung des Rates des Stadt Dortmund402). Im Rat können Anfragen 
und Anträge gestellt (§§ 5, 6 Geschäftsordnung des Rates des Stadt Dortmund) 
sowie Sachverständige zu einzelnen Themen gehört werden (§ 7 Geschäftsord-
nung des Rates der Stadt Dortmund). Der Rat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist (§ 12 Abs. 1 Ge-
schäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund). 

Der Rat kann Ausschüsse bilden, von denen bestimmte Ausschüsse auch Ent-
scheidungsbefugnis haben (§ 57 GO NRW). Dabei sind die Beschlüsse dieser 
Ausschüsse erst durchzuführen, wenn vor Ablauf einer bestimmten Frist weder 
ein Einspruch des Bürgermeisters noch von einem Fünftel der Ausschussmitglie-
der vorliegt (§ 57 Abs. 4 GO NRW). Die Zusammensetzung der Ausschüsse und 
ihre Befugnisse regelt der Rat mit der Mehrheit seiner Stimmen (§ 58 
GO NRW). Zu Mitgliedern der Ausschüsse können auch sachkundige Bürger, 
die dem Rat angehören, bestellt werden. Zusätzlich können die Ausschüsse Ver-
treter der von einer Entscheidung betroffenen Bevölkerungsgruppe und Sachver-
ständige zu den Beratungen hinzuziehen (§ 58 Abs. 3 GO NRW). Dies soll aus 
der Tagesordnung ersichtlich sein (§ 34 Abs. 8 Geschäftsordnung des Rates der 
Stadt Dortmund). Zudem kann von den Ausschüssen beschlossen werden, dass 
zu einzelnen Fragen schriftliche Stellungnahmen von Beteiligten oder Betroffe-
nen angefordert werden (§ 34 Abs. 8 Geschäftsordnung des Rates des Stadt 
Dortmund). Die Beschlüsse der Ausschüsse sind in einem Protokoll aufzuneh-
men und dem Bürgermeister und den Ausschussmitgliedern zuzuleiten (§ 58 
Abs. 7 GO NRW). 

Gem. § 36 GO NRW sind in kreisfreien Städten wie Dortmund für jeden Stadt-
bezirk Bezirksvertretungen zu wählen, die keine Ausschüsse bilden. Die Rege-
lungen für den Rat finden auf die Mitglieder und das Verfahren in den Bezirks-
vertretungen entsprechende Anwendung. Dabei kann die Geschäftsordnung des 
Rates besondere Regelungen für die Bezirksvertretungen enthalten. In den Sit-
zungen können Sachverständige und Einwohner zu den einzelnen Punkten ange-
hört werden. Des Weiteren können Ratsmitglieder, die im jeweiligen Stadtbezirk 
wohnen, sowie der Oberbürgermeister an den Sitzungen mit beratender Stimme 
teilnehmen. Der Oberbürgermeister kann sich auch von einem Beigeordneten 
oder einer leitenden Dienstkraft vertreten lassen (§ 36 Abs. 5-7 GO NRW). Die 
Aufgaben der Bezirksvertretungen regelt § 37 GO NRW. Danach entscheiden, 
sofern es sich nicht um Angelegenheiten handelt, für die der Rat gem. § 41 Abs. 
1 GO NRW die alleinige Zuständigkeit besitzt, die Bezirksvertretungen unter 
Beachtung der Belange der gesamten Stadt und im Rahmen der vom Rat erlasse-
nen Richtlinien in allen Angelegenheiten des Stadtbezirks bzw. in Angelegenhei-
ten, die nicht wesentlich über den Stadtbezirk hinaus Bedeutung haben, insbe-
sondere öffentliche Einrichtungen, Angelegenheiten der Pflege des Ortsbildes, 
                                              
402  Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Dortmund, seine Ausschüsse, Kommissionen und die 

Bezirksvertretungen. 
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den Um- bzw. Ausbau von Straßen, Wegen und Plätzen, Unterstützung von Ver-
einigungen und Initiativen im Stadtbezirk. Weiteres wird in § 20 der Hauptsat-
zung der Stadt Dortmund geregelt. Dabei werden den Bezirksvertretungen Haus-
haltsmittel zur Aufgabenerledigung zur Verfügung gestellt. Die Bezirksvertre-
tungen wirken an den den Bezirk betreffenden Beratungen über die Haushalts-
satzung mit (§ 37 Abs. 4 GO NRW). Darüber hinaus sind die Bezirksvertretun-
gen zu allen wichtigen Angelegenheiten, die den Stadtbezirk berühren, zu hören 
und es ist ihnen Gelegenheit zu geben, Vorschläge und Anregungen zu machen 
(§ 37 Abs. 5 GO NRW). Die Bezirksvertretungen können sich durch die thema-
tisch zuständigen Ausschüsse fachlich beraten lassen (§ 20 Abs. 6 Hauptsatzung 
der Stadt Dortmund). Daher werden die Sitzungsunterlagen der Bezirksvertre-
tungen auch den Ratsfraktionen zugeleitet und die Mitglieder grundsätzlich ein-
geladen (§ 38 Abs. 2 Geschäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund). Ratsmit-
glieder, die im Stadtbezirk wohnen oder kandidiert haben, haben eine beratende 
Stimme in den Sitzungen (§ 38 Abs. 4 Geschäftsordnung des Rates der Stadt 
Dortmund). Bezirksvertretungen können bei Bedarf gem. § 20 Abs. 8 der Haupt-
satzung der Stadt Dortmund Einwohnerversammlungen einberufen. Bei Vorlagen 
der Verwaltung sind die betroffenen Fachausschüsse und Bezirksvertretungen zu 
beteiligen. Die beteiligten Gremien sind über abweichende Beschlüsse zu infor-
mieren (§ 4 Geschäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund). 

c) Gesetzliche Regelungen zum Erlass von Sperrbezirksverordnungen  

Zu den stabilen Parametern gehören auch die rechtlichen Regelungen zum Erlass 
einer Sperrbezirksverordnung, da die neue Sperrbezirksverordnung die rechtliche 
Basis zur Schließung des Straßenstrichs und den neuen Umgang der Stadt und 
der Polizei mit der Straßenprostitution ab 2011 bildete. Die Ermächtigungs-
grundlage für Sperrbezirksverordnungen findet sich in Art. 297 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
2 EGStGB. Die Norm wird als eine Gefahrenabwehrnorm verstanden, die die 
Zielsetzung hat, das Zusammenleben von Menschen zu ordnen, soweit das zu 
regelnde Verhalten sozialrelevant ist, Außenwirkung hat und das Allgemeinwohl 
beeinträchtigen kann. Das gilt insbesondere, wenn Dritte durch Handlungen des 
Geschlechtslebens erheblich belästigt werden, wie das bei den Begleitumständen 
der Prostitution der Fall sein kann.403 

Die Festsetzung von Sperrbezirken dient der lokalen Steuerung der Prostituti-
onsausübung aus der Perspektive des Ordnungsrechts.404 Dabei gilt es die Be-
sonderheiten des betroffenen Gebietes hinsichtlich der besonderen Schutzbedürf-
tigkeit und Sensibilität, wie z. B. Wohngebiete mit Schulen, Kindergärten und 
sozialen Einrichtungen, in denen eine sichtbare Prostitution typischerweise eine 
Belästigung Dritter, z. B. durch die Freiersuche nahelegt.405 Gem. Art. 297 

                                              
403  BVerfG, Beschluss vom 28. April 2009, AZ. 1 BvR 224/07, Rdnr. 16. 
404  BVerfG, Beschluss vom 28. April 2009, AZ. 1 BvR 224/07, Rdnr. 20. 
405  BVerfG, Beschluss vom 28. April 2009, AZ. 1 BvR 224/07, Rdnr. 25. 
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EGStGB kann die Landesregierung zum Schutz der Jugend oder des öffentlichen 
Anstandes für Teile eines gemeindefreien Gebietes bzw. für öffentliche Straßen, 
Wege, Plätze, Anlagen und sonstige Orte, die von dort eingesehen werden kön-
nen, im ganzen Gebiet eines gemeindefreien Gebiets durch Rechtsverordnung 
ein Verbot erlassen, der Prostitution nachzugehen. Dabei kann die Landesregie-
rung diese Ermächtigung auf eine oberste Landesbehörde oder andere Behörden 
übertragen. In NRW wurde mit der Verordnung zur Bestimmung der für den Er-
lass von Rechtsverordnungen nach Art. 297 EGStGB zuständigen Verwaltungs-
behörden vom 11. März 1975 in § 1 die Ermächtigung zum Erlass von Sperrbe-
zirksverordnungen auf die Regierungspräsidenten übertragen.  

Zuwiderhandlungen gegen die Sperrbezirksverordnung werden strafrechtlich 
gem. § 184 f StGB verfolgt. Das geschützte Rechtsgut ist dabei das allgemeine 
Interesse an der Verhinderung von Belästigungen und Gefahren, die mit der 
Prostitution verbunden sind.406 Insbesondere im Hinblick auf die Privilegierung 
der Freier, die nicht von der strafrechtlichen Norm erfasst werden, und dem In-
krafttreten des Prostitutionsgesetzes im Jahre 2002 ist die bestehende Legitima-
tion des Straftatbestandes sehr fragwürdig.407 

2. Langfristige Strukturen 

Bei langfristigen Strukturen für Gelegenheiten zur Koalition stehen Faktoren im 
Vordergrund, die die Ressourcen und das Verhalten der Koalitionen beeinflus-
sen.408 Dazu gehören der Grad an Übereinstimmung, der für einen Politikwandel 
notwendig ist, und die Offenheit des politischen Systems.409 Auch, wenn in der 
vorliegenden Untersuchung der Politikwandel und nicht die Akteurskoalitionen 
im Vordergrund stehen, werden unter diesem Punkt Aspekte angesprochen, die 
für die Entscheidungen in der Kriminalpolitik auf kommunaler Ebene wesentlich 
sind. So werden die Ratsmitglieder (§ 42 GO NRW) sowie die Mitglieder der 
Bezirksvertretungen (§ 36 GO NRW) für fünf Jahre gewählt. Beschlüsse werden 
gem. § 50 GO NRW mit offener Abstimmung durch die Mehrheit der Stimmen 
gefasst, sofern keine gesonderte Regelung besteht. Durch die Nähe der Kommu-
nalpolitik zu den örtlichen Gegebenheiten und den rechtlichen Ausgestaltungen 
in der Gemeindeordnung ist die Kommunalpolitik ein sehr offenes politisches 
System. Gem. § 24 GO NRW hat jeder das Recht sich schriftlich mit Anregun-
gen und Beschwerden an den Rat oder die Bezirksvertretung zu wenden. In § 6 
Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Dortmund wird geregelt, dass Anregungen 
und Beschwerden an den Rat zentral durch den Ausschuss für Bürgerdienste, 
öffentliche Ordnung, Anregungen und Beschwerden (im Folgenden: Ausschuss 

                                              
406  Fischer, StGB, § 184 f Rdnr. 2; Schönke/Schröder/Eisele, StGB, § 184 e Rdnr. 1. 
407  So auch Fischer, StGB, § 184 f Rdnr. 2. 
408  Sabatier/Weible, The Advocacy Coalition Framework, S. 189, 200. 
409  Weible/Sabatier/McQueen, PSJ 2009, 121, 124. 
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für öffentliche Ordnung) bearbeitet werden. Dieser holt eine Stellungnahme der 
entscheidungsbefugten Stelle ein und teilt diese dem Antragssteller mit.  

Zur Offenheit des politischen Systems gehört auch die Information der Öffent-
lichkeit. So ist über den wesentlichen Inhalt der im Rat gefassten Beschlüsse 
Protokoll zu führen und diese in öffentlicher Sitzung oder in anderer Weise der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen (§ 52 GO NRW). Zudem können Frage-
stunden für Einwohner in die Tagesordnungen aufgenommen werden (§ 48 Abs. 
1 GO NRW). Auch die Sitzungen des Rates selbst sind grundsätzlich öffentlich, 
sofern die Geschäftsordnung nicht den Ausschluss der Öffentlichkeit für be-
stimmte Angelegenheiten vorsieht bzw. ein entsprechender Antrag vorliegt (§ 48 
Abs. 2 GO NRW). An den öffentlichen Sitzungen hat jeder das Recht teilzuneh-
men, sofern die räumlichen Verhältnisse es zulassen (§ 10 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung des Rates der Stadt Dortmund). Nach § 38 Abs. 8 der Geschäftsordnung 
des Rates der Stadt Dortmund sind Einwohnerfragestunden für die Einwohner 
des Stadtbezirks und für diejenigen, die durch die Entscheidung betroffen sein 
können, vorgesehen.  

Neben den Bürgern und Sachverständigen, die gem. § 58 Abs. 3 GO NRW und 
gem. § 7 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund in den jeweiligen 
Ausschüssen angehört werden können, ist auch die Polizei ein wichtiger Akteur 
im Bereich der kommunalen Kriminalpolitik. Die Polizei hat dabei verschiedene 
Eintrittspunkte in das kommunalpolitische System. Zum einen erhält die Polizei 
Einladungen zu den politischen und verwaltungsorganisatorischen Gremien, wie 
dem Ausschuss für öffentliche Ordnung oder den Verwaltungsvorstand der 
Stadtverwaltung, zum anderen gibt es Austauschpunkte wie den Polizeibeirat. 
Der Polizeibeirat ist gem. § 16 POG NRW ein Bindeglied zwischen Polizei, 
Selbstverwaltung und Bürgern. Er soll das vertrauensvolle Verhältnis fördern 
sowie Wünsche und Anregungen der Bevölkerung an die Polizei herantragen. 
Dazu berät der Polizeibeirat mit dem Leiter der Polizeibehörde polizeiliche An-
gelegenheiten, die für die Bevölkerung oder die Selbstverwaltung von Bedeu-
tung sind. Dazu berichtet der Leiter der Polizeibehörde zu Angelegenheiten von 
öffentlichem Interesse und legt den Stand der öffentlichen Sicherheit im Polizei-
bezirk dar. Zu den Mitgliedern des Polizeibeirates Dortmund und Lünen gehören 
elf gewählte Ratsmitglieder aus den beiden Städten. Sie sind für die Zeit einer 
Wahlperiode ehrenamtlich tätig.410 

3. Das Policy-Subsystem der Dortmunder Kriminalpolitik in Bezug auf den 
Dortmunder Straßenstrich und seine Akteure 

Die politischen Parteien bilden in den Jahren 2000 bis 2015 ein breites Spekt-
rum, das sich von ganz rechts nach ganz links erstreckt. Neben den etablierten 
Parteien (CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Grüne) finden sich z. B. auch die Freie 
Bürger Initiative, die DVU oder auch Die Linke in den politischen Gremien. 
                                              
410  Polizei Dortmund, Presseportal, zuletzt besucht am 04.06.2017. 
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Auch die beiden Prostituiertenberatungsstellen in Dortmund stellen als Interes-
senvertreter wichtige Akteure im Subsystem dar. Der Dortmunder Mitternachts-
mission e. V. (im Folgenden: Mitternachtsmission) wurde 1918 gegründet und 
setzt sich seitdem für Prostituierte und ehemalige Prostituierte ein. Zudem ist die 
Mitternachtsmission eine spezialisierte Beratungsstelle für Opfer von Menschen-
handel, die durch das Land NRW gefördert wird.411 Schwerpunktmäßig arbeitet 
der Verein in der aufsuchenden Sozialarbeit. Dabei sind die Ziele dem überwie-
gend weiblichen Klientel zu helfen ein selbstbestimmtes, gesundes und eigen-
verantwortliches Leben in Sicherheit zu führen, eine sozialrechtliche Gleichstel-
lung der in der Prostitution arbeitenden Menschen zu erreichen und Diskriminie-
rung und Kriminalisierung von Prostituierten zu beenden. Der Verein arbeitet 
unter dem Dachverband der Diakonie und wird finanziell durch die evangelische 
Kirche, die Stadt Dortmund und das Land NRW unterstützt. Der Großteil der 
Arbeit wird über Spenden finanziert.412 Die andere Prostituiertenberatungsstelle 
ist die Kommunikations- und Beratungsstelle KOBER des Sozialdienstes katho-
lischer Frauen e. V. (SkF). Sie entstand 1986 aus einem Projekt der Universität 
Dortmund und ist seit 1987 Teil des SkF. Durch die Verlagerung des Straßen-
strichs an die Ravensberger Straße entwickelte sich hierin ein Arbeitsschwer-
punkt von KOBER, so dass 2001 mit der Einrichtung des Beratungscontainers 
dort ein niedrigschwelliges Angebot für Beratungsgespräche, Safer-Sex-
Materialien und auch heiße und kalte Getränke für die Frauen entstand. Darüber 
hinaus wurde der Beratungscontainer als Schutzraum vor Freiern und Zuhältern 
wahrgenommen. Nach Schließung des Straßenstrichs und des Beratungscontai-
ners wurde die Beratung im Büro in der Nordstadt weitergeführt.413 Inhaltlich 
liegt der Schwerpunkt der Beratungsstelle in der psycho-sozialen Unterstützung, 
Begleitung in sozialrechtlichen Fragen, der gesundheitlichen Prävention und der 
Aufarbeitung von Gewalterfahrungen. Ziel ist es, Frauen in der Prostitution zu 
unterstützen, ihre gesundheitliche, persönliche und materielle Situation zu ver-
bessern und sie beim Ausstieg aus der Prostitution zu begleiten und zu motivie-
ren.414 Zudem zielt die Arbeit von KOBER darauf ab, positiv auf die Öffentlich-
keit einzuwirken, um Frauen in der Prostitution zu entdiskriminieren und zu ent-
stigmatisieren.415 Dabei liegt auch bei KOBER der Schwerpunkt in der aufsu-
chenden Straßensozialarbeit.416 Zudem betreibt KOBER eine Beratungsstelle und 
einen offenen Treff in der Dortmunder Nordstadt.417 Nach Schließung des Stra-
ßenstrichs entfiel der Arbeitsschwerpunkt von KOBER in der Straßenprostituti-
on. Seit 2014 arbeitet KOBER in einem Projekt des Landesministeriums für Ge-

                                              
411  Mitternachtsmission, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
412  Mitternachtsmission, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
413  KOBER, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
414  SkF Dortmund e.V., zuletzt besucht am 05.06.2017. 
415  KOBER, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
416  SkF Dortmund e.V., zuletzt besucht am 05.06.2017. 
417  KOBER, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
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sundheit, Emanzipation, Pflege und Alter zur Integration von Prostituierten aus 
den neuen EU-Beitrittsländern in den Arbeitsmarkt.418 

Weitere Akteure sind das Sozialamt, das Ordnungsamt, das Gesundheitsamt so-
wie die Polizei, die im politischen Bereich meist als „Experten der Praxis“ zu 
Stellungnahmen eingeladen werden. Zudem stellen auch die verschiedenen Initi-
ativen in der Dortmunder Nordstadt wesentliche Akteure dar, indem sie Be-
schwerden und Anregungen in den politischen Raum hineinbringen. 

Eine lokale Besonderheit im Bereich Prostitution in Dortmund ist das „Dort-
munder Modell“. Durch das Prostitutionsgesetz vom 01.01.2002 („Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Prostituierten“419) als Ausgangspunkt wurde 
in Dortmund eine einheitliche Vorgehensweise durch alle mit der Prostitution 
befassten Behörden und Hilfeeinrichtungen besprochen, deren Ergebnis das 
Dortmunder Modell war. Durch das Dortmunder Modell sollen die Belange aller 
Beteiligten berücksichtigt werden. Unterstützt wurde dieses Vorgehen durch ei-
nen Beschluss des Verwaltungsvorstandes der Stadt Dortmund am 19.03.2002.420 
Ziel des Dortmunder Modells ist es, die soziale, rechtliche und gesellschaftliche 
Situation von Prostituierten zu verbessern und die Tätigkeit auf Basis des Prosti-
tutionsgesetzes aus der rechtlichen Grauzone herauszuholen. Initiative Akteure 
waren das Ordnungsamt der Stadt Dortmund, die Kriminalpolizei sowie die Mit-
ternachtsmission.421 Seit der Gründung besteht eine stabile Zusammenarbeit zwi-
schen der Mitternachtsmission, KOBER, der Kriminalpolizei der Kreispolizeibe-
hörde, dem Finanzamt, der Staatsanwaltschaft und dem Ordnungsamt, der Aus-
länderbehörde, dem Gesundheitsamt, dem Bauordnungsamt, dem Jugendamt und 
dem Sozialdezernat der Stadt Dortmund. Des Weiteren sind neben den vorher 
genannten Institutionen Bordellbetreiber Mitglieder des „Runden Tischs Prosti-
tution“, bei dem ein regelmäßiger Informationsaustausch und Interessenaus-
gleich stattfindet.422 Dabei ist das Ziel einen Konsens zwischen allen Akteuren 
zu erreichen, um ein einheitliches und stringentes Vorgehen zu gewährleisten.423 
Das Dortmunder Modell bezieht sich auf verschiedene Bereiche der Prostitution: 
Bordelle/Anbahnungsbetriebe/Klubs, Wohnungsprostitution und Straßenprostitu-
tion.424 Im Bereich von Bordellen/Anbahnungsbetrieben/Klubs werden z. B. Ge-
werbeanzeigen eingefordert und, sofern keine Versagungsgründe vorliegen, auch 
genehmigt. Im Bereich der Wohnungsprostitution werden Gewerbeanmeldungen 
angenommen bzw. ab drei Prostituierten pro Wohnung behördlicherseits einge-
fordert, da dann von einem „Betrieb“ ausgegangen wird. Im Rahmen der Stra-

                                              
418  MGEPA, Abschlussbericht „Runder Tisch Prostitution“, S. 22. 
419  BGBl 2001 Teil I Nr. 74, S. 3983. 
420  Stadt Dortmund Ordnungsamt, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
421  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38. 
422  MGEPA, Abschlussbericht „Runder Tisch Prostitution“, S. 34. 
423  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38. 
424  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38, 39 ff.; Minzel, Die Kriminalpolizei 2006, zuletzt be-

sucht am 05.06.2017. 
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ßenprostitution konnten vor der Ausweitung des Sperrbezirks auf das gesamte 
Stadtgebiet Reisegewerbekarten beantragt werden. Die Öffentlichkeit wurde 
über die Medien zu diesem Vorgehen informiert.425 Zudem entstehen im Rahmen 
des Modells Infobroschüren für die Prostituierten mit Hinweisen zur Ausübung 
der Prostitution in Dortmund und zur steuerlichen Handhabung.426 Durch das 
Dortmunder Modell wird für alle Beteiligten inklusive der Prostituierten und 
Bordellbetreiber eine eindeutige Rechtslage geschaffen, die die Prostitution im 
gesteckten Rahmen entkriminalisiert und transparent macht. Dies führt zu einem 
offenen Umgang und Vertrauen zwischen den Behörden untereinander und auch 
zwischen Behörden und Milieuangehörigen, wodurch die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden gefördert wird. Dazu gehören 
z. B. Nachfragen von Bordellbetreibern bezüglich Nachweispflichten oder auch 
Strafanzeigen von Prostituierten. Die gute Zusammenarbeit zwischen Beratungs-
stellen und Polizei fördert durch entsprechende Gespräche die Aussagebereit-
schaft der Milieuangehörigen im Bereich von Straftaten.427  

Der Bereich der Straßenprostitution an der Ravensberger Straße unterlag vor der 
Ausweitung der Sperrbezirksverordnung im Rahmen des „Dortmunder Modells“ 
weitreichenden kriminalpolitischen Maßnahmen, um diesen Prozess zu unter-
stützen. Die Entwicklung und ihre zugrundeliegenden Einflüsse werden im Fol-
genden einzeln untersucht. Durch das Prostituiertenschutzgesetz („Gesetz zur 
Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der Prostitution 
tätigen Personen“428), das am 01. Juli 2017 in Kraft getreten ist, wird es zukünf-
tig zu wesentlichen Änderungen im Dortmunder Modell kommen. Diese Ent-
wicklung liegt jedoch außerhalb des Untersuchungszeitraums und wird damit 
nicht weiter betrachtet. 

II. Die Errichtung des kontrollierten Straßenstrichs (2000 bis 2006) 

Zunächst werden die Entwicklungen des Straßenstrichs in der Dortmunder Nord-
stadt bis zur vollständigen Errichtung des kontrollierten Straßenstrichs im Jahre 
2006 nachverfolgt. Da der Untersuchungszeitraum ab dem 01.01.2000 beginnt, 
werden in chronologischer Reihenfolge die Protokolle und die dazugehörigen 
Vorlagen der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, des Ausschusses für Bürger-
dienste, des Sozialausschusses und des Rates mit Blick auf die Entwicklungen 
untersucht. Sofern politische Vorschläge nach der Beratungsfolge in weiteren 
Gremien besprochen wurden, werden diese Dokumente ergänzend hinzugezogen. 
Hier zeigt sich die Komplexität des Materials: Themen wie Verrichtungsboxen, 
soziale Arbeit an der Ravensberger Straße, Erweiterung des Geländes einerseits 

                                              
425  Minzel, Die Kriminalpolizei 2006, zuletzt besucht am 05.06.2017; Schäfer, Das Dortmunder 

Modell, S. 38, 39 ff. 
426  Minzel, Die Kriminalpolizei 2006, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
427  Minzel, Die Kriminalpolizei 2006, zuletzt besucht am 05.06.2017. 
428  BGBl. 2016 Teil I Nr. 50, S. 2372. 
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und Einschränkung des Freiersuchverkehrs, Verdrängung der Straßenprostitution 
aus den umliegenden Wohngebieten andererseits werden in den Protokollen 
nicht stringent abgearbeitet, sondern sie treten meist gleichzeitig mit gemeinsa-
men Argumentationslinien auf. Somit kristallisiert sich in der Gesamtbetrach-
tung der Maßnahmen eine Zweigleisigkeit der Kriminalpolitik in Bezug auf den 
Dortmunder Straßenstrich heraus: Auf der einen Seite steht das Thema Repressi-
on im Sperrbezirk und auf der anderen Seite die Prävention an der Ravensberger 
Straße. 

1. Politische Mehrheiten  

Hinsichtlich der Frage, ob eher eine konservative oder eher eine liberale Politik-
phase im ersten Untersuchungsabschnitt von 2000 bis 2006 vorliegt, ist es wich-
tig, die entsprechenden Mehrheiten im politischen Raum herauszustellen. 

a) im Rat 

Bei den Kommunalwahlen 1999 und 2004 ergab sich aufgrund des Wegfalls der 
5%-Sperrklausel seit der Wahl 1999 folgendes Ergebnis: 

Sitze der Parteien  1999429 2004430 

SPD 34 36 

CDU 34 29 

Grüne 8 10 

F.D.P. 1 3 

Bürger statt Politiker / Bürgerliste 2 3 

Linkes Bündnis 1 1 

DVU 2 3 

Offensive D -431 1 

PDS – Offene Liste - 2 

Abb. 4: Wahlen Stadtrat Dortmund 1999 und 2004 (eigene Darstellung) 

Es zeigt sich, dass in den Jahren zwischen 1999 und 2004 zunächst ein ausgegli-
chenes Verhältnis zwischen der CDU-Fraktion und der SPD-Fraktion besteht. Ab 
2004 verliert die CDU-Fraktion weitere Sitze im Stadtrat, während die SPD-
Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an Sitzen gewinnen. So ist 
aufgrund der grundsätzlich politischen Ausrichtung der SPD-Fraktion und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von einer liberalen Politikphase auszugehen.  

                                              
429  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 1999, Dez. 1999, Sonderheft 150, S. 3. 
430  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 2004, Dez. 2004, Themenheft 172, S. 8. 
431  (-) bedeutet nicht angetreten oder kein Mandat. 
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b) in der Bezirksvertretung 

Am 12. September 1999 und am 26. September 2004 fanden die Kommunalwah-
len in NRW statt. Bei den Kommunalwahlen wurden auch die Vertreter der Be-
zirksvertretungen gewählt. Für die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord ergab sich 
folgendes Ergebnis: 

Sitze der Parteien  1999432 2004433 

SPD 8 8 

CDU 6 4 

Grüne 2 3 

F.D.P. 0 1 

Bürger statt Politiker 1 1 

Linkes Bündnis 1 0 

DVU 1 1 

PDS – Offene Liste - 1 

Abb. 5: Wahlen Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 1999 und 2004 (eigene Darstel-
lung) 

Eine ähnliche Entwicklung zeigte sich in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, 
so dass auch hier eine liberale Politikphase vorliegt. 

2. Politikinhalte und Entscheidungen 

Der Straßenstrich an der Ravensberger Straße bildete sich Anfang des Jahres 
2000. Als eine Folge der Unterschriftenaktion des Nachbarschaftskreises „Rund 
um Hannibal und Heroldstraße“ erhöhte die Polizei den Kontrolldruck in den 
innerhalb des Sperrbezirks liegenden Wohngebieten der Dortmunder Nord-
stadt.434 Aufgrund der Lage außerhalb des Sperrbezirks und außerhalb der 
Wohnbebauung wurde diese Entwicklung als gemeinverträglich angesehen.435 
Weiterhin bestand bereits 2000 der Arbeitskreis (AK) Prostitution, der sich aus 
Vertretern der Verwaltung, des Ordnungs-, Jugend- und Gesundheitsamtes, der 
Beratungsstellen Café KOBER und der Mitternachtsmission, der Polizei und der 
Gleichstellungsbeauftragten zusammensetzte.436 Der AK Prostitution hatte sich 
aufgrund der Problematik mit der Straßenprostitution in der Nordstadt darüber 
informiert, wie in anderen Kommunen damit umgegangen werde. Dabei wurde 
das Kölner Modell als mögliche Vorlage abgelehnt. Gründe sind nicht ersicht-

                                              
432  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 1999, Dez. 1999, Sonderheft 150, S. 49. 
433  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 2004, Dez. 2004, Themenheft 172, S. 49, 53. 
434  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
435  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
436  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
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lich. Das Utrechter Modell wurde hingegen als erfolgreich beurteilt. Ein geeigne-
tes Konzept sollte dementsprechend für Dortmund entwickelt werden. Betont 
wurde dabei die Einbeziehung aller Beteiligten.437 Bereits Ende 2000 wurde be-
richtet, dass sich die Situation bereits verbessert habe (z. B. das Gelände sei 
übersichtlicher, bessere Beleuchtung, Abfallentsorgung). KOBER sei mit dem 
städtischen Streetworkerbus 2 bis 3mal pro Woche vor Ort. Die Polizei fahre 
vermehrt Streife.438 2001 wurde die Verwaltung beauftragt mit KOBER eine 
Vereinbarung über die Betreuung der Frauen auf dem Straßenstrich abzuschlie-
ßen und die Betreuung durch die Stadt zu finanzieren. KOBER berichtete in der 
Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, dass statt des Beratungsbusses 
nun ein Beratungscontainer an der Ravensberger Straße fest installiert worden 
sei, um die Akzeptanz des Standortes zu erhöhen. Das Ziel der Beratung durch 
KOBER sei es, eine sozialverträgliche Prostitution am Straßenstrich und außer-
halb des Sperrgebietes zu ermöglichen.439 Das Tiefbauamt berichtete, dass zur 
Verhinderung der Straßenprostitution in der Nordstadt Verkehrsverbote für den 
Durchgangsverkehr erlassen worden seien.440 Im Jahre 2003 gab es den ersten 
Vorstoß der Grünen zur Errichtung von Verrichtungsboxen für die Sicherheit der 
Prostituierten. Dieser wurde in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord damals 
noch abgelehnt.441 An der Ravensberger Straße liegt auch das ehemalige EDG 
(Entsorgung Dortmund GmbH) Gelände. Die Stadt Dortmund ist mehrheitlicher 
Gesellschafter der EDG.442 Das EDG-Gelände sollte vermarktet werden. Dabei 
wurde von Seiten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angefragt, ob der Investor 
bereit sei Aufenthaltsgelegenheiten für die Prostituierten zu schaffen und, ob die 
Verwaltung von sich aus sichere Bereiche für die Gewerbeausübung schaffen 
würde.443 Die Verwaltung führte aus, dass bei der Grundstücksentwicklung auf-
grund des vorgelegten Nutzungskonzeptes mit dem Investor Fa. Berke kooperiert 
werde.444 Die Straßenprostitution würde die Vermarktung erschweren. Daher 
wurde das ursprüngliche Konzept angepasst.445 Die Schaffung von Aufenthalts-
möglichkeiten für die Frauen sei bindende Bedingung für alle Bewerber und im 
Konzept der Fa. Berke ebenfalls vorgesehen. Der Beratungsstelle KOBER wer-
den im rückwärtigen Bereich der geplanten Gebäude für fünf Jahre mietfrei ein 
Büro und Sozialräume zu Verfügung gestellt. Zudem enthielte das Angebot des 
Investors weitere Anlagen zur kontrollierten und konfliktarmen Entwicklung der 
Straßenprostitution an der Ravensberger Straße. Dazu gehörten öffentliche Toi-
lettenanlagen und weitere Aufenthaltsräume. Auch der bereits bestehende Con-

                                              
437  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
438  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
439  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 2.1. 
440  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 7.2. 
441  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
442  https://www.edg.de/de/edg-konzern/konzern.htm, zuletzt besucht am 23.06.2017. 
443  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.12.2002, TOP 8.1. 
444  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
445  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
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tainer sei durch den Investor bereitgestellt worden.446 In Bezug auf die Schaffung 
von Möglichkeiten der sicheren Gewerbeausübung für die Prostituierten, sagte 
die Verwaltung aus, dass dies nicht Teil der Verhandlungen sei.447 Im Jahr 2005 
ging die Verwaltung aufgrund der Planungen des Investors davon aus, dass mit 
einer baldigen Umsetzung zu rechnen sei.448 Bis 2005 konnte die Verrichtung der 
Prostitution auf der Freifläche des ehemaligen EDG-Geländes stattfinden. Nach-
dem das Gelände aufgrund von Verkehrssicherungspflichten eingezäunt wurde, 
wichen die Freier und Prostituierten auf andere Plätze (Wohngebiete, anliegende 
Gewerbebetriebe) aus.449  

In der zusammenfassenden Betrachtung der Entwicklungen in den Jahren 2000 
bis 2006 zeigt sich, dass es trotz der bestehenden Regulierung und Konzentration 
der Prostitution an der Ravensberger Straße immer wieder zu Belästigungen der 
Anwohner und der anliegenden Gewerbe durch den Freiersuchverkehr und durch 
die Verrichtung kam.450 Die Betroffenen berichteten davon, dass „Drogenge-
schirre, benutzte Kondome, leere Flaschen, Glassplitter und anderer Müll“451 
den Geschäftsbetrieb beeinträchtigten und Kunden abgeschreckt würden. Zudem 
bestanden einzelne Beschwerden bezüglich der Ausübung der Prostitution inner-
halb der Wohngebiete der Nordstadt.452 Die Stadtverwaltung reagierte darauf, 
indem sie die konzeptionelle Erschließung der Ravensberger Straße für die Stra-
ßenprostitution weiter vorantrieb.453 Das Rechts- und das Sozialdezernat infor-
mierten vorab in einem gemeinsamen Bericht darüber, dass der Straßenstrich 
nach Feststellungen der Polizei von ca. 380 Frauen aufgesucht werde. Die Stra-
ßenprostitution habe sich weitgehend an die Ravensberger Straße verlagert und 
sich dort verfestigt. Dabei handele es sich sowohl um Prostitution als Erwerbs-

                                              
446  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
447  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, S. 2). 
448  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
449  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05); Bezirksver-

tretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, S. 2). 
450  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde; Aus-

schuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC); Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Ausschuss für öffentliche 
Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 

451  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC). 
452  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.012.2004, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord, Protokoll vom 03.05.2006, TOP 13.6. 

453  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05); Ausschuss 
für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05). 
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quelle als auch um Beschaffungsprostitution.454 Durch die betroffenen staatli-
chen (Polizei, Stadtverwaltung) und nichtstaatlichen (Hilfsorganisationen) Stel-
len werde befürwortet, in der unmittelbaren Nähe zum Straßenstrich ebenfalls 
eine Fläche zur Verrichtung bereitzustellen. Dies diene zum einen der Sicherheit 
der Frauen und andererseits dazu Störungen der Anwohner und Gewerbetreiben-
den zu verringern. Hierfür seien mit dem Eigentümer des ehemaligen Eisen-
bahngeländes (60.000 qm) nahe der Ravensberger Straße bereits Verhandlungen 
begonnen worden. Neben einer Nutzfläche für die PKWs zur Verrichtung gebe 
es Konzepte (z. B. vom Verein Nordmarkt plus) im Rahmen eines Gemein-
schaftsprojekts eine Verbesserung des Standortes z. B. durch die Errichtung ei-
nes Imbisses/Kiosks mit Imbisswagen bzw. eines Bistrocontainers mit Stehti-
schen und Parkmöglichkeiten sowie eines Sanitärcontainers mit Duschen und 
WC-Anlagen, die eventuell vom Kioskbesitzer mitbetrieben werden könnten, zu 
erreichen. Diese Ideen wurden in dem Verwaltungsbericht bereits mit konkreten 
Quadratmeterangaben (ca. 5000 qm) vorgestellt.455 Ein weiterer Aspekt dieses 
Konzeptes aus dem Jahr 2005 waren sogenannte Verrichtungsboxen, von denen 
12 Stück geplant waren. Das Gesamtkonzept sollte durch einen Verein, der durch 
einen Communityfound finanziert werde, getragen werden. Aufgrund von Ein-
schätzungen der Hilfsorganisation KOBER, die bei den Beratungen zum Kon-
zept einbezogen wurde, müsse die Einrichtung eine gewisse Weitläufigkeit bie-
ten, um akzeptiert zu werden.456  

„Exakt durchgeplante Anlagen mit hohen technischen und optischen Stan-
dard würden von den Freiern nicht aufgesucht.“457 

Die Planungen erschienen der Politik jedoch zu groß, da befürchtet wurde, dass 
damit auch eine quantitative Ausweitung der Prostitution einhergehe458, auch 
wenn die Parteien betonen, dass Entwicklungen an der Ravensberger Straße das 
Ziel haben müssten, einerseits die Straßenprostitution aus den umliegenden 
Wohnvierteln fernzuhalten und andererseits den Prostituierten eine optimale Be-
treuung bereitzustellen.459 Die Verbesserung der Situation der Prostituierten sol-
le, vor allem in Abgrenzung zur Verbesserung des Angebots für die Freier, als 
Ziel klarer herausgestellt werden.460 Die Verwaltung reagierte entsprechend mit 
einem kleiner dimensionierten Verkehrs- und Gestaltungskonzept, das die Ver-

                                              
454  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 1). 
455  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
456  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
457  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
458  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2); Bezirks-

vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
459  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
460  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
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richtung an der Ravensberger Straße ermöglichen und eine gewisse Sicherheit 
für die Prostituierten bieten sollte.461 Ziele waren die bessere Kontroll- und Ein-
wirkungsmöglichkeit auf die Straßenprostitution, der Schutz der umliegenden 
Wohngebiete vor einer Ausweitung der Verrichtung, die Sicherheit der Prostitu-
ierten und Vermeidung von Verkehrsbehinderungen auf der Bornstraße durch 
den Suchverkehr.462 Zudem dürfe der Charakter des Straßenstrichs nicht verän-
dert und die Fläche nur zurückhaltend gestaltet werden. Die Fläche sollte zudem 
bis zu Beginn der Weltmeisterschaft fertiggestellt werden.463 Die Neukonzeptio-
nierung der Ravensberger Straße sei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung notwendig.464 Das anzumietende Gelände sei Teilfläche 
des Bundeseisenbahnvermögens. Die Fläche solle zunächst für drei Jahre bis 
zum 31.05.2009 gemietet werden, danach verlängere sich der Mietvertrag auf 
unbestimmte Zeit (Mietzins monatlich 1.508,00 Euro). Zur Sicherung der Ver-
fügbarkeit des Geländes und für einen schnellen Baubeginn sei der Vertrag durch 
die Verwaltung vorbehaltlich der Beschlussfassung des Rates bereits geschlossen 
worden.465 Geplant seien  

„eine Anbahnungszone auf der Ravensberger Straße, eine Nebenfahrbahn 
(Wendeschleife, Fahrbahnbelag, Fahrbahnmarkierungen, Beleuchtung) 
sowie einfache Sichtschutzmaßnahmen aus Holz mit Ausstiegszone nur für 
die Beifahrerseite und ein optischer und akustischer Signalgeber für die 
unmittelbare Umgebung (Verrichtungsplatz)“466.  

Insgesamt betonten die Fraktionen immer wieder, dass es sich bei der Ravens-
berger Straße grundsätzlich um einen geeigneten Standort für den Straßenstrich 
handele, auch wenn die anliegenden Gewerbe und die benachbarten Wohngebie-
te unter den Verunreinigungen und Belästigungen litten. Daher wurde eine Lö-
sung gesucht, die die Interessen der Anwohner (Verbesserung des Wohnumfel-
des) und der Prostituierten (Sicherheit und Beratung) vereinen könnte.467 Der 
                                              
461  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, TOP 2.2; Ausschuss für Stadtgestaltung, Protokoll 
vom 22.03.2006, TOP 12.1; HFA, Protokoll vom 23.03.2006, TOP 3.6; Rat, Protokoll vom 
30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
04430-06). 

462  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, TOP 2.2; Ausschuss für Stadtgestaltung, Protokoll 
vom 22.03.2006, TOP 12.1; HFA, Protokoll vom 23.03.2006, TOP 3.6; Rat, Protokoll vom 
30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
04430-06). 

463  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 2.1. 
464  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
465  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
466  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
467  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4; Ausschuss für Sozia-

les, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1); Ausschuss für Soziales, Pro-
tokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-E2); Ausschuss für öffentliche 
Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4. 
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Bezirksvertretung Innenstadt-Nord wurde der Baubeginn bezüglich der Verrich-
tungsboxen an der Ravensberger Straße in der Sitzung am 03.05.2006468 und die 
Baubeendigung am 31.05.2006469 angezeigt. Dass die Errichtung der geplanten 
Sanitäranlagen und eine feste bauliche Verankerung der Beratungsräume im 
Rahmen des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes für die Ravensberger Straße 
von den Verhandlungen mit dem Investor Fa. Berke abhing, führte jedoch zu 
Verzögerungen hinsichtlich der Umsetzung und wird sich auch noch im Folgen-
den als problematisch erweisen. 

Losgelöst vom vorgelegten Konzept der Verwaltung wurde von der Fraktion 
FDP/Bürgerliste in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord der Beschlussvor-
schlag gemacht, die Verwaltung zu beauftragen, 

„ein geeignetes Grundstück (Standort) für die Verlagerung der Straßen-
prostitution aus der Stadtmitte zu benennen“470.  

Der Antrag wurde abgelehnt.471  

Als Kehrseite der Bemühungen um die Aufwertung der Infrastruktur und damit 
gewünschten Verfestigung des Straßenstriches an der Ravensberger Straße wur-
de außerhalb der Ravensberger Straße ein verstärktes, repressives Vorgehen ge-
gen Belästigungen durch die Straßen- und Beschaffungsprostitution und den 
Freisuchverkehr in der Nordstadt von Seiten der Politik gewünscht.472  

Dazu gehörte u. a. die Unterbindung der Anbahnung und Ausübung der Prostitu-
tion außerhalb der Ravensberger Straße durch ordnungsrechtliche Maßnahmen 
unter Bereitstellung von ausreichend Personal, die Aufforderung an KOBER da-
rauf hinzuwirken, dass die Prostituierten die Ravensberger Straße nicht verließen 
und die Ausweitung des Sperrbezirks auf die Juliusstraße und Mindener Straße 
sowie eine räumliche Trennung von Gewerbetreibenden und Straßenstrich durch 
bauliche Maßnahmen.473 Insbesondere in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 
wurde Ende 2005 durch die Mehrheit der Gremiumsmitglieder festgestellt, dass 
die Verlagerung des Straßenstrichs an die Ravensberger Straße keine Verbesse-

                                              
468  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.05.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 05101-

06). 
469  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 31.05.2006, TOP 11.12 (Drs. Nr.: 05448-

06). 
470  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-

05, S. 2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.4 (Drs. Nr.: 
03429-05). 

471  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-
05, S. 2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.4 (Drs. Nr.: 
03429-05). 

472  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-
05); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 
03623-05). 

473  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-
05). 
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rung für die Nordstadt gebracht habe.474 Im Hinblick auf die langjährig beste-
henden Probleme mit Belästigungen in den fußläufig erreichbaren Wohngebieten 
der Nordstadt und den an der Ravensberger Straße bzw. ihren Zufahrtsstraßen 
anliegenden Gewerbebetrieben, stellt sich die Frage, warum nicht bereits zu die-
sem Zeitpunkt der Vorschlag der Fraktion FPD/Bürgerliste zumindest als Prüf-
auftrag aufgegriffen wurde, um eine mögliche Verlagerung aus der Stadtmitte 
heraus als Handlungsalternative vorzuhalten. Von einer irreversiblen Verfesti-
gung des Straßenstrichs an der Ravensberger Straße kann bis Ende 2005 nicht 
ausgegangen werden: Die Beratungsstelle KOBER war bis dahin noch immer 
behelfsmäßig in einem Container untergebracht, der Investor Berke hatte bisher 
keine Sozialräume oder Sanitäranlagen geschaffen, obwohl dies bereits bindende 
Bedingung der Ausschreibung war und die Verrichtung auf den umliegenden 
Betriebsgeländen wurde durch Umzäunung erschwert, was zu einer Suche nach 
Verrichtungsmöglichkeiten in den umliegenden Wohngebieten führte.  

3. Einflüsse im kriminalpolitischen Prozess 

a) Policy-Lernen 

Bürgerinformationen und Bürgerengagement spiegeln sich regelmäßig in den 
Sitzungsprotokollen der Jahre 2000 bis 2006 wider. Insbesondere werden Beläs-
tigungen durch die Prostitution und ihre Begleiterscheinungen in den politischen 
Raum hineingetragen. So z. B. die Unterschriftenaktion des Nachbarschaftskrei-
ses „Rund um Hannibal und Heroldstraße“475, der Freiersuchverkehr476, Beein-
trächtigung der Geschäftsbetriebe durch Vermüllung477 und (Beschaffungs-
)Prostitution478, wiederholte Belästigungen durch Prostitution und Anbahnung in 
Straßenzügen, Wohnungen und Gaststätten im Sperrbezirk479. Neben reinen Be-
schwerden werden im politischen Raum auch Initiativen von Bürgern aufgegrif-
fen und z. B. durch Anträge unterstützt, wie durch die Beauftragung der Verwal-
tung zur Erstellung eines Konzepts zum Umgang mit der Straßenprostitution im 
Jahr 2000480 oder dem Vorstoß der Fraktion FDP/Bürgerliste in der Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord, der eine komplette Verlegung des Straßenstrichs aus 
                                              
474  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
475  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
476  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1. 
477  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC). 
478  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
479  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.12.2004, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, Einwohnerfragestunde. 

480  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
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der Stadtmitte enthält481. Den Vorstoß begründet die Fraktion FDP/Bürgerliste 
damit, dass Anwohner und Gewerbetreibende gestört würden.482 Dabei führt die 
Fraktion insbesondere auch die Störung von Kindern an483, welche in der späte-
ren Diskussion um die Erweiterung der Sperrbezirksverordnung ein entscheiden-
des Kriterium ist. Der Vorschlag hat aber auch die Interessen der Prostituierten 
im Blick, indem er als Kriterien für die Auswahl die Erreichbarkeit durch den 
ÖPNV, Infrastruktur wie Toilette und Telefon, mindestens 3 km Entfernung vom 
nächsten Wohngebiet, Akzeptanz durch Prostituierte und Freier, Verkehrsmög-
lichkeiten für Freier (z. B. Asphaltierung) und ein Sicherheitskonzept unter Ein-
bindung aller Beteiligten (dem Ordnungsamt, der Polizei, Sozial- und Gesund-
heitsamt sowie KOBER und Mitternachtsmission) nach dem Kölner Modell so-
wie die Entschärfung der Verkehrssituation durch entsprechende Verkehrsrege-
lungen, nennt.484 

Um Informationsdefizite auszugleichen, legt die Politik der Verwaltung Be-
richtspflichten auf, so z. B. bezüglich der Gesamtsituation zur Prostitution in 
Dortmund und über die Fortschritte in der Entwicklung eines Konzepts zum 
Umgang mit der Prostitution.485 Inhaltlich geht es dabei vor allem um Basisin-
formationen: Welche Arten von Prostitution gibt es in welchem Maße in Dort-
mund, welche Hilfs- und Betreuungsangebote bestehen, welche Stadtbezirke sind 
besonders betroffen.486 Diese grundsätzlichen Fragestellungen an die Verwaltung 
lassen zum einen darauf schließen, dass hier keine Kenntnisse von Seiten der 
Politiker bestehen, und zum anderen, dass die Verwaltung die primäre Erkennt-
nisquelle diesbezüglich ist. Die Informationen der Verwaltung erhalten damit 
einen hohen Stellenwert, da die Art der Berichterstattung die Basis für die fol-
genden politischen Entscheidungen darstellt. Zudem werden einzelne Anfragen 
gestellt, wie z. B. zu den Verkehrsverboten in der Nordstadt zur Begrenzung des 
Freiersuchverkehrs487, zur Schaffung von Aufenthaltsgelegenheiten für Prostitu-
ierte durch den Investor für das ehemalige EDG-Gelände488 und bestehende 
                                              
481  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-

05). 
482  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-

05). 
483  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-

05). 
484  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-

05, S. 3). 
485  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll 

vom 06.06.2000, TOP 3.3; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05); Ausschuss 
für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 

486  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1; Rat, Protokoll vom 18.05.2006, 
TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 

487  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 7.2. 
488  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.12.2002, TOP 8.1. 
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Hilfsangebote in der Stadt489. Informationen werden von der Verwaltung auch 
pro-aktiv in den politischen Raum hineingespielt, z. B. hinsichtlich der Entspan-
nung des Freiersuchverkehrs rund um Hannibal nach der Verlagerung des Stra-
ßenstrichs.490  

Es zeigt sich, dass Aussagen von Bürgern als Hinweise verstanden werden, die 
durch Nachfragen in der Verwaltung und eigene Besichtigungen nochmal auf 
Stichhaltigkeit hin überprüft werden. So führen die vermehrten Beschwerden 
und Aussagen von Bürgern und Gewerbetreibenden über die Prostitution in der 
Nordstadt dazu, dass sich Ende 2005 ein breites Bündnis aus CDU-Fraktion und 
SPD-Fraktion für eine stärkere repressive Vorgehensweise gegen Prostitution im 
Sperrbezirk ausspricht und auch darauf hinweist, dass der Straßenstrich an der 
Ravensberger Straße nur geduldet sei und ein weiterer Verbleib von der Lösung 
der Probleme abhinge.491 Als Informationsquelle geben die Fraktionen Aussagen 
der Polizei, von Mitarbeitern der Verwaltung sowie die eigene Begutachtung vor 
Ort an.492 Den Angaben der, aus Sicht der CDU-Fraktion vermeintlichen, Fach-
leuten über die Kontrolle der Straßenprostitution wird im Laufe der Jahre nicht 
mehr vertraut.493 Zudem beschönige die Verwaltung die Realität.494 Hier zeigt 
sich das Bürgerinformationen als Hinweise ernstgenommen werden, die aber erst 
durch Information der Mitarbeiter der Verwaltung, der Polizei und der eigenen 
Überzeugung untermauert werden müssen. 

In den Jahren 2000 bis 2006 werden aber auch die Prostituiertenberatungsstellen 
in die Gremien eingeladen, um über die Situation an der Ravensberger Straße zu 
berichten.495 Dabei nutzen die Beratungsstellen diese Berichte, um politische Un-
terstützung für sich496 und für ihre Klientel zu erhalten. So z. B. wenn KOBER 
die Beratungstätigkeiten auf der Ravensberger Straße Anfang 2001 erweitern 
möchte.497 Zudem wird die Verwaltung durch die Politik beauftragt mit den Be-
ratungsorganisationen bei der Erstellung der Maßnahmen für das Konzept zum 
Umgang mit der Prostitution zusammenzuarbeiten.498 

                                              
489  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.12.2005, TOP 13.3 (Drs. Nr.: 03822-05). 
490  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
491  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
492  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
493  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
494  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
495  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 06.06.2000, TOP 3.3; Bezirksvertretung Innenstadt-

Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1. 
496  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1. 
497  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 06.06.2000, TOP 3.3; Bezirksvertretung Innenstadt-

Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1. 
498  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
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Weiterhin ist davon auszugehen, dass Informationen zusätzlich auf nicht offiziel-
len Wegen in den politischen Raum hineingelangen, so z. B. fragt die SPD-
Fraktion bereits im Jahr 2000 nach den Plänen des Investors Fa. Berke, ohne 
dass Informationen darüber vorher in den Ratsdokumenten in Erscheinung tre-
ten.499 

b) Externe (System-)Ereignisse 

Zwei augenscheinliche externe Ereignisse fallen in die Zeit, in der der Straßen-
strich an der Ravensberger Straße aufgebaut wurde: Die Verabschiedung des 
Prostitutionsgesetzes („Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Prostitu-
ierten“500) im Jahre 2002 und die Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland im 
Jahre 2006501.  

Mit dem Prostitutionsgesetz wurde das Ziel verfolgt, die bestehende rechtliche 
Benachteiligung von Prostituierten zu beseitigen. Dazu wurden Änderungen im 
Sozialrecht, Zivilrecht und im Strafrecht vorgenommen. Eine der wichtigsten 
Errungenschaften ist das Anerkenntnis, dass das Rechtsverhältnis zwischen Pros-
tituierten und Kunden nicht mehr sittenwidrig ist. Als Begründung dafür wurde 
die veränderte Einstellung der Bevölkerung angegeben.502 Laut Gesetzesbegrün-
dung sollte dadurch die Rechtsstellung der Prostituierten, jedoch nicht anderer, 
wie Kunden oder Bordellbetreiber, verbessert werden. Indem man die Prostituti-
on aus der rechtlichen Grau- oder Dunkelzone herausholte, sollten kriminelle 
Handlungen als Begleiterscheinungen der Prostitution verhindert werden.503 Der 
Gesetzentwurf wurde von Abgeordneten der SPD-Fraktion und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen in den Bundestag eingebracht.504  

In der Dortmunder Kommunalpolitik spiegelte sich der Einfluss der geänderten 
Gesetzeslage in dem Vorstoß der Stadtgrünen505 in der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord im Februar 2003 wider, indem sie argumentierten, dass auch Prostitu-
ierte ein Recht auf sichere und gesunde Arbeitsplätze hätten und daher Verrich-
tungsboxen für die Sicherheit der Prostituierten an der Ravensberger Straße er-
richtet werden sollten.506 Dabei wiesen die Stadtgrünen daraufhin, dass die Pla-
nung der Boxen in Zusammenarbeit mit den dort arbeitenden Straßenprostituier-
ten, den Trägern sozialer Hilfen und den Anliegern erfolgen müsse. Zudem solle 

                                              
499  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; eine Volltextsuche in den Sit-

zungsunterlagen ergab bei der Suche nach den Stichworten „Berke“ und „Investor AND EDG“ 
sowie „Investor AND Ravensberger“ keine Ergebnisse vor der Ausschusssitzung am 
05.12.2000. 

500  BGBl 2001 Teil I Nr. 74, S. 3983. 
501  FIFA, zuletzt besucht am 01.07.2017. 
502  Helfferich et al., Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes, S. 12. 
503  BT-Drs. 14/5958, S. 4. 
504  BT-Drs. 14/5958, S. 1. 
505  Abspaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord in 

der Kommunalwahl 2004. 
506  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
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die Verwaltung beauftragt werden, zu prüfen, ob die Investoren des anliegenden 
Gewerbegebietes an den Kosten beteiligt werden könnten, und, ob für die Nut-
zung der Boxen Gebühren erhoben werden könnten.507 Ein Bezug zum Prostitu-
tionsgesetz auf Bundesebene wird nicht direkt hergestellt. Jedoch legt insbeson-
dere die Bezeichnung des Straßenstrichs als Arbeitsplatz ein Verständnis der 
Prostitution im Sinne des Prostitutionsgesetzes nahe. Auch die Begründung zum 
Gesetzesentwurf des Prostitutionsgesetzes spricht von Arbeitsbedingungen und 
Arbeitsumfeld508, so dass ein Verständnis der Prostitution als anerkannter Beruf 
nahegelegt wird. Dieser Vorschlag ist zudem insofern fortschrittlich, als das die 
Prostituierten als direkt Betroffene an erster Stelle in die Planung einbezogen 
werden. Im Ergebnis wurde der Vorschlag zu diesem Zeitpunkt und unter Be-
rücksichtigung der vorangegangenen Begründung mehrheitlich mit den Stimmen 
der SPD- und CDU-Fraktion abgelehnt.509 

Ein weiteres externes Ereignis, das im Zusammenhang mit dem Straßenstrich an 
der Ravensberger Straße genannt wird, ist die Fußball-Weltmeisterschaft 2006. 
Im Zuge der Weltmeisterschaft wurde mit einer Steigerung der Prostitution im 
Stadtgebiet gerechnet.510 Dies wurde z. B. als Begründung für Vorschläge zur 
Neukonzeptionierung des Straßenstrichs von Seiten der Fraktion 
FDP/Bürgerliste511 oder in der Anfrage des Linken Bündnisses im Rat bezüglich 
des Umgangs der Stadt mit der zu erwartenden Steigerung der Prostitution512 
deutlich. Von Verwaltungsseite wird zwar nicht ausdrücklich die Weltmeister-
schaft als Begründung für die Errichtung der Verrichtungsboxen genannt, jedoch 
berichtete der Rechtsdezernent, in dessen Dezernat die Eingrenzung der Straßen-
prostitution auf die Ravensberger Straße behandelt wird, dass die Neukonzeption 
nicht nur den Charakter des Straßenstrichs nicht verändere und die Fläche, wie 
von den Fraktionen gewünscht513, nur zurückhaltend gestaltet werden solle, son-
dern auch, dass die Fläche bis zum Beginn der Weltmeisterschaft auch fertigge-
stellt werde.514 Die Weltmeisterschaft fand vom 09. Juni bis zum 09. Juli 2006 
statt.515 Die Verrichtungsboxen wurden am 05.05.2006 fertiggestellt.516 

 

                                              
507  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
508  BT-Drs. 14/5958, S. 2. 
509  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
510  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1); Rat, 

Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
511  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1). 
512  Rat, Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
513  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-

E2). 
514  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 2.1. 
515  FIFA, zuletzt besucht am 01.07.2017. 
516  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 31.05.2006, TOP 11.12 (Drs. Nr.: 05448-

06). 
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c) Interne Schocks und ausgehandelte Übereinkünfte 

Hinweise auf interne Schocks sowie signifikante ausgehandelte Übereinkünfte 
lassen sich in den Jahren 2000 bis 2006 nicht in den Sitzungsunterlagen finden. 

d) Reaktionen in der Politik und Umsetzung durch die Verwaltung 

Die Forderung nach einem Gesamtkonzept zum Umgang mit der Straßenprostitu-
tion in der Nordstadt bestand seit sich der Straßenstrich Anfang 2000 an die 
Ravensberger Straße verlagerte.517 Eine vollständige Umsetzung wurde aber bis 
Ende 2006 nicht erreicht. Umgesetzt wurden eine Erhöhung der Finanzierung der 
Beratungsstelle Café KOBER518, die feste Installation des Beratungscontainers519 
sowie die Errichtung von Verrichtungsboxen. Die Aufstockung des Etats für 
KOBER als spezialisierte Beratungsstelle für Straßenprostitution zulasten der 
Mitternachtsmission520, die sich auf andere Bereiche der Prostitution spezialisiert 
hat, zeigt eine Schwerpunktsetzung in der politischen Arbeit. Ein wichtiges Kri-
terium ist bei allen Maßnahmen hinsichtlich der Prostitution, dass das Handeln 
der Anwohner und Gewerbetreibenden nicht eingeschränkt wird (wie z. B. hin-
sichtlich der Maßnahmen zur Eingrenzung des Freiersuchverkehrs521) bzw. die 
Interessen der Anwohner berücksichtigt werden522. 

Es ist jedoch kritisch zu hinterfragen, warum gerade diese Punkte des vorgestell-
ten Konzeptes umgesetzt wurden, andere wiederum nicht. Hier ist zunächst zwi-
schen Beratung und Verrichtung zu unterscheiden.523 Während Maßnahmen, die 
im Bereich der Beratung der Prostituierten zu verorten sind, durch den Investor 
Berke umgesetzt werden sollten, wurden die Maßnahmen zur Verrichtung durch 
die Stadtverwaltung umgesetzt. Die Erstellung von sicheren Örtlichkeiten zur 
Gewerbeausübung der Prostituierten war nicht Teil der Verhandlungen mit dem 
Investor.524 Ein weiterer Punkt, nämlich das geplante Betreibungskonzept für 
Kiosk/Bistro und WC- sowie Duschanlagen, wurde ebenfalls nicht bis Ende 
2006 ausgeführt, obwohl sich dieser in dem gemeinsamen Beschlussvorschlag 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, der mehrheitlich angenommen wurde, 
befand.525 Argumentiert wurde, dass das Verkehrs- und Gestaltungskonzept, das 
die bauliche Herrichtung der Ravensberger Straße zur Anbahnung und Verrich-
tung beinhaltete, ein erster Schritt bei der Umsetzung des Gesamtkonzeptes zur 

                                              
517  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
518  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; Rat, Protokoll vom 14.12.2000, 

TOP 6.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 16.01.2001, TOP 2.1, 4.1. 
519  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 2.1. 
520  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
521  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1. 
522  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-

E2). 
523  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
524  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
525  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
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Straßenprostitution sei und die sanitären Anlagen, Waschgelegenheiten und der 
Kiosk später mit dem Investor Berke zusammen geplant werden würden.526 Bei 
der Umsetzung des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes wurden zwar die Ver-
richtungsboxen umgehend errichtet527, im Oktober 2006 wurde jedoch die Um-
setzung des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes zur Ravensberger Straße durch 
die SPD-Fraktion abermals beantragt.528 Dies lässt darauf schließen, dass Teile 
des Konzeptes zur Entlastung des Verkehrs (z. B. die Anbahnungszone auf der 
Ravensberger Straße, einer Nebenfahrbahn mit Wendeschleife, Fahrbahnbelag, 
Fahrbahnmarkierungen, Beleuchtung529) noch nicht vollendet waren. 

Das Thema Prostitution ist ein Thema im Spannungsfeld zwischen Ordnungs- 
und Sozialpolitik. Daher ist es auch verständlich, dass das Konzept zum Umgang 
mit der Straßenprostitution an der Ravensberger Straße vom Sozial- und vom 
Rechtsdezernat erstellt und auch in den entsprechenden Ausschüssen vorgestellt 
wurde.530 Das Konzept enthält eine sehr großzügige Planung (zwölf Verrich-
tungsboxen, 5000 qm, evtl. Sanitäranlagen mit Toiletten und Duschen, ein Ki-
osk)531, die hinsichtlich der Größe durch die Politik abgelehnt wurde532, obwohl 
z. B. eine gewisse Weitläufigkeit des Geländes zur Sicherstellung der Akzeptanz 
nach Beratung durch KOBER berücksichtigt werden sollte.533 Für die SPD-
Fraktion war ein wichtiger Aspekt, dass die Attraktivität des Straßenstrichs nicht 
gesteigert werde und es so zu einer Ausweitung der Prostitution komme.534 Die 
Verbesserung der Situation der Prostituierten solle, vor allem in Abgrenzung zur 
Verbesserung des Angebots für die Freier, als Ziel deutlich herausgestellt wer-
den.535 

Das Konzept fußte auf einer breiten Basis von Beteiligten: Bei der Planung wur-
den sowohl die Polizei als auch die Hilfsorganisationen beteiligt und deren Vo-
tum zur Ermöglichung der Verrichtung vor Ort berücksichtigt. Auch Konzepte 
von Bürgervereinen fanden Eingang. Dabei wurde das Ziel der Sicherheit und 
Betreuung der Frauen mit dem Ziel der Verminderung der Belästigung der An-

                                              
526  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
527  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.05.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 05101-

06); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 31.05.2006, TOP 11.12 (Drs. Nr.: 
05448-06). 

528  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 25.10.2006, TOP 12.1. 
529  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
530  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 

Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05). 

531  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 
S. 2). 

532  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
533  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
534  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
535  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
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wohner gleichgestellt.536 Dies spiegelte sich auch im gemeinsamen Beschluss-
vorschlag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen wider.537 Allein 
die CDU-Fraktion sah das vorrangige Ziel des Konzeptes in der Verhinderung 
der Prostitution in den Wohngebieten der Nordstadt.538 Auch wurden die Prosti-
tuiertenberatungsstellen KOBER und Mitternachtsmission nach Erstellung eines 
Entwurfs zum Verkehrs- und Gestaltungskonzept der Ravensberger Straße durch 
das Stadtplanungsamt in die Entscheidungen einbezogen und die Hilfskonzepte 
den neuen Bedingungen angepasst.539 

Die Priorisierung des Themas Prostitution in der Verwaltung zeigt sich seit 2005 
durch den Einsatz der internen Projektgruppe auf Führungsebene mit Vertretern 
der Wirtschaftsförderung, der Sozial-, Ordnungs- und Planungsverwaltung540, 
deren Ziel es ist, sämtliche Fehlentwicklungen in Zusammenhang mit der Prosti-
tution, speziell auch bezogen auf den Straßenstrich, zu unterbinden.541 Beteiligt 
sind folgende Dezernate mit untergeordneten Ämtern: Soziales, Jugend, Schule, 
Gesundheit und Recht, Ordnung und Umwelt. 542 

Es zeigt sich darüber hinaus, dass Bürgerinformationen nicht nur Eingang in den 
politischen Bereich finden, sondern auch direkt zu Handlungen der Verwaltung 
führen. So war die Unterschriftaktion gegen die Straßenprostitution und ihre 
Folgeerscheinungen des Nachbarschaftskreises „Rund um Hannibal und Herold-
straße“ Anfang 2000 der Grund dafür, dass es zu einem höheren Kontrolldruck 
in der Nordstadt durch die Polizei und dem Ordnungsamt kam, der dazu führte, 
dass sich der Straßenstrich an die Ravensberger Straße verlagerte.543 Auch beim 
ersten Vorschlag zur Neukonzeptionierung der Ravensberger Straße durch die 
Verwaltung wurde auf Ideen von Nachbarschaftsvereinen verwiesen.544 Dies ist 
ein weiteres Indiz für die Nähe der Verwaltung und der Kommunalpolitik zu den 
Bürgern. 

Auf Beschwerden durch Bürger reagierte die Verwaltung defensiv. So wurde 
z. B. zum Thema Freiersuchverkehr angemerkt, dass auch andere Autofahrer die 
Anliegerstraßen passierten bzw. bereits regelmäßige Kontrollen durch die Polizei 
durchgeführt werden würden und mehr Kontrollen mit dem vorhandenen Perso-

                                              
536  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
537  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
538  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
539  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
540  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
541  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
542  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
543  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
544  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
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nal nicht möglich seien. 545 Vielmehr wurden die Anlieger aufgefordert, selbst 
Kfz-Kennzeichen zu notieren bzw. es wurde nach Lösungsmöglichkeiten in an-
deren Kommunen gesucht.546 Zum Teil wurde bei Anfragen von Bürgern, die 
über die Politik an die Verwaltung herangetragen wurden auf die Aufgabenerle-
digung durch andere Akteure verwiesen. So wurde z. B. die Anfrage der Anlie-
ger, welche Maßnahmen gegen die Verunreinigungen im Bereich Ravensberger 
Straße/Juliusstraße unternommen werden würden, darauf hingewiesen, dass 
KOBER von der Stadt Geld dafür erhalte für ein einvernehmliches Nebeneinan-
der von Prostitution und Anliegern zu sorgen, indem die Mitarbeiterinnen von 
KOBER die Prostituierten dazu anhielten, den Müll ordnungsgemäß zu entsor-
gen. Zudem wurden Reinigungsstandards in diesem Bereich genannt.547 Auch 
bezüglich des wiederholten Vortrags wegen Ruhestörungen durch Prostitution an 
der Holsteiner Straße in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, wurde darauf 
verwiesen alle Störungen der Polizei und dem Ordnungsamt zu melden.548 Eine 
Lösung durch politische Maßnahmen wurde zum damaligen Zeitpunkt nicht an-
gestrebt. Nur ein halbes Jahr später verlangte eine große Mehrheit aus CDU und 
SPD jedoch ein verstärktes repressives Vorgehen im Sperrbezirk von der Ver-
waltung.549 Die Verwaltung verteidigte das ordnungsbehördliche Vorgehen in-
nerhalb des Sperrbezirks als konsequent und verwies in ihrem Bericht auf eine 
Verbesserung der Lage in der Nordstadt aus Sicht von Anwohnervertretern und 
Ordnungsbehörden.550 Des Weiteren argumentierte die Verwaltung emotional, 
indem sie darauf hinwies, dass eine Erhöhung des Kontrolldrucks „nur mit Me-
thoden eines Polizeistaates durchführbar“ 551 sei. Auch eine Ausweitung des 
Sperrbezirks war nach Meinung der Verwaltung als rechtswidrig ausgeschlos-
sen.552 Von Seiten der Politik wurde in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 
erwidert, dass die Stellungnahme der Verwaltung die Realität verharmlose und 
die im Bericht genannten Maßnahmen unzureichend seien, „um der Straßenpros-
titution entgegenzuwirken“ 553.554 

                                              
545  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde. 
546  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde. 
547  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8. 
548  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, Einwohnerfragestunde. 
549  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2; (Drs. Nr.: 03600-

05). 
550  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
551  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
552  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
553  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
554  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
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Mitteilungen von Bürgern über bestehende Probleme mit der Prostitution in der 
Nordstadt (Holsteiner Straße, Bornstraße, Nordstraße) führten zu Schließungen 
einer bekannten Gaststätte und Razzien an der Holsteiner Straße.555  

Große Projekte, wie das Verkehrs- und Gestaltungskonzept zur Ravensberger 
Straße, werden in allen diesbezüglich relevanten Gremien vorgestellt.556 Eine 
Resolution gegen Prostitution wird im Rat abgelehnt.557 

III. Der kontrollierte Straßenstrich bis zu seiner Beendigung (2007 bis 2011) 

1. Politische Mehrheiten 

a) im Rat 

Sitze der Parteien  2004558 2009559 Wdh. der 
Wahl 2012560 

SPD 36 37 38 

CDU 29 28 23 

Grüne 10 15 15 

FDP 3 6 2 

Bürger statt Politiker / Bür-
gerliste 

3 2 2 

Linkes Bündnis 1 -561 - 

Die Linke - 5 3 

DVU 3 1  

Offensive D 1 - - 

PDS – Offene Liste 2 - - 

FBI - 1 1 

NPD - 1 2 

Abb. 6: Wahlen Stadtrat Dortmund 2004, 2009 und 2012 (eigene Darstellung) 
                                              
555  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, Einwohnerfragestunde. 
556  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, TOP 2.2; Ausschuss für Stadtgestaltung, Protokoll 
vom 22.03.2006, TOP 12.1; HFA, Protokoll vom 23.03.2006, TOP 3.6; Rat, Protokoll vom 
30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
04430-06). 

557  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 30.03.2005, TOP 12.1.5 (Drs. Nr.: 02419-05). 
558  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 2004, Dez. 2004, Themenheft 172, S. 8. 
559  Stadt Dortmund, Statistisches Jahrbuch 2016, S. 121. 
560  Stadt Dortmund, Statistisches Jahrbuch 2016, S. 121. 
561  (-) bedeutet nicht angetreten oder kein Mandat. 
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In den Jahren nach der Wahl 2009 und bei der Wahlwiederholung 2012 gewin-
nen die Fraktionen der SPD und des Bündnis 90/Die Grünen weiter an Sitzen. Im 
Hinblick auf die vorangegangenen Wahlen ist somit, jedenfalls bezüglich der 
politischen Zusammensetzung des Rates, von einer weiteren Liberalisierung der 
Politik auszugehen. 

b) in der Bezirksvertretung 

Sitze der Parteien  2004562 2009563  Wdh. der 
Wahl 2012564 

SPD 8 8 9 

CDU 4 4 3 

Grüne 3 3 4 

FDP 1 1 - 

Bürger statt Politiker 1 - - 

Linkes Bündnis - - - 

DVU 1 - - 

PDS – Offene Liste 1 - - 

Bürgerliste - 1 1 

Die Linke - 2 2 

FBI - - - 

NPD - - - 

DUW 2009 - - - 

Rentner - - - 

Abb. 7: Wahlen Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 2004, 2009 und 2012 (eigene Dar-
stellung) 

In der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vollzieht sich eine parallele 
Entwicklung wie im Stadtrat. 

2. Politikinhalte und Entscheidungen 

Die Politikinhalte und Entscheidungen im Untersuchungszeitraum zwischen 
2007 und 2011 lassen sich thematisch in den Zeitraum 2007 bis 2010 und das 
Jahr 2011 einteilen. Dies ergibt sich daraus, dass bis Ende 2010 weiterhin politi-
sche Vorstöße bestehen, den Straßenstrich an der Ravensberger Straße infra-
                                              
562  Stadt Dortmund, Die Kommunalwahl 2004, Dez. 2004, Themenheft 172, S. 49, 53. 
563  Stadt Dortmund, Kommunalwahlen 2009, S. 21. 
564  Stadt Dortmund, Wiederholung der Kommunalwahlen 2009, S. 14. 
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strukturell zu ertüchtigen bzw. zu erhalten. Ab 2011 kommt innerhalb weniger 
Monate eine abrupte Kehrtwende, die zur Schließung des Straßenstrichs an der 
Ravensberger Straße führt. 

a) Politikinhalte und Entscheidungen 2007 bis 2010 

Aufgrund der Fülle der Entwicklungen wurden diese thematisch unterschieden. 

aa) Umsetzung des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes 

Aus der politischen Diskussion Anfang 2007 ergibt sich, dass die Veränderungen 
an der Ravensberger Straße durch das Verkehrs- und Gestaltungskonzept aus 
Sicht der Politik die Sicherheit der Prostituierten erhöht haben.565 Der Zwischen-
bericht der Verwaltung im September sah alle Ziele aus dem Ratsbeschluss zum 
Verkehrs- und Gestaltungskonzept (bessere Kontrolle und Einwirkungsmöglich-
keiten auf die Straßenprostitution, Schutz vor Ausweitung der Verrichtung der 
Prostitution in die anliegende Wohnbebauung und Erhöhung der Sicherheit für 
die Prostituierten) bis auf die Vermeidung der Verkehrsbehinderungen er-
reicht.566 Zudem sollten die bekannten Standorte der Spanner mit zusätzlichen 
Strahlern ausgeleuchtet werden und die Verkehrssituation durch Maßnahmen des 
Tiefbau- und des Ordnungsamtes verbessert werden.567  

Die hygienischen Zustände an der Ravensberger Straße wurden im Laufe der 
Jahre auf dem Stand von 2006 gehalten und notdürftig wiederhergestellt, aber 
nicht wesentlich verbessert. So wurde 2007 berichtet, dass zur Verbesserung der 
Hygiene vor Ort ein alter Toilettencontainer wieder hergerichtet worden sei568, 

dessen Zustand jedoch mangelhaft sei.569 Die Problematik bestand auch in der 
zweiten Jahreshälfte fort, da trotz der Verbesserungsmaßnahmen seitens der 
Verwaltung die Situation hinsichtlich der Toiletten und Duschen aus Sicht der 
Politiker aus der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im September weiterhin un-
zureichend war.570 In der Oktobersitzung des Ausschusses für öffentliche Ord-
nung wurde von einem Hygienecontainer mit Toiletten, Duschen und Waschge-
legenheiten auf dem Gelände gesprochen. Ob es derselbe Container ist, ist nicht 
ersichtlich. Zudem stehe eine DIXI-Toilette zur Verwendung außerhalb der Öff-
nungszeiten von KOBER bereit. Beides, Toilette und Hygienecontainer, würden 
bis Ende 2007 aus dem Sozialetat finanziert. Über das Haushaltsjahr 2007 hinaus 
seien keine weiteren Mittel hierfür vorgesehen. Es würden jedoch Gespräche mit 
                                              
565  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
566  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
567  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
568  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2. 
569  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
570  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 12.09.2007, TOP 13.4 (Drs. Nr.: 07509-07-

E3); Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-
07-E2). 
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dem Investor (Fa. Berke) für das ehemalige EDG-Gelände geführt. Auf dem Ge-
lände solle durch den Investor ein Gebäude mit Sozialraum für die Prostituier-
tenberatung errichtet werden und für fünf Jahre mietzinsfrei zur Verfügung ste-
hen. Der Baubeginn habe sich bisher mehrfach verzögert571, es werde bis Ende 
des Jahres 2007 jedoch ein Ergebnis erwartet.572 Im Jahr 2008 wurde die Prosti-
tuiertenberatung durch KOBER an der Ravensberger Straße jedoch entgegen der 
Aussagen aus dem Jahr 2007573 weiterhin im Container durchgeführt.574 Nach 
Informationen der Politik durch die Medien und im persönlichen Gespräch vor 
Ort wurde festgestellt, dass sich der Container in einem sehr schlechten Zustand 
befand.575 Der Container sei undicht. Es tropfe durch die Decke und es existiere 
kein festinstallierter Heizkörper.576 Weiterhin sei nicht nur der Container in ei-
nem schlechten Zustand, sondern das gesamte Gelände werde nicht gepflegt und 
sei verdreckt. Es fehle z. B. an Mülleimern für eine ordnungsgemäße Abfallent-
sorgung. Insgesamt seien die hygienischen Verhältnisse vor Ort als schlecht zu 
bewerten.577 Die mit der Prostitution befassten Behörden hielten es ebenfalls für 
notwendig, dass die Beratungsstelle KOBER eine neue Einrichtung erhielte und 
der Investor die entsprechenden Pläne umsetze.578 

Die Errichtung des Bürogebäudes für KOBER mit Aufenthaltsgelegenheiten und 
Sanitäranlagen für die Prostituierten durch den Investor Fa. Berke erfolgte trotz 
wiederholter Aufforderungen und Nachfragen durch die Politik nicht.579 Zu-
nächst befanden sich laut Aussage der Verwaltung die Sozialräume nicht mehr in 
den Vorlagen über den Bauvorbescheid für die Firma Berke, da es hierüber ver-
tragliche Regelungen gebe.580 Im März 2009 wurde in einem Zwischenbericht 
der Verwaltung erneut davon gesprochen, dass die Bereitstellung von Sozial-
räumen für die Beratungsstelle mit dem Investor beim Verkauf vereinbart wor-
den sei.581 Eine vertragliche Frist wurde dem Investor jedoch nicht gesetzt.582 
                                              
571  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-

E1); Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-
07-E2). 

572  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-
E1). 

573  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-
E1). 

574  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08). 
575  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08). 
576  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
577  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
578  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
579  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 25.04.2007, TOP 6.4; Ausschuss für Sozia-

les, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1); Ausschuss für Soziales, Pro-
tokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E2); Ausschuss für öffentliche Ordnung, 
Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, 
TOP 7.2. 

580  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
581  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. Nr.: 14278-09); 

siehe zusätzlich Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 26.05.2009, TOP 7.1. 
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Auch zu diesem Zeitpunkt gab es noch Zusagen des Investors die Räume fertig-
zustellen.583 2010 wurden die schlechten hygienischen Zustände an der Ravens-
berger Straße von der Politik erneut kritisiert: Die Toilettenanlagen seien nach 
Aussage der Verwaltung zwar errichtet worden, jedoch könnten sie aus Angst 
vor Missbrauch nur zu den Beratungszeiten von KOBER geöffnet werden. Nach 
den Ausführungen der CDU-Fraktion würden außerhalb der Beratungsstunden 
die Verrichtungsboxen zur Notdurft verwendet. Daher solle eine weitere Toilet-
tenanlage installiert werden, die auch außerhalb der Öffnungszeiten von KOBER 
genutzt werden könne.584 Der Rechtsdezernent erläuterte, dass die vertragliche 
Verpflichtung mit dem Bauträger (Fa. Berke) letztendlich rückgängig gemacht 
worden sei, da ein Baubeginn nicht erkennbar gewesen und eine schnelle Lösung 
für die Situation an der Ravensberger Straße erforderlich sei.585 Hier stellt sich 
die Frage wie es dazu kam, dass die Verwaltung trotz bestehender vertraglicher 
Verpflichtung eine Errichtung der Sozialräume mit Büro und Sanitäranlagen 
nicht durchsetzen konnte, zumal die Errichtung der Räume bereits Teil der Aus-
schreibung zur Vermarktung des ehemaligen EDG-Geländes war. 

Auch die Verkehrssituation wurde von Seiten der Politik weiterhin als problema-
tisch angesehen. Eine Lösung (z. B. Errichtung eines Kreisverkehrs) sei aus 
Sicht der Verwaltung aber erst möglich, wenn eine langfristige Lösung mit dem 
anliegenden Gelände vorliege.586 Auch seien Maßnahmen zur Verkehrsregelung 
getroffen worden, um Rückstau und Behinderungen auf der Bornstraße durch 
den Freiersuchverkehr zu vermindern. Dies ließe sich aber zu Zeiten hohen Ver-
kehrsaufkommens nicht immer vermeiden. 587 Letztendlich wurde der geplante 
Wendehammer an der Ravensberger Straße nicht realisiert. 588 

bb) Die Situation auf dem Straßenstrich 

Noch 2007 wurde festgestellt, dass sich die regelmäßige Präsenz der Ordnungs-
behörden sowie der Polizei durch die regelmäßigen Kontrollen positiv auswirke, 
so dass nach Aussagen des zuständigen Kommissariats „eine signifikante Krimi-
nalitätsrate nicht feststellbar“589 sei.  

Von Seiten der Verwaltung wurde angemerkt, dass sich seit dem Beitritt von 
Rumänien und Bulgarien zur EU die ethnische Zusammensetzung auf dem Stra-
ßenstrich verändert habe. Die Prostituierten verblieben zudem nicht mehr nur auf 
                                                                                                                                         
582  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
583  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 26.05.2009, TOP 7.1 (Drs. Nr.: 14278-09-E3). 
584  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 7.2; Ausschuss für öffentliche Ord-

nung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 02938-10). 
585  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
586  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
587  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
588  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. Nr.: 14278-09). 
589  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
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der Ravensberger Straße, sondern böten sich auch auf der Bornstraße an. Dieser 
Bereich befinde sich innerhalb des Sperrbezirks, so dass es zu Beschwerden 
durch Anwohner komme. Die Problematik sei in verschiedenen Verwaltungszir-
keln und Treffen mit der Polizei besprochen worden. Zudem komme es teilweise 
auch im Sperrbezirk innerhalb der Wohnbebauung zu Prostitution, was z. B. zur 
Schließung von Gaststätten geführt habe. Zudem müssten die nichtdeutschen 
Frauen integriert werden. Sie lebten in sehr schlechten Umständen und könnten 
meist kein Deutsch bzw. seien z. T. Analphabetinnen.590 Es besuchten ca. 500 
Prostituierte regelmäßig die Beratungsstelle.591 Woher diese Zahlen stammen ist 
nicht ersichtlich. Da es sich um Beratung von KOBER handelt, liegt es nahe, 
dass die Zahlen aus dem Tätigkeitsbericht herrühren. 

Im Jahr 2009 wurde erstmalig eine Zählung der auf dem Straßenstrich arbeiten-
den Frauen von Seiten der Stadt durchgeführt, da die bisher veröffentlichten 
Zahlen sehr unterschiedlich waren.592 In der darauffolgenden Sachstandsmittei-
lung wies die Verwaltung darauf hin, dass zwischen der Anzahl der Straßenpros-
tituierten insgesamt und den Frauen, die sich gleichzeitig auf dem Straßenstrich 
aufhielten, unterschieden werden müsse. Dabei sei für die Verwaltung die An-
zahl der Frauen, die sich gleichzeitig auf dem Straßenstrich aufhielten, der ent-
scheidende Aspekt, um den Zustand auf der Ravensberger Straße sowie die 
Auswirkungen auf die Anlieger und das Umfeld beurteilen zu können. Dazu 
wurden durch das Ordnungsamt stichprobenartige Zählungen im Januar 2009 
durchgeführt. Die insgesamt acht Zählungen wurden im Bereich der Mindener 
Straße, Ravensberger Straße und Juliusstraße an verschiedenen Wochentagen 
und zu verschiedenen Tageszeiten unternommen. Untersucht wurde die Anzahl 
der Personen auf den Gehwegen sowie in den Verrichtungsboxen, während Frau-
en, die sich im Laufhaus bzw. an der Tankstelle Bornstraße aufhielten, nicht mit-
erfasst wurden. Um aussagekräftigere Ergebnisse zu erhalten, sollte die Zählung 
im Mai 2009 wiederholt werden, da aufgrund der kalten Witterung im Januar 
von einer geringeren Zahl als im Jahresdurchschnitt auszugehen sei. 593 Hier zeigt 
sich, dass sich zu den Untersuchungszeitpunkten maximal 29 Prostituierte 
gleichzeitig auf dem Straßenstrich aufhielten. 

                                              
590  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
591  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
592  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3. 
593  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. Nr.: 14278-09). 
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Abb.8: Prostituierte Ravensberger Straße Januar 2009 (Quelle: Ausschuss für öffentli-
che Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3, Drs. Nr. 14278-09, Anlage) 

 

Im April 2009 gab die Verwaltung an, dass nach Beobachtungen der Ordnungs-
behörden die Zahlen der Frauen an der Ravensberger Straße stiegen und der 
Straßenstrich sich auch wieder in die Wohngebiete der Nordstadt ausbreite.594  

In der Sitzung der Bezirksvertretung vom 30.06.2010 lag ein Antrag der CDU-
Fraktion zur Wiederherrichtung der Verrichtungsboxen an der Ravensberger 
Straße vor. Die Boxen seien zu einem großen Teil beschädigt und nicht funkti-
onsfähig. In Anbetracht der Tatsache, dass man den Prostituierten einen Arbeits-
platz an der Ravensberger Straße zur Verfügung stellen möchte, um sie von der 
Verrichtung im Sperrbezirk abzuhalten, und dazu noch plane diese Tätigkeit zu 
besteuern, könne es nicht sein, dass die Stadt die Verrichtungsboxen verfallen 
ließe.595 Die Verwaltung ließ die Beschädigungen im Oktober beseitigen und die 
Boxen reinigen.596 

Am 30.06.2010 lag zudem eine Anfrage der CDU-Fraktion zu den Reinigungs-
standards an der Ravensberger Straße vor. Dabei ging es um die Organisation 
und Art der Reinigung, die Reinigungsintervalle und um die finanzielle Ausstat-
tung.597 Die Anfrage wurde durch die Verwaltung beantwortet. Die Reinigung 
                                              
594  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
595  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 01551-10). 
596  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 1.3. 
597  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 13.1 (Drs. Nr.: 01556-10). 
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werde u. a. durch einen Reinigungswagen der EDG durchgeführt, wobei die Rei-
nigung der Verrichtungsboxen nicht mit Maschinen erfolgen könne. Für die Rei-
nigung der Verrichtungsboxen erhielte die Beratungsstelle KOBER jährlich zu-
sätzliche 7.500 Euro, um Honorarkräfte für diese Arbeit zu bezahlen. Es fänden 
sich jedoch kaum Kräfte, die diese Arbeit erledigen möchten, so dass die 7.500 
Euro nie ganz abgerufen würden. Zusätzlich hätte KOBER den Auftrag auf die 
Erhaltung der Sauberkeit an der Ravensberger Straße hinzuwirken. Die Verun-
reinigung finde jedoch auch durch die Freier statt, die Müll aus den Autos wer-
fen oder die Verrichtungsboxen als Toiletten missbrauchen würden. Die Stadt 
werde hier in Zusammenarbeit mit KOBER verstärkt ordnungsrechtlich tätig 
werden.598 

Noch 2010 informierte der geladene Vertreter der Polizei im Zuge der Beratun-
gen zur Einführung einer Vergnügungssteuer für sexuelle Dienstleistungen dar-
über, dass die Polizei einen guten Kontrollüberblick über die Prostitution an der 
Ravensberger Straße habe und die Prostituierten dort der Polizei weitestgehend 
bekannt seien. Zudem seien nur wenige Prostituierte im Sperrbezirk bzw. im Be-
reich der jugendgefährdenden Prostitutionsausübung anzutreffen.599  

cc) Bestehende Probleme in den Wohngebieten 

Neben den politischen Bemühungen, um eine Verbesserung der Lage für die 
Frauen auf dem Straßenstrich, wurde insbesondere in der Bezirksvertretung In-
nenstadt-Nord gefordert, effektive Kontrollen zur Verhinderung der illegalen 
Prostitution innerhalb des Sperrbezirks zu veranlassen.600 Der Rechtsdezernent 
antwortete darauf, dass das Ordnungsamt präsent sei und grundsätzlich konse-
quent Verstöße gegen die Sperrbezirksverordnung verfolge.601 So hätten im ers-
ten Halbjahr 2007 280 Überprüfungen von Bordellen und bordellähnlichen Ge-
schäften bzw. Wohnungsprostitution stattgefunden. Dabei seien sieben Betriebe 
geschlossen worden und gegen fünf seien Ordnungswidrigkeits- bzw. Strafan-
zeigen ergangen. Der Straßenstrich sei 85-mal kontrolliert worden, wobei 70 
Platzverweise gegen der Prostitution verdächtige Personen zur Gefahrenabwehr 
ausgesprochen worden seien und zwölf Festnahmen gegen Prostituierte durchge-
führt worden seien. Die Kontrolle der Prostitution habe 330 Mehrarbeitsstunden 
am Abend und an den Wochenenden erfordert. Eine weitere Steigerung der Kon-
trollen sei aufgrund begrenzter Ressourcen nicht möglich. Zudem werde eng mit 
der Polizei zusammengearbeitet.602  

                                              
598  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 14.4 (Drs. Nr.: 01556-10-

E1). 
599  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
600  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 12.09.2007, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 09792-07). 
601  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
602  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
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Es bestanden aber auch weiterhin Probleme mit der Prostitution und dem Dro-
genhandel wie etwa Belästigungen von Anwohnern, Leerstand von Wohnungen 
etc. an der Schleswiger Straße.603 

dd) Zuwanderung aus Südosteuropa 

Ende 2007 ging die Verwaltung erstmals auf die Zuwanderung aus Südosteuropa 
ein. Durch die verstärkte Zuwanderung von EU-Bürgern aus Rumänien und Bul-
garien in die Dortmunder Nordstadt nehme auch die Prostitution zu. Es sei bun-
despolitischer Wille gewesen, die Freizügigkeit für alle EU-Bürger zu ermögli-
chen, ohne dabei auf die Probleme einzugehen. 

„Vor negativen Begleiterscheinungen der EU-Osterweiterung in Form 
u. a. einer Steigerung der Prostitution und krimineller Wanderungsbewe-
gungen wurde im Vorfeld hinlänglich in bundesweiten Foren (z. B. Städte-
tag) durch Fachleute gewarnt und die Politik um Steuerungsmöglichkeiten 
ersucht.“604 

Eine ähnliche Struktur sei auch in anderen deutschen Großstädten anzutreffen. 
Die EU-Zuwanderer hielten sich hier rechtmäßig auf. Dabei sei es natürlich, dass 
sich „nicht nur Rechtschaffende, sondern leider auch kriminelle Personen“605 
unter den Zuwandernden befänden.606 Das Vorgehen des Ordnungsamtes, insbe-
sondere der Kontrolldruck, habe bisher dazu beigetragen, dass sich die Prostitu-
tion nicht in die Nordstadt hineinverlagere und sich an der Ravensberger Straße 
konzentriert habe. Daher werde die Arbeit wie bisher fortgesetzt.607 Diese Ant-
wort der Verwaltung wurde von den Mitgliedern der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord als nicht ausreichend betrachtet.608 

Eine Mitarbeiterin von KOBER stellte dar, dass es seit dem Beitritt von Rumäni-
en und Bulgarien 2007 einen starken Anstieg von bulgarischen Frauen auf dem 
Straßenstrich gebe. Zurzeit seien dies ca. 180 Frauen. Gründe für die Migration 
seien u. a. die wirtschaftliche Not in ihren Herkunftsländern. Aufgrund der nied-
rigen Voraussetzungen zum Gelderwerb sei die Arbeit auf dem Straßenstrich, 
nicht nur in Dortmund, attraktiv. KOBER berichtete weiter darüber, dass die 
Frauen sich bereits bei Ankunft in schlechtem gesundheitlichem Zustand befän-
den, da sie meist der Roma-Minderheit angehörten und dadurch von Bildungs- 

                                              
603  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.03.2008, TOP 1.3; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
604  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1, S. 1). 
605  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
606  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
607  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
608  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1. 
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und Gesundheitssystemen in ihren Herkunftsländern ausgeschlossen seien. Dies 
führe dazu, dass sie keine Kenntnisse über die Tätigkeit, die möglichen Krank-
heiten, Verhütung und Risiken bei der Arbeit hätten. Außerdem sei ein Großteil 
der Frauen nicht alphabetisiert, so dass Aufklärung nur mit Hilfe von Sprach-
mittlerinnen möglich sei und dies insgesamt den Zugang zu den Frauen erschwe-
re. Bei Krankheiten müssten die Frauen als Notfall bei Ärzten und in Kranken-
häusern behandelt werden, da sie weder in Deutschland noch in ihren Herkunfts-
ländern über eine Krankenversicherung verfügten. Laut Aussage vom KOBER 
komme dies sehr häufig vor, da die Frauen anders arbeiteten als die ansässigen 
Prostituierten. Die Zustände seien vergleichbar mit denen der Prostitution vor 
hundert Jahren und erschwerten die Beratungs- und Hilfstätigkeit. Daher sei eine 
Unterstützung von allen Beteiligten erforderlich.609 

Die Mitternachtsmission ergänzte: Prostituierte bulgarischer Herkunft seien da-
bei in einer schwierigen Situation. Sie dürften sich aufgrund der EU-
Freizügigkeit legal in Deutschland aufhalten, aber nur als Selbstständige arbei-
ten. Das bedeute für den Abschluss einer Krankenversicherung einen Satz vom 
mindestens 300,- Euro, wobei die Krankenversicherung seit Anfang 2009 Pflicht 
sei. Da die meisten Prostituierten diesen Satz nicht aufbringen könnten, seien sie 
nicht krankenversichert.610 Dies führe dazu, dass ihnen die Freizügigkeit entzo-
gen werden könne und sie zurück in ihre Herkunftsländern ziehen müssten. Dar-
über hinaus bestehe kein Anspruch auf Sozialleistungen.611 Die Familien in den 
Herkunftsländern seien jedoch auf die Einkünfte der Frauen angewiesen, so dass 
die Frauen sich dem Zwang ausgesetzt sähen, unter allen Umständen in Deutsch-
land zu bleiben.612 Ungewollte Schwangerschaften entstünden durch Unkenntnis 
bezüglich Verhütungsmethoden. Väter seien Freier, aber auch Ehepartner, die zu 
Besuch kämen. Zudem bestünden Freier oft auf Geschlechtsverkehr ohne Verhü-
tung. Aufgrund der fehlenden Krankenversicherung müssten die Kosten einer 
Entbindung von den Frauen übernommen werden. Ausnahmen bestünden im Fal-
le einer Adoption. Dann übernähme die Krankenversicherung der Adoptiveltern 
die Kosten. Nur Abtreibungen würden vom Land NRW übernommen. Sofern 
eine Frau sich entschließe das Kind zu behalten, müsse sie nicht nur die Kosten 
für die Entbindung bezahlen, sondern habe auch keinen Anspruch auf soziale 
Unterstützungsleistungen. Daher prostituierten sich die Frauen auch noch hoch-
schwanger und in sehr schlechten Umständen insbesondere bezüglich der Klei-
dung, Mieten und Ernährung.613 

                                              
609  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
610  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
611  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
612  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
613  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
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Wenn man die Situation auf dem Straßenstrich 2009 mit der Situation zum Zeit-
punkt der Errichtung der Verrichtungsboxen 2006 vergleiche, so habe es sich 
damals um Frauen gehandelt,  

„die sexuelle Dienstleistungen gegen Entgelt anboten. Heute heißt es in 
den einschlägigen Kreisen, da stehen ‘billige Nutten und Frischfleisch aus 
Bulgarien und Rumänien, die alles anbieten für wenig Geld.“614 

Die Mitarbeiterin von KOBER gab zusätzlich zu bedenken, dass damals zwar 
ebenfalls die Freizügigkeit für polnische Frauen und Frauen aus den baltischen 
Ländern bestanden habe und diese hier der Prostitution nachgegangen seien, die-
se Frauen aber gebildet gewesen seien und z. T. über Ausbildungen verfügt hät-
ten. Langfristig gesehen, seien diese Frauen in die Herkunftsländer zurückge-
kehrt oder hätten sich hier in Deutschland weiterqualifiziert, um andere Berufe 
auszuüben. Bei den Frauen aus Bulgarien handele es sich weitgehend um Anal-
phabetinnen, bei denen eine ähnliche Entwicklung nicht zu erwarten sei.615  

Bezüglich der Zugewanderten, die sich im Sperrbezirk aufhalten, gibt der Leiter 
des Ordnungsamtes zu bedenken, dass es sich nicht immer um Prostitution im 
Sperrbezirk oder Schwarzarbeit handele: Frauen, die im Sperrbezirk wohnten, 
gingen z. B. in Berufsbekleidung zu ihrer Arbeitsstelle an der Ravensberger 
Straße. Auch die Menschenansammlungen von Männern vor den Wohnhäusern 
seien nicht der Arbeiterstrich. Vielmehr handele es sich um Bulgaren oder Ru-
mänen, die, wie in ihrer Heimat üblich, sich vor dem Haus träfen, um sich mit 
ihren Nachbarn zu unterhalten und nicht allein in der Wohnung sein zu müs-
sen.616  

„Eindringlich warnt er davor, den Straßenstrich schlecht zu reden oder 
gar an dessen Abschaffung zu denken. Wenn es ihn nicht gäbe, gäbe es 
überall Probleme. Das kann niemand wollen. Dass durch den Strich auch 
eine gewisse Sogwirkung bei Freiern als auch bei Frauen entsteht, ist 
klar, gleichwohl sollte man das weiterhin legal kanalisieren. Das hat lan-
ge gut funktioniert. Die Probleme sind entstanden, weil viele Menschen 
kommen, die sich nicht so richtig an die Vorgaben halten. Und da muss 
man ansetzen und entsprechende Bahnen vorbereiten, damit das Ganze 
wieder einigermaßen verträglich wird.“617 

ee) Ansätze zur Sperrbezirkserweiterung 

Auch wurde abermals618 eine Erweiterung des Sperrbezirks auf die Mindener 
Straße und die Juliusstraße vorgeschlagen, um dort die Kontaktaufnahme zu 

                                              
614  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
615  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
616  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
617  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
618  Vorschlag lag bereits 2005 vor: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, 

TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-05). 
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Prostituierten und Anbahnung von Geschäften zur Vornahme sexueller Handlun-
gen gegen Entgelt zu untersagen.619 Der Straßenstrich auf der Ravensberger Stra-
ße diene dazu, die Prostitution dort zu konzentrieren und die umliegenden Stra-
ßen und Wohngebiete von der Prostitution und dem Freiersuchverkehr freizuhal-
ten. Die Gewerbetreibenden würden jedoch durch die benachbarte Prostitution 
auf der Ravensberger Straße in ihrer Geschäftstätigkeit erheblich gestört. Durch 
den Freiersuchverkehr auf der Juliusstraße und der Bornstraße würden die Zu-
fahrten zu den Gewerben behindert. Prostitution werde auf der Bornstraße 
durchgeführt.Die Verrichtung des Geschlechtsverkehrs finde im Auto in den Zu-
fahrten der Geschäfte statt und diese würden durch die Gebrauchsutensilien ver-
schmutzt. Bei dem Antrag gehe es darum, die Geschäftsleute sowie ihre Kunden 
zu schützen.620 Mit den Stimmen der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion wurde 
der Antrag mehrheitlich beschlossen.621 Der Vorschlag wurde von der Verwal-
tung als wenig zielführend betrachtet, da durch seine Umsetzung ein Ausweichen 
der Straßenprostitution in die Wohngebiete befürchtet wurde.622 Nach einer Prü-
fung des Rechtsamtes der Stadt Dortmund habe ein entsprechender Antrag an die 
Bezirksregierung keine Erfolgsaussichten. Das Rechtsamt begründete die Ein-
schätzung damit, dass die Ravensberger Straße allein ohne Mindener Straße und 
Juliusstraße nicht ausreiche, um eine geordnete Durchführung der Straßenprosti-
tution zu gewährleisten. Damit bestünde die Gefahr, dass die Straßenprostitution 
sich in die Wohngebiete ausweite. Dadurch würde es ebenfalls zu einer Gefähr-
dung der Jugend kommen und das Ziel der Ausweitung der Sperrbezirksverord-
nung verfehlt werden. Zudem handele es sich bei der Mindener Straße und der 
Juliusstraße um Zufahrtstraßen zur Ravensberger Straße. Kontakt mit Freiern 
und Prostituierten ließe sich somit kaum verhindern. Zudem befänden sich an der 
Juliusstraße und der Mindener Straße keine Einrichtungen, in denen Jugendliche 
regelmäßig verkehrten, so dass der Aspekt des Jugendschutzes irrelevant sei und 
es an einer Grundvoraussetzung der Erweiterung der Sperrbezirksverordnung 
fehle.623 Zusätzlich gab es Ansätze der DVU die Sperrbezirksverordnung neuzu-
fassen, die mehrheitlich abgelehnt wurden.624  

ff) Prostitution als Teil des Multiproblemstandortes „Dortmunder Nord-
stadt“ 

Im Jahr 2010 waren insbesondere Aspekte des Zustandes und der Hygiene an der 
Ravensberger Straße sowie die Beschaffenheit der Verrichtungsboxen im Fokus. 
                                              
619  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 12.1. 
620  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 10782-08). 
621  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1. 
622  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 3.1. 
623  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 11498-08-

E1). 
624  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.05.2009, TOP 11.7 (Drs. Nr.: 14942-09-E1); Rat 

der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.02.2010, TOP 11.2 (Drs. Nr.: 00024-10-E7). 
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Zudem wurden ordnungspolitische Problematiken in der Dortmunder Nordstadt 
zusammengeführt. Zwar waren öffentlicher Alkohol- und Drogenkonsum, 
Schwarzarbeit und illegale Prostitution bereits in den Jahren zuvor bestehende 
Probleme in der Nordstadt, jedoch wurden diese selten unter gemeinsamen Ta-
gesordnungspunkten besprochen und somit die Dortmunder Nordstadt als Mul-
tiproblemstandort identifiziert. Als neuer Aspekt wurde die Besteuerung der 
Straßenprostitution an der Ravensberger Straße im politischen Raum disku-
tiert.625 

In der Sitzung des Rates vom 14.01.2010 wurde auf Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen626 die Gesamtsituation in der Dortmunder Nordstadt bespro-
chen. Dabei wurde die Prostitution als Teil des Multiproblemstandortes „Dort-
munder Nordstadt“ identifiziert.627 Die CDU-Fraktion nannte dabei insbesondere 
den öffentlichen Alkoholkonsum und den Drogenhandel, die Ausweitung der 
Straßenprostitution in die Wohnbebauung und den Arbeiterstrich an der 
Mallinckrodtstraße, an dem sich „massive Ansammlungen von EU-Bürgern“628 
aus Osteuropa aufhielten.629 Durch eine Aufstockung der Ordnungspartnerschaf-
ten und repressiven Maßnahmen sowie begleitenden Hilfsangebote sollte die Si-
tuation in der Nordstadt schnell und dauerhaft verbessert werden.630 Festgestellt 
wurde, dass die Nordstadt kein Regelungs-, sondern ein Vollzugsdefizit habe. 
Insbesondere die ordnungsbehördliche Verordnung müsse konsequent umgesetzt 
werden.631 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betonte in ihrem Antrag, dass 
sich die Anwohner nicht nur durch die offene Alkoholikerszene, sondern auch 
durch Begleiterscheinungen der Prostitution in ihrem täglichen Leben beein-
trächtigt fühlten. Es bestehe die Notwendigkeit nicht nur repressiv vorzugehen, 
sondern es müsse eine Kombination von sozialen, wirtschaftsfördernden und 
ordnungsrechtlichen Maßnahmen erstellt werden, um eine dauerhafte Lösung zu 
finden, die nicht allein zu Verdrängungseffekten führe.632 Die Angelegenheit 
wurde an die Fachausschüsse (Sozialausschuss633, Ausschuss für öffentliche 
Ordnung634, Ausschuss für Umwelt und Stadtgestaltung und die Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord) überwiesen.635  

Die Stadtverwaltung begegnete der Situation im Folgenden mit dem Integrierten 
Stufenkonzept für eine „Lebenswerte Nordstadt“. Da das Konzept weiterrei-

                                              
625  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2 (Drs. Nr.: 01486-10). 
626  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 16488-09). 
627  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5. 
628  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
629  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
630  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E2; Drs. Nr.: 

00024-10-E5). 
631  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
632  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E2). 
633  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 2.3. 
634  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
635  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5. 
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chende Informationen zur Situation der Prostitution in Dortmund im Jahre 2010 
hat, wird es im Folgenden genauer vorgestellt. Das umfassende Stufenkonzept 
(67 Seiten) basiert auf einem Beschluss des Verwaltungsvorstandes. Es be-
schreibt in der Ausgangslage, dass die Dortmunder Nordstadt aufgrund ihrer 
strukturellen Besonderheiten bereits jetzt in verschiedene Förderprojekte einge-
bettet sei.636 In der Verwaltungsvorlage führt die Verwaltung aus, dass das be-
sondere Ziel des Integrierten Stufenkonzeptes die Koordination und Vernetzung 
der bereits bestehenden Initiativen und Akteure im Stadtteil sei, um so eine 
strukturierte Herangehensweise an die Probleme im Viertel zu ermöglichen und 
diese mit Blick auf die Interessen der Anwohnerschaft zu vermindern.637 Inhalt-
lich als auch finanziell sei das Konzept mehrstufig aufgebaut, was der Haushalts-
situation und der Bewilligung von weiteren Fördermaßnahmen geschuldet sei.638 
Es werden ganzheitlich sehr verschiedene Handlungsfelder bearbeitet. Dazu ge-
hören Sicherheit, Sauberkeit, Soziales sowie Image, Wohnen, Integrati-
on/Interkultur, Kinder und Jugendliche, Bildung, Arbeit, lokale Ökonomie. Da-
mit solle zum einem ein Interessenausgleich zwischen den verschiedenen Nut-
zungen im Quartier erreicht werden und andererseits eine längerfristige Bindung 
der Bewohner an den Stadtteil.639 Für den Bereich der Prostitution sieht das Inte-
grierte Stufenkonzept unter der Überschrift „Sichere Nordstadt“ (S. 8-11) im 
Maßnahmenkatalog unter Punkt 2 „Sicherheit und Ordnung“ (Punkt 2.5 „Prosti-
tution“) insgesamt drei Maßnahmen vor: 1. Verstärkte Kontrollen zum Verbot 
der Prostitution im Sperrbezirk, 2. Reduzierung des Freiersuchverkehrs an der 
Ravensberger Straße über Mautgebührenerhebung, 3. Gewerbesteuerüberprüfung 
im Prostitutionsgewerbe640. Zusätzlich findet sich die Prostitution auch unter der 
Überschrift „Soziale Nordstadt“ in dem Punkt 2.3.2 „Hilfen für Prostituierte in 
der Nordstadt“ wieder (S. 20-23).  

Zu den Hilfen für Prostituierte wurde zunächst die Situation der Prostitution er-
läutert, wie dies bereits in der Sachstandsmitteilung zur Ravensberger Straße im 
Jahr 2009 geschehen ist. Im Zuge der EU-Osterweiterung sei es durch den Zuzug 
von Bulgaren und Rumänen im Bereich der Prostitution zu einer Veränderung in 
der Zusammensetzung der Personen gekommen, die auch politische und soziale 
Konsequenzen nach sich ziehe.641 Das gelte insbesondere für die bulgarischen 

                                              
636  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Anlage zu Drs. Nr.: 00852-10, 

S. 3 f.). 
637  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 3 f.). 
638  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 4). 
639  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 4). 
640  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 11). 
641  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 20). 
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Roma aus Plovdiv, die aus wirtschaftlichen Gründen nach Dortmund kämen. 
Diese Minderheit sei in ihrer Heimat sozial isoliert, bildungsfern (zum großen 
Teil Analphabeten), ohne Versorgung und Versicherungsschutz (z. B. ohne 
Krankenversicherung).642 Von den 907 registrierten Personen mit bulgarischem 
Pass in Dortmund lebten Ende 2009 53% in der Nordstadt. Dabei fast genauso 
viele Männer wie Frauen. Dabei blieben die Zahlen im Vergleich zum Vorjahr 
konstant. Die Frauen arbeiteten vornehmlich in der Prostitution, während die 
Männer sich meist in Gruppen auf den Straßen in der Nordstadt aufhielten. Die 
Verwaltung vermutete, dass es sich dabei um einen Schwarzarbeiterstrich hande-
le. Die Beratungsleistungen in der Stadt waren zwischen KOBER und der Mit-
ternachtsmission aufgeteilt: Während KOBER in erster Linie den Straßenstrich 
an der Ravensberger Straße betreute, betreute die Mitternachtsmission Prostitu-
ierte und ehemalige Prostituierte sowie Opfer von Menschenhandel – vor allem 
in der Linienstraße und in bordellähnlichen Gewerben.643 Zur Situation auf dem 
Straßenstrich informierte das Stufenkonzept (datiert mit dem 14.04.2010) dar-
über, dass nach Auskunft der Polizei täglich ca. 50 bis70 Prostituierte auf dem 
Straßenstrich stünden. Die bulgarischen Frauen seien dabei prägend, da sie sich 
dort bis zu 18 Stunden pro Tag aufhielten.644 Im Konzept wurde abermals auf die 
Problematik hingewiesen, dass die bulgarischen Frauen ihre Dienste meist zu 
geringen Preisen ohne jede Verhütung anböten. Zudem arbeiteten sie im Falle 
einer Schwangerschaft meist bis kurz vor der Entbindung. Die Unterstützung der 
Frauen sei aufgrund der Sprachbarriere nur mit einer speziellen Übersetzerin 
möglich, die den seltenen Roma-Dialekt beherrsche. Die Hilfe basiere auf drei 
Pfeilern: 1. Beratung über gesundheitsbewusstes Verhalten, 2. medizinische Ver-
sorgung zur Verhinderung der Verbreitung sexuell übertragbarer Krankheiten 
und zur gynäkologischen Versorgung und 3. Vermeidung von Schwanger-
schaftsabbrüchen.645 Bei dem vom Gesundheitsamt alle drei Monate angebotenen 
Tests für sexuell übertragbare Krankheiten gebe es bisher keine HIV-Infektion 
und nur einen geringen Unterschied zwischen deutschen und ausländischen Pros-
tituierten im Bereich der Syphilis-Erkrankungen.646 Das Beratungsumfeld an der 
Ravensberger Straße sei verbessert worden, so dass neben Räumlichkeiten für 
Beratung auch Räume für die Gesundheitsuntersuchung zur Verfügung stünden. 
Zwei Außentoiletten und eine Dusche stünden während der Öffnungszeiten von 

                                              
642  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 20). 
643  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 20). 
644  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 21). 
645  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 21). 
646  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 21). 
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KOBER ebenfalls zur Verfügung.647 In der Nordstadt gebe es auch eine Stri-
cherszene (ca. 150 Personen), wobei es sich zu 99% um Analphabeten aus Plo-
vdiv handele, die aus den gleichen Verhältnissen kämen wie die weiblichen 
Prostituierten.648 Bei den im Stufenkonzept aufgelisteten Maßnahmen zur Hilfe 
von Prostituierten handelte es sich um eine Auflistung der bereits bestehenden 
Angebote durch KOBER, der Mitternachtsmission und dem mobilen, medizini-
schen Dienst des Gesundheitsamtes.649 Von der Politik wurde das Stufenkonzept 
als eine lückenhafte Zusammenfassung von bestehenden Maßnahmen kritisiert, 
die mehr eine Bestandsaufnahme als ein zukunftsweisendes Konzept darstellten. 
Zudem fehle es an Zielvorstellungen und einem entsprechenden Controlling.650 
Es soll eine Projektgruppe gebildet werden, die das Integrierte Stufenkonzept 
konkretisiere und umsetze.651 Hinsichtlich der Zahlen der Prostituierten sind die 
Erhebungsmethoden nicht ersichtlich. Es ist davon auszugehen, dass es sich, ab-
gesehen von den Zählungen durch die Stadtverwaltung, um Schätzungen handelt. 

b) Schließung des Straßenstrichs 2011 

Obwohl die Politik im Dezember 2010 noch versuchte die hygienischen Bedin-
gungen an der Ravensberger Straße durch Maßnahmen zu verbessern, findet An-
fang 2011 eine signifikante Kehrtwende im Umgang mit der Straßenprostitution 
in Dortmund statt. Um einen genaueren Einblick in die Beweggründe und Ein-
flüsse zu erhalten, wird die politische Entwicklung und Diskussion detaillierter 
als in den vorhergehenden Abschnitten nachvollzogen. 

Am 09.02.2011 lag ein gemeinsamer Antrag der CDU- und der SPD-Fraktion in 
der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vor.652 In dem Antrag argumentierten die 
Fraktionen, dass man den Straßenstrich damals zum Schutz der Anwohner vor 
illegaler Prostitution in den Wohngebieten an der Ravensberger Straße konzent-
rieren wollte. Zwischenzeitlich sei der Straßenstrich mit 600 Prostituierten aus 
ganz Europa einer der größten in Westdeutschland.653 Zum großen Teil handele 
es sich um Zwangsprostitution, wobei es sich bei den Prostituierten auch um 
minderjährige Mädchen und junge Männer sowie um Grundschulkinder hande-
le.654 Durch den Straßenstrich werde die Zwangsprostitution gefördert.655 Zudem 

                                              
647  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 21). Es ist davon auszugehen, dass die Beratung trotz dieser Verbesserungen noch immer in 
einem Container stattfindet, da im weiteren Verlauf des Jahres 2010 die Containerlösung wei-
terhin kritisiert wird. 

648  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 
S. 21). 

649  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 
S. 22). 

650  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
651  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
652  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
653  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
654  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
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unterstütze der Straßenstrich die Ausbeutung durch „skrupellose Hausbesitzer 
und Geschäftemacher“656. Weiterhin bestehe eine Anziehungskraft auf andere 
kriminelle Handlungen.657 Auswirkungen auf die Anwohner und Gewerbetrei-
benden, wie Leerstand und Wegzüge, seien auszumachen. Außerdem behindere 
der Freiersuchverkehr den Verkehr auf der Bornstraße. Die Prostituierten seien 
auch auf den anliegenden Parkplätzen im Gewerbegebiet anzutreffen.658 Die 
Vergnügungssteuer, die im Jahr 2010 eingeführt wurde, diene nicht der Regulie-
rung dieser Probleme. Des Weiteren sei bei einer Schließung des Straßenstrichs 
nicht von einer Abwanderung der Prostitution in die Wohngebiete auszugehen, 
wenn man gleichzeitig den Kontrolldruck dort erhöhe.659 Der Straßenstrich sei 
als zweijähriger Versuch angelegt gewesen, der als gescheitert anzusehen sei. 
Daher sei der Straßenstrich zu schließen.660 
In derselben Sitzung vertrat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen ganz an-
deren Standpunkt: Ihnen gehe es um die Verbesserung der Situation für die Pros-
tituierten.661 Sie beanstandeten abermals die schlechte Situation auf dem Stra-
ßenstrich, die sich noch immer durch hygienische Mängel (keine durchgängige 
Öffnung der Toilettenanlage oder der Waschmöglichkeiten) und die fehlende 
Reinigung des Straßenstrichs auszeichne. Überdies beantragten sie die Errich-
tung einer Schranke an den Verrichtungsboxen, Unterstellmöglichkeiten für die 
Frauen und Prüfaufträge zur Vergnügungssteuer und einer möglichen Verlage-
rung des Standortes.662 Die Verlagerung des Standortes sei möglicherweise er-
forderlich, da sich die Rahmenbedingungen durch den Zuzug der Roma verän-
dert habe. Der neue Standort solle unter Berücksichtigung der Sicherheit der 
Frauen, des Mobilitätsverhaltens und der Wohnungssituation des neuen Standor-
tes erfolgen.663 Nach Ansicht der Grünen würde eine reine Schließung des Stra-
ßenstrichs zu einer Verlagerung der Prostitution in die Wohngebiete führen, die 
auch durch die Ordnungskräfte nicht unterbunden werden könne. Zudem biete 
ein fester Standort, wie die Ravensberger Straße die Möglichkeit der Kontrolle 
durch die Polizei und die Ordnungsbehörden. Weiterhin seien Hilfs- und Bera-
tungsangebote dort gezielt möglich. Die Ravensberger Straße solle bis zur Ein-
richtung eines neuen Standortes weiterhin gehalten werden, um eine weitere 

                                                                                                                                         
655  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
656  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
657  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
658  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
659  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
660  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
661  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
662  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
663  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
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Abwanderung in die Wohngebiete zu unterbinden.664 Der Antrag wurde mit 7 zu 
11 Stimmen mehrheitlich abgelehnt. In der Sitzung selbst widersprachen die 
Grünen der durch den gemeinsamen Antrag von CDU und SPD unterstellten 
Kausalität von Prostitution und kriminellen Handlungen.665 Die Fraktion Die 
Linke befürwortete ebenfalls eine gesamtstädtische Lösung, in der ein neuer 
Standort nach objektiven Kriterien gesucht werde.666 Der gemeinsame Antrag 
von CDU und SPD wurde bei 7 Nein-Stimmen und 11 Ja-Stimmen mehrheitlich 
angenommen.667 

Dieser Vorstoß resultierte in einer gemeinsamen Sitzung des Sozialausschusses, 
des Ausschusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, in der die grundlegenden Beschlüsse zur späteren Schließung des Straßen-
strichs gefasst wurden.668  

Unter TOP 2 wurde als Angelegenheit von besonderer Bedeutung die Verwal-
tungsvorlage zum Thema „Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung in der 
Dortmunder Nordstadt“ besprochen.669 Die Vorlage wurde von Dezernat 3 (u. a. 
Rechts- und Ordnungsamt, Bürgerangelegenheiten), Dezernat 5 (u. a. Sozial- und 
Gesundheitsamt), Dezernat 6 (u. a. Amt für Wohnen und Stadterneuerung) und 
Dezernat 7 (u. a. Tiefbauamt, städtische Immobilienwirtschaft) eingebracht.670 
Den Hintergrund für diese Vorlage stellte die Verwaltung wie folgt dar: Durch 
das Projekt Urban II habe die Nordstadt beachtliche Fortschritte beim Struktur-
wandel gemacht. Die im Integrierten Stufenkonzepts „Lebenswerte Nordstadt“ 
aufgezeigten Entwicklungsoptionen würden weiter verfolgt und an den Stärken 
der Nordstadt solle angesetzt werden. Die Problemlagen in der Nordstadt hätten 
sich jedoch zwischenzeitlich verstärkt, was ein großes Medienecho hervorgeru-
fen habe. Die Dortmunder Nordstadt habe seit Beitritt von Rumänien und Bulga-
rien 2007 zur EU eine deutliche Zuwanderung erfahren. Ende 2010 seien 797 
(1335 Gesamtstadt) Bulgaren und 389 (925 Gesamtstadt) Rumänen in der Nord-
stadt gemeldet gewesen.671 Der Arbeitsmarkt für unselbstständige Arbeit sei die-
ser Zuwanderergruppe jedoch weitgehend verschlossen, so dass nur eine selbst-

                                              
664  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
665  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
666  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
667  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
668  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011. 
669  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

670  Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am 15.04.2016.  
671  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 
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ständige Tätigkeit möglich sei. Daher habe es in 2007 einen großen Zuwachs von 
Bulgarinnen auf dem Straßenstrich gegeben, so dass sie z. T. bis zu 80% der dort 
arbeitenden Frauen ausmachten.672 Gaststätten, Internetcafés und Spielstuben in 
der Nordstadt seien Treffpunkte für Milieuangehörige aus Bulgarien. Hier erfol-
ge eine engmaschige Überwachung der Einrichtungen durch Polizei und Ord-
nungsamt. Bei den bulgarischen Zuwanderern handele es sich zum großen Teil 
um eine Roma-Minderheit, die im Heimatland stark diskriminiert werde. Die 
Verhältnisse dort seien so schlecht, dass auch die Arbeit in der Prostitution und 
das Leben in den Problemhäusern als Verbesserung angesehen werden.673 Durch 
die Dortmunder Polizei sei zudem bekannt, dass die Fallzahlen der Kriminalität 
in der Dortmunder Nordstadt von 2006 bis 2010 um 1/3 angestiegen seien. Zu-
dem bestünden Erkenntnisse darüber, dass bulgarische Täter mit Meldung in 
Dortmund überregional bzw. landesweit auffällig werden würden. Nach Aussage 
der Polizei sei der Straßenstrich an der Ravensberger Straße ein wichtiger An-
ziehungspunkt für bulgarische Prostituierte und dazugehörige Männer, die in der 
Nordstadt lebten.674 Die Beratungsorganisation KOBER bezweifle laut Verwal-
tungsvorlage jedoch einen direkten Zusammenhang.675 

Ein Ausfransen des Straßenstrichs in die Wohngebiete der Nordstadt habe in der 
Vergangenheit nicht ganz verhindert werden können. Auch verstärkte Maßnah-
men der Polizei und des Ordnungsamtes brächten keine Besserung (35.000 Per-
sonenkontrollen in 2010). Der Jugendschutz und der öffentliche Anstand i. S. d. 
Art. 297 EGStGB könnten nicht gewährleistet werden. Prostitution ließe sich 
nicht ganz verbieten, aber durch repressive Maßnahmen eindämmen und durch 
soziale Maßnahmen unterstützen, um sozialverträglich zu sein. Ferner seien die 
sozialen Belastungen und Spannungen in der Nordstadt seit dem Zuzug der Bul-
garen für die sozialen Systeme und die Jugendhilfe kaum aufzufangen. 45.000 
bis 50.000 Roma lebten in Plovdiv und es sei nach örtlichen Aussagen mit einer 
stetigen bzw. steigenden Zuwanderung aus Plovdiv in 2011 zu rechnen, sofern 
keine Maßnahmen ergriffen würden. Daher sei das gemeinsame Ziel der Polizei 
und des Verwaltungsvorstandes die „Reduktion der Straßenprostitution und der 
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begleitenden Kriminalität im bulgarischen Umfeld“676. Dies erfolge unter den 
Bedingungen: 1. keine Belästigung der Anwohnerschaft und Kunden der Einzel-
handelsgeschäfte, 2. keine Prostitution im Sperrbezirk und 3. Sicherheit der 
Prostituierten.677 Unter dieser Zielsetzung mit diesen Prämissen lagen verschie-
dene Beschlussvorschläge für den Rat der Stadt Dortmund vor, die in der ge-
meinsamen Sitzung vorbesprochen wurden. Dabei beinhaltete die Vorlage vier 
Vorschläge zum Straßenstrich: 

Handlungsvariante 0: Status quo beibehalten 

Handlungsvariante 1: Straßenstrich an den Stadtrand verlegen 

Handlungsvariante 2 (Beschlussvorschlag 1a): Sperrbezirk ausweiten, nur 
Ravensberger Straße davon ausnehmen, Kontrolldruck erhöhen 

Handlungsvariante 3 (Beschlussvorschlag 1b): Stadtweiter Sperrbezirk 

Die Handlungsvarianten 0 und 1 wurden durch die Stadtverwaltung nicht emp-
fohlen. Der finale Beschlussvorschlag für den Rat enthielt nur die Varianten 2 
und 3.678 Bei Handlungsvariante 0 wurde davon ausgegangen, dass die bestehen-
den Probleme nicht behoben werden könnten und sich die Lage durch weiteren 
Zuzug von Roma aus Bulgarien sogar noch verschärfe.679 Bei Handlungsvariante 
1 ging es darum einen ganz neuen Standort am Stadtrand zu finden. Es solle eine 
abgeschirmte, öffentliche Fläche geschaffen werden, die groß genug für Anbah-
nung und Verrichtung, inkl. Verrichtungsboxen, sei. Dort erfolge die Betreuung 
durch Hilfsorganisation und die Bestreifung durch Polizei und Ordnungsamt. 
Handlungsalternativen 0 und 1 sollten aus Sicht der Stadtverwaltung nicht weiter 
betrachtet werden. Dies wurde jedoch nicht weitergehend durch die Verwaltung 
begründet.680 Im Fokus standen vielmehr die Varianten 2 und 3. Bei der Hand-
lungsvariante 2 (Beschlussvorschlag 1a) ging es darum den Sperrbezirk auszu-
weiten und nur die Ravensberger Straße davon auszunehmen. Gleichzeitig sollte 
der Kontrolldruck erhöht werden. Dabei bleibe die Ravensberger Straße als Stra-
ßenstrich erhalten, während der Sperrbezirk auch auf die Zufahrtsstraßen (Julius-
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straße, Mindener Straße) ausgeweitet werde. Auf Veränderungen solle flexibel 
reagiert werden, so könne die Anbahnung und Verrichtung z. B. auch auf das 
größere ehemalige Bundesbahngelände ausgeweitet werden.681 Als Begründung 
wurde aufgeführt, dass man tägliche Kontrollen der Prostituierten und der Freier 
auf dem Straßenstrich und zusätzliche Beratungs- und Hilfsangebote durchfüh-
ren möchte, um eine genaue Beobachtung und Kontrolle des Straßenstrichs und 
die Verfolgung möglicher dahinterliegender krimineller Strukturen zu ermögli-
chen. Gleichzeitig solle der Kontrolldruck im Sperrbezirk erhöht werden. Für 
dieses flexible und stufenweise Vorgehen spräche, dass auf Entwicklungen rea-
giert werden könne. Sofern dieses Vorgehen erfolgreich sei, könne ein abge-
schottetes Areal nach Essener Vorbild östlich der Ravensberger Straße mit Er-
klärung der Ravensberger Straße als Sperrgebiet eingerichtet werden. Dies hätte 
den Vorteil, dass es zu keiner weiteren Belästigung der Gewerbetreibenden 
komme. Sofern das flexible Vorgehen nicht erfolgreich sei, bestehe immer noch 
die Möglichkeit das gesamte Stadtgebiet als Sperrbezirk zu erklären und beglei-
tende Ordnungs- und Hilfemaßnahmen einzurichten.682 Bisher bestehe keine ge-
naue Kenntnis darüber wie viele der bulgarischen Frauen, die in der Prostitution 
auf der Ravensberger Straße arbeiteten, der ethnischen Minderheit angehören. 
Zudem:  

„Der Zusammenhang zwischen Straßenstrich als alleinigem ‘Kern allen 
Übels‘ und dem Anstieg der Kriminalität ist nicht belegt, weswegen ein 
vor allem darauf aufsetzendes Konzept als sehr risikobehaftet eingeschätzt 
wird“683.  

Die Straßenprostitution ließe sich nicht insgesamt verbieten; sozialunverträgliche 
Entwicklungen könnten höchstens durch repressive Maßnahmen und begleitende 
Hilfen vermindert werden. Eine Abwanderung der Frauen in die Illegalität (z. B. 
Prostitution in den Wohngebieten) sei zu erwarten.684 

Trotz dieser Bedenken schlug die Verwaltung parallel die Handlungsvariante 3 
(Beschlussvorschlag 1b) vor. Der Straßenstrich solle aufgelöst werden und ein 
stadtweiter Sperrbezirk, der sich speziell gegen die Straßenprostitution wende 
und Straßenprostitution im ganzen Dortmunder Stadtbezirk illegal mache, solle 
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eingerichtet werden.685 Als Begründung wurde aufgeführt, dass es offenkundig 
sei, dass der Zuzug aus Plovdiv aufgrund der engen Verbindung zwischen Woh-
nen in der Nordstadt und arbeiten auf dem Straßenstrich stattfinde. Die Prostitu-
tion als selbstständiges Gewerbe sei eine der wenigen legalen Einnahmequellen 
für Zuwanderer aus Südosteuropa. Sofern der Straßenstrich geschlossen werde, 
entfiele der finanzielle Anreiz für den Zuzug weiterer Personen aus dieser Regi-
on.686 Zu bedenken sei jedoch, dass die Konsequenzen einer Erweiterung des 
Sperrbezirks auf das ganze Stadtgebiet nicht absehbar seien (z. B. illegale Prosti-
tution im Sperrbezirk, Folgen für Polizei, Ordnungskräfte und Hilfsorganisatio-
nen) und daher bei Erweiterung des Sperrbezirks ein umfassendes Sicherheits-
konzept Kontrollen durch Polizei und Ordnungskräfte erforderlich sei. Dies gelte 
insbesondere in der Nordstadt, um eine Szeneneubildung zu unterbinden. Zudem 
sollten die dadurch entstehenden Gefahren für Frauen nicht verkannt werden. 
Daher seien eine enge Beobachtung der Entwicklungen sowie eine Bewertung 
mit Sachstandsbericht im Rat nach Ausweitung des Sperrbezirks erforderlich. 
Rechtlich gesehen sei eine Erweiterung des Sperrbezirks zulässig, da Art. 297 
EGStGB zwischen Prostitution allgemein und Prostitution auf Straßen, Wegen 
und Plätzen unterscheide.687 

Neben diesen vier Handlungsalternativen bezüglich des Straßenstrichs enthielt 
die Verwaltungsvorlage weitere Beschlussvorschläge zur besseren Gewährleis-
tung von Sicherheit und Ordnung in der Nordstadt. Dazu gehörte u. a. die Ände-
rung der ordnungsbehördlichen Verordnung (OBVO) hinsichtlich der Kontrolle 
der Freier. Diese wurde damit begründet, dass sich eine Ausweitung der Sperr-
bezirksverordnung bzw. Art. 297 EGStGB und die entsprechenden Paragrafen 
aus dem StGB nur gegen die Prostituierten richteten. Daher solle das Vorgehen 
gegen Freier in der OBVO geregelt und Kontaktaufnahme zu Prostituierten im 
Sperrbezirk nach Stuttgarter Vorbild untersagt werden. Dortmund solle eine in-
haltsgleiche Regelung erhalten. Die Handlungsmöglichkeiten für Ordnungsbe-
hörden seien z. B. die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten und Platzverweise.688 
Unabhängig davon, ob der Straßenstrich geschlossen werde oder nicht, solle die 
soziale Betreuung und Hilfe für Prostituierte im Bereich der Gesundheitsvorsor-
ge und Infektionsprävention durch KOBER und die Mitternachtsmission ausge-
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baut werden. Dabei ginge es in erster Linie um Aufklärung über geschützten Ge-
schlechtsverkehr zur Eindämmung von Aids. Aber auch weitere Krankheiten wie 
Tuberkulose und Krätze stünden im Fokus. Bisher sei es durch das Angebot von 
KOBER und dem mobilen medizinischen Dienst auf dem Straßenstrich möglich, 
hier erfolgreich gegen Infektionskrankheiten vorzugehen. Bei Auflösung des 
Straßenstrichs falle diese Einwirkungsmöglichkeit weg und es sei mit einer ver-
stärkten Ausbreitung zu rechnen, da Betreuung und Hilfe nur unter erschwerten 
Bedingungen stattfinden könne. Hinzu komme, dass Infektionen nicht nur eine 
Gefahr für Prostituierte, sondern auch für Freier und deren Familien seien.689 
Weiterhin solle eine Sicherheitskonferenz zur Abstimmung und Koordination 
zwischen allen beteiligten Akteuren (Ordnungsbehörden, Polizei, Beratungsor-
ganisationen etc.) und anderen Foren, wie Sicherheitsforum Nord und Arbeits-
gruppen, eingerichtet werden. Die Konferenz komme einmal monatlich zusam-
men und stünde 2011 unter Leitung der Sozialdezernentin. Zudem solle die Si-
cherheitskonferenz ein Konzept für ein öffentliches Forum zur Einbindung von 
Bürgern erarbeiten.690 Unter dem Punkt 2.1 wurde die Bildung eines Aktions-
kreises „Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung“ unter der Leitung des Ord-
nungsamtes vorgeschlagen. Die Aufgabe bestehe darin, alle polizei- und ord-
nungsrechtlichen Probleme und Maßnahmen (Einführung, Verbesserung und 
Evaluation aller Maßnahmen unter Ausschöpfung von sämtlichen gewerberecht-
lichen Mitteln) zu koordinieren. Dazu solle es eine stärkere Vernetzung von 
Ordnungsamt (Gewerbeabteilung) und Polizei zur Verfolgung und Ahndung von 
Verstößen (z. B. Anbahnung in Gaststätten, illegales Glückspiel, Betäubungsmit-
telhandel) geben.691 Weitere Beschlussvorschläge der Verwaltungsvorlage be-
handelten das geänderte Vorgehen gegen verwahrloste Häuser in der Nordstadt, 
den Kinder- und Jugendschutz, Initiativen auf europäischer Ebene und in Bulga-
rien. Die Beschlussfassung bezüglich der Verwaltungsvorlage in der Ratssitzung 
vom 31.03.2011 wurde von Seiten der Verwaltung als dringend notwendig er-
achtet, da eine spätere Veränderung der Sperrgebietsverordnung einen befürchte-
ten weiteren Anstieg der Straßenprostitution nicht mehr verhindern könne. 692 

Von Seiten der Politik wurde betont, dass das Ziel sein müsse die Wohn- und 
Lebensverhältnisse in der Nordstadt zu verbessern und dabei die Interessen und 
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Bedürfnisse der Anwohner als auch der Zuwanderer aus Bulgarien bei der Aus-
wahl und Anwendung der sozial- und ordnungspolitischen Maßnahmen zu be-
achten. Auch den Prostituierten müsse weiterhin ein System der Unterstützung 
zur Verfügung stehen.693 

Insgesamt standen sich in der gemeinsamen Sitzung sowie in der folgenden 
Ratssitzung zwei Lager gegenüber: Zum einen die Fraktionen der CDU694, der 
SPD695 und der FBI696, die eine Ausweitung des Sperrbezirks auf das gesamte 
Stadtgebiet Dortmunds (mit Ausnahme der Linienstraße) befürworteten und an-
dererseits die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen697, die Fraktion 
FDP/Bürgerliste698 und die Fraktion Die Linke699, die sich für eine Verlegung des 
Straßenstrichs aus der Stadtmitte einsetzten und damit beide Beschlussvorschlä-
ge der Verwaltung ablehnten. Die Fraktion FDP/Bürgerliste befürwortete dabei 
einen neuen Straßenstrich außerhalb der Stadtmitte nach Essener Modell.700 

Die SPD-Fraktion stellte in der Sitzung ein Handlungskonzept mit dem Titel 
„Nordstadt im Aufbruch – Chancen nutzen - Probleme lösen“ vor.701 Darin be-
fanden sich Maßnahmen zur Jugendförderung, Verbesserung der Wohnverhält-
nisse, Gewerbeentwicklung, Aufwertung der Lebensbedingungen in der Nord-
stadt und das Vorgehen gegen Drogenmissbrauch und -handel. Unter Punkt 6 
„Sicherheit und Ordnung in der Nordstadt“ ging die Fraktion darauf ein, dass es 
kein Erkenntnisdefizit, sondern ein Handlungs- bzw. Vollzugsdefizit gebe. Als 
Maßnahmen nannte die Fraktion die Schließung des Straßenstrichs, verstärkte 
Kontrollen in der Nordstadt und angrenzende Bereiche durch mehr Personal bei 
Polizei und Ordnungsamt. Menschenansammlungen auf den Gehsteigen sollten 
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aufgelöst werden. Die Übernachtung in Autos solle verboten werden, keine Dul-
dung von Überbelegung von Wohnungen, personelle Aufstockung der Ord-
nungspartnerschaften und die Kriminalstatistik solle in Dortmund auf Basis der 
statistischen Unterbezirke aufgestellt werden.702 

Die Argumentation der CDU-Fraktion war insgesamt sehr pauschalisierend. So 
argumentierte die Fraktion, dass Straßenprostitution rasant ansteigen würde, was 
u. a. auf den Zuzug von Personen aus Südosteuropa zurückzuführen sei. Überbe-
legte Problemhäuser, Drogenhandel und steigende Kriminalität entstünden durch 
in Dortmund wohnhafte Südosteuropäer.703 Bei Beginn des Straßenstrichs im 
Jahre 2001 hätte es sich um eine überschaubare Anzahl von Prostituierten ge-
handelt, die kaum zu Belästigung für die Anwohner geführt hätten. So seien es 
im Jahr 2001 40 bis 50 Prostituierte auf dem Straßenstrich gewesen, während es 
im Jahr 2011 600 bis 700 Prostituierte, überwiegend aus Südosteuropa seien. Die 
CDU sprach hier von 70% der dort arbeitenden Frauen. Zudem seien auch bulga-
rische Männer zugewandert, die sich u. a. als Zuhälter betätigten. Es seien an die 
2000 Bulgaren, die z. T. in den Problemhäusern in der Nordstadt wohnten. Des 
Weiteren gebe es einen Anstieg der Eigentumsdelikte in NRW, deren Täter zu 
über 65% als Wohnort Dortmund angäben. Dies seien alles Begleiterscheinungen 
des Straßenstrichs, die die Lebensumstände in der Nordstadt rasant verschlech-
terten. Daher käme nur die sofortige Schließung des Straßenstrichs in Betracht – 
auch um eine Ausweitung der Straßenprostitution in der Stadt zu verhindern.704 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen argumentierten ihre Position damit, dass 
eine ersatzlose Streichung des Straßenstrichs durch den Rat abgelehnt werden 
solle, um eine Verlagerung der Prostitution in die Wohngebiete hinein zu ver-
hindern. Zudem führe eine Schließung des Straßenstrichs nicht zu einer Verrin-
gerung des Zuzugs aus Rumänien und Bulgarien. Außerdem schaffe der betreute 
Straßenstrich mit den Verrichtungsboxen Sicherheit für die Prostituierten, die bei 
einer Schließung des Straßenstrichs wegfiele. Die Fraktion befürworte jedoch die 
Verlagerung des Straßenstrichs zur Entlastung der Nordstadt. Dabei müsse ein 
geeigneter Ort gefunden werden, der den Prostituierten Schutz vor Ausbeutung 
und Gewalt sowie soziale Betreuung gewährleiste. Die Auswahl der Lokalität 
müsse in Absprache mit der Polizei und den Hilfsorganisationen erfolgen. Die 
Verwaltung solle gezielte ordnungsrechtliche Maßnahmen einleiten, um die 

                                              
702  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E6, 03691-11-E5). 

703  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 

704  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 
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Sperrbezirksverordnung durchzusetzen und so die jetzige Situation zu entspan-
nen.705 

In der gemeinsamen Sitzung wurden zwar die Abstimmungen über die Verwal-
tungsvorlage nach den Gremien getrennt vorgenommen, so ergab sich doch ein 
einheitliches Bild: Es wurde mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP/Bürgerliste und Die Linke der Beschluss gefasst, 
den Straßenstrich zu schließen und den Sperrbezirk auf das ganze Stadtgebiet zu 
erweitern (Variante 1b). Über die Folgen sollte in der Ratssitzung im September 
durch die Verwaltung berichtet und eventuelle Änderungen angeregt werden. 
Den weiteren Punkten der Verwaltungsvorlage wurde zugestimmt.706 

Bei der Betrachtung der Anzahl der Prostituierten auf dem Straßenstrich zeigt 
sich statistisch ein weniger spektakuläres Bild. So standen im Erhebungszeit-
raum maximal 46 Frauen gleichzeitig auf dem Straßenstrich. 

 
Abb. 9: Anzahl der Prostituierten auf dem Straßenstrich Februar 2011 (Quelle: Ge-
meinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ord-
nung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1)) 

                                              
705  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E4, 03691-11-E2). 

706  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
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Abb. 10: Fahrzeuge in Verrichtungsboxen (Quelle: Gemeinsame Sitzung des Ausschus-
ses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011 (Drs. Nr.: 03199-11-E1)) 

Des Weiteren lagen Anfragen zur Kinderprostitution707 und zu meldepflichtigen 
Krankheiten708 vor. Die Anfrage zur Kinderprostitution wurde schriftlich beant-
wortet. Danach sei kein Kind im Grundschulalter im Bereich des Straßenstrichs 
aufgegriffen worden. Außerhalb des Straßenstrichs gäbe es zwei Fälle von Pros-
tituierten im Grundschulalter.709 Die Anfrage zu meldepflichtigen Krankheiten 
wurde mündlich beantwortet, aber nicht mitprotokolliert.710 

In der Sitzung des Rates vom 31.03.2011 wurde über die in der gemeinsamen 
Sitzung beratenden Themen abschließend beraten.711 Insbesondere wurde unter 
TOP 2.1 die Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung in der Dortmunder 
Nordstadt besprochen.712 Dabei wurden weitgehend die Positionen aus der ge-
meinsamen Sitzung wiederholt. Letztendlich beschloss der Rat mehrheitlich die 
Verwaltungsvorlage mit der Variante 1b unter Beachtung der Empfehlung des 
gemeinsamen Ausschusses gegen die Stimmen der Fraktion FDP/Bürgerliste, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke und in Abwesen-
heit der NPD. In dem Protokoll wurde festgelegt, dass die Beschlüsse als Ar-
beitsaufträge für die Verwaltung zu sehen seien und über die Umsetzung im Sep-
tember 2011 ein Bericht erfolgen solle.713 

                                              
707  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11-E1). 

708  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr.: 
03677-11). 

709  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 03679-11-E3). 
710  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr.: 
03677-11). 

711  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011. 
712  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
713  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 

Fahrzeuge in 
Verrichtungs-

Uhrzeit Datum Wochentag box Frauen Gesamt 
18:30 28. 1.11 FR 34 34 
20:30 28. 1.11 FR 46 46 
12:00 4.2.11 FR 7 17 24 
15:30 10.2.11 DO 8 37 45 
14:20 15.2.11 DI 7 25 32 
21 :00 18.2.11 FR 10 41 51 
13:45 21.2.11 MO 6 33 39 
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c) Zusammenfassende Betrachtung der Politikinhalte 

2008 scheinen sich die Fraktionen bei Vorschlägen zur Verbesserung der Situa-
tion der Prostituierten an der Ravensberger Straße noch gegenseitig überschlagen 
zu wollen, wie z. B. hinsichtlich der Unterbringung der Beratungsorganisation 
KOBER.714 In der Sachstandsmitteilung 2009 wird die Politik von der Verwal-
tung dann überraschenderweise davon unterrichtet, dass keine feste Unterbrin-
gung der Beratungsorganisation KOBER in den Räumen des Investors mehr vor-
gesehen sei. Vielmehr bleibt es bei der Übergangslösung im Container. Zudem 
wird die Ravensberger Straße nicht weiter baulich ertüchtigt, z. B. durch einen 
Wendehammer. Auch wird der Beratungsstelle die Verantwortung für die Reini-
gung der Verrichtungsboxen übertragen.715 Diese Maßnahmen sind Zeichen einer 
Verlangsamung oder Stagnation bei der Verbesserung der Situation der Prostitu-
ierten auf dem Straßenstrich. Auch, wenn die Toilettenanlagen letztendlich im 
KOBER-Container errichtet werden, sind sie nur zu Öffnungszeiten von KOBER 
für die Frauen nutzbar.716 Lösungen zur Verbesserung der hygienischen Zustände 
auf der Ravensberger Straße werden noch bis kurz vor der Schließung disku-
tiert.717 Während die CDU-Fraktion im Ausschuss für öffentliche Ordnung im 
Dezember 2010 noch feststellte, dass der Straßenstrich sich in der Ravensberger 
Straßen an der richtigen Stelle befinde, da dort keine Anwohner belästigt werden 
würden718, steht der gemeinsame Antrag der SPD- und der CDU-Fraktion in der 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im Februar 2011 im genauen Gegenteil dazu: 
Der Versuch einen kontrollierten Straßenstrich zu betreiben sei gescheitert. Als 
Gründe führen die Fraktionen u. a. an, dass es auf dem Straßenstrich 600 Prosti-
tuierte gebe, es sich zum großen Teil um Zwangsprostituierte handele und der 
Straßenstrich weitere kriminelle Handlungen anziehe.719 Es ist fraglich, woher 
die Fraktionen ihre Informationen beziehen. Dies wird leider nicht offengelegt. 
Besonders interessant ist die Anzahl der Prostituierten, mit der argumentiert wird 
und dass der Straßenstrich an der Ravensberger Straße sich zu einem der größten 
in ganz Westdeutschland entwickelt habe.720 Die Fraktionen lassen nämlich of-
fen, ob es sich dabei um eine Tages-, Wochen-, Monats- oder Jahreszählung 
handele. So kann der Eindruck entstehen, dass sich auf dem Straßenstrich 600 
Prostituierte zur gleichen Zeit aufhalten würden. Die stichprobenhaften Kontrol-
len des Ordnungsamtes im Februar 2011, bei denen sich im Durchschnitt 39 
Prostituierte gleichzeitig auf dem Straßenstrich befanden721 (Vergleich im glei-
                                              
714  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
715  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. Nr.: 14278-09). 
716  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 7.2 
717  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
718  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 02938-10). 
719  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
720  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
721  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1). 
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chen Zeitraum 2009: 27 Prostituierte), legen aber nahe, dass es sich nicht um 
Tageswerte handelte. Erst später in der Berichterstattung sechs Monate nach der 
Schließung des Straßenstrichs klärt sich dieser Widerspruch auf: Im Jahr 2006 
seien pro Tag ca. 70 Prostituierte angetroffen worden, während ca. 700 Prostitu-
ierte (mehrheitlich aus Rumänien und Bulgarien) im gesamten Jahr 2011 ange-
troffen worden seien.722 Dazu wird im Integrierten Stufenkonzept „Lebenswerte 
Nordstadt“ von 2010 von der Polizei berichtet, dass täglich 50 bis 70 Prostituier-
te auf dem Straßenstrich stünden.723 Wenn man diese Zahlen mit denen aus 2006, 
der Hochzeit des Straßenstrichs vor der Zuwanderung aus Südosteuropa, ver-
gleicht, so fällt auf, dass es nach dieser Datenbasis keine massive Steigerung der 
Anzahl der anschaffenden Frauen auf dem Straßenstrich gab. Nach Aussage Po-
lizei und Ordnungsamt fände Prostitution im Sperrbezirk auch 2011 nur im ge-
ringen Umfang statt.724 Geändert hat sich jedoch die ethnische Zusammensetzung 
der Frauen, da nun die bulgarischen Frauen prägend für den Straßenstrich 
sind.725 Die Probleme liegen darin, dass sich diese Frauen nach Informationen 
aus dem Integrierten Stufenkonzept „Lebenswerte Nordstadt“ z. T. 18 Stunden 
im Bereich des Straßenstrichs aufhielten, ihre Dienste zu geringen Preisen anbö-
ten, im Falle von Schwangerschaften bis kurz vor der Entbindung arbeiten wür-
den und geringe Kenntnis zu sexuell übertragbaren Krankheiten und Verhütung 
bestehe. Zudem müsse die Beratung mit Hilfe einer Dolmetscherin erfolgen.726  

Einen Monat nach dem Antrag der SPD- und der CDU-Fraktion findet die ge-
meinsame Sitzung des Sozialausschusses, des Ausschusses für öffentliche Ord-
nung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord statt, in der die wesentlichen 
Beschlüsse und Empfehlungen gefasst werden, die später zur Schließung des 
Straßenstrichs führen. In der gemeinsamen Sitzung zum Straßenstrich 2011 be-
tonte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass bei der Auswahl und Anwen-
dung der sozial- und ordnungspolitischen Maßnahmen auch die Interessen und 
Bedürfnisse der Anwohner und der Zuwanderer aus Bulgarien einfließen sollten 
und den Prostituierten weiterhin ein Hilfe- und Beratungsnetz zur Verfügung 
stehen müsse. Auch wird im Hinblick auf die Sicherheit der Prostituierten eine 
Schließung des Straßenstrichs durch die Fraktion abgelehnt, da diese nicht mehr 
gewährleistet werden könne.727 Dieser Standpunkt wird in der Ratssitzung unter 
                                              
722  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr. 05323-11, Anlage). 
723  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 21). 
724  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1). 

725  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 
S. 21). 

726  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 
S. 21). 

727  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E4, 03691-11-E2). 
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dem Hinweis, dass eine Ausweitung der Sperrbezirksverordnung zu einer Aus-
übung in der Illegalität und damit außerhalb der Kontrolle der Ordnungsbehör-
den führe, bekräftigt.728 Die Fraktion die Linke sowie die Fraktion 
FDP/Bürgerliste sehen ebenfalls, dass der Schutz der Frauen im Vordergrund 
stehen müsse und durch die Illegalität die Basis für Delikte wie Menschenhandel 
gelegt werde. Wichtiger sei es die Zuwanderer zu integrieren.729 Zudem spricht 
sich die Fraktion Die Linke für eine Personalaufstockung bei KOBER aus, um 
die Sozialbetreuung unter den erschwerten Bedingungen noch zu gewährleis-
ten.730 Auch der Vertreter des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes befürwortet nur 
eine Verlegung des Standortes, da es für die aufsuchende Sozialarbeit der Wohl-
fahrtsverbände sehr schwierig sein werde, die Frauen aufgrund der Illegalität 
noch zu erreichen.731 Zudem erkennt der Verwaltungsvorstand in seiner Verwal-
tungsvorlage, dass eine Schließung des Straßenstrichs mit einer erschwerten Be-
treuung der Prostituierten einhergehe. Dies wird jedoch nach Abwägung mit den 
Ordnungs- und Sicherheitsbedürfnissen der Anwohner und Gewerbetreibenden 
in Kauf genommen, um einen weiteren Zuzug aus Rumänien und Bulgarien zu 
verhindern.732 Überdies besteht trotz dieser Überlegungen im Vorfeld bis in den 
September 2011 hinein, d. h. sechs Monate nach der Entscheidung den Straßen-
strich zu schließen, noch immer kein Konzept für die Prostituiertenhilfe, wäh-
rend die repressiven Mittel eine schnelle Umsetzung erfahren.733 Die sozialen 
Hilfen durch KOBER und die Mitternachtsmission werden ähnlich wie bisher 
fortgeführt. Jedoch sind die Prostituierten nun schlechter erreichbar für die so-
zialen Hilfen in der Nordstadt. Die Frauen scheuen den Kontakt mit den Street-
workerinnen, um nicht von den Ordnungsbehörden erkannt zu werden. Bera-
tungsgespräche sind daher kaum möglich. Die Beratungsstelle in der Nordstadt 
sowie die Gesundheitsangebote des mobilen medizinischen Dienstes werden nur 
in geringem Maße angenommen.734 Zudem wird im politischen Raum vornehm-
lich die sichtbare Beschaffungsprostitution ins Auge gefasst.735 So wird be-
schlossen eine weitere Sozialarbeiterstelle für schwerstdrogenabhängige Prosti-
tuierte einzurichten.736 Der hohe Kontrolldruck führt dazu, dass es einen Rück-
gang in der offenen Trinkerszene gibt und die Drogenszene sich nicht mehr ver-
festigt. Diese Entwicklungen seien auch durch die Anwohner bestätigt worden.737 
                                              
728  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
729  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
730  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
731  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
732  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
733  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
734  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
735  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
736  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.12.2011, TOP 10.8. 
737  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
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Bei den Bürgerbefragungen im Rahmen des Nordstadt Dialogs geben die meisten 
Teilnehmer jedoch an, dass sie sich genauso unsicher fühlten, wie vor der 
Schließung des Straßenstrichs bzw. nur etwas sicherer.738 Aufgrund des Kon-
trolldrucks verlagere sich auch die vorher sichtbare Kriminalität in die Häuser 
und werde damit in kaum kontrollierbare Bereiche verdrängt.739 Die Fachverwal-
tung gibt zu, dass dies ein reelles Problem darstelle und ein Einschreiten in Pri-
vaträumen (Wettbüros, Internetcafés etc.) nur bei Vorliegen eines entsprechen-
den Verdachts möglich sei.740 Konzepte zur Kriminalitätsprävention durch Bil-
dung und Integration liegen hingegen zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor, da 
entsprechende Kompetenzen fehlten.741 Auch gibt die Fachverwaltung zu, dass 
die Schließung des Straßenstrichs das Problem mit der Prostitution zwar redu-
ziert habe, sich aber nicht ganz lösen ließe.742 Wo sich die Prostituierten nun 
aufhielten ist weder der Stadtverwaltung noch der Polizei bekannt.743 Durch den 
Konsultationskreis der Nachbarkommunen zeigt sich jedoch, dass es keine Wan-
derbewegungen der Prostituierten in die umliegenden Städte gibt.744 Zudem hat 
die Bezirksregierung parallel zur Erweiterung der Sperrbezirksverordnung einen 
Maßnahmenkatalog zur Verbesserung der Situation in der Nordstadt beigefügt 
und um Sachstandbericht zum 01.10.2011 gebeten.745 Der Umsetzungstand wird 
als Anlage zum Erfahrungsbericht nach der Schließung des Straßenstrichs beige-
fügt.746 Bei den Maßnahmen des Katalogs handelt es sich um bauordnungsrecht-
liche Maßnahmen bezüglich der Problemhäuser, Wahrnehmung des Wohnungs-
aufsichtsrechts, abfallrechtliche747 und gewerberechtliche Maßnahmen, gesund-
heitliche Maßnahmen nach Hygienerecht, Jugendschutzkontrollen, Durchsetzung 
der Schulpflicht von Kindern, Bekämpfung der Schwarzarbeit und des illegalen 
Glückspiels, verstärkte Verkehrskontrollen und Einrichtung eines Konsultations-
kreises unter der Leitung des Oberbürgermeisters.748 

3. Einflüsse im kriminalpolitischen Prozess 

a) Policy-Lernen 

Auch im weiteren Zeitverlauf stellen Berichte der Verwaltung eine wesentliche 
Informationsquelle der Politik dar, wie z. B. der Zwischenbericht der Verwal-

                                              
738  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
739  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
740  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
741  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
742  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
743  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
744  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
745  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
746  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
747  Hierbei werden von den Ordnungsbehörden auch geringe Vergehen wie z. B. das Wegwerfen 

von Zigarettenkippen in den öffentlichen Straßenraum als Ordnungswidrigkeit geahndet (siehe 
Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12)). 

748  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
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tung 2007749 oder die Verwaltungsvorlage im Rahmen der gemeinsamen Sit-
zung750. Auffällig ist dabei, dass die Verwaltung vermehrt um belastbare Zahlen 
und Aussagen von Anliegern bemüht ist, z. B. durch Umfragen in der Anwoh-
nerschaft oder durch Zählung der Prostituierten.751 Dies hat mit der Tatsache zu 
tun, dass trotz der Errichtung des Straßenstrichs weiterhin Mitteilungen über Be-
lästigungen aus der Anwohnerschaft gibt und man es aus diesem Grund für er-
forderlich hält ein objektives, breiteres und damit belastbares Bild zu erhalten. 
Weiterhin fällt auf, dass diese Art der Aufklärung insbesondere im Ausschuss für 
öffentliche Ordnung vorgestellt wird und unter der Federführung des Rechtsde-
zernats (siehe Zwischenbericht 2007752 und Sachstandsmitteilung 2009753) statt-
findet.  

Nach der Schließung des Straßenstrichs bestimmen vor allem die nun halbjährli-
chen Berichte der Verwaltung die Informationslage der Politik. Die Berichte 
durchlaufen dabei die wesentlichen Ausschüsse (u. a. Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord, Sozialausschuss und Ausschuss für öffentliche Ordnung).754 Zudem 
werden Informationen durch die Verwaltung im Rahmen von Diskussionen ein-
gebracht, wie z. B. wenn die Sozialdezernentin mitteilt, dass es Gespräche zwi-
schen den Hilfsorganisationen und den Ordnungsbehörden zum weiteren Vorge-
hen im Rahmen der Prostituiertenhilfe bereits im Vorfeld der Schließung des 
Straßenstrichs gegeben habe755 oder, wenn die Leiterin des Gesundheitsamtes 
über die Öffnungszeiten von KOBER informiert.756 Aber auch durch Anfragen 
der Politik an die Verwaltung werden Informationen in die Politik gegeben, z. B. 
zum Thema „Kinderprostitution“ 757 oder zur „Vergnügungssteuer“ 758. 

Weiterhin zeigt sich, dass auch Erkenntnisse aus den Medien Eingang in den po-
litischen Raum finden. Dabei lässt sich die Politik die Aussagen aus den Medien 
durch Anfragen an die Verwaltung verifizieren und detaillierter darlegen, wie 

                                              
749  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
750  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1). 

751  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1; Ausschuss für öffent-
liche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3. 

752  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
753  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3. 
754  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8. 
755  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
756  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
757  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11; 03679-11-E1); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. 
Nr.: 03679-11-E3). 

758  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2011, TOP 3.12 (Drs. Nr.: 03522-11-
E1). 
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z. B. bei der Anmietung des Geländes östlich der Ravensberger Straße759 oder 
der Zustand des KOBER-Containers.760 Zusätzlich findet nun auch überregionale 
Berichterstattung über den Straßenstrich in Dortmund statt, die meist sehr nega-
tiv besetzt ist, wie über die Anzahl Schwangerschaftsabbrüche bei frauTV761oder 
in einer großen deutschen Boulevardzeitung.762 Zudem wird in der Verwaltungs-
vorlage, die letztendlich zur Schließung des Straßenstrichs führt, auf die große 
mediale Resonanz der Problemlagen in der Nordstadt hingewiesen.763 Zudem 
wirken die Medien als Verstärker der Interessen von Randgruppen: Die CDU-
Fraktion beantragt nach Medienberichten, denen zufolge die Prostituierten eine 
Schranke an den Verrichtungsboxen befürworten würden, die Errichtung einer 
solchen Schrankenanlage an der Ravensberger Straße.764 

Eingaben von Bürgern bestehen zwar weiterhin, zeigen sich im Vergleich zu 
2000 bis 2007 nur noch vereinzelt, z. B. zur Situation in den Wohnungen765 oder 
auf dem Spielplatz766 an der Schleswiger Straße.767 Dennoch wird die Meinung 
der Anwohner und Gewerbetreibenden in der Nordstadt zur Notwendigkeit einer 
Verminderung von Schmutz, Gewalt und Kriminalität, öffentlicher Prostitution, 
Drogenhandel sowie der erforderlichen Ahndung von jeder Art von Verstößen 
gegen das Ordnungsrecht, als wesentliches entscheidungsleitendes Motiv für die 
Schließung des Straßenstrichs z. B. von der CDU-Fraktion aus dem Ausschuss 
für öffentliche Ordnung angeführt.768 Beachtet werden zudem fachspezifische 
Eingaben von Bürgern, wie z. B. Hinweise bezüglich einer Zunahme von melde-
pflichtigen Krankheiten durch Ärzte und Apotheker.769 Des Weiteren wird in der 
gemeinsamen Sitzung eine Unterschriftenliste von 4400 Dortmunder Bürgern 
eingereicht, die sich für die Schließung des Straßenstrichs aussprechen.770 Die 
SPD-Fraktion argumentiert ihr Votum für die komplette Schließung des Straßen-
strichs mit dem Recht der Anwohner, dass etwas gegen die „schlimmen Zustän-

                                              
759  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E1). 
760  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
761  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
762  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
763  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S.4). 

764  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03254-11). 

765  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.03.2008, TOP 1.3. 
766  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
767  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
768  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
769  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr.: 
03677-11). 

770  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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de“771 in der Nordstadt getan werden müsse.772 Auch die Durchführung eines 
Bürgerbegehrens zur Schließung des Straßenstrichs wird von der Freien Bürger 
Initiative im der Ratssitzung vom 31.03.2011 angeregt.773 Weiterhin geben An-
wohner nicht nur direkte Information zur Herbeiführung einer Entscheidung, 
sondern sie treten auch in Erscheinung, wenn es um die Bekräftigung einer be-
reits gefallenen Entscheidung geht. So wird die neue politische Linie zur Schlie-
ßung des Straßenstrichs in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord in der Sitzung 
vom 23.03.2011 von Anwohnern und Gewerbetreibenden durch Schilderungen 
von Vorgängen in der Nordstadt unterstützt.774 Nach der Schließung des Straßen-
strichs finden Bürgerbeteiligungen durch den Nordstadt-Dialog im Rahmen der 
Sicherheitskonferenz statt, in denen Befragungen der anwesenden Bürgerschaft 
z. B. zum subjektiven Sicherheitsgefühl durchgeführt werden.775 Zudem werden 
der Politik Ergebnisse von Befragungen ansässiger Institutionen, wie z. B. El-
ternbefragungen in Schulen bezüglich der Einschätzung der Situation in der 
Nordstadt zugeleitet.776  

Weiterhin informieren sich Politiker auch durch Besuche vor Ort, wie z. B. über 
die Situation am Spielplatz Schleswiger Straße777, die hygienischen Zustände auf 
dem Straßenstrich778 oder über den Zustand des Beratungscontainers von KO-
BER.779 Als bereits der Vorschlag zur Schließung des Straßenstrichs durch die 
Fraktionen CDU und SPD zur Entscheidung in der Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord zum ersten Mal vorliegt, schlägt die Fraktion FDP/Bürgerliste vor, die ge-
plante Besichtigung des Straßenstrichs in Essen (25.02.2011) abzuwarten und 
den Beschluss bezüglich des Straßenstrichs erst nach diesem Termin und unter 
Beteiligung der Polizei, des Ordnungsamtes und dem Leiter des Ordnungsamtes 
zu fassen. Der Antrag wird mehrheitlich abgelehnt.780 Zudem möchten die Poli-
tiker ebenfalls in die Fachforen eingeladen werden, z. B. äußert die CDU-
Fraktion im Rahmen der Diskussion zur Vergnügungssteuer den Wunsch zum 
Runden Tisch Prostitution eingeladen zu werden.781 

Die Prostituiertenberatungsstellen werden weiterhin in den politischen Raum 
eingeladen, wie z. B. zum Thema Vergnügungssteuer.782 Bei dem Thema wird 
auch der Runde Tisch Prostitution beteiligt.783 Zudem werden Informationen von 
                                              
771  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
772  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
773  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 11.1.7. 
774  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2011, TOP 2.1. 
775  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
776  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
777  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
778  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 7.2. 
779  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
780  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
781  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
782  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2 (Drs. Nr.: 01486-10). 
783  Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10, Anlage). 
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Interessenvertretern, wie der Beratungsstelle KOBER über die Parteien in den 
politischen Raum eingespielt, z. B. dass auch vermehrt südosteuropäische Män-
ner die Beratungsstelle aufsuchen, um allgemeine Informationen und Hilfe zu 
erhalten, die nichts mit Prostitution zu tun haben.784 Erstaunlich ist, dass in der 
gemeinsamen Sitzung des Sozialausschusses, des Ausschusses für öffentliche 
Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord laut Protokoll kein Vertre-
ter der betroffenen Organisationen (KOBER, Mitternachtsmission, Polizei), die 
außerhalb der Verwaltung stehen, anwesend ist. Dafür sind Vertreter des Aus-
schusses für Kinder, Jugend und Familie sowie Vertreter der Arbeiterwohlfahrt 
und des Paritätischen Wohlfahrtverbandes dabei.785  

Gerade in der Zeit vor und nach der Schließung des Straßenstrichs werden ver-
mehrt Informationen der Polizei und des Ordnungsamtes genutzt. Dazu werden 
Beamte des Ordnungsamtes und der Polizei hinsichtlich ihrer Einschätzungen 
befragt, z. B. zu den Auswirkungen der Vergnügungssteuer auf sexuelle Dienst-
leistungen.786 Ein wichtiger Informationspunkt zur Entscheidung über die 
Schließung des Straßenstrichs sind die Informationen der Polizei, die über die 
Verwaltungsvorlage zur Schließung in der gemeinsamen Sitzung in den politi-
schen Raum gespielt werden. Dazu gehören der Anstieg der Fallzahlen der Kri-
minalität von 2006 bis 2010 um 1/3, dass es vermehrt landesweit auffällige bul-
garische Täter mit Wohnort Dortmund gebe und die Anziehungskraft des Stra-
ßenstrichs auf bulgarische Prostituierte und ihren Männern, weiterhin das Aus-
bleiben positiver Effekte trotz der hohen Anzahl der Personenkontrollen in 2010 
sowie, dass der Jugendschutz und der öffentliche Anstand gem. Art. 297 
EGStGB nicht mehr gewährleistet werden können.787 Zudem berichtet der Poli-
zeipräsident im Verwaltungsvorstand über die dramatische Entwicklung der 
Kriminalität. Die Verwaltung legt der Politik jedoch ihre Einschätzung offen, 
dass ein Zusammenhang zwischen der Steigerung der Kriminalität und dem 
Straßenstrich nicht eindeutig nachweisbar sei.788 Zudem wird die Meinung der 
Ordnungsverwaltung und der Polizei, dass die Schließung des Straßenstrichs die 
einzige Möglichkeit sei, die negativen Entwicklungen in der Nordstadt zu unter-
binden, von der CDU-Fraktion als Begründung für ihre Position zur gänzlichen 
Schließung des Straßenstrichs genutzt.789 Insgesamt scheint die CDU-Fraktion 
Informationen direkt von der Polizei zu beziehen, z. B. wenn die CDU-Fraktion 
mitteilt, dass die Polizei nicht wisse, wo sich die Prostituierten nach der Schlie-

                                              
784  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.11.2011, TOP 1.3. 
785  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011. 
786  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
787  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

788  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

789  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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ßung des Straßenstrichs jetzt aufhielten.790 In der gemeinsamen Sitzung im März 
2011 vertritt die CDU-Fraktion aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung eine 
sehr repressive Haltung. Sie begründet dies damit, dass nach „Meinung vieler 
Spezialisten“791 die Gründe für den Verfall der Nordstadt mit Kriminalität, Ban-
denwesen, Gewalt, Alkohol- und Drogenmissbrauch in der ungebremsten und 
unkontrollierten Ausweitung des Straßenstrichs lägen.792 Auch in der folgenden 
Ratssitzung verweist die CDU-Fraktion unter Berufung auf „Experten“793 darauf, 
dass es seit dem Beitritt der Länder Rumänien und Bulgarien zur unkontrollier-
ten Ausweitung des Straßenstrichs gekommen sei und sich die Situation stark 
verschlechtert habe. Dabei ist es jedoch nicht ganz ersichtlich, ob es sich um An-
gaben der Polizei oder des Ordnungsamts handelt, da diese separat aufgeführt 
werden.794 Die CDU-Fraktion, die sich für eine Schließung des Straßenstrichs 
und ein stark repressives Vorgehen ausspricht, fordert, dass der Leiter des Ord-
nungsamtes und der Polizeipräsident den Rat und seine Gremien über Verände-
rungen in der Dortmunder Nordstadt nach Schließung des Straßenstrichs unter-
richten.795 Interessant ist hierbei, dass die Stellungnahmen der Polizei und des 
Ordnungsamtes aus den Jahren 2009/2010, die eher eine gemäßigte Haltung ein-
nahmen bzw. sich gegen die Schließung des Straßenstrichs aussprachen keine 
Gültigkeit mehr zu haben scheinen.796 So gab es nach Aussagen der Polizei im 
Sommer 2010 noch einen guten Kontrollüberblick über den Straßenstrich und 
nur wenige Prostituierte seien im Sperrbezirk bzw. bei jugendgefährdender Pros-
titutionsausübung angetroffen worden.797  

Der gemeinsame Antrag der CDU- und der SPD-Fraktion am 09.02.2011 in der 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord798 enthält viele Sachverhaltsschilderungen 
und sogar feste Zahlen, die als Argumente für die Schließung eingebracht wer-
den. Zum einen ist nachvollziehbar, dass diese Argumente akkumulierte Beiträge 
der Entwicklungen der letzten Jahre sind (Auswirkungen auf die Anwohner und 
Gewerbetreibenden, wie Leerstand und Wegzüge, die Behinderung des Verkehrs 
auf der Bornstraße durch den Freiersuchverkehr, Verrichtung auf anliegenden 
Parkplätzen im Gewerbegebiet799), andererseits ist nicht erkennbar, woher die 
                                              
790  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
791  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
792  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
793  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
794  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
795  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 

796  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2; Ausschuss für öffentliche Ord-
nung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 

797  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
798  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
799  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
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Fraktionen ihre Erkenntnisse beziehen (600 Prostituierte auf dem Straßenstrich, 
ohne Angabe, ob es sich um Jahres- oder Tageszahlen handelt; der Straßenstrich 
fördere die Zwangsprostitution, wobei es sich bei den Prostituierten auch um 
minderjährige Mädchen und junge Männer sowie um Grundschulkinder hande-
le800, der Straßenstrich fördere die Ausbeutung durch „skrupellose Hausbesitzer 
und Geschäftemacher“801 und es bestehe eine Anziehungskraft für kriminelle 
Handlungen802) und wie belastbar diese Aussagen sind. 

Zudem bringen die Parteien selbst die Interessen von Randgruppen in den politi-
schen Raum, wie z. B. die Erforderlichkeit einer mobilen Beratungsstelle für 
Zuwanderer aus Südosteuropa, da sich ihre Situation nach der Schließung des 
Straßenstrichs besonders verschlechtert habe oder durch Anfrage in Bezug auf 
den Umgang mit Belangen von Randgruppen, wie die Konzeptionierung und 
Umsetzung einer Hilfestruktur für Prostituierte nach der Schließung des Straßen-
strichs.803 

b) Externe (System-)Ereignisse 

Ein wesentliches externes Ereignis in den Jahren 2007 bis 2011 ist die Zuwande-
rung von Rumänen und Bulgaren. Im Jahre 2007 erhielten rumänische und bul-
garische Bürger im Rahmen des EU-Beitritts der beiden Länder die Möglichkeit 
sich frei in anderen EU-Mitgliedstaaten zu bewegen („EU-Freizügigkeit“). Diese 
grundsätzliche Freizügigkeit ist zu unterscheiden von der „Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit“. In der Praxis heißt das, dass Rumänen und Bulgaren zwar nach 
Deutschland einreisen können, hier jedoch nicht einer unselbstständigen Be-
schäftigung nachgehen konnten. Bereits 2007 macht sich diese Entwicklung auch 
auf lokaler Ebene in der Dortmunder Nordstadt bemerkbar.804 2010 ist der ver-
mehrte Zuzug von Rumänen und Bulgaren Teil der Ausgangslage zur Erstellung 
des Integrierten Stufenkonzepts „Lebenswerte Nordstadt“805: 

„Durch die EU-Osterweiterung kommen neue Bevölkerungsgruppen wie 
Bulgaren (türkischsprechende Minderheit) und Rumänen in die Nordstadt, 
die sich auf Grund fehlender Sprachbarrieren und positiver Rahmenbe-
dingungen als Lebensraum besonders anbietet. Gerade diese Bevölke-
rungsgruppe lebt häufig in ihrem Heimatland unter menschenverachten-
den Bedingungen. In der Nordstadt hingegen ist Arbeit und Leben optimal 
miteinander verknüpft, da potenzielle selbstständige Arbeitsplätze, Woh-
nen sowie die Möglichkeit zum Erwerb von Waren des täglichen Bedarfs 

                                              
800  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
801  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
802  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
803  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 04226-11). 
804  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
805  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 

S. 3). 
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eng beieinander liegen. Sie erhoffen sich über den temporären Aufenthalt 
in der Nordstadt nicht nur ihren eigenen Status, sondern auch den der 
meist umfangreichen Verwandtschaft im Heimatland deutlich zu verbes-
sern. Die Möglichkeit der rumänischen und bulgarischen Menschen einer 
Arbeit nachzugehen, beschränkt sich in Deutschland auf die Ausübung ei-
nes Gewerbes, da eine Arbeitserlaubnis nur in besonderen Ausnahmefäl-
len ausgestellt wird (www.arbeitsagentur.de/.../MB7-Beschaeftigung-ausl-
AN.pdf, S. 11, S. 15, S.20).“  

Auch die Verwaltungsvorlage zur Schließung des Straßenstrichs bezieht sich auf 
die Situation der Zuwanderer aus Südosteuropa. In der Begründung heißt es, dass 
die Dortmunder Nordstadt seit dem EU-Beitritt Rumäniens und Bulgariens 2007 
einen deutlichen Zuwachs dieser beiden Ethnien erfahren habe.806 Ende 2010 
seien 797 (1335 Gesamtstadt) Bulgaren und 389 (925 Gesamtstadt) Rumänen in 
der Nordstadt gemeldet gewesen. Der Arbeitsmarkt für unselbstständige Arbeit 
sei dieser Zuwanderergruppe weitgehend verschlossen, so dass nur selbstständi-
ge Tätigkeit möglich sei. Daher habe es in 2007 einen großen Zuwachs von Bul-
garinnen auf dem Straßenstrich gegeben, so dass sie z. T. bis zu 80% der dort 
arbeitenden Frauen ausmachten.807 Gaststätten, Internetcafés und Spielstuben in 
der Nordstadt sind Treffpunkte für Milieuangehörige aus Bulgarien. Hier erfolge 
eine engmaschige Überwachung der Einrichtungen durch Polizei und Ordnungs-
amt. Bei den bulgarischen Zuwanderern handele es sich zum großen Teil um ei-
ne Roma-Minderheit, die im Heimatland stark diskriminiert werde. Die Verhält-
nisse dort seien so schlecht, dass auch Arbeit in der Prostitution und Leben in 
den Problemhäusern als Verbesserung angesehen werde.808 Die damit einherge-
henden sozialen Belastungen seien kaum aufzufangen und ein weiterer verstärk-
ter Zuwachs sei in 2011 zu erwarten, sofern keine Maßnahmen ergriffen wer-
den.809 

 

                                              
806  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

807  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

808  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

809  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5). 
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Abb. 11: Zuwanderung Gesamtstadt Dortmund (Quelle: Rat, Protokoll vom 
31.03.2011, TOP 11.3.1 (Drs. Nr.: 03764-11-E1)) 

In der gemeinsamen Sitzung im März 2011 weist die Sozialdezernentin darauf 
hin, dass der Straßenstrich als Ausgangspunkt für die Probleme in der Nordstadt 
gesehen werde und seine Schließung ein Zeichen nach Rumänien und Bulgarien 
senden solle, um einen weiteren Zuzug aus diesen Ländern in die Nordstadt zu 
verhindern.810 Die CDU-Fraktion vertritt die gleiche Meinung und ergänzt dies 
mit dem Hinweis, dass der Straßenstrich bis 2007, also bis zur Eröffnung der 
Freizügigkeit für Rumänen und Bulgaren ein Vorzeigemodell gewesen sei. Dabei 
werde auch erkannt, dass ein wesentliches Problem darin liege, dass die Zuwan-
derer aus diesen beiden Ländern nicht legal eine unselbstständigen Arbeit nach-
gehen könnten, so dass die selbstständige Tätigkeit der Frauen auf dem Straßen-
strich die einzige Möglichkeit des Verdienstes ohne Bildung sei. Andererseits 
wird pauschal davon ausgegangen, dass die dazugehörigen Männer kriminell 
seien811, ohne dass diese Aussagen mit belastbaren Zahlen hinterlegt werden. 
Auch die SPD-Fraktion aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung will mit der 
Schließung des Straßenstrichs und dem harten Einschreiten gegen Kriminalität in 
Richtung Rumänien und Bulgarien signalisieren, dass sich ein weiterer Zuzug in 
die Nordstadt nicht lohne.812 

Die Freie Bürger Initiative (FBI) sieht damals das Vorzeigemodell „Ravensber-
ger Straße“ durch den massiven Zuzug von Südosteuropäern mit kriminellen Ab-
sichten als gescheitert an.813 Allein die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vermu-
tet, dass die Schließung des Straßenstrichs nicht zu einer Unterbindung des Zu-
zugs von Rumänen und Bulgaren führen werde und daher die Integration der 
Zuwanderer, statt der Schließung des Straßenstrichs, im Vordergrund stehen sol-
le.814 Dies wird sich im weiteren Verlauf als richtig erweisen. 

Ein weiteres externes Ereignis war die Wiederholung der Kommunalwahl von 
2009. Das Folgejahr nach der Schließung des Straßenstrichs war ein Kommu-

                                              
810  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
811  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
812  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
813  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
814  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 

31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009 31.12.2010 
Bulgaren 970 919 907 1.335 
Rumänen 624 686 767 925 
Georqier 41 42 49 34 
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nalwahljahr. Die Kommunalwahl war aufgrund von Unregelmäßigkeiten für un-
gültig erklärt worden.815 

c) Interne Schocks und ausgehandelte Übereinkünfte 

Im Jahr 2011 gab es einen Wechsel in der Verwaltungsspitze: Als neue Sozial-
dezernentin wurde Birgit Zoerner gewählt.816 Dies ist als interner Schock zu qua-
lifizieren. Neubesetzungen in Führungspositionen bringen neue Schwerpunktset-
zungen, lösen bekannte Handlungsmuster auf und geben den Akteuren im Po-
licy-Subsystem die Chance sich ebenfalls neu zu positionieren. 

Fraglich ist, ob auch die Berichte zur Änderung der Kriminalitätslage durch die 
Polizei in der Verwaltungsvorlage der gemeinsamen Sitzung als interner Schock 
zu interpretieren sind. 817 Hier muss jedoch festgestellt werden, dass sich der 
Schwerpunkt in der Information durch die Polizei und damit im Bereich des Po-
litiklernens befindet. Objektive Hinweise darauf, dass sich die Kriminalitätslage 
in der Nordstadt verschlechtert habe, finden sich nicht. Im Gegenteil: Es werden 
Aussagen der Parteien, wie z. B. zur Kinderprostitution auf dem Straßenstrich, 
sogar entkräftet.818 

Ausgehandelte Übereinkünfte zeigen sich z. B. in gemeinsamen Anträgen. Ein 
wesentlicher Antrag ist der gemeinsame Antrag der CDU- und der SPD-Fraktion 
in der Bezirksvertretung Innenstadt Nord.819, in dem sich beide Parteien ent-
schieden gegen eine weitere Aufrechterhaltung des Straßenstrichs ausspre-
chen.820 Zusammen hatten die Parteien 12 von 19 Sitzen in der Bezirksvertretung 
inne. Hierbei handelte es sich um eine Koalition zu Erhöhung des Einflusspoten-
tials.  

Insgesamt verändern sich die Mehrheitsverhältnisse über die Jahre hinweg kaum, 
so dass die Frage, ob eine reformorientierte oder eine konservative Politikphase 
vorliegt, bezogen auf den kriminalpolitischen Wandel hinsichtlich des Straßen-
strichs keinen nachweisbaren Einfluss hatte. 

d) Reaktionen in der Politik und Umsetzung durch die Verwaltung 

Es zeigt sich über die Jahre, dass Beschlüsse und Forderungen der Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord im Zusammenhang mit der Problematik an der Ravensber-
ger Straße nicht immer durch die Verwaltung umgesetzt werden und auch keine 

                                              
815  WDR, Dortmunder Kommunalwahl, zuletzt besucht am 18.06.2017. 
816  Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am 01.07.2017; ein Hinweis darauf be-

reits im Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
817  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

818  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 03679-11-E3). 
819  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
820  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
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Informationen darüber erfolgen.821 Dies wird von der Politik bemängelt.822 Auch 
noch kurz vor der Schließung des Straßenstrichs beanstandet die Fraktion 
FDP/Bürgerliste, dass viele Beschlüsse der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 
zum Straßenstrich nicht umgesetzt worden seien.823 Im Jahr 2010 wird in ver-
schiedenen Ausschüssen betont, dass die Nordstadt kein Regelungs-, sondern ein 
Vollzugsdefizit von Seiten der Verwaltung habe.824 Der Verwaltung wird durch 
die Politik vorgeworfen, dass u. a. die ordnungsbehördliche Verordnung der 
Stadt nicht durchgesetzt werde.825 Auch in der gemeinsamen Sitzung im März 
2011 weisen die SPD-Fraktion und die Fraktion FDP/Bürgerliste darauf hin, dass 
der untragbare Zustand 2011 eine Folge des Vollzugsdefizits der letzten Jahre 
sei.826 Anfragen bezüglich des Straßenstrichs aus der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord werden erst auf weitere Nachfrage hin von der Verwaltung beantwor-
tet.827 So wird z. B. die Verbesserung der Hygiene an der Ravensberger Straße 
mehrfach durch die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord angefordert.828 Die Ver-
waltung verweist darauf, dass die Wirtschaftsförderung eine Lösung mit dem 
Investor suche.829 Andererseits werden von der Verwaltung vorgeschlagene Er-
höhungen der Reinigungsstandards von der Politik abgelehnt: Bei der Anpassung 
des Straßenverzeichnisses als Bestandteil der Satzung über die Straßenreinigung 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Dortmund (Stra-
ßenreinigungs- und Gebührensatzung) für das Jahr 2010 spricht sich die Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord in einer Empfehlung gegen eine von der Ver-
waltung vorgeschlagene Erhöhung der Reinigungsintervalle auf der Juliusstraße, 

                                              
821  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.10.2007; Ausschuss für öffentliche Ord-

nung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
09.02.2011, TOP 12.1.1; Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses 
für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
29.03.2011, TOP 2.1. 

822  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.10.2007; Ausschuss für öffentliche Ord-
nung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
09.02.2011, TOP 12.1.1; Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses 
für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
29.03.2011, TOP 2.1. 

823  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
824  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1); Aus-

schuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
825  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1); Aus-

schuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
826  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E6, 03691-11-E5); im Protokoll lautet die Passage wörtlich: „Auch Herr Rm Becker 
kann einen Zusammenhang zwischen der angestiegenen Kriminalitätsrate und dem Straßen-
strich herstellen. Dennoch sei der jetzige Zustand nicht akzeptabel, was jedoch durch ein deut-
liches Handlungs- und Vollzugsdefizit der letzten Jahre verursacht wurde.“.  

827  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.10.2007. 
828  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
829  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
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Mindener Straße und Ravensberger Straße von dreimal pro Woche auf sechsmal 
pro Woche aus (vier Ja-Stimmen, dreizehn Nein-Stimmen).830 

Obwohl die weitere Verwendung des EDG-Geländes und die Umsetzung der da-
zugehörigen Maßnahmen noch nicht geklärt sind, bewertet die Verwaltung im 
Jahre 2007 die erforderlichen Schritte grundsätzlich als umgesetzt und erfolg-
reich.831 Wenn man die Anmietung und die bauliche Herrichtung der Verrich-
tungsboxen betrachtet, so ist dies auch der Fall.832 Dass bezüglich der Unterbrin-
gung von KOBER und der Errichtung von sanitären Anlagen noch weiter mit 
dem Investor gesprochen werden müsse, räumt die Verwaltung ein. Hierauf be-
ziehen sich aber speziell die Anfragen der Politik seit Anfang 2007833, neben 
noch bestehenden Problemen mit dem Freiersuchverkehr zu den Stoßzeiten.834 
Zudem sind laut der Befragung weiterhin Vermüllungen im Bereich des Straßen-
strichs festzustellen und es bestehen Belästigungen von Anwohnern und Gewer-
betreibenden.835 Wenn man jedoch, wie die Verwaltung es tut, nur die Ziele aus 
dem Verkehrs- und Gestaltungskonzept („Verbesserung der Kontroll- und Ein-
wirkungsmöglichkeiten auf die Straßenprostitution, Schutz der umliegenden 
Wohnbebauung vor einer Ausweitung der Verrichtung, Erhöhung der Sicherheit 
für die Prostituierten, Vermeidung von Verkehrsbehinderungen auf der Born-
straße durch den Suchverkehr“) bezieht, so sind diese teilweise als erreicht anzu-
sehen.836 Allerdings gehen diese an den jahrelang bestehenden Problemen vorbei. 
Insbesondere hinsichtlich der Vermüllung ist zu fragen, ob diese nicht bei einer 
Verbesserung der Einwirkungsmöglichkeiten auf die Straßenprostitution, gerin-
ger werden sollte. Zudem legt die Öffentlichkeitsbeteiligung weitere Problembe-
reiche der Anlieger offen, die vorher nicht oder nicht in diesem Ausmaße be-
kannt waren (Beschaffungskriminalität, Spanner). 837 

Die Lösung hinsichtlich der Errichtung von Räumen für die Beratungsstelle zieht 
sich auch noch im Jahre 2009 hin. In der Sitzung des Sozialausschusses verlangt 
die SPD-Fraktion die Vorlage eines Zeitplans für die Errichtung838 bzw. die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich danach, wie weit die Umsetzung 
des Beschlusses, den Investor (Fa. Berke) zur Errichtung der Sozialräume für die 

                                              
830  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 11.6. 
831  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.08.2007, TOP 3.4; Ausschuss für öffent-

liche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-E2). 
832  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2 (Anlage 1). 
833  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 25.04.2007, TOP 6.4; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Pro-
tokoll vom 12.09.2007, TOP 13.4 (Drs. Nr.: 07509-07-E3). 

834  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
835  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2 (Anlage 1).  
836  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
837  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2 (Anlage 1). 
838  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
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Beratungsorganisationen oder zur Zahlung einer finanziellen Kompensation zur 
Errichtung durch die Stadt zu bewegen, vorangeschritten sei.839 

Bürgerbeschwerden, z. B. zur Schleswiger Straße840, werden von der Politik, ins-
besondere in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, ernst genommen und sind 
immer mit Bitten um Abhilfe an die Verwaltung verbunden.841 In den Sitzungen 
werden die sich beschwerenden Anwohner von der Verwaltung z. B. an das 
Quartiersmanagement verwiesen sowie an das Büro „Sicherheit und Ordnung in 
der Nordstadt“.842 Nach Aussage der Verwaltung stellen sich die Sachverhalte 
bei Kontrollen anders dar als von den Bürgern berichtet, z. B., dass sich keine 
Kondome auf dem Spielplatz befänden. In Entscheidungen der Verwaltung wer-
den Bürger und Bürgerinitiativen aber auch aktiv miteinbezogen, z. B. werden 
bei der Erstellung des Integrierten Stufenkonzeptes „Lebenswerte Nordstadt“ die 
Lösungen für die unterschiedlichen Problemfelder zusammen mit anderen be-
troffenen Akteuren erarbeitet. Dazu werden neben Politik, Verwaltung und Poli-
zei auch Akteure und Bewohner im Stadtteil vernetzt und in Arbeitsgruppen (AG 
Problemhäuser, AG Sauberkeit, AG Sicherheit) und Foren (Nordmarkt Plus, 
Konsultationskreis Nordstadt, Nordstadtforum) sowie in Workshops, Beteili-
gungsveranstaltungen und Einzel- und Gruppengesprächen involviert. Das Kon-
zept enthält über 500 Beteiligungen von Personen.843  

Die überregionale Medienberichterstattung über den Straßenstrich übt Druck auf 
die Politik aus. Obwohl die Zählung der Verwaltung den Eindruck, den die Fern-
sehberichterstattung vermittelt hat, nämlich, dass  

„Zustände herrschen wie zur Rushhour auf der Autobahn, und der ganze 
hormonelle Notstand Nordrhein-Westfalens sich in Dortmund auf diesem 
Straßenstrich befindet“844,  

relativiert hat, möchte z. B. die SPD-Fraktion wissen, wie man die Situation dort 
verändern könne.845 Der mediale Druck zeigt sich auch in der Beschreibung der 
Ausgangslage für das Integrierte Stufenkonzept „Lebenswerte Nordstadt“ der 
Verwaltung846: 

„Das Bewusstsein, dass die unterschiedlichen Problemlagen z. Zt. im 
Stadtteil in den Vordergrund gedrängt werden, ist durch einen gewissen 
Aktionsdrang der Aktiven im Stadtteil gekennzeichnet. Unterschiedlichste 
öffentliche Diskussionen von Akteuren, Politik und Verwaltung werden 

                                              
839  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
840  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
841  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
842  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.03.2008, TOP 1.3. 
843  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, S. 3 f., 

Anlage). 
844  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
845  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
846  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, S. 3, Anla-

ge). 
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mindestens einmal, meistens jedoch mehrmals wöchentlich in der Presse 
mit reißerischen Überschriften wiedergegeben. In dieser Form der Dar-
stellung wird die Nordstadt auf ihr schlechtestes Image reduziert. Positive 
Impulse, die durch diesen multikulturellen, pulsierenden Stadtteil häufig 
schon auf die Gesamtstadt ausgestrahlt haben, treten soweit in den Hin-
tergrund, dass als Überbleibsel die Nordstadt in der Außen- und Innen-
wahrnehmung ausschließlich negativ gesehen wird.“ 847 

Sofern die Politik die Verwaltung auf Missstände aufmerksam macht, werden 
diese teilweise behoben, beispielsweise bei der Wiederherrichtung der Verrich-
tungsboxen.848 Um gewisse Ziele durchzusetzen, werden Fachstimmen der Bera-
tungsstellen, aber auch anderer Fachverwaltungen ignoriert, wie z. B. bei der 
Einführung der Vergnügungssteuer durch den Kämmerer, der eine Verdrängung 
der Prostituierten trotz anderslautender Einschätzungen, auch von Seiten der 
Ordnungsverwaltung, nicht sieht. Vielmehr soll mit der Steuer die Attraktivität 
Dortmunds als Prostitutionsstandort vermindert werden.849 

Die Verwaltungsvorlage, die letztendlich zur Schließung des Straßenstrichs 
führt, steht laut Vorlage unter dem gemeinsamen Ziel der Polizei und des Ver-
waltungsvorstandes die Straßenprostitution und die begleitende Kriminalität im 
bulgarischen Umfeld zu reduzieren.850 Dies lässt darauf schließen, dass hier auf 
Führungsebene eine Kooperation zwischen Stadtverwaltung und Polizei statt-
fand, die letztendlich zur Verwaltungsvorlage führt. Die Verwaltungsvorlage 
selbst enthält vier Handlungsmöglichkeiten. Die ersten zwei (Status quo beibe-
halten und Straßenstrich an den Stadtrand verlegen) davon werden bereits in der 
Vorlage von der Stadtverwaltung nicht empfohlen, so dass nur die Varianten 
„Sperrbezirk ausweiten mit Ausnahme der Ravensberger Straße“ und „stadtwei-
ter Sperrbezirk“ im finalen Beschlussvorschlag für den Rat enthalten sind.851 
Somit gibt die Verwaltung der Politik augenscheinlich vier Varianten zur Ent-
scheidung vor, wobei es im Grunde nur zwei sind, die letztendlich beide die 
Ausweitung des Sperrbezirks enthalten. Dabei wird interessanterweise bei der 
Alternative, die den Straßenstrich an der Ravensberger Straße behält, als Be-
gründung aufgeführt, dass man tägliche Kontrollen der Prostituierten und der 
Freier auf dem Straßenstrich und zusätzliche Beratungs- und Hilfsangebote 

                                              
847  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, S. 3, Anla-

ge). 
848  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 01551-10); 

Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 1.3. 
849  Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
850  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5). 

851  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 1 f.). 
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durchführen möchte, um eine genaue Beobachtung und Kontrolle des Straßen-
strichs und die Verfolgung möglicher dahinterliegender krimineller Strukturen 
zu ermöglichen.852 Es geht der Begründung nach also um Strafverfolgung, was 
wiederum ein polizeiliches Argument ist.  

In der gemeinsamen Sitzung im März 2011 zeigt sich, dass die Fraktionen sich in 
ihrer politischen Ausrichtung danach unterscheiden, welchem Gremium sie an-
gehören. So fordern die Vertreter der CDU-Fraktion aus der Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord und dem Ausschuss für öffentliche Ordnung ein stark repressi-
ves Vorgehen, während die Vertreter der CDU-Fraktion aus dem Sozialaus-
schuss betonen, dass auch soziale Maßnahmen nicht zu vernachlässigen seien.853 

Interessant ist, dass in den Jahren 2005 und 2008 der Antrag an die Bezirksregie-
rung auf Erweiterung der Sperrbezirksverordnung auf die Julius- und die Minde-
ner Straße nach Prüfung des Rechtsamtes noch als aussichtlos angesehen wurde, 
da es dort keine Einrichtungen gebe, in denen Jugendliche regelmäßig verkehren 
und es damit an einer Grundvoraussetzung für die Erweiterung des Sperrbezirkes 
fehle.854 Im Jahre 2011 ist dann nach der Information der Verwaltungsspitze und 
der Polizei, dass der Jugendschutz nicht mehr zu gewährleisten sei855, ein ent-
sprechender Antrag möglich. Vergleichbare Anträge der DVU scheiterten 
2009856 und 2010857 bereits im politischen Raum. Die mehrheitlichen Fraktionen 
begründeten dies damit, dass der DVU aufgrund der politischen Grundhaltung 
prinzipiell nicht zugestimmt werden könne.858 

IV. Die neue Sperrbezirksverordnung und die Schließung des Straßen-
strichs (ab 2011) 

Bezüglich der im Nachgang der Schließung des Straßenstrichs erfolgten Verän-
derungen in der Nordstadt sollen in diesem Kapitel die Folgen des kriminalpoli-
tischen Wandels betrachtet werden. Da nach der Schließung des Straßenstrichs 
ein ganzes ordnungspolitisches Maßnahmenbündel (u. a. durch den Maßnah-
menkatalog der Bezirksregierung) in Bezug auf die Nordstadt beschlossen wur-
de, ist es jedoch unmöglich festzustellen, ob die mit der Schließung verfolgten 

                                              
852  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6). 

853  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

854  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-
05-E1); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 
11498-08-E1). 

855  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4.). 

856  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.05.2009, TOP 11.7 (Drs. Nr.: 14942-09-E1). 
857  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.02.2010, TOP 11.2 (Drs. Nr.: 00024-10-E7). 
858  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.05.2009, TOP 11.8. 
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Ziele tatsächlich auf die Schließung des Straßenstrichs zurückzuführen sind. Da 
im Folgenden kein weiterer Politikwandel stattfand, wurde die analytische Per-
spektive dahingehend geändert, dass die Entwicklungen weiterhin unter die Ka-
tegorien gefasst wurden, der Schwerpunkt aber nun auf den Reaktionen der Poli-
tik und der Umsetzung der Verwaltung lag. 

1. Politische Mehrheiten 

In den Jahren 2011 bis 2015 fanden sich im Rat und seinen Ausschüssen sowie 
in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord folgende Mehrheiten: 

a) im Rat 

Sitze der Parteien  2009 Wiederholung 
der Wahl 
2012 

2014 

SPD 37 38 36 

CDU 28 23 26 

Grüne 15 15 15 

FDP 6 2 2 

Bürger statt Politiker / Bür-
gerliste 

2 2 1 

Linkes Bündnis -859 - - 

DVU 1 - - 

Offensive D - - - 

Die Linke 5 3 6 

FBI 1 1 1 

NPD 1 2 1 

Die Rechte - - 1 

AFD - - 3 

Piraten - - 2 

Abb. 12: Wahlergebnisse Rat der Stadt Dortmund 2009, 2012 und 2014 (Quelle: Stadt 
Dortmund, Statistisches Jahrbuch 2016, S. 121) 

Trotz eines leichten Rückgangs, bleiben die grundsätzlich als liberal einzuschät-
zenden Parteien (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke) in der Mehrheit. Der 
leichte Anstieg der Sitze bei der CDU-Fraktion und der Einzug der Partei Die 

                                              
859 (-) bedeutet nicht angetreten oder kein Mandat. 
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Rechte sowie der AFD zeigen jedoch eine kleine Verschiebung in Richtung kon-
servativer Politikphase an. 

b) in der Bezirksvertretung  

Sitze der Parteien  2009860 Wiederholung 
der Wahl 
2012861 

2014862 

SPD 8 9 7 

CDU 4 3 3 

Grüne 3 4 3 

FDP 1 -863 - 

Bürger statt Politiker - - - 

Linkes Bündnis - - - 

DVU - - - 

PDS – Offene Liste - - - 

Bürgerliste 1 1 - 

Die Linke 2 2 3 

FBI - - - 

NPD - - - 

DUW 2009 - - - 

Rentner - - - 

Die Rechte - - 1 

DKP - - - 

AfD - - 1 

Piraten - - 1 

Abb. 13: Wahlergebnisse Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 2009, 2012 und 2014 
(Quelle: Stadt Dortmund, Kommunalwahlen 2009, S. 21; Wiederholung der Kommu-
nalwahlen 2009, S. 14; Kommunalwahl 2014 – Kurzbericht, S. 12.) 

Ein ähnliches Bild wie im Rat zeigt sich erneut in der Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord. 

                                              
860 Stadt Dortmund, Kommunalwahlen 2009, S. 21. 
861 Stadt Dortmund, Wiederholung der Kommunalwahlen 2009, S. 14. 
862 Stadt Dortmund, Kommunalwahl 2014 – Kurzbericht, S. 12. 
863 (-) bedeutet nicht angetreten oder kein Mandat. 
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2. Politikinhalte und Entscheidungen 

Nach der Schließung des Straßenstrichs lassen sich im politischen Bereich zwei 
wesentliche Themenbereiche ausfindig machen. Zum einen ging es um die Ent-
wicklung der Prostitution nach der Schließung des Straßenstrichs, zum anderen 
um die Entwicklungen in der Dortmunder Nordstadt allgemein. 

Nach der Schließung des Straßenstrichs wurden in Bezug auf die Prostitution 
durch die strenge Durchführung der Sperrbezirksverordnung und das Kontakt-
aufnahmeverbot in der ordnungsbehördlichen Verordnung in der Dortmunder 
Nordstadt zunächst lediglich repressive Maßnahmen umgesetzt.864 Hierzu wur-
den auch die Ordnungskräfte der Stadtverwaltung vorerst konzentriert und später 
personell aufgestockt.865 Eine Task Force Nordstadt wurde gegründet und die 
Polizei organisierte eine besondere Aufbauorganisation (BAO Nordstadt).866 
Trotz der daraus resultierenden schlechten Erreichbarkeit der Prostituierten 
durch die Beratungsorganisationen (Angst vor Entdeckung, Strafen) gab es zu-
nächst kein Konzept, um die Hilfen für Prostituierte sicherzustellen. Im Laufe 
der Jahre wurden die spezialisierten Hilfen für Straßenprostituierte nicht mehr 
separat von der Stadt finanziert, sondern in ein Gesamtkonzept für die Hilfen in 
der Prostitution überführt und um 60.000 Euro gekürzt.867 Gleichzeitig wurden 
jedoch andere soziale Maßnahmen in der Nordstadt z. B. hinsichtlich der In-
tegration der Zuwanderer aus Südosteuropa extrem gestärkt.868 Der Effekt war, 
dass die sichtbare Prostitution aus der Nordstadt bis auf einen Kern von 25 bis 
30 Beschaffungsprostituierten, der sich konstant über die Jahre hielt, ver-
schwand.869 Bis auf diesen sichtbaren Kern konnte von Seiten der Behörden über 
die Anzahl der Prostituierten nur spekuliert werden. So ging die Polizei laut 
Aussagen der Piratenpartei z. T. von 60 Prostituierten in der Nordstadt aus.870 
Die Ergebnisse der Quartiersanalysen und die Untersuchung zum Handlungs-
rahmen „Zuwanderung aus Südosteuropa“ gaben ebenfalls Hinweise darauf, dass 
die Prostitution nicht ganz verschwunden war, sondern sich nun im nicht sichtba-

                                              
864  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
865  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
866  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 10). 
867  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 12.11.2013, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 11012-13). 
868  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 10). 
869  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 21); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2); 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, 
S. 44); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
14017-14, S. 14). 

870  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1. 
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ren und nicht kontrollierbaren Bereich abspielte.871 Dafür sprechen auch die im 
Laufe der Jahre wieder ansteigenden Zahlen des Freiersuchverkehrs (siehe auch 
Abb. 14 und 15).872  

 
Abb. 14: Angetroffene Prostituierte und Entwicklung der Maßnahmen seit 2011 (Quel-
le: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drucksa-
che Nr.: 14017-14, S. 14)) 

Eine Abwanderung der Prostituierten in die umliegenden Städte konnte durch 
den Konsultationskreis der benachbarten Kommunen nicht festgestellt werden.873 
Das Ziel mit der Schließung des Straßenstrichs ein Zeichen nach Rumänien und 
Bulgarien zu senden, dass sich ein weiterer Zuzug in die Nordstadt nicht lohne, 
konnte nicht erreicht werden. Auch nach der Schließung des Straßenstrichs be-
stand eine kontinuierliche Zuwanderung in die Nordstadt.874 Die Infrastrukturen 
für die Neuzuwanderer aus Südosteuropa (für Unterbringung, Amtsgänge, Ar-
beitssuche etc.) konnten sich seit dem Beitritt der beiden Ländern zur EU im Jahr 
2007 in der Nordstadt bilden und bis zur Schließung des Straßenstrichs 2011 ver-
festigen. 

                                              
871  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 17); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.07.2013, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
09889-13, Anlage, S. 17, 36). 

872  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 
S. 21). 

873  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
874  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12); Bezirks-

vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14). 

(Ouelle: Stadt Dortmund. ohne Daten der Polizei. Stand: 28.09.2014] 
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Abb. 15: Entwicklung Kontaktaufnahmeverbot für Freier seit 2011 (Quelle: Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drucksache Nr.: 14017-
14, S. 14)) 

Bezüglich der Kriminalität wurde im politischen Bereich kaum mehr berichtet. 
Darauf bezogene Informationsverlangen der Politik wurden von der Verwaltung 
unter Hinweis auf die eigene Unzuständigkeit nicht beantwortet.875 Allein die 
Ausweisung der PKS anhand der Stadtbezirke seit dem Jahr 2013 ist eine Neue-
rung in diesem Bereich. Leider ist ein Vergleich vor bzw. während der Schlie-
ßung des Straßenstrichs und den Folgejahren aufgrund fehlender Vergleichszah-
len nicht möglich. In den Berichten der Verwaltung wurde daher auch nur von 
den Entwicklungen im Einflussbereich der Task Force Nordstadt und des Ord-
nungsamtes berichtet, die im Bereich der ordnungsbehördlichen Verordnung 
(Vermüllungen, öffentliches Lagern, Menschenansammlungen), Gewerberecht 
etc. tätig waren.876 Ziel dieser Maßnahmen war es vor allem positiv auf das sub-
jektive Sicherheitsempfinden der Anwohner zu wirken. In den Berichten wurde 
dies als erreicht angesehen.877 In den ersten Jahren bewertete die Politik die Be-
richte jedoch als beschönigend.878 Insgesamt zeigt sich, dass die Entscheidung, 
den Straßenstrich in der Nordstadt zu schließen, zwar die sichtbare Prostitution 
verringert hat, aber die dahinterliegenden Ziele, die massive Neuzuwanderung zu 
verhindern und die Entwicklungen der Kriminalität zu stoppen, zum einen nicht 
erreicht wurden und zum anderen kaum nachvollziehbar sind.  
                                              
875  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7. 
876  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11, 

Anlage). 
877  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12); Bezirks-

vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, S. 10). 
878  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
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Da es aus Sicht der Verwaltung aufgrund der starken Zuwanderung von Bürgern 
aus Rumänien und Bulgarien zu einer Verstärkung der ohnehin in der Nordstadt 
bestehenden Problemlagen kam, wurde im Rahmen der Sicherheitskonferenz 
eine „Interkommunale Kooperation zur Entwicklung eines Handlungsrahmens 
Zuwanderung aus Südosteuropa“ beschlossen.879 Dieser wurde im Rahmen eines 
vom Land NRW geförderten Projektes in Zusammenarbeit mit der Stadt Duis-
burg und unter wissenschaftlicher Begleitung der Universität Siegen erstellt. Die 
Universität Siegen sollte dabei durch eine Feldstudie Faktenwissen über die Zu-
wanderer generieren.880 Der Abschlussbericht dieser Studie wurde nicht veröf-
fentlicht.881 

3. Einflüsse im kriminalpolitischen Prozess  

a) Policy-Lernen  

Nach der Schließung des Straßenstrichs vollzieht sich Politiklernen zum einem 
durch die halbjährliche Berichterstattung der Verwaltung und durch Angaben 
von Bürgern, die entweder durch die politischen Parteien selbst oder durch die 
Verwaltung in den politischen Raum getragen werden, wie z. B. die NPD-
Fraktion in Bezug auf vermehrte Anwohnerbeschwerden hinsichtlich bestehen-
der Prostitution durch Südosteuropäerinnen882, die Entwicklung des offenen 
Drogenkonsums in der Nordstadt883 oder das Anbieten von Kindern zum Zwecke 
der Prostitution884. Direkte Anwohnereingaben in den politischen Gremien wie 
Anfang der 2000er finden nicht mehr statt. 

Die in den Protokollen am stärksten hervortretende Erkenntnisquelle für die Poli-
tik nach der Schließung des Straßenstrichs sind die halbjährlichen Entwick-
lungsberichte der Verwaltung.885 Dabei bündeln diese Berichte auch Erkenntnis-

                                              
879  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
880  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
881  In weiterführenden Werken der Autoren finden sich Literaturhinweise auf den Abschlussbe-

richt: Buckow, Wolf-Dietrich/Cudak, Karin/Güler Saied, Ayla/Jonuz, Elizabeta: Wissenschaft-
liche Begleitung für eine interkommunale Kooperation zur Entwicklung eines Handlungsrah-
mens „Zuwanderung aus Südosteuropa“. Unveröffentlichter Abschlussbericht, FoKos For-
schungskolleg Siegen 2013. 

882  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12). 
883  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1. 
884  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 02.05.2013, TOP 11.2.7 (Drs. Nr.: 09722-13). 
885  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11); 

Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5; Ausschuss für Soziales, Proto-
koll vom 25.06.2013, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 09889-13); Ausschuss für öffentliche Ordnung, Pro-
tokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
13.07.2013, TOP 3.1; Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2; Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13); Aus-
schuss für Soziales, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 2.2; Ausschuss für öffentlich Ordnung, 
Protokoll vom 11.02.2014, TOP 4.4; Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 13.02.2014, TOP 
10.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
14017-14). 
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se der Polizei, wie z. B. der PKS auf Basis der Stadtbezirke in Dortmund886, so-
wie Einschätzungen und Informationen durch die Hilfsorganisationen887. Direkte 
Beteiligung der Hilfsorganisationen oder der Polizei in den Ausschusssitzungen 
findet größtenteils nicht statt. Gäste sind in den entsprechenden Protokollen 
nicht aufgeführt und es gibt auch keine protokollierten Wortmeldungen. Dies 
bedeutet, dass die Informationen in den Berichten, die von der Polizei oder auch 
den Hilfsorganisationen kommen, immer auch durch die Verwaltung gefiltert 
werden. Des Weiteren finden sich in den Verwaltungsberichten Rückmeldungen 
aus der Anwohnerschaft und von Gewerbetreibenden, die durchweg positiv 
sind.888 Hinweise auf systematische Befragungen durch die Stadt gibt es nicht. 
Die Berichte enthalten zudem Aussagen aus dem Konsultationskreis mit den 
Vertretern der Nachbarkommunen.889 Die Verwaltung gibt aber auch andere In-
formationsquellen in den politischen Raum hinein, wie z. B. die Quartiersanaly-
sen zum Münsterstraßen- und Schleswiger Viertel890 und zum Brunnenstraße- 
und Hannibalviertel891. Auch hier finden sich weitere Darstellungen von Anwoh-
nermeinungen892 und integrierte Berichte der Polizei893. Eine weitere Informati-
onsquelle ist der Handlungsrahmen „Zuwanderung aus Südosteuropa“. 894 

Neben den Berichten informiert die Stadtverwaltung auch über besondere Ereig-
nisse und Entwicklungen, wie z. B. über das Urteil des VG Gelsenkirchen zur 
Schließung des Straßenstrichs895. Zudem gibt die Verwaltung Informationen über 
eigene Einschätzungen zu bestimmten Entwicklungen in den politischen Raum. 
Dazu gehört beispielsweise die Einschätzung, dass dem Antrag auf Berufung 
gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts stattgegeben werde.896  

Überdies beantwortet die Stadtverwaltung Anfragen aus der Politik mit schriftli-
chen Stellungnahmen, wie die Anfrage der Einschätzung der Sozialverwaltung, 

                                              
886  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11, 

Anlage). 
887  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5; Ausschuss für Soziales, Proto-

koll vom 04.02.2014, TOP 5.1 (Drs. Nr.: 11134-13-E2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, 
Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, S. 45); Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, S. 14). 

888  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12); Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, S. 25). 

889  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
890  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12). 
891  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.07.2014, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 12729-14). 
892  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 22). 
893  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 17); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.07.2014, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 
12729-14, S. 9). 

894  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.07.2013, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09889-13, 
Anlage, S. 17). 

895  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
896  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
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ob nach dem Urteil des VG Gelsenkirchen ein neuer kontrollierter Straßenstrich 
eingerichtet werden könne897 oder die Anfrage der NPD, wie viele Prostituierte 
in Dortmund gemeldet seien898. Dabei wird in den Stellungnahmen u. a. auf Aus-
sagen der Prostituiertenberatungsstellen zurückgegriffen, z. B. auf die Anzahl 
der Kontakte mit Straßenprostituierten in 2013899. Auch hier sind eigenständige 
Stellungnahmen im politischen Raum durch die Interessengruppen kaum zu fin-
den. 

Weiterhin wird die Verwaltung zu Stellungnahmen durch die Politik aufgefor-
dert, wie etwa Anfrage der Freien Bürger Initiative bezüglich des Rückgangs des 
Menschenhandels in NRW nach Schließung des Straßenstrichs900. Die Verwal-
tung sieht solche Bewertungen von Statistiken der Strafverfolgungsbehörden 
nicht im Rahmen ihrer Aufgaben. 901  

b) Interne Schocks 

Ein wesentlicher interner Schock ist die Auflösung des Stadtrates nach dem Be-
schluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 16.05.2012 aufgrund der ungültigen 
Kommunalwahl 2009.902 Mit Wirkung vom 15.05.2012 schieden die Ratsmit-
glieder aus dem Rat aus.  

c) Externe (System-)Ereignisse 

Das Urteil des VG Gelsenkirchen zur Schließung des Straßenstrichs ist als exter-
nes Systemereignis zu qualifizieren. Es gibt an, dass zu prüfen sei, wo in Dort-
mund Straßenprostitution ausgeübt werden könne.903 

d) Ausgehandelte Übereinkünfte 

Ausgehandelte Übereinkünfte sind in den Jahren nach der Schließung des Stra-
ßenstrichs nicht mehr in den Sitzungsunterlagen erkennbar. 

e) Reaktionen in der Politik und Umsetzung durch die Verwaltung 

Nach der Schließung des Straßenstrichs wurden von der Verwaltung halbjährli-
che Berichte über die Entwicklungen der Dortmunder Nordstadt mit jeweils un-
terschiedlicher Schwerpunktsetzung angefertigt (z. B. Prostitution, Zuwande-
rung, Drogenproblematik).904 In der Sitzung des Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord vom 23.05.2012 wurde darauf hingewiesen, dass die Darstellungen „des 
Sachstandes zur Entwicklung in der Dortmunder Nordstadt realitätsfremd und 

                                              
897  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 
898  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 11.12.2014, TOP 11.3.36 (Drs. Nr.: 14689-14). 
899  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 
900  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 10.04.2014, TOP 11.1.9 (Drs. Nr.: 12418-14). 
901  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.05.2014, TOP 11.1.1 (Drs. Nr.: 12418-14-E1). 
902  WDR, Dortmunder Kommunalwahl, zuletzt besucht am 18.06.2017. 
903  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
904  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
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beschönigend“905 seien. Zudem bat die Bezirksvertretung die Verwaltung dies 
der Bezirksregierung Arnsberg mitzuteilen.906 Nach dem Sachstandsbericht Mitte 
2013 wurden von der Politik hingegen die positiven Veränderungen in der Nord-
stadt betont, aber es bestünden aus Sicht der Politik weiterhin Probleme in der 
Bekämpfung des Drogenhandels. So wurden z. B. die bisherigen Maßnahmen der 
Polizei kritisiert.907 

Die Schließung des Straßenstrichs führte in den Folgejahren dazu, dass die Ar-
beitsfelder in der Prostituiertenberatung neu organisiert wurden und die Verwal-
tung eine Betreuung „aus einem Guß“ anstrebte.908 Damit ging einher, dass die 
Zuwendungen in Höhe von jährlich 60.000 Euro gekürzt wurden.909 Nachdem 
die Mitternachtsmission den Zuschlag für die Prostituiertenberatung erhielt, frag-
te die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, wie die Erfahrung von KOBER einbezo-
gen werden könne.910 Im Rahmen des Haushaltsplanentwurfs 2014 wurde auch 
beantragt, die Prostituiertenbetreuung extern evaluieren zu lassen. Dieser Antrag 
wurde jedoch abgelehnt.911 

Die Verwaltung stellte in ihren Berichten hartes, repressives Vorgehen dar, in 
dem die Einsatzkräfte der Task Force Nordstadt konsequent gegen jede Störung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorgingen. Dazu gehörten z. B. das 
Wegwerfen von Abfall, das Rauchen auf Spielplätzen oder das Nächtigen in 
Fahrzeugen.912 

Interessant ist, wie von Seiten der Stadtverwaltung das Urteil des VG Gelsenkir-
chen in den politischen Raum hinein kommuniziert wurde. Obwohl das Urteil 
aussagt, dass zu prüfen sei, wo in Dortmund Straßenprostitution betrieben wer-
den könne und damit ein vollständiges Verbot der Straßenprostitution nicht rech-
tens sei, formulierte der Oberbürgermeister die Entscheidung dahingehend, dass 
das Gericht der Intention des Rates, die Straßenprostitution in den Bereichen 
Ravensberger Straße, Mindener Straße und Juliusstraße zu verbieten, entspro-
chen habe.913 Das ist soweit korrekt. Jedoch bezog sich die Intention des Rates 
sowie der Stadtverwaltung darauf, die Straßenprostitution in Dortmund insge-
samt zu verbieten. Insofern hatte das Verwaltungsgericht der Stadt nicht entspro-

                                              
905  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
906  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
907  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1. 
908  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 2.1b (Drs. Nr.: 08777-13-E2). 
909  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 2.4. 
910  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 12.11.2013, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 11134-13, 11134-13-

E1). 
911  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 12.12.2013, TOP 2.1. 
912  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
913  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
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chen. In Bezug auf die weiteren Schritte nach dem Gerichtsurteil des Verwal-
tungsgerichtes beriet sich die Stadt mit der Bezirksregierung.914 

Zur Einschätzung des weiteren Vorgehens bat die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen die Verwaltung im Ausschuss für öffentliche Ordnung und im Sozialaus-
schuss bezüglich der Gerichtsentscheidung des VG Gelsenkirchen um eine ord-
nungspolitische und eine sozialpolitische Stellungnahme. Dabei sagte die Frakti-
on aus, dass noch immer ca. 100 Prostituierte illegal in der Straßenprostitution 
tätig seien.915 Woher diese Information stammte, ist nicht ersichtlich. Bei beiden 
Anfragen reagierte die Verwaltung zurückhaltend und sagte, dass der Status quo 
bis zu einer endgültigen Gerichtsentscheidung beibehalten werde.916 

Während die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Wunsch nach einer Neuer-
richtung des Straßenstrichs mit der Sicherheit der Prostituierten begründete917, 
sprach sich die SPD-Fraktion unter Hinweis auf den Schutz der Anwohner und 
der Gewerbetreibenden dafür aus, alle rechtlichen Mittel zum Erhalt des stadt-
weiten Sperrbezirks auszuschöpfen.918 So standen sich auch die Einschätzungen 
hinsichtlich einer Fläche, die sich als Straßenstrich eignen würde, konträr gegen-
über. Während die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen es für möglich hielt eine 
entsprechende Fläche auf Dortmunder Stadtgebiet zu finden, die die Errichtung 
eines Straßenstrichs ermögliche919, sagte die SPD-Fraktion, dass es keine Fläche 
in Dortmund gebe, die sich eignen würde.920 Die Verwaltung reagierte auf das 
Urteil des VG Gelsenkirchen, das zunächst nicht zur Berufung zugelassen wur-
de, nach eigener rechtlicher Prüfung mit einem Antrag auf Zulassung der Beru-
fung.921  

Bezüglich des Freiersuchverkehrs reagierte die Stadtverwaltung 2014 mit der 
Ausweisung weiterer Straßen als Anliegerstraßen mit Durchfahrtsverbot rund um 
den Nordmarkt.922 Der drei Jahre nach Schließung des Straßenstrichs fortbeste-
hende Freiersuchverkehr ist ein Hinweis darauf, dass es in der Nordstadt weiter-
hin Straßenprostitution gab. Bei der Frage nach der Kriminalitätsentwicklung, 
die indirekt oder direkt mit der Prostitution zu tun habe, zog sich die Verwaltung 
in ihrer Antwort darauf zurück, dass die Verfolgung von Straftaten nicht in ihren 
Aufgabenbereich fiele und die Verwaltung nur als Vermittlerin zwischen der Po-

                                              
914  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
915  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 09818-13; 

09839-13); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 09819-13-
E1). 

916  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 09818-13-
E2); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 

917  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 09818-13; 
09839-13). 

918  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
919  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
920  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
921  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
922  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14). 
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litik und den Strafverfolgungsbehörden fungieren könne.923 Eine ähnliche Ant-
wort gab die Stadtverwaltung bereits bei der Frage, wie die Statistiken zum 
Menschenhandel in NRW in Bezug auf die Schließung des Straßenstrichs zu be-
werten seien.924 Dies ist insofern bemerkenswert, da gerade die Argumentation 
über die mögliche Verbindung von Kriminalität und Prostitution zur Schließung 
des Straßenstrichs geführt hatte. Zudem gab es seit Einrichtung der Task Force 
Nordstadt regelmäßige Treffen auf der Leitungsebene zwischen Stadtverwaltung 
und Polizei, um das Vorgehen abzustimmen, die Schwerpunktaktionen zu planen 
und eine gemeinsame Lageeinschätzung zu ermöglichen.925 

E. Analyse und Bewertung  

Im Folgenden werden die Entwicklungen der kriminalpolitischen Entscheidun-
gen hinsichtlich des Dortmunder Straßenstrichs und die ihnen zugrundeliegenden 
Einflüsse analysiert und bewertet.  

I. Entwicklungen des Straßenstrichs 

Wenn man die Entwicklung des Straßenstrichs im Zeitverlauf betrachtet, so zeigt 
sich zunächst eine Aufbauphase zwischen 2000 und 2006. Hier wurden die we-
sentlichen strukturellen Maßnahmen beschlossen, die den Dortmunder Straßen-
strich im Rahmen des Dortmunder Modells charakterisierten. Dazu gehörte die 
finanzielle Besserstellung der sozialarbeiterischen Betreuung des Straßenstrichs, 
die zu einer Verbesserung des Betreuungsschlüssels sowie der Betreuungszeiten 
durch Kober führte. Auch der Ersatz des Streetworkerbusses durch einen festin-
stallierten Container begünstigte die weitere Etablierung des Straßenstriches an 
der Ravensberger Straße so wie es von Seiten der Politik in den frühen 2000er 
Jahren gewünscht war. Weitere Entwicklungsschritte vollzogen sich erst im Lau-
fe der Jahre. So wurden die Verrichtungsboxen bereits 2003 von Seiten der Grü-
nen vorgeschlagen, damals jedoch abgelehnt. Erst kurz vor der Fußballweltmeis-
terschaft 2006 wurden diese im Rahmen des Verkehrs- und Gestaltungskonzept 
in geringer Zahl realisiert. Es lässt sich festhalten, dass der Aufbau des Straßen-
strichs politisch gesehen ein langsamer Prozess war. 

Danach folgte zwischen 2006 und 2011 ein Zeitraum der Stagnation, der sogar 
zum Verfall des 2006 bestehenden Zustandes führte. Die im Rahmen des Ver-
kehrs- und Gestaltungskonzeptes geplanten Sozialräume für KOBER sowie frei 
zugängliche Waschgelegenheiten und Toiletten für die Prostituierten wurden 
trotz vertraglicher Bindung des Investors Fa. Berke nie realisiert. Die Verrich-
tungsboxen wurden vermüllt und nur unzureichend gereinigt. Der Beratungscon-
tainer von KOBER war undicht und verfügte lange Zeit nicht über eine feste 

                                              
923  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7 (Drs. Nr.: 12678-14-

E2). 
924  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.05.2014, TOP 11.1.1 (Drs. Nr.: 12418-14-E1). 
925  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
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Heizmöglichkeit. Die Umgebung der Ravensberger Straße wurde immer wieder 
als verschmutzt beschrieben. Dabei wurde bis Ende 2010 um Lösungen gerun-
gen, die zu einer Verbesserung der Situation auf dem Straßenstrich führen soll-
ten.  

Die Beendigung des kontrollierten Straßenstriches als dritter Entwicklungsschritt 
erfolgte dann innerhalb weniger Monate. Während im Dezember 2010 von allen 
Parteien noch eine Verbesserung der hygienischen Zustände auf dem Straßen-
strich, die durch den Investor realisiert werden sollte, verlangt wurde, fand kurz 
darauf im März 2011 die gemeinsame Sitzung des Sozialausschusses, des Aus-
schusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 
statt, die zusammen mit der Ratssitzung Ende März 2011 zur endgültigen 
Schließung im Mai 2011 führte. Welche Einflüsse wesentlich in den einzelnen 
Entwicklungsstadien waren, wird im Folgenden zusammenfassend analysiert. 

II. Einflüsse im kriminalpolitischen Prozess 

Die in den theoretischen Vorüberlegungen genannten Einflüsse auf kriminalpoli-
tische Entscheidungsprozesse zeigten sich in der Gesamtschau auch auf kommu-
naler Ebene. 

1. Gesamtbetrachtung „Politiklernen“ 

a) Eingaben von Bürgern 

Es zeigt sich, dass Bürgereingaben und -beschwerden einen wesentlichen Platz 
in der kommunalen Kriminalpolitik einnehmen. Durchgängig finden sie Eingang 
in die Sitzungen, auch wenn die Einzelanfragen im Laufe der Jahre abnehmen.926 
Ihr Einfluss ist jedoch begrenzt. Sie dienen der Politik als Hinweisgeber, deren 
Gehalt erst durch Verwaltungsinformationen und eigene Überzeugung vor Ort 
überprüft wird.927 Den direkten Bürgeranliegen nach repressivem Vorgehen ge-
gen die Störungen in der Nordstadt durch die Prostitution wird in den Jahren vor 
                                              
926  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1; Ausschuss für Sozia-

les, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC); Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-05); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll 
vom 01.12.2004, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
07.09.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
15.03.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
09.03.2008, TOP 1.3; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1; 
Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12); Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1; Rat der Stadt Dortmund, 
Protokoll vom 02.05.2013, TOP 11.2.7 (Drs. Nr.: 09722-13). 

927  Z. B. Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 
03600-05); Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-
12). 
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der Schließung des Straßenstrichs nur im engen gesetzlich festgelegten Maße 
entsprochen. Dies zeigt, dass Bürgereingaben zwar einen gewissen Einfluss als 
Hinweisgeber haben, dieser Einfluss sich jedoch nicht auf die Entscheidungen 
über Art und Weise der Problemlösung erstreckt, da in dieser Zeit die Politik 
trotz dieser Bürgereingaben an dem weiteren Ausbau des Straßenstrichs festhält. 
Insofern stimmt die kriminalpolitische Überlegung, dass Bürger und Bürgeriniti-
ativen über einen geringeren Einfluss auf die Politikergebnisse verfügen als an-
dere Akteure928, mit den Beobachtungen in dieser Untersuchung überein. Damit 
haben Bürgereingaben zwar einen wesentlichen Einfluss auf das Informations-
verlangen der Politik gegenüber der Verwaltung, allein für sich führen sie jedoch 
nicht zum Politikwandel, wie sich in der jahrelangen Historie der Bürgerbe-
schwerden seit Einrichtung des Straßenstriches zeigt. Sofern politische Maß-
nahmen beschlossen werden sollen, dienen die Bedürfnisse der Anwohner und 
Gewerbetreibenden jedoch als Gründe bzw. werden als entscheidungsleitende 
Motive angeführt.929 Um die Schließung des Straßenstrichs herum zeigen sich 
Einzeleingaben von Bürgern nur noch selten. Vielmehr wird die öffentliche Mei-
nung durch organisierte Diskussionsrunden, wie den Nordstadt-Dialog im Rah-
men der Sicherheitskonferenz, abgefragt oder Befragungen in Institutionen, wie 
Schulen, durchgeführt.930 Zudem gehen die Bürger auch selbst organisierter vor, 
indem sie z. B. eine Unterschriftenliste gegen den Straßenstrich in die gemein-
same Sitzung einreichen.931 Initiativen von Bürgern werden politisch unterstützt. 
932 Dies hat auch symbolischen Wert. Zudem werden fachspezifische Eingaben 
von Bürgern (z. B. Ärzten) beachtet. 933 

b) Meldungen in den Medien  

Zu beachten ist, dass kurz vor der Schließung insbesondere das große, meist ne-
gative Medienecho zum Thema politischer Diskussionen in den Sitzungen 
wird.934 Als Grund für die Berichterstattung wird von Seiten der Verwaltung die 
Verschlechterung der Problemlagen in der Nordstadt angegeben.935 Auch hier 
dienen die Informationen aus den Medien zunächst nur als Hinweise, die zu 

                                              
928  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 117. 
929  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1; Rat der Stadt 
Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 

930  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
931  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
932  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
933  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr. 
03677-11). 

934  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
935  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4.). 
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Nachfragen der Politik bei der Verwaltung führen.936 Diese negative Berichter-
stattung führt letztendlich aber auch zu Handlungsdruck in der Politik und in der 
Verwaltung. 

Die Medien haben durch ihre Berichterstattung jedoch auch den Effekt, dass sie 
als Verstärker für die Belange von Randgruppen dienen und dadurch den politi-
schen Willen der Parteien gezielt beeinflussen können, wie etwa bezüglich des 
Antrages der CDU-Fraktion zur Errichtung einer Schrankenanlage vor den Ver-
richtungsboxen.937 

c) Informationen der Normanwender und Möglichkeiten der Einflussnahme  

Die Verwaltung als Normanwender und Normadressat hat auch auf lokaler Ebe-
ne einen wesentlichen Einfluss im Entscheidungsprozess. Das liegt zum einen an 
den grundlegende Informationsdefiziten der Politik938, die diese durch Anfra-
gen939 und Berichtspflichten der Verwaltung verringern möchte. Die Beantwor-
tungen und Berichte stellen die wesentliche Basis für Entscheidungen dar.940 
Dies gilt über die Jahre hinweg bis hin zu den halbjährlichen Berichten941 nach 

                                              
936  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E1); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
937  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03254-11). 

938  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1; Rat, Protokoll vom 18.05.2006, 
TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 

939  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 7.2; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.12.2002, TOP 8.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Pro-
tokoll vom 07.12.2005, TOP 13.3 (Drs. Nr.: 03822-05); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 
09.05.2000, TOP 4.1; Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für 
öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, 
TOP 3.3 (Drs. Nr.: 03679-11; 03679-11-E1); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 
17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 03679-11-E3); Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll 
vom 10.03.2011, TOP 3.12 (Drs. Nr.: 03522-11-E1; 03816-11); Ausschuss für Soziales, Proto-
koll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2); Rat der Stadt Dortmund, Protokoll 
vom 11.12.2014, TOP 11.3.36 (Drs. Nr.: 14689-14); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 
17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 

940  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll 
vom 06.06.2000, TOP 3.3; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05); Ausschuss 
für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 

941  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11); 
Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5; Ausschuss für Soziales, Proto-
koll vom 25.06.2013, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 09889-13); Ausschuss für öffentliche Ordnung, Pro-
tokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
13.07.2013, TOP 3.1; Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2; Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13); Aus-
schuss für Soziales, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 2.2; Ausschuss für öffentliche Ordnung, 
Protokoll vom 11.02.2014, TOP 4.4; Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 13.02.2014, TOP 
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der Schließung des Straßenstrichs.942 Durch die Unkenntnis der Politik erhalten 
die Verwaltungsberichte einen hohen Stellenwert. Darüber hinaus dienen die Be-
richte dazu, die Maßnahmen der Verwaltung zu kontrollieren. Dabei bemüht sich 
die Verwaltung im Laufe der Jahre vermehrt um belastbare Zahlen.943 Dies kann 
u. a. daran liegen, dass die Verwaltung sich durch die Politik z. B. dem Vorwurf 
ausgesetzt sieht, sie beschönige die Realität.944 Neben den Berichten dienen auch 
die Diskussionen mit der Verwaltung in den Sitzungen als Informationsquelle.945 
Insbesondere in der Zeit um die Schließung des Straßenstrichs werden Informa-
tionen des Ordnungsamtes, aber auch Informationen der Polizei, als außerhalb 
der Stadtverwaltung stehende Behörde, genutzt.946 Dabei zeigt sich die faktische 
Monopolstellung des Staates im Bereich der Kriminalpolitik947 auch auf Kom-
munalebene. Wenn man den gemeinsamen Vorschlag des Verwaltungsvorstan-
des und der Polizei aus dem Jahr 2011 mit dem Verkehrs- und Gestaltungskon-
zept aus dem Jahr 2006 vergleicht, wird deutlich, dass sich die Polizei im Ge-
gensatz zu anderen Akteuren überproportional stark einbringen kann. In den vor-
herigen Konzepten zum Straßenstrich an der Ravensberger Straße wurden z. B. 
die Prostituiertenberatungsstellen nur zusätzlich konsultiert oder auch erst im 
Nachhinein hinzugezogen948, während die Verwaltungsvorlage zur Schließung 
des Straßenstrichs unter einer gemeinsamen Zielsetzung von Polizei und Verwal-
tung steht und sich weitgehend auf Informationen und Einschätzungen der Poli-
zei bezieht.949 

Zudem dienen die Quartiersanalysen als Informationsquelle.950 In den Berichten, 
insbesondere nach Schließung des Straßenstrichs, bündelt die Verwaltung Er-
kenntnisse der Polizei, Einschätzungen der Hilfsorganisationen sowie Rückmel-

                                                                                                                                         
10.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
14017-14). 

942  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1); Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8. 

943  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1.; Ausschuss für öf-
fentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3; Ausschuss für öffentliche Ordnung, 
Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 

944  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
945  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6; Ausschuss für Soziales, Protokoll 

vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
946  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5; Gemeinsame Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 03691-11, S. 4 ff.); Rat 
der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 

947  Frevel, Kriminalpolitik im institutionellen System der BRD, S. 103, 119. 
948  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
949  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

950  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.07.2014, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 12729-14). 
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dungen aus der Anwohnerschaft und den Gewerbetreibenden.951 Damit stellt die 
Verwaltung ihre Berichte auf eine Basis, die eine gewisse Neutralität ausstrah-
len. Hierbei darf jedoch nicht vergessen werden, dass die Verwaltung als Akteur 
und Adressat politischer Beschlüsse auch immer ein Eigeninteresse an den Er-
gebnissen hat. Dies wirkt umso schwerer, als dass eine direkte Beteiligung ande-
rer Institutionen des Politikfeldes (z. B. Beratungsorganisationen) in den Sitzun-
gen nur noch selten vorkommt. Daher sollten Ergebnisse aus den Verwaltungs-
berichten immer vor diesem Hintergrund kritisch hinterfragt werden, wie z. B. 
die durchweg positiven Rückmeldungen aus der Anwohnerschaft und von Ge-
werbetreibenden nach der Schließung des Straßenstrichs.952 

Neben reinen schriftlichen Informationen nimmt die Verwaltung in den Ratssit-
zungen, den Fachausschüssen und der Bezirksvertretung teil und hat ein Rede-
recht. Dadurch besteht die Möglichkeit der direkten Einflussnahme. Hinzu-
kommt, dass durch die durchgängige Teilnahme der jeweiligen Verwaltungsver-
treter an den Sitzungen auch ein Vertrauensverhältnis zwischen Politik und Ver-
waltung entsteht, das weiteren Einfluss auf die Bewertung der Verwaltungsin-
formationen durch die Politik hat. 

d) Einfluss von Interessengruppen und -verbänden  

Der Einfluss von Interessengruppen und -verbänden bezieht sich in erster Linie 
auf die Prostituiertenberatungsstellen KOBER und die Mitternachtsmission. Die-
sen können sie geltend machen, wenn sie in die verschiedenen Gremien eingela-
den werden, um über die Situation auf dem Straßenstrich zu berichten. Hier wer-
ben sie auch für ihre Arbeit und um politische Unterstützung.953 Dies führt u. a. 
dazu, dass die Politik die Verwaltung beauftragt Konzepte im Bereich der Prosti-
tution mit den Beratungsstellen abzusprechen.954 Des Weiteren werden die Bera-
tungsstellen über den Runden Tisch Prostitution955 und über Kontakte zu den 
Parteien im politischen Raum tätig956. Durch diese mittelbare Stellung der Bera-
tungsstellen ist ihr Einfluss begrenzt. Die Politik entscheidet, ob und zu welcher 
Thematik (z. B. Vergnügungssteuer, gesundheitliche Situation der Frauen, Men-
schenhandel) die Beratungsstellen eingeladen werden. Und auch die Frage, ob 
                                              

Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11, 
Anlage); Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5; Ausschuss für Sozia-
les, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 5.1 (Drs. Nr.: 06843-12; Drs. Nr.: 11134-13-E2); Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 08072-12, S. 25; 
Drs. Nr.: 11532-13, S. 45); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, 
TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, S. 14). 

952  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12); Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, S. 25). 

953  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 06.06.2000, TOP 3.3; Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1, Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, 
TOP 7.2 (Drs. Nr.: 01486-10). 

954  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
955  Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10, Anlage). 
956  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.11.2011, TOP 1.3. 
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der Kontakt zu einer der Parteien dazu führt, dass die von den Beratungsstellen 
gewünschten Thematiken besprochen werden, hängt immer vom Willen der je-
weiligen Partei ab. So zeigt es sich auch, dass die Beratungsstellen in der ent-
scheidenden gemeinsamen Sitzung des Sozialausschusses, des Ausschusses für 
öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im März 2011 
nicht anwesend waren und ihre Positionen geltend machen konnten.957 Die Er-
kenntnisse der Beratungsstellen fließen nach Schließung des Straßenstrichs in 
die halbjährlichen Berichte der Verwaltung mit ein.958 Eine direkte Beteiligung 
in den Sitzungen findet in den Folgejahren kaum mehr statt. Weiterhin ist zu be-
achten, dass zur Thematik Prostitution in Dortmund keine Organisation der Pros-
tituierten selbst die Interessen der Straßenprostituierten in den politischen Gre-
mien vertritt. Auch wenn die Prostituiertenberatungsstellen z. T. die Einstellun-
gen der Prostituierten in den politischen Raum hineinbringen (z. B. bezüglich der 
Weitläufigkeit des Geländes bei der Neukonzeptionierung des Straßenstri-
ches)959, ist es jedoch fraglich, inwiefern sie originäre Interessenvertreter sind, da 
sie zumindest auch eigene Interessen im politischen Raum verfolgen (z. B. Erhö-
hung des Etats der Prostituiertenhilfe).960 

e) Informationen durch informelle Kontakte 

Weiterhin bringen die Parteien z. T. selbst Anfragen in den politischen Raum, 
die die Interessen von Randgruppen beachten, wie die Fragen nach den Plänen 
des Investors Berke961 oder nach einer neuen Hilfestruktur für Prostituierte nach 
Schließung des Straßenstrichs.962 Zudem enthielt die Argumentation im gemein-
samen Antrag der CDU- und der SPD-Fraktion am 09.02.2011 in der Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord963 zur Schließung des Straßenstrichs Erkenntnisse wie 
Sachverhaltsschilderungen und konkrete Zahlen. Dabei ist nicht klar, wie und 
von wem diese Themen an die Parteien herangetragen werden. Die CDU-
Fraktion bezieht sich einerseits auf Aussagen der Polizei, die nicht offen im poli-
tischen Raum getätigt wurden.964 Andererseits stützt sie zum Zeitpunkt der 

                                              
957  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011. 
958  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5; Ausschuss für Soziales, Proto-

koll vom 04.02.2014, TOP 5.1 (Drs. Nr.: 11134-13-E2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, 
Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, S. 45); Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, S. 14). 

959  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 
S. 2). 

960  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1. 
961  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; eine Volltextsuche in den Sit-

zungsunterlagen ergab bei der Suche nach den Stichworten „Berke“ und „Investor AND EDG“ 
sowie „Investor AND Ravensberger“ keine Ergebnisse vor der Ausschusssitzung am 
05.12.2000. 

962  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 04226-11). 
963  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
964  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
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Schließung des Straßenstrichs ihre repressive Haltung auf Aussagen von „Spe-
zialisten“965 und „Experten“966. Um wen es sich bei diesen „Experten“ handelt, 
wird nicht mitgeteilt. 

f) Strukturen und Prozesse der Informationsbeschaffung 

Neben den genannten Strukturen und Prozessen der Informationsbeschaffung 
informieren sich Politiker selbst vor Ort967 bzw. wünschen zu bestimmten Fach-
foren eingeladen zu werden.968 

g) Antizipierte Probleme bei der Normanwendung  

Von den Normanwendern antizipierte Probleme bei der Normanwendung werden 
von Seiten der Politik beachtet, wie z. B. die Einschätzung der Verwaltung, dass 
in den Jahren vor der Schließung des Straßenstrichs ein Beschluss zur Erweite-
rung der Sperrbezirksverordnung rechtlich keinen Bestand habe.969 

Es gibt aber auch Bereiche, in denen sich die Verwaltung uneinig ist, ob es bei 
Maßnahmen zu Problemen komme, wie z. B. die Bedenken des Ordnungsamtes, 
dass die Vergnügungssteuer zu Verdrängungseffekten führe, die von Seiten des 
Kämmerers nicht gesehen werden.970 

h) Politisierungsgrad  

Zur Aussage, dass ein geringer Politisierungsgrad (wie viel öffentliches oder po-
litisches Interesse erregt ein Thema) zu einem höheren Einfluss der Akteure 
führt, die nachher eine Maßnahme umsetzen971, konnten zum Politikwandel be-
züglich des Dortmunder Straßenstrichs keine Beobachtungen gemacht werden. 
Das Thema zeigte sich im Untersuchungszeitraum durchgehend als hochpoli-
tisch, da es immer wieder zu Störungen der Anwohnerschaft kam und damit in 
den Gremiensitzungen diskutiert wurde.972  
                                              
965  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
966  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
967  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1; Ausschuss für Sozia-

les, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 7.2; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, 
TOP 5.5. 

968  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
969  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
970  Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
971  Floerecke, KrimSoz Bibliografie 1986, 23, 32; Brusten, KrimJ 1982, 194 ff., 197. 
972  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1; Ausschuss für Sozia-

les, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC); Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-05); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll 
vom 01.12.2004, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
07.09.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
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i) Emotionale Ereignisse statt sachliche Informationen 

Konkrete Hinweise darauf, dass mehr emotionale Ereignisse als sachliche Infor-
mationen die politischen Entscheidungen bestimmen, finden sich nicht. Zwar 
wird z. B. in der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im Februar 2011 
von Seiten der CDU- und der SPD-Fraktion pauschalierend und emotional be-
züglich der negativen Kriminalitätsentwicklungen durch den Straßenstrich argu-
mentiert973, jedoch decken sich diese Aussagen im Kern mit denen der Polizei 
und des Verwaltungsvorstandes in der Verwaltungsvorlage zur Schließung des 
Straßenstrichs und haben somit, zumindest aus der Sicht der Politik, eine sachli-
che Basis.974 Die Argumente hinsichtlich bestehender Kinderprostitution auf dem 
Straßenstrich975 oder auch bezüglich der Anzahl der anschaffenden Frauen auf 
dem Straßenstrich976, können in der dargestellten Form allerdings nicht nachge-
wiesen werden. Auch die Aussage, dass es sich auf dem Straßenstrich zum gro-
ßen Teil um Zwangsprostitution handele und der Strich eine Anziehungskraft auf 
andere kriminelle Handlungen habe, entbehrt jeden Nachweises.977  

j) Wissenschaftliche Erkenntnisse 

Wissenschaftliche Expertenmeinungen und kriminologische Erkenntnisse finden 
keinen Eingang in den politischen Raum während des Untersuchungszeitraums. 
Die Untersuchung zur „Interkommunalen Kooperation zur Entwicklung eines 
Handlungsrahmens Zuwanderung aus Südosteuropa“978, die unter wissenschaftli-
cher Begleitung der Universität Siegen erstellt wird, wird zwar 2012 erwähnt, 
weitere Einflüsse im politischen Raum durch die Ergebnisse der Untersuchung 
sind für das Thema Straßenprostitution jedoch nicht aus den Protokollen ersicht-
lich. 

k) Subjektive Einstellungen 

Der Einfluss von subjektiven Einstellungen kann in der vorliegenden Untersu-
chung nicht festgestellt werden. Dies liegt u. a. daran, dass es sich allein um of-
fizielle Dokumente handelt, durch die hintergründige Motive, wie z. B. Einstel-
lungen methodisch kaum zu erheben sind.  

                                                                                                                                         
01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
15.03.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
09.03.2008, TOP 1.3; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1; 
Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12); Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1; Rat der Stadt Dortmund, 
Protokoll vom 02.05.2013, TOP 11.2.7 (Drs. Nr.: 09722-13). 

973  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
974  Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am 01.07.2017.  
975  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 03679-11-E3). 
976  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr. 05323-11, Anlage). 
977  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
978  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
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2. Gesamtbetrachtung „Externe Ereignisse“ 

Externe Ereignisse wurden im Rahmen der Normgeneseforschung vor dem theo-
retischen Hintergrund des Labeling Approaches nur insoweit betrachtet, als dass 
sie gesamtgesellschaftliche Konflikte und Machtverhältnisse als Einflussfaktoren 
untersuchten. 979 Durch die Loslösung vom Labeling Approach und unter An-
wendung des Advocacy Coalition Frameworks wurden im Rahmen der „externen 
Ereignisse“ noch die Unterkategorien „Änderungen in den sozio-ökonomischen 
Bedingungen“, „Änderungen in der Ordnung und dem allgemeinen System“, 
„Politikergebnisse aus anderen Subsystemen“ und „extreme Ereignisse“ als mög-
liche Einflussfaktoren untersucht. 

Die Verabschiedung des Prostitutionsgesetzes („Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Prostituierten“980) im Jahre 2002 stellte ein Politikergeb-
nis aus einem anderen Subsystem dar, das zum einen der Ausgangspunkt des 
Dortmunder Modells war und zum anderen den Umgang der Akteure in der Stadt 
mit dem Thema Prostitution wesentlich prägte.981 In der Bezirksvertretung In-
nenstadt-Nord zeigt sich der Einfluss des Prostitutionsgesetzes z. B. in dem An-
trag auf Erstellung von Verrichtungsboxen.982 Die Fußballweltmeisterschaft 
2006 ist als extremes Ereignis im Rahmen der externen Ereignisse des ACF zu 
qualifizieren. Üblicherweise fallen hierunter Krisen und Desaster, jedoch stellt 
auch eine Weltmeisterschaft eine Kommune, die einen Austragungsort bereithält, 
vor vergleichbare logistische und organisatorische Herausforderungen. Dazu ge-
hörte 2006 auch die Antizipation, dass es im Rahmen der Weltmeisterschaft zu 
einer Erhöhung der Straßenprostitution komme.983 Ein direkter Bezug wurde von 
Seiten der Verwaltung nicht hergestellt, jedoch wurden die Verrichtungsboxen 
und die anliegende Fläche einen Monat vor der Weltmeisterschaft fertigge-
stellt.984  

Es zeigt sich, dass der Zuzug von EU-Bürgern als Änderung in den sozio-
ökonomischen Bedingungen der Nordstadt einen wesentlichen Einfluss auf die 
Entscheidung zur Schließung des Straßenstrichs hatte. Die Verwaltungsvorlage 
spricht davon, dass Bulgarinnen in den Jahren vor der Schließung z. T. 80 % der 
Frauen auf dem Straßenstrich ausgemacht hätten.985 Aufgrund der sehr schlech-
ten Verhältnisse in der Herkunftsregion und der darauf bezogenen besseren Ver-

                                              
979  Waldmann, KrimJ 1979, 102, 111 f.; vgl. auch Brusten, KrimJ 1982, 194, 195. 
980  BGBl 2001 Teil I, Nr. 74, S. 3983. 
981  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38, 39. 
982  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
983  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1); Rat, 

Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
984  FIFA, Weltmeisterschaft 2006; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 31.05.2006, 

TOP 11.12 (Drs. Nr.: 05448-06). 
985  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 
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dienstmöglichkeiten auf dem Straßenstrich986, sei mit einem weiteren verstärkten 
Zuwachs und entsprechenden sozialen Problemen für die Dortmunder Nordstadt 
zu rechnen.987 In der dazugehörigen Verwaltungsvorlage wird daher als Grund 
für die vorgeschlagenen Handlungsalternativen angegeben, dass durch die 
Schließung des Straßenstrichs als Sofortmaßnahme ein weiterer Zuzug verhin-
dert werden sollte.988 In diesem Bereich zeigt sich auch wieder der besondere 
Einfluss der Verwaltung, wenn die neue Sozialdezernentin im März 2011 bei der 
Vorstellung der Verwaltungsvorlage davon ausgeht, dass der Straßenstrich als 
Ursprung für die Probleme in der Nordstadt gesehen werde und die Schließung 
als Zeichen nach Rumänien und Bulgarien verstanden werden solle, dass sich ein 
weiterer Zuzug nicht lohne989 und die CDU-Fraktion und die SPD-Fraktion, die 
noch wenige Monate zuvor eine Verbesserung der Situation auf dem Straßen-
strich anstrebten990, dazu nun die gleiche Position vertreten.991  

Eine Änderung im üblichen, allgemeinen System als externes Ereignis war die 
Wiederholung der Kommunalwahl im Folgejahr nach der Schließung des Stra-
ßenstrichs. Es ist jedoch fraglich, ob die Perspektive einer Wahl im Folgejahr die 
Entscheidungen der politischen Parteien hinsichtlich des Straßenstrichs beein-
flusste. Der Wahlwiederholung lag ein Ratsbeschluss vom 10.12.2009 zugrunde, 
der die Kommunalwahl 2009 für ungültig erklärte. Gegen den Ratsbeschluss lag 
eine Klage vor, der das VG Gelsenkirchen im März 2011 stattgab. Der von der 
Stadt Dortmund eingelegten Berufung wurde am 15.12.2011 durch das Oberver-
waltungsgericht stattgegeben und die Revision nicht zugelassen.992 Die dagegen 
eingelegt Beschwerde wurde am 16.05.2012 vom Bundesverwaltungsgericht 
endgültig abgewiesen.993 Damit fiel die gerichtliche Entscheidung, dass Neuwah-
len stattfinden müssen, ein Jahr nach der Schließung des Straßenstrichs. Es kann 
höchstens von einem nachrangigen wahlkampftaktischen Einfluss ausgegangen 
werden: Den Parteien war durch das laufende gerichtliche Verfahren bewusst, 
dass es möglicherweise eine Wiederholung der Kommunalwahl geben werde und 

                                              
986  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

987  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5). 

988  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

989  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

990  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 1.3; Ausschuss für öffent-
liche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 

991  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

992  Stadt Dortmund, Wiederholung der Kommunalwahl. 
993  WDR, Dortmunder Kommunalwahl, zuletzt besucht am. 18.06.2017. 
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zwischenzeitliche politische Entscheidungen von den Wählern entsprechend be-
wertet würden. 

Ein weiteres Ereignis ist das Urteil des VG Gelsenkirchen, durch das die Stadt 
Dortmund eine neue Fläche zur Errichtung eines Straßenstriches hätte finden 
müssen.994 Da die Stadt gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts vor-
ging, blieb die neue Sperrbezirksverordnung aber bis zur endgültigen Entschei-
dung in Kraft. Durch das Urteil des OVG Nordrhein-Westfalen wurde die Klage 
abgewiesen, so dass die stadtweite Sperrbezirksverordnung (mit Ausnahme der 
Linienstraße) weiter Bestand hatte und kein neuer Standort für den Straßenstrich 
gefunden werden musste.995 

3. Gesamtbetrachtung „ausgehandelte Übereinkünfte“ und „interne 
Schocks“ 

Ausgehandelte Übereinkünfte im Sinne des ACF sind im Untersuchungszeitraum 
aus den vorliegenden Sitzungsunterlagen kaum erkennbar. Sie zeigen sich höchs-
tens in gemeinsamen Anträgen. Ein solcher ist der gemeinsame Antrag der CDU- 
und der SPD-Fraktion in der Bezirksvertretung Innenstadt Nord zur Schließung 
des Straßenstrichs.996 Durch den gemeinsamen Antrag haben sie die Mehrheit in 
der Bezirksvertretung inne, so dass sie ihr Einflusspotential erhöhen. 

Ein wesentlicher interner Schock war der Wechsel der Dezernatsleitung im Sozi-
aldezernat. Im Januar 2011 übernahm Birgit Zoerner das Sozialdezernat.997 Die 
neue Sozialdezernentin hatte zuvor als Referatsleiterin im Ministerium für Ar-
beit, Integration und Soziales gearbeitet.998 Welchen Einfluss dieser Wechsel 
hatte, ist fraglich und kaum zu untersuchen. Er steht jedoch in engem zeitlichen 
Zusammenhang mit der Schließung des Straßenstrichs. Von der zeitlichen Ab-
folge her zeigt sich folgendes Bild: Im Dezember 2010 wurden im Ausschuss für 
öffentliche Ordnung noch Maßnahmen zur Verbesserung der hygienischen Zu-
stände an der Ravensberger Straße diskutiert und die Verwaltung mit der Erstel-
lung eines entsprechenden Konzeptes beauftragt.999 Der Rechtsdezernent sagte 
hierbei, dass er zunächst auch mit der neuen Sozialdezernentin darüber sprechen 
möchte.1000 In der folgenden Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord lag 
dann der gemeinsame Antrag der SPD- und CDU-Fraktion vor, in dem Informa-
tionen vorliegen, deren Quelle nicht erkennbar ist1001 und in dem die Parteien die 

                                              
994  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
995  OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 11.08.2015, Az. 5 A 1188/13; bestätigt durch das Bun-

desverwaltungsgericht, Beschluss vom 22.03.2016, Az.: 6 B 42.15. 
996  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
997  Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am 01.07.2017; ein Hinweis darauf be-

reits im Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
998  Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am 01.07.2017. 
999  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1000  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1001  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
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Schließung des Straßenstrichs fordern.1002 Danach erfolgte die Verwaltungsvor-
lage zur Schließung.1003 

Ein weiterer, interner Schock war die Auflösung des Stadtrates am 15.05.2012. 
Auswirkungen auf die politischen Maßnahmen hinsichtlich der Straßenprostitu-
tion sind aber nicht erkennbar. 

4. Signifikante Einflüsse beim Politikwandel 

a) Aufbau des Straßenstrichs 

In den Jahren des Aufbaus des Dortmunder Straßenstriches zeigt sich, dass trotz 
bestehender Beschwerden von Seiten der Anwohnerschaft, die wesentlichen Ak-
teure aus der Verwaltung, der Polizei und der freien Trägerschaft (KOBER, Mit-
ternachtsmission) ein Bestehen und einen Ausbau des Straßenstrichs voranbrin-
gen. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund des neuen Verständnisses von Pros-
titution durch das Prostitutionsgesetz von 2002 und der lokalen Umsetzung 
durch das Dortmunder Modell verständlich. Man ging von einer veränderten 
Einstellung der Bevölkerung zur Prostitution aus.1004 Die Grundidee, dass Prosti-
tution eine Erwerbstätigkeit ist, die durch die Anerkennung als nicht sittenwidrig 
zu gesellschaftlichen Rechten (Sozialversicherung, Arbeitsverträge, sichere Aus-
übung der Tätigkeit) und Pflichten (Meldepflichten, Auflagen etc.) führt, schlägt 
sich im Dortmunder Modell nieder und wird auch durch den Aufbau des Stra-
ßenstrichs politisch gelebt.1005 Vor dem Hintergrund, dass dieser Ansatz im Um-
gang mit der Prostitution damals neu war und man dieser Herangehensweise eine 
Entwicklungschance gab, muss auch der Umgang mit den Bürgerbeschwerden 
gesehen werden. In der Aufbauphase des Straßenstrichs kam es immer wieder zu 
Belästigungen der Anwohner und Gewerbetreibenden durch die Straßenprostitu-
tion und ihre Begleiterscheinungen, die an die Politik herangetragen wurden.1006 
Aber es gab auch unterstützende Initiativen von Bürgern für die Erstellung von 

                                              
1002  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1003  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

1004  Helfferich et al., Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes, S. 12. 
1005  Z. B. Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
1006  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 
27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll 
vom 02.11.2005, TOP 10.1.2; Drs. Nr.: 03600-05; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Proto-
koll vom 01.12.2004, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll 
vom 15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
07.09.2005, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 
15.03.2006, Einwohnerfragestunde. 
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Konzepten zum Umgang mit der Straßenprostitution in der Nordstadt.1007 Zudem 
wurde der Straßenstrich von Seiten der Verwaltung unterstützt, wie sich aus der 
ersten Vorlage zur Neukonzeptionierung der Ravensberger Straße ergibt. Dabei 
ging die Planung so weit, dass die Politik diese für überdimensioniert hielt.1008 

Dabei muss man klar zwischen dem Aufbau des Straßenstrichs an der Ravens-
berger Straße und der unerlaubten Straßenprostitution im Sperrbezirk in den 
Wohngebieten der Nordstadt unterscheiden: Der Aufbau des Straßenstrichs wird 
unterstützt, wenn er den Prostituierten eine sichere Arbeitsumgebung bietet und 
dadurch attraktiv genug ist, um die Prostituierten und die Begleiterscheinungen 
der Prostitution aus den Wohngebieten fernzuhalten. Im Sperrbezirk wird sich 
hingegen – auch zu Hochzeiten des Straßenstrichs – für ein stärkeres repressives 
Vorgehen ausgesprochen.1009 Zudem werden auch schon in den Jahren des Auf-
baus Zweifel laut, ob sich die Straßenprostitution überhaupt kontrollieren lie-
ße1010 und den Aussagen der Verwaltung zu trauen sei.1011 Insgesamt überwog 
jedoch die Überzeugung von der Erforderlichkeit des Straßenstrichs, insbesonde-
re da auch im Zuge der Fußballweltmeisterschaft mit einer Zunahme der Stra-
ßenprostitution gerechnet wurde, die kontrolliert kanalisiert werden musste.1012 
Darüber hinaus wurde von Seiten der Verwaltung mehrfach bekräftigt, dass eine 
Ausweitung des Sperrbezirks rechtlich nicht möglich sei.1013 

b) Beendigung des Straßenstrichs 

Im Gegensatz zu dem allmählichen Aufbau des Straßenstrichs zwischen 2000 
und 2006 vollzieht sich die Schließung des Straßenstrichs sehr abrupt. Während 
im Dezember 2010 noch politische Lösungen zur Verbesserung der Situation auf 
Straßenstrich gesucht werden (z. B. werbefinanzierte Toilettenhäuschen)1014, 
wird bereits im Februar 2011 von der CDU- und der SPD-Fraktion die Schlie-
ßung des Straßenstrichs beantragt1015, der durch eine folgende Verwaltungsvor-
lage, an der die wesentlichen Dezernate der Stadtverwaltung beteiligt sind, un-

                                              
1007  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1008  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1009  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
1010  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
1011  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
1012  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1); Rat, 

Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). Ausschuss für Soziales, Protokoll 
vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-E2); Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 2.1. 

1013  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-
05-E1). 

1014  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1015  Siehe hierzu E II 1. g) Informationen durch informelle Kontakte. 
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terstützt wird1016 und letztendlich zum Ratsbeschluss hinsichtlich der Schließung 
des Straßenstrichs führt1017. Was ist passiert? Wie kam es zu diesem scheinbar 
plötzlichen Wandel in der politischen Ausrichtung? Bei kriminalpolitischen Ent-
scheidungen geht es um die Ausbalancierung von Sicherheit und Freiheit. Bei 
der Betrachtung der Entwicklung des Dortmunder Straßenstrichs fällt auf, dass 
dieser Dualismus nicht im klassischen Sinne (ein Mehr an Freiheit bedeutet ein 
Weniger an Sicherheit und vice versa) besteht. Vielmehr standen sich lange Jah-
re Sicherheit und Freiheit der anschaffenden Frauen und die Ordnung bzw. das 
Ordnungsgefühl der Anwohner (Kritikpunkte waren insbesondere die Vermül-
lung und der Freiersuchverkehr) gegenüber. Um diesen Dualismus (Sicherheit 
gegen Ordnung) genauer zu definieren bietet sich eine Anlehnung an eine Unter-
teilung von Wilson und Kelling an. Diese unterscheiden zwischen der Angst vor 
Kriminalität im klassischen Sinne, insbesondere in Form von gewalttätigen 
Übergriffen, und der  

„Angst, von unangenehmen Personen belästigt zu werden. Es müssen 
nicht unbedingt gewalttätige oder kriminelle Personen sein, sondern sol-
che mit schlechtem Ruf, lärmender Aufdringlich- oder Unberechenbarkeit: 
Bettler, Betrunkene, Süchtige, randalierende Jugendliche, Prostituierte, 
Herumhängende und psychisch Kranke“1018. 

Dabei ist im vorliegenden Fall der Schutz vor Kriminellen und Kriminalität als 
Sicherheit und der Schutz vor unangenehmen Personen und ihrem Verhalten als 
Ordnung zu verstehen. Für die anschaffenden Frauen bedeutete der Straßenstrich 
die Freiheit ihrer Tätigkeit nachgehen zu können und das innerhalb eines siche-
ren, kontrollierten Bereichs (sofern die Frauen nicht auf Druck der Freier den 
Straßenstrichbereich verließen).1019 Im Rahmen dieser Abwägung und vor dem 
Hintergrund des damals neuen Prostitutionsgesetzes fiel die Entscheidung zu 
Gunsten des Straßenstrichs aus. Es gab den klassischen Zielkonflikt („Freiheit 
vs. Sicherheit“) also nicht. Dies galt solange, bis von Seiten der Stadtverwaltung 
und der Polizei, als Praktiker und Experten im Bereich der Kriminalität, darüber 
informiert wurde, dass der Straßenstrich, zumindest mittelbar durch den ver-
mehrten Zuzug der Rumänen und Bulgaren, neben den Störungen des Ordnungs-
gefühls auch eine Gefahr für die Sicherheit in der Nordstadt darstelle. Daher ist 
auch die Verwaltungsvorlage des Verwaltungsvorstandes (Drs. Nr.: 03691-11) 
als ein wesentlicher Einfluss, der zur Schließung des Straßenstrichs führte, anzu-
sehen. In dieser finden sich nämlich die Informationen der Polizei über die Kri-
minalitätssteigerung in der Dortmunder Nordstadt, landesweit kriminell auffälli-

                                              
1016  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

1017  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1018  Kelling/Wilson, Polizei und Nachbarschaftssicherheit, S. 43, 44. 
1019  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38 ff. 
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ge bulgarische Staatsangehörige, die in Dortmund gemeldet seien, sowie, dass 
der Jugendschutz und der öffentliche Anstand (i. S. d. Art. 297 EGStGB) nicht 
mehr gewährleistet werden könne. Hinzu kommt die polizeiliche Einschätzung, 
dass der Straßenstrich ein „signifikanter Anziehungspunkt von erheblicher Be-
deutung“1020 für diese Personengruppe (kriminell auffällige, bulgarische Staats-
angehörige) sei.1021 In Anbetracht der Tatsache, dass die Verwaltung in den vor-
hergehenden Jahren immer zur Verifikation von Informationen durch die Politik 
befragt wurde, kann hier davon ausgegangen werden, dass die Aussagen der 
Verwaltung als grundsätzlich vertrauenswürdige Informationsquelle durch die 
Politik angesehen werden. Hinzukommt, dass die wesentlichen Informationen in 
der Verwaltungsvorlage von der Polizei, und damit den Praktikern im Umgang 
mit Kriminalität, stammen. Zudem ist es schwierig bzw. unmöglich für die 
Kommunalpolitiker die Aussagen aus der Verwaltungsvorlage zu überprüfen.  

Obwohl für die Politik durch die vier vorgeschlagenen Handlungsalternativen 
scheinbar ein Entscheidungsspielraum bestand, zeigt sich doch, dass diese be-
reits innerhalb der Vorlage selbst wieder eingeschränkt wurden. Die vier Hand-
lungsalternativen wurden nämlich durch den Polizeipräsidenten und den Verwal-
tungsvorstand untersucht, wodurch nur die Handlungsalternative 1a (sehr einge-
schränkter Straßenstrich) und die Handlungsalternative 1b (stadtweiter Sperrbe-
zirk und Schließung des Straßenstrichs) zur Wahl standen.1022 Des Weiteren in-
formierte die neue Sozialdezernentin darüber, dass der Straßenstrich als Aus-
gangspunkt der Probleme in der Nordstadt gesehen werde. Durch die Signalwir-
kung der Schließung solle ein weiterer Zuzug aus Südosteuropa verhindert wer-
den.1023 

Damit bestand nun nicht mehr nur eine Abwägung zwischen Sicherheit und 
Freiheit der Prostituierten auf der einen Seite und sozialer Ordnung der Anwoh-
ner auf der anderen Seite, sondern nun war von Seiten der Exekutive (Stadtver-
waltung, Polizei) auch dargelegt worden, dass Gefahren für die Sicherheit der 
Anwohner bestanden und nun eine Abwägung zwischen Sicherheit und Freiheit 
der Prostituierten und der Sicherheit der Anwohner getroffen werden musste. In 
der Zusammenschau mit dem medialen Echo zu den Entwicklungen in der Nord-
stadt, den organisierten Bürgereingaben und der möglichen, bevorstehenden 
Wiederholung der Kommunalwahl von 2009 bestand für die Politik nur ein sehr 
                                              
1020  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 f.). 

1021  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 f.). 

1022  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 f.). 

1023  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 



  147 

 

enger Handlungsspielraum. Zudem gab die Polizei der Stadtverwaltung und der 
Politik durch die Aussage, dass der Jugendschutz und der öffentliche Anstand 
gem. Art. 297 EGStGB nicht mehr gewährleistet werden könne, ein Mittel an die 
Hand, die in den Vorjahren geforderte Erweiterung des Sperrbezirks zu errei-
chen.1024 Das Zusammenkommen dieser ganz verschiedenen Einflüsse zur glei-
chen Zeit führte zu einem massiven Handlungsdruck bzw. zu Handlungsmög-
lichkeiten für die Politik (und die Verwaltung), so dass eine andere Entscheidung 
als die Schließung des Straßenstrichs aus politischer Seite kaum vertretbar gewe-
sen wäre. 

II. Reaktionen der Politik und Umsetzung durch die Verwaltung 

In der Gesamtbetrachtung des Bereiches „Reaktionen der Politik und Umsetzung 
durch die Verwaltung“ über den Untersuchungszeitraum zeigt sich, dass die 
Maßnahmen zum weit überwiegenden Teil im Beziehungsdreieck „Politik – 
Verwaltung“, „Politik – Öffentlichkeit“ und „Verwaltung – Öffentlichkeit“ ge-
troffen werden. Alle kriminalpolitischen Maßnahmen zum Dortmunder Straßen-
strich, ihre Beschlüsse und Umsetzung finden sich in diesem Beziehungsdreieck 
wieder. 

1. Politik – Verwaltung 

In der kriminalpolitischen Forschung wird das Verhältnis zwischen Politik und 
Verwaltung vorrangig nur unter den Gesichtspunkten der Einflussnahme der 
Verwaltung auf die Entscheidungsträger vor der Entscheidung betrachtet (s. o.). 
Interessant ist an dieser Stelle das Verhältnis zwischen Politik und Verwaltung 
während und nach einer Entscheidung zu betrachten, da dies ebenfalls prägend 
für das Verhältnis der beiden Institutionen zueinander ist, was wiederum Aus-
wirkungen auf die zukünftigen Einflussmöglichkeiten hat. Das Verhältnis zwi-
schen der Politik und dem Rat ist zu einem gewissen Grad rechtlich geregelt. So 
besteht, wie eingangs bereits beschrieben, eine wichtige Aufgabe des Rates darin 
die Verwaltung zu kontrollieren (§ 55 GO NRW). Darüber hinaus überwacht der 
Rat, der Ausschuss oder die Bezirksvertretung die Durchführung der gefassten 
Beschlüsse und den Ablauf der Verwaltungsangelegenheiten (§ 55 Abs. 3-5 GO 
NRW). Andererseits bestehen von Seiten der Verwaltung Berichtspflichten (§ 55 
GO NRW, § 30 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Dortmund). 
Die Verwaltung der Stadt Dortmund zeigt in dem Untersuchungszeitraum bezüg-
lich der Maßnahmen rund um den Straßenstrich vier wesentliche Reaktionen auf 
diese Kontrolle, die zu weiterer politischer Diskussion führen:  

1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verantwortung für die Umsetzung von 
Maßnahmen bei Dritten liegt. 

                                              
1024  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 
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2. Die Verwaltung sieht Beschlüsse als erledigt an bzw. bewertet Verfahrensab-
läufe als fehlerlos. 

3. Beschlüsse der Politik werden durch die Verwaltung ignoriert. 

4. Die Verwaltung macht eigene Vorschläge. 

So wird zu 1. bezüglich des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes von der Ver-
waltung nur der Bereich „Verrichtung“ durch Erstellung der Verrichtungsboxen 
und durch bauliche Verkehrsmaßnahmen bearbeitet.1025 Dies diente dazu die 
Verrichtung der Straßenprostitution aus den Wohngebieten und den anliegenden 
Gewerbegebieten fernzuhalten.1026 Maßnahmen zur Verbesserung der Beratungs-
situation und der Hygiene sind vertraglich auf den Investor übertragen worden, 
worauf sich die Verwaltung in ihren Antworten zurückzog.1027 Hier wird bis zum 
Jahr 2009 immer wieder durch die Politik nachgefragt und auch die Vorlage ei-
nes Zeitplans zur Errichtung1028 bzw. die Zahlung einer finanziellen Kompensa-
tion durch den Investor verlangt. 1029 Ein weiterer Punkt, der immer wieder in der 
Diskussion aufkommt, ist die Ordnung und Hygiene im Bereich der Verrich-
tungsboxen. Hier verweist die Verwaltung u. a. darauf, dass KOBER dafür Un-
terstützung erhalte, Prostituierte für die Reinigung der Verrichtungsboxen zu 
bezahlen.1030 

Die Verwaltung sieht Beschlüsse jedoch zudem als erledigt bzw. die Verwal-
tungsabläufe als fehlerlos an (zu 2.). So wird z. B. der politische Wunsch nach 
einem verstärkten repressiven Vorgehen im Sperrbezirk 2005 noch damit beant-
wortet, dass man ordnungsbehördlich bereits konsequent vorgehe und eine Erhö-
hung des Kontrolldrucks nur mit polizeistaatlichen Maßnahmen möglich sei.1031 
Auch bezüglich einer gewünschten Ausweitung des Sperrbezirks sagt die Ver-
waltung, dass hier die rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft seien und ein wei-
teres Tätigwerden der Verwaltung nicht erfolgreich sei.1032 Bezüglich des Ver-
kehrs- und Gestaltungskonzeptes sieht die Verwaltung die Umsetzung 2007 als 
erfolgt an, obwohl die Unterbringung von KOBER und die Errichtung der sanitä-
ren Anlagen durch den Investor noch nicht stattfanden. Hierzu räumt die Verwal-
tung ein, dass noch einmal mit dem Investor gesprochen werden müsse.1033 

                                              
1025  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
1026  Schäfer, Das Dortmunder Modell, S. 38, 41 f. 
1027  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Ausschuss für öffent-

liche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
1028  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1029  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1030  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8. 
1031  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1032  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1033  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.08.2007, TOP 3.4.; Ausschuss für öf-

fentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-E2). 
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Nach der Schließung des Straßenstrichs berichtet die Verwaltung halbjährlich 
über die Entwicklungen.1034 Hier kann man jedoch nicht von einer neutralen Eva-
luation der Maßnahmen ausgehen. Die Verwaltung, die die Ausweitung der 
Sperrbezirksverordnung als Maßnahme vorgeschlagen hat, evaluiert diese selbst. 
So werden die vorgestellten Ergebnisse auch von der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord 2012 noch als „realitätsfremd und beschönigend“1035 bewertet.1036 
Erst ab 2013 betont auch die Politik die positiven Veränderungen in der Nord-
stadt.1037 Dabei berichtet die Verwaltung von hartem, repressivem Vorgehen.1038 

Das Urteil des VG Gelsenkirchen wird von der Verwaltung als Erfolg in den po-
litischen Raum hinein kommuniziert, obwohl hier nur ein teilweises Obsiegen 
der Stadt besteht, da zwar die Erweiterung des Straßenstriches auf den Bereich 
der Ravensberger Straße rechtens ist, aber ein Verbot der Straßenprostitution im 
ganzen Stadtgebiet vom Gericht als nicht rechtmäßig angesehen wurde.1039 Die 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gewünschte sozialpolitische und ord-
nungspolitische Einschätzung wurde von der Verwaltung mit Hinweis auf das 
Ausstehen einer endgültigen Gerichtsentscheidung nicht gegeben.1040 

Eine weitere Handlungsoption, die die Verwaltung vor der Schließung des Stra-
ßenstrichs zeigte, war, dass die Beschlüsse und Forderungen der Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord im Zusammenhang mit der Problematik an der Ravensber-
ger Straße nicht durch die Verwaltung umgesetzt wurden und auch keine Infor-
mationen darüber erfolgten bzw. erst auf weitere Nachfrage hin (zu 3.).1041 Dies 
betonte die Politik in verschiedenen Ausschüssen im Jahr 2010.1042 Zudem wurde 
kritisiert, dass die ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt nicht durchgesetzt 
werde.1043 Auch kurz vor der Schließung wird von verschiedenen Fraktionen be-
mängelt, dass bezüglich der Dortmunder Nordstadt kein Handlungs-, sondern ein 

                                              
1034  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
1035  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
1036  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
1037  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1. 
1038  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
1039  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
1040  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 09818-13-

E2); Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 
1041  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1; Gemeinsame Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, 
Protokoll vom 24.10.2007. 

1042  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1); Aus-
schuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 

1043  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1); Aus-
schuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
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Vollzugsdefizit bestehe1044 und die bestehende Problemsituation 2011 eine Folge 
der Untätigkeit der Verwaltung sei.1045  

Im Nachgang dieser Drucksituation zwischen Politik und Verwaltung handelte 
die Verwaltung proaktiv. So zeigt sich als vierte Handlungsmöglichkeit, dass die 
Verwaltung steuernd auf die kriminalpolitischen Entscheidungen Einfluss 
nimmt, indem sie Entscheidungen vorbereitet oder sogar anleitet. Das Verhalten 
der Verwaltung ist somit Reaktion auf den vergangenen politischen Prozess und 
gleichzeitig Einfluss im zukünftigen Prozess. Dabei vertritt die Verwaltung eine 
eigene Meinung und bezieht sich zur Stärkung der eigenen Position auf Aussa-
gen der Polizei. So wird in der Verwaltungsvorlage, die schließlich zur Schlie-
ßung des Straßenstrich führt, die Polizei hinsichtlich der Kriminalitätsrate und 
der Prognose der weiteren Entwicklung nicht nur zitiert, sondern die gesamte 
Vorlage steht unter einem gemeinsamen Ziel der Polizei und des Verwaltungs-
vorstandes.1046 Durch die Fachlichkeit der Polizei erhält die Verwaltungsvorlage 
mehr argumentatives Gewicht. Als die Politik im Rahmen der Überprüfung der 
Wirksamkeit der Schließung des Straßenstrichs die Verwaltung nach der Krimi-
nalitätsentwicklung fragt, die mit der Prostitution in Zusammenhang steht, ver-
weist die Verwaltung jedoch lediglich darauf, dass die Strafverfolgung nicht in 
ihren Aufgabenbereich falle und sie nur zwischen Politik und Strafverfolgungs-
behörden vermitteln könne1047, und dies obwohl es regelmäßige Treffen zwi-
schen der Polizei und der Stadtverwaltung auf Leitungsebene u. a. zur Lageein-
schätzung gibt.1048 Somit bedient sich die Verwaltung fremder Expertise, um ei-
gene Handlungsvorschläge zu unterstützen. Wird diese Expertise von Seiten der 
Politik zur Kontrolle eingefordert, muss sich die Politik selbst um belastbare 
Aussagen bemühen, z. B. durch Kontaktaufnahme zur Polizei oder den Polizei-
beirat bzw. durch Einladung von Vertretern der Polizei in die politischen Gremi-
en. 

Dieses Vorgehen der Verwaltung zeigt sich auch in der rechtlichen Frage, ob der 
Sperrbezirk erweitert werden kann oder nicht. Während 2008 eine entsprechende 

                                              
1044  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E6, 03691-11-E5). 

1045  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

1046  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5).  

1047  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7 (Drs. Nr.: 12678-14-
E2); Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.05.2014, TOP 11.1.1 (Drs. Nr.: 12418-14-E1). 

1048  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13); Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13); Aus-
schuss für Soziales, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 2.2; Ausschuss für öffentlich Ordnung, 
Protokoll vom 11.02.2014, TOP 4.4; Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 13.02.2014, TOP 
10.1; Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
14017-14). 
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Prüfung durch das Rechtsamt negativ ausfällt, da es im Bereich der Ravensber-
ger Straße an Einrichtungen mangele, in denen Jugendliche verkehren1049, und 
eine Ausweitung auf das gesamte Stadtgebiet rechtswidrig sei1050, genügt es 
2011, dass die Polizei feststellt, dass der Jugendschutz durch sie nicht mehr ge-
währleistet werden könne.1051 

Es muss jedoch auch erwähnt werden, dass Vorschläge von der Verwaltung zu-
gunsten der Situation auf dem Straßenstrich von der Politik abgelehnt werden, 
wie z. B. die Erhöhung der Reinigungsintervalle im Bereich des Straßen-
strichs1052, oder auch der ursprüngliche, größer dimensionierte Vorschlag der 
Verwaltung hinsichtlich des Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes.1053 Anderer-
seits gibt es auch Sachverhalte, bei denen eine schnelle Handlung durch die 
Verwaltung erfolgt, wie etwa die Wiederherrichtung der Verrichtungsboxen.1054 

2. Politik – Öffentlichkeit 

Im Verhältnis zwischen Politik und Öffentlichkeit finden sich einige Aussagen 
aus den theoretischen Überlegungen zur Kriminalpolitik bzw. aus der Normge-
neseforschung wieder. So lässt sich auch auf kommunaler Ebene feststellen, dass 
Entscheidungen mit Blick auf die Öffentlichkeit gefällt werden. In den Anfangs-
jahren, als sich der Straßenstrich an der Ravensberger Straße verfestigt, besteht 
von Seiten der Politik ein Wille der Unterstützung des Standortes.1055 Dazu ge-
hörten finanzielle1056 sowie strukturelle1057 Leistungen im Aufbau des kontrol-
lierten Straßenstrichs sowie Maßnahmen zur Verdrängung der Straßenprostituti-
on aus dem Sperrbezirk in den anliegenden Wohngebieten der Nordstadt.1058 Ziel 
ist es, die Prostitution sozialverträglich zu machen. Dabei werden Entscheidun-
gen aber immer mit Blick auf die Öffentlichkeit getroffen. Bei allen Maßnahmen 
darf das Handeln der Gewerbetreibenden und der Anwohner nicht eingeschränkt 

                                              
1049  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 11498-08-

E1). 
1050  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1051  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4.). 

1052  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 11.6. 
1053  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1054  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 01551-10); 

Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 1.3. 
1055  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1056  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2; Rat, Protokoll vom 14.12.2000, 

TOP 6.1; Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 16.01.2001, TOP 2.1, 4.1; Ausschuss für So-
ziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 

1057  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 2.1. 
1058  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1. 



152 

werden bzw. müssen ihre Interessen berücksichtigt werden.1059 Diese Argumen-
tation ist in der politischen Diskussion dominierend.1060 Die Sicherheit der an-
schaffenden Frauen wird, außer in der Argumentation der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen1061, zwar mit-, aber nachrangig genannt. In dem von der Ver-
waltung 2005 vorgeschlagenen Verkehrs- und Gestaltungskonzept für die 
Ravensberger Straße wird die Sicherheit und Betreuung der Frauen mit dem 
Schutz der Anwohner vor Belästigungen durch den Straßenstrich als Ziel gleich-
gestellt.1062 In der politischen Begründung für das Konzept zeigen sich die politi-
schen Grundeinstellungen der Parteien: Während der gemeinsame Beschlussvor-
schlag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen im Sozialausschuss 
ebenso wie die Verwaltung die Belange der Prostituierten und die der Anwohner 
als gleichrangig ansehen1063, nennt die CDU-Fraktion in der Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord als vorrangiges Ziel des Konzeptes die Verhinderung der Prosti-
tution in den Wohngebieten.1064  

In der Aufbauphase des Straßenstriches zeigt sich, dass trotz regelmäßiger Be-
schwerden der Anwohnerschaft und der anliegenden Gewerbetreibenden der 
Straßenstrich ausgebaut wird. Zum einen wird dies damit begründet, dass ein gut 
betreuter (Beratungscontainer) und sicherer (Verrichtungsboxen) Straßenstrich 
die Prostituierten davon abhalte in den Wohngebieten oder auf den Gewerbe-
grundstücken ihre Dienstleistungen anzubieten bzw. zu verrichten und ihnen 
gleichzeitig Sicherheit biete. Damit zeigt sich, dass der Aufbau des kontrollierten 
Straßenstriches dem Interessenausgleich zwischen der Sicherheit und der Mög-
lichkeit der Ausübung der Straßenprostitution durch die Prostituierten und dem 
Wunsch der Bevölkerung möglichst wenig davon gestört zu werden, darstellt. 
Neben der Grundeinstellung der jeweiligen Parteien muss auch beachtet werden, 
wo die jeweiligen Aussagen getätigt wurden. Während der Sozialausschuss das 
Forum für soziale Belange, insbesondere von Randgruppen, ist, ist die Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord das Forum für die Belange der Einwohner des Be-
zirks. Auch wenn sie im Kern die Fraktionslinie vertreten, orientieren sich die 
politischen Beiträge der Fraktionen daran. Weiterhin soll das öffentliche Ver-
trauen gewonnen werden.1065 Bürgerbeschwerden werden von Seiten der Politik 
                                              
1059  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-

E2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Ausschuss für 
Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-E2). 

1060  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-
E2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1; Ausschuss für 
Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-E2). 

1061  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2: Die Grünen nennen 
die Sicherheit der Frauen an erster Stelle. 

1062  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 
S. 2). 

1063  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1064  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1065  Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 



  153 

 

(zumindest als Hinweise) immer ernst genommen und direkt an die Verwaltung 
zur Bearbeitung weitergeleitet1066 oder an die zuständigen Verwaltungsstellen 
verwiesen.1067 Hinzu kommt der Druck durch die negative, mediale Berichter-
stattung, z. B. zur Situation auf dem Straßenstrich 2009.1068 Hier wird trotz rela-
tivierender Berichte der Verwaltung von Seiten der Politik der Wunsch geäußert 
die Situation zu verändern.1069 Dies ist im Sinne einer selektiven Informations-
verarbeitung zu interpretieren. 

Das Verhältnis zwischen Öffentlichkeit und Politik funktioniert aber auch anders 
herum. So bekräftigten Anwohner die Entscheidung der Parteien sich für die 
Schließung des Straßenstrichs einzusetzen und unterstützten die Entscheidung 
durch Schilderung von Vorgängen in der Nordstadt.1070 

3. Verwaltung – Öffentlichkeit 

Auch die Verwaltung selbst hat ein Interesse daran, welches Bild von ihr in der 
Öffentlichkeit besteht. Zudem hängt die Machbarkeit und Umsetzung von Maß-
nahmen meist von der Akzeptanz der Bevölkerung ab. Weiterhin kann die Ver-
waltung durch organisierte Öffentlichkeitsbeteiligungen mögliche Probleme ka-
nalisieren. So fand auch beim Konzept zum Umgang mit der Straßenprostitution 
an der Ravensberger Straße1071 eine breite Beteiligung von Hilfsorganisationen, 
der Polizei und Bürgervereinen statt.1072 Auch beim Integrierten Stufenkonzept 
für eine „Lebenswerte Nordstadt“ werden über 500 Beteiligungen von Personen 
und Gruppen zur Erörterung der Problemfelder und der Erarbeitung von Lö-
sungsansätzen durchgeführt.1073 Zum Teil werden die Bürger im Nachhinein über 
Verwaltungshandeln informiert.1074 

Des Weiteren führen Bürgerinformationen zu direkten Handlungen der Verwal-
tung1075, worin sich eine besondere Nähe der Stadtverwaltung zu den Bürgern 

                                              
1066  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
1067  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.03.2008, TOP 1.3. 
1068  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1069  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1070  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2011, TOP 2.1. 
1071  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 

Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05). 

1072  Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06); 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05); 
Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05). 

1073  Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage 
S. 3 f.). 

1074  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
1075  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, S. 2); Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, Einwohnerfragestunde; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, Einwohnerfragestunde. 
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ausdrückt. Sofern Beschwerden von Bürgern im politischen Raum an die Ver-
waltung gerichtet werden, werden diese zunächst an die zuständigen Stellen in 
der Stadtverwaltung verwiesen1076, über Unzuständigkeit1077 oder Unmöglichkeit 
des Tätigwerdens der Verwaltung (z. B. aufgrund von fehlendem Personal) auf-
geklärt.1078 

F. Fazit und Schlussfolgerungen 

Die Dortmunder Nordstadt war insbesondere hinsichtlich des Straßenstriches in 
den Jahren 2000 bis 2015 starken kriminalpolitischen Entwicklungen unterwor-
fen. Entstanden aus der Verdrängung der Straßenprostitution aus den Wohnvier-
teln der Dortmunder Nordstadt entwickelte sich der kontrollierte Straßenstrich 
mit sozialarbeiterischer Betreuung, regelmäßigen Kontrollen durch Polizei und 
Ordnungsamt und Verrichtungsboxen zum Vorzeigemodell im liberalen und 
doch kontrollierten Umgang mit der offenen Straßenprostitution. Im Laufe der 
Jahre veränderte sich, insbesondere auch durch den Zuzug von Rumänen und 
Bulgaren, der Charakter des Straßenstriches. Zudem konnten seit Beginn beste-
hende Probleme, die zu Störungen der Anwohnerschaft führten (Vermüllungen, 
Freiersuchverkehr etc.) nicht behoben werden. Im Jahr 2011 wurde der Straßen-
strich dann innerhalb von sechs Monaten geschlossen. Die diesen Entwicklungen 
zugrundeliegenden Einflüsse wurden im Rahmen einer Politikfeldanalyse mit 
Hilfe des Advocacy Coalition Frameworks untersucht. Wie gezeigt werden 
konnte, unterlagen die kriminalpolitischen Entscheidungen auf kommunaler 
Ebene denselben Einflüssen wie auf Landes- oder Bundesebene. Die empirischen 
Ergebnisse der Normgeneseforschung und die theoretischen Überlegungen zur 
Kriminalpolitik spiegelten sich in den Ergebnissen der vorliegenden Untersu-
chung wider. Insbesondere im Bereich des Politiklernens konnte nachgewiesen 
werden, dass die Stadtverwaltung als Normanwender und Normadressat einen 
besonderen Platz in der Vorbereitung und Anleitung politischer Entscheidungen 
einnimmt. Für den Bereich der Kriminalpolitik bestand die Besonderheit, dass 
die Polizei als Landesbehörde auch auf kommunaler Ebene einen wesentlichen 
Einfluss ausüben konnte, da sie über weitergehende Informationen zur Krimina-
litätsentwicklung und -bekämpfung als die Stadtverwaltung und die Kommunal-
politik verfügte. Bei Einflüssen durch Anwohner zeigte sich, dass diese auf 
Kommunalebene zwar einen leichteren Zugang zum politischen Raum haben, 
sich ihre Einflussmöglichkeiten jedoch darin erschöpfen, Hinweise zu geben. 
Diese Hinweise führen in den meisten Fällen nicht zu direkten Maßnahmen 
durch die Politik, sondern vielmehr zu Informationsverlangen gegenüber der 
Verwaltung, die diese Hinweise zunächst verifiziert bzw. falsifiziert. Dies führt 
zu einer weiteren Einfluss- und Steuerungsmöglichkeit der Verwaltung und zeigt 

                                              
1076  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, Einwohnerfragestunde; Be-

zirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, Einwohnerfragestunde. 
1077  Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8. 
1078  Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde. 
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die Schwäche der Position von Bürgern. Zudem kamen Hinweise zu den Ent-
wicklungen auf dem Straßenstrich und in der Nordstadt von Seiten der Medien, 
die zusätzlich Druck aufbauten. Die Zuwanderung von Südosteuropäern als ex-
ternes Ereignis führte zu einer Änderung der sozio-ökonomischen Bedingungen 
in der Nordstadt und auf dem Straßenstrich. Zudem wechselte in dem für den 
Straßenstrich wesentlichen Sozialdezernat kurz zuvor die Dezernatsleitung. Im 
Zusammenspiel mit Informationen der Polizei über eine steigende Kriminalitäts-
rate in der Nordstadt und darüber, dass kriminell auffällige Personen bulgari-
scher Herkunft in der Nordstadt wohnhaft seien, wurde der Straßenstrich ge-
schlossen. Dabei erwies sich, dass es im Falle der Straßenprostitution in der 
Dortmunder Nordstadt in den Jahren vor der Schließung keinen klassischen 
Zielkonflikt zwischen Freiheit und Sicherheit gab. Die Faktoren Freiheit und Si-
cherheit für die Prostituierten konnten beide durch den kontrollierten Straßen-
strich erhöht werden. Diese waren jedoch abzuwägen gegen die Ordnung bzw. 
das Ordnungsgefühl der Anwohner. Erst mit der Information der Polizei über die 
steigende Kriminalität in der Nordstadt musste die Politik zwischen der Freiheit 
und Sicherheit der Prostituierten und Sicherheit der Anwohner abwägen und ent-
schied zu Gunsten der Sicherheit der Anwohner. Als weiterer Faktor im krimi-
nalpolitischen Bereich wurden zusätzlich die Reaktionen der Politik und die Um-
setzung der Verwaltung untersucht, da diese zum einen zeigen, wie mit Einflüs-
sen umgegangen wird und zum anderen inwiefern Reaktionen und Umsetzung 
selbst wieder Einflüsse für zukünftige Entscheidungen darstellen. Hierbei wurde 
festgestellt, dass sich die Reaktionen und die Umsetzung in den Beziehungen 
zwischen Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit abspielen. Dabei konnte nach-
gewiesen werden, dass die Verwaltung unter anderem durch das Ignorieren von 
Beschlüssen und durch eigene Vorschläge aktiv steuernd auf die Kriminalpolitik 
Einfluss nimmt. 

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um eine Einzelfalluntersuchung mit 
begrenzter Aussagekraft, da sie sich nur auf Aussagen aus den öffentlichen Sit-
zungsunterlagen bezieht, aus denen sich hintergründige Motive kaum herausfil-
tern lassen. Es konnte jedoch dargelegt werden, dass sich Überlegungen zu Ein-
flüssen in der Kriminalpolitik und Beobachtungen auf der Bundes- und Landes-
ebene auch im kommunalen Bereich zeigten. Das Advocacy Coalition Frame-
work eignete sich dabei gut zur Systematisierung der Ergebnisse, so dass auch in 
Zukunft bei Untersuchungen im Bereich der Kriminalpolitik die Verwendung 
politikwissenschaftlicher Ansätze in Erwägung zu ziehen ist. In der Verbindung 
der Methoden und Erkenntnisse der Kriminologie und der Politikwissenschaft, 
und nach Überwindung der theoretischen Enge der Normgeneseforschung, bieten 
sich hier neue Möglichkeiten, den Bereich der Kriminalpolitik weiter zu untersu-
chen.  
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Anhang 1: Der Dortmunder Straßenstrich im politischen Diskurs (chronolo-
gisch nach Jahren) 

I. Politikinhalte und Entscheidungen 2000 bis 2006 

In den Jahren 2000 bis 2006 befand sich der Straßenstrich an der Ravensberger 
Straße im Aufbau. Dabei lagen die Maßnahmen im Spannungsfeld zwischen Re-
pressionen im Sperrbezirk und Maßnahmen zur Verfestigung und Erhöhung der 
Akzeptanz des Straßenstrichs an der Ravensberger Straße.  

1. Jahre 2000 bis 2002 

a) Die Verfestigung des Straßenstrichs an der Ravensberger Straße 

Der Straßenstrich an der Ravensberger Straße bildete sich Anfang des Jahres 
2000. Als eine Folge der Unterschriftenaktion des Nachbarschaftskreises „Rund 
um Hannibal und Heroldstraße“ erhöhte die Polizei den Kontrolldruck in den 
innerhalb des Sperrbezirks liegenden Wohngebieten der Dortmunder Nord-
stadt.1079 Aufgrund der Lage außerhalb des Sperrbezirks und außerhalb der 
Wohnbebauung wurde diese Entwicklung als gemeinverträglich angesehen.1080 
Auf Antrag der SPD-Fraktion wurde die Verwaltung bereits im Jahr 2000 beauf-
tragt ein Konzept zu erstellen, das die Situation der Straßenprostitution in der 
Nordstadt entschärfen sollte. Dieser Antrag entstand vor dem Hintergrund des 
Engagements der Bürgerinitiative, die sich mit der Straßenprostitution in der 
Nordstadt beschäftigte, und zielte darauf ab das Engagement der Initiative zu 
unterstützen.1081 Dem Konzept lagen die Grundsätze zugrunde, dass Straßenpros-
titution außerhalb der Wohnbebauung stattfinden und der Freiersuchverkehr ein-
geschränkt werden solle sowie, dass den anschaffenden Frauen niedrigschwellige 
Hilfsangebote zur Verfügung gestellt werden, die sich an medizinischen, sicher-
heitstechnischen und betreuerischen Standards, die zuvor zu entwickeln seien, 
orientieren. Über Fortschritte sollte die Verwaltung berichten.1082 Das Konzept 
sollte durch die Prostituiertenberatungsstellen Mitternachtsmission und Café 
KOBER unterstützt werden. Im Gegenzug sollten die beiden Organisationen in 
die Neugestaltung der Förderung der Wohlfahrtsverbände im Bereich der städti-
schen Förderung einbezogen werden.1083 Zusätzlich beantragte die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die Verwaltung mit einem umfassenden Bericht über 
die Situation der Prostitution in Dortmund insgesamt zu beauftragen. Dieser soll-
te als Grundlage für die Entwicklung von Maßnahmen dienen, die einerseits das 
Leben und die Gesundheit der Prostituierten schützten und andererseits ein ver-
trägliches Miteinander von Prostitution und anderen Nutzungen ermöglichten.1084 
                                              
1079 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
1080 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.04.2000, TOP 5.1. 
1081 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1082 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1083 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1084 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
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Beide Anträge wurden angenommen.1085 Der Verwaltungsbericht lag im Juni vor, 
ist aber nicht im Ratsinformationssystem abgedruckt.1086 Aus Sicht der Verwal-
tung hatte sich schon zu diesem Zeitpunkt durch die Verlagerung des Straßen-
strichs an die Ravensberger Straße die Lage des Freiersuchverkehrs entspannt. 
Trotzdem sah die Verwaltung Verbesserungsbedarf hinsichtlich der Lage der 
Straßenprostitution.1087 Im Jahre 2000bestand bereits der Arbeitskreis (AK) Pros-
titution, der sich aus Vertretern der Verwaltung, des Ordnungs-, Jugend- und 
Gesundheitsamtes, der Beratungsstellen Café KOBER und der Mitternachtsmis-
sion, der Polizei und der Gleichstellungsbeauftragten zusammensetzte. Die mög-
lichen Maßnahmen sollten auf Vorschlag der Verwaltung im AK abgestimmt 
werden.1088 Der AK Prostitution hatte sich aufgrund der Problematik mit der 
Straßenprostitution in der Nordstadt darüber informiert, wie in anderen Kommu-
nen damit umgegangen wird. Dabei wurde das „Kölner Modell“ als mögliche 
Vorlage abgelehnt. Gründe sind aus dem Protokoll nicht ersichtlich. Das „Ut-
rechter Modell“ wurde hingegen als erfolgreich beurteilt. Ein geeignetes Kon-
zept sollte dementsprechend für Dortmund entwickelt werden. Betont wurde 
auch hier die Einbeziehung aller Beteiligten.1089 

Ende des Jahres 2000 wurde erneut durch die Verwaltung berichtet und über ein 
Konzept zum Umgang mit der Straßenprostitution im Sozialausschuss disku-
tiert.1090 So habe sich die Situation bereits verbessert (z. B. das Gelände sei über-
sichtlicher, bessere Beleuchtung, Abfallentsorgung). KOBER sei mit dem städti-
schen Streetworkerbus 2 bis 3 mal pro Woche vor Ort. Die Polizei fahre ver-
mehrt Streife.1091 Es hätten Gespräche mit KOBER und der Mitternachtsmission 
über mögliche Konzepte und eine Aufteilung der Tätigkeitsfelder stattgefun-
den.1092 Beide Organisationen hätten konsensuale Konzepte vorgelegt, die auch 
finanzierbar gewesen seien. Im Endergebnis seien die Verhandlungen jedoch 
gescheitert, da die Übereinkunft wieder in Frage gestellt worden sei. Daher sei 
geplant die Leistungen auszuschreiben. Nach Auskunft der Beratungsorganisati-
onen sei eine gemeinsame Beteiligung an der Ausschreibung geplant.1093 Die 
CDU-Fraktion votierte dafür, von einer Ausschreibung abzusehen, da KOBER 
die Arbeit auf dem Straßenstrich bereits begonnen habe und es von der Mitter-
nachtsmission kein Angebot gebe. Zudem liege ihr Schwerpunkt in der Betreu-
ung der Bars und der Opfer von Menschenhandel. Die SPD-Fraktion schloss sich 

                                              
1085 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1086 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 06.06.2000, TOP 3.3.  
1087 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1088 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1089 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.05.2000, TOP 4.1. 
1090 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
1091 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
1092 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
1093 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
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diesen Ausführungen an. Zudem bat sie die Pläne der Firma Berke vorzustel-
len.1094  

In der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord wurde durch den Sozialdienst katholi-
scher Frauen, der die Beratungsstelle Café KOBER betreibt, ebenfalls Ende des 
Jahres berichtet. KOBER führte in dem Bericht aus, dass geplant sei die Arbeit 
auf der Ravensberger Straße auszuweiten und von nun an mit fünf Mitarbeiterin-
nen an sechs statt nur an drei Tagen vor Ort zu sein. Dazu müsse die Unterstüt-
zung von Land und Stadt von bisher 185.000 DM auf 240.000 DM angehoben 
werden.1095 In derselben Sitzung berichtete das Gesundheitsamt über mögliche 
Entwicklungen der Straßenprostitution.1096 Das Gesundheitsamt sah in der Ver-
lagerung des Straßenstrichs an die Ravensberger Straße eine Chance, die jedoch 
finanziell unterstützt werden müsse. Daher wurde innerhalb der Veranstaltung 
vorgeschlagen, KOBER die veranschlagten 55.000 DM zur Verfügung zu stel-
len. Nach Einschätzung des Gesundheitsamtes sei gerade jetzt in der kalten Jah-
reszeit eine Betreuung der Prostituierten erforderlich, um eine Zurückverlage-
rung in die Wohngebiete zu verhindern.1097 

b) Betreuung der Prostituierten  

Im Sozialausschuss vom 16.01.2001 lag eine Anfrage der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen über die Sicherstellung der sozialen Arbeit mit Prostituierten in 
Dortmund vor.1098 Die Verwaltung beantwortete die Frage damit, dass pro Jahr 
239.500 DM notwendig seien.1099 

Im Januar 2001 berichtete das Gesundheitsamt über die Situation an der Ravens-
berger Straße und darüber, dass der Sozialausschuss die Verwaltung beauftragt 
habe mit KOBER eine Vereinbarung über die Betreuung der Frauen auf dem 
Straßenstrich abzuschließen. Entsprechende Finanzmittel seien im Haushalt ein-
gestellt worden. KOBER berichtete in der Sitzung, dass statt des Beratungsbus-
ses nun ein Beratungscontainer an der Ravensberger Straße fest installiert wor-
den sei, um die Akzeptanz des Standortes zu erhöhen. Das Ziel der Beratung 
durch KOBER sei es, eine sozialverträgliche Prostitution am Straßenstrich und 
außerhalb des Sperrgebietes zu ermöglichen.1100 Das Tiefbauamt berichtete, dass 
zur Verhinderung der Straßenprostitution in der Nordstadt Verkehrsverbote für 
den Durchgangsverkehr erlassen worden seien.1101 

An der Ravensberger Straße liegt auch das ehemalige EDG (Entsorgung Dort-
mund GmbH) Gelände. Die Stadt Dortmund ist mehrheitlicher Gesellschafter der 
                                              
1094 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.12.2000, TOP 3.2. 
1095 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.1. 
1096 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.2. 
1097 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 08.11.2000, TOP 2.2. 
1098 Dokument liegt nicht vor. 
1099 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 16.01.2001, TOP 2.1, 4.1. 
1100 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 2.1. 
1101 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 24.01.2001, TOP 7.2. 
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EDG.1102 Das EDG-Gelände sollte vermarktet werden. Dabei wurde von Seiten 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angefragt, ob der Investor bereit sei Auf-
enthaltsgelegenheiten für die Prostituierten zu schaffen und, ob die Verwaltung 
von sich aus sichere Bereiche für die Gewerbeausübung schaffen würde.1103 Die 
Verwaltung führte aus, dass man bei der Grundstücksentwicklung aufgrund des 
vorgelegten Nutzungskonzeptes mit dem Investor Fa. Berke kooperiere.1104 Die 
Straßenprostitution erschwere die Vermarktung. Daher werde das ursprüngliche 
Konzept angepasst.1105 Die Schaffung von Aufenthaltsmöglichkeiten für die 
Frauen war bindende Bedingung für alle Bewerber und sei im Konzept der Fa. 
Berke ebenfalls vorgesehen. Der Beratungsstelle KOBER werde im rückwärtigen 
Bereich der geplanten Gebäude für fünf Jahre mietfrei ein Büro zu Verfügung 
gestellt. Zudem enthielte das Angebot des Investors weitere Anlagen zur kontrol-
lierten und konfliktarmen Entwicklung der Straßenprostitution an der Ravens-
berger Straße. Dazu gehörten öffentliche Toilettenanlagen und weitere Aufent-
haltsräume. Auch der bereits bestehende Container sei durch den Investor bereit-
gestellt worden.1106 In Bezug auf die Schaffung von Möglichkeiten der sicheren 
Gewerbeausübung für die Prostituierten, sagte die Verwaltung aus, dass dies 
nicht Teil der Verhandlungen sei. 1107  

2. Jahre 2003 bis 2004 

a) Erste Beantragung von Verrichtungsboxen  

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 26.02.2003 beantrag-
ten „Die Stadtgrünen“1108 mit Antrag vom 05.02.2003, die Errichtung von Ver-
richtungsboxen für die Sicherheit der Prostituierten in der Ravensberger Straße. 
Verrichtungsboxen sind Parkbuchten, die so gestaltet sind, dass nur der Beifah-
rer, aber nicht der Fahrer aus dem Auto (z. B. in einer Notsituation) aussteigen 
kann. Die Stadtgrünen argumentierten damit, dass auch Prostituierte ein Recht 
auf sichere und gesunde Arbeitsplätze hätten. Die Planung der Boxen solle in 
Zusammenarbeit mit den Prostituierten, den Trägern sozialer Hilfen und den jet-
zigen und zukünftigen Anliegern erfolgen. Die Verwaltung solle beauftragt wer-
den, herauszufinden, ob die Investoren des anliegenden Gewerbegebietes an den 
Kosten beteiligt werden und ob für die Nutzung der Boxen Gebühren erhoben 
werden könnten. Die Planung der Boxen solle vor der Umsetzung in den zustän-
digen Ausschüssen sowie in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vorgestellt 

                                              
1102 https://www.edg.de/de/edg-konzern/konzern.htm. 
1103 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.12.2002, TOP 8.1. 
1104 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
1105 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
1106 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
1107 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.01.2003, TOP 8.1. 
1108 Eine zu diesem Zeitpunkt bestehende Abspaltung des Bündnis 90/Die Grünen in der Bezirks-

vertretung Innenstadt-Nord. 
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werden. Der Antrag wurde mit 3 Ja-Stimmen der Fraktion „Die Stadtgrünen“ 
und 14 Nein-Stimmen der SPD- und CDU-Fraktion abgelehnt.1109 

b) Beeinträchtigungen durch die Prostitution 

Trotz des Straßenstrichs an der Ravensberger Straße bestand auch 2003 und 
2004 weiterhin ein verstärkter Freiersuchverkehr in den Wohngebieten der Nord-
stadt (z. B. in der Nordstraße). In der Einwohnerfragestunde am 10.12.2003 in-
formierte die Schulleiterin der Vincke-Grundschule im Namen des Nachbar-
schaftskreises Nordmarkt plus die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord darüber, 
dass Anwohner verstärkt unter dem Freiersuchverkehr litten, obwohl die Nord-
straße am Abend nur durch Anlieger befahren werden dürfe. Als Experten waren 
Mitarbeiter vom Ordnungsamt, vom Amt für Tiefbau und Straßenverkehr und 
von der Polizeidirektion Nord anwesend.1110 Der Vertreter des Tiefbauamtes sag-
te, dass es nicht zu verhindern sei, dass auch andere Verkehrsteilnehmer außer 
Anliegern die Straßen unberechtigt passierten. Weitere Sperrmaßnahmen seien 
nicht möglich. Der Vertreter der Polizeidirektion Nord erläuterte, dass der Ver-
kehr in der Nordstraße zugenommen habe und die Polizei regelmäßig Kontrollen 
durchführe, eine Ausweitung der Kontrollen aufgrund des Personalschlüssels 
nicht möglich sei. Das Ordnungsamt regte an, dass die Anlieger die Situation 
weiter beobachten und, zur Abschreckung, Kfz-Kennzeichen notieren sollten. 
Der Bezirksvorsteher sah die Notwendigkeit zu weiteren Lösungen des Prob-
lems, die aber zurzeit nicht ersichtlich seien. Daher wolle man sich in Nachbar-
kommunen nach möglichen Lösungen umsehen.1111 

Auch im Jahre 2004 blieben die Beeinträchtigungen der Anwohner und der an-
liegenden Gewerbe durch den Straßenstrich bestehen. In der Sitzung des Sozial-
ausschusses vom 27.04.2004 berichtete die CDU-Fraktion darüber, dass es durch 
die Verlagerung des Straßenstriches an die Ravensberger Straße und Juliusstraße 
immer wieder zu Beeinträchtigungen der Anwohner und Gewerbe komme. Die 
Betroffenen berichteten davon, dass „Drogengeschirre, benutzte Kondome, leere 
Flaschen, Glassplitter und anderer Müll“1112 den Geschäftsbetrieb beeinträchtig-
ten und Kunden abgeschreckt werden würden. Die CDU-Fraktion fragte die 
Verwaltung danach, welche Maßnahmen getroffen werden, um die Spannungssi-
tuation für die Anlieger zu verbessern.1113 Der Sozialdezernent antwortete da-
rauf, dass KOBER Zuwendungen durch die Kommune erhalte, um auf der 
Ravensberger Straße für ein konfliktfreies Nebeneinander von Prostitution und 
Anliegern zu sorgen. So soll KOBER die Frauen motivieren, anfallenden Müll 
z. B. geordnet zu entsorgen. Dabei reinige die EDG die Ravensberger Straße und 

                                              
1109 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 26.02.2003, TOP 8.2. 
1110 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde. 
1111 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.12.2003, Einwohnerfragestunde. 
1112 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC). 
1113 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8 (Drs. Nr.: 06018-04-ASC). 
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ihre Gehwege sowie die acht Straßenpapierkörbe dreimal die Woche. Zusätzlich 
würden ein- bis zweimal pro Woche die Randbereiche gereinigt.1114 

Am 23.03.2004 lag der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord eine Eingabe des 
Quartiersbüros Nordmarkt zur Eindämmung des Freiersuchverkehrs im südlichen 
Nordmarktviertel vor. Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord verständigte sich 
darauf, durch die Verwaltung prüfen zu lassen, welche Maßnahmen durchgeführt 
werden könnten ohne den Handel, die Gewerbetreibenden und die Anwohner 
einzuschränken.1115  

In der Einwohnerfragestunde der Bezirksregierung Innenstadt-Nord am 
01.12.2004 informierten drei Anwohnerinnen sowie die Interessengemeinschaft 
Schleswiger Platz darüber, dass sie darüber besorgt seien, dass sich die Woh-
nungen in den Problembereichen nicht mehr vermieten ließen. Insbesondere gehe 
es um Prostitution in einigen Häusern an der Schleswiger Straße sowie in einer 
Gaststätte und der Drogenproblematik in Häusern in der Gronaustraße. Die Prob-
leme seien bereits im Nachbarschaftskreis „Rund um Hannibal“ erörtert worden 
und sollten im Konsultationskreis Nordstadt diskutiert werden.1116 

3. Jahr 2005 

a) Verwaltungsbericht und Neukonzeption der Straßenprostitution  

Mitte 2005 lag ein weiterer Verwaltungsbericht zur Situation der Straßenprosti-
tution und zur Neukonzeption der Ravensberger Straße vor. Dieser wurde dem 
Ausschuss für Soziales1117, dem Ausschuss für öffentliche Ordnung1118 sowie der 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord1119 zur Kenntnis vorgelegt. Da dieses Kon-
zept einen wesentlichen Baustein zur Verfestigung des Straßenstrichs an der 
Ravensberger Straße darstellt, wird im Folgenden näher auf die Diskussion ein-
gegangen. 

Das Rechts- und das Sozialdezernat informierten in dem gemeinsamen Bericht 
darüber, dass der Straßenstrich nach Feststellungen der Polizei von ca. 380 Frau-
en aufgesucht werde. Die Straßenprostitution habe sich weitgehend an die 
Ravensberger Straße verlagert und sich dort verfestigt. Dabei handele es sich 
sowohl um Prostitution als Erwerbsquelle als auch um Beschaffungsprostitution. 
An der Ravensberger Straße werden für die Prostituierten Hilfsangebote in ei-
nem Beratungscontainer durch die Organisation KOBER auf dem ehemaligen 
EDG-Gelände durchgeführt. Die Beratungsstelle werde durch den Sozialetat der 
Stadt Dortmund unterstützt. Ergänzend betreue die Mitternachtsmission die dro-

                                              
1114 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 27.04.2004, TOP 2.8. 
1115 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2004, TOP 3.1. 
1116 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.012.2004, Einwohnerfragestunde. 
1117 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05). 
1118 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05). 
1119 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05). 
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genabhängigen Prostituierten.1120 Im Ratsbeschluss zur Entwicklung der ehema-
ligen EDG-Fläche wurde entschieden, dass die wesentlichen Faktoren die Ge-
werbeansiedlung und die Weiterentwicklung der Hilfs- und Beratungsangebote 
für Prostituierte sein sollten.1121 Für die Beratungsorganisation seien ein Büro 
und Sozialräume geplant, die vom Investor errichtet und mindestens fünf Jahre 
mietfrei zur Verfügung gestellt werden sollten. Nur die verbrauchsabhängigen 
Kosten seien zu tragen. Vom Ratsbeschluss sei jedoch nur eine Fläche zur An-
bahnung, nicht jedoch zur Verrichtung umfasst.1122 Dabei ging die Verwaltung 
davon aus, dass die Planung soweit fortgeschritten sei, dass man mit einer baldi-
gen Umsetzung zu rechne.1123 Die Verrichtung wäre zurzeit nicht möglich, da 
das Gelände eingezäunt sei, so dass das weitere Umfeld des Straßenstrichs zur 
Verrichtung genutzt werde.1124 Daher werde durch die betroffenen staatlichen 
(Polizei, Stadtverwaltung) und nichtstaatlichen (Hilfsorganisationen) Stellen be-
fürwortet, in der unmittelbaren Nähe zum Straßenstrich ebenfalls eine Fläche zur 
Verrichtung bereitzustellen. Dies diene zum einen der Sicherheit der Frauen und 
andererseits dazu Störungen der Anwohner und Gewerbetreibenden zu verrin-
gern. Hierfür seien mit dem Eigentümer des ehemaligen Eisenbahngeländes 
(60.000qm) nahe der Ravensberger Straße bereits Verhandlungen begonnen 
worden. Neben einer Nutzfläche für die PKWs zur Verrichtung gebe es Konzep-
te (z. B. vom Verein Nordmarkt plus), im Rahmen eines Gemeinschaftsprojekts 
eine Verbesserung des Standortes z. B. durch die Errichtung eines Imbis-
ses/Kiosks mit Imbisswagen bzw. Bistrocontainers mit Stehtischen und Park-
möglichkeiten sowie eines Sanitärcontainers mit Duschen und WC-Anlagen, die 
eventuell vom Kioskbesitzer mitbetrieben werden könnten, zu erreichen. Diese 
Ideen wurden in dem Verwaltungsbericht bereits mit konkreten Quadratmeteran-
gaben (ca. 5000 qm) vorgestellt.1125 Ein weiterer Aspekt dieses Konzeptes sind 
sogenannte Verrichtungsboxen, von denen 12 Stück geplant seien. Das Gesamt-
konzept solle durch einen Verein, der durch einen Communityfound finanziert 
werde, getragen werden. Aufgrund von Beratungen mit der Hilfsorganisation 
KOBER müsse die Einrichtung eine gewisse Weitläufigkeit bieten, um akzeptiert 

                                              
1120 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 1). 
1121 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
1122 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
1123 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
1124 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
1125 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 2). 
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zu werden.1126 „Exakt durchgeplante Anlagen mit hohem technischem und opti-
schem Standard würden von den Freiern nicht aufgesucht.“1127 

Die Verwaltung informierte weiter darüber, dass zur Umsetzung eine interne 
Projektgruppe eingesetzt werde, die sich aus Vertretern der Wirtschaftsförde-
rung, der Sozial-, Ordnungs- und Planungsverwaltung zusammensetze. Sie solle 
die Möglichkeiten zur Nutzung des ehemaligen Bahngeländes sowie die Einbin-
dung von Hilfekonzepten prüfen.1128 Das Ziel dieser Projektgruppe auf Füh-
rungsebene sei es auch, Fehlentwicklungen in Zusammenhang mit der Prostituti-
on zu unterbinden. Dazu gehöre schwerpunktmäßig die Ravensberger Straße und 
ihr Umfeld. Beteiligt seien folgende Dezernate mit untergeordneten Ämtern: So-
ziales, Jugend, Schule, Gesundheit und Recht, Ordnung und Umwelt. Die Pro-
jektgruppe sei am 04.07.2005 gegründet worden.1129 
Der Verwaltungsbericht bzw. die Verwaltungsvorlage wurde zuerst im Aus-
schuss für Soziales besprochen.1130 Hierzu lagen ein gemeinsamer Vorschlag und 
ein Ergänzungsantrag der Fraktionen der SPD und der Bündnis 90/Die Grünen 
sowie ein Ergänzungsantrag der Fraktion FDP/Bürgerliste vor.1131 Der Sozialde-
zernent stellte klar, dass aufgrund der Verhältnisse auf dem Straßenstrich an der 
Ravensberger Straße die weitere Entwicklung des Standortes konzeptionell zu 
planen sei. So sei das EDG-Gelände, das zuvor zur Verrichtung genutzt worden 
sei, aufgrund von Verkehrssicherungspflichten nun eingezäunt worden und stehe 
nicht mehr zur Verfügung. Dies führe zur unerwünschten Verdrängung der Frei-
er in die anliegenden Ortsteile. Das stillgelegte Eisenbahngelände des Güter-
bahnhofs DO-Eving liege in der Nähe der Ravensberger Straße und biete sich als 
Ausweichfläche an. Entsprechende Verhandlungen seien bereits mit dem Eisen-
bahnvermögensamt eingeleitet worden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
verwies darauf, dass der Standort nicht nur sozialverträglich sein müsse, sondern 
dass auch die Interessen der Anwohnerschaft berücksichtigt werden müssten. Es 
gehe darum, die Situation der Prostituierten zu verbessern, aber die Belastung für 
das Umfeld möglichst gering zu halten. Der gemeinsame Vorschlag der Fraktio-
nen SPD und der Bündnis 90/Die Grünen solle nach Ansicht der Fraktionen eine 
pragmatische Lösung darstellen.1132 Die CDU-Fraktion sah die Verwaltungsvor-
lage jedoch als ausreichend in diesem Sinne an.1133 In dem ergebnisoffen formu-
                                              
1126 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
1127 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
1128 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05, 

S. 3). 
1129 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1130 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02441-05). 
1131 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-E1; 

02418-05-E2). 
1132 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05, 02418-05-

E2). 
1133 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9. 
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lierten Beschlussvorschlag gingen die Fraktionen darauf ein, dass Entwicklungen 
an der Ravensberger Straße das Ziel haben müssten, die Straßenprostitution aus 
den umliegenden Wohnvierteln fernzuhalten und den Prostituierten eine optima-
le Betreuung bereitzustellen. Zudem solle die Verwaltung beauftragt werden, 
bezüglich der benachbarten Grundstücke zur Ravensberger Straße mit den Ei-
gentümern und für das Betreibungskonzept mit potentiellen Betreibern in Ver-
handlungen zu treten, wobei das Betreibungskonzept sich an der realen sozialen 
und wirtschaftlichen Lebenssituation der Prostituierten orientieren solle.1134 Da-
bei wurden eine „überdimensionierte Anordnung von sog. Verrichtungsbo-
xen“1135 sowie Wohnwagen auf dem Straßenstrich jedoch abgelehnt.1136 Zudem 
solle die Verwaltung zu einer regelmäßigen Berichterstattung über die Entwick-
lungen verpflichtet werden.1137 Darüber hinaus lag ein Beschlussvorschlag der 
FDP/Bürgerliste vor, der darauf abzielte, die Straßenprostitution auf diesen 
Standort zu beschränken, so dass es keine weiteren negativen Auswirkungen für 
die anliegenden Flächen gebe. Dies solle konkret durch die Neuerrichtung von 
Räumen für die Beratungsstelle KOBER, der Einrichtung von sanitären Anlagen, 
eines Kiosks und von Sicherheitsboxen geschehen. Zudem solle diese Infrastruk-
tur westlich der Ravensberger Straße errichtet werden, falls die Verhandlungen 
mit der Deutschen Bahn scheiterten.1138 Die politischen Gremien sollten eben-
falls regelmäßig über die Entwicklungen informiert werden.1139 Als Begründung 
gab die Fraktion FDP/Bürgerliste an, dass es sich bei der Ravensberger Straße 
grundsätzlich um einen geeigneten Standort handele. Die umliegenden Firmen-
grundstücke litten jedoch unter Verunreinigungen durch die Nutzer des Straßen-
strichs, so dass die Gelände nun nachts verschlossen werden würden und die 
Prostituierten und Freier in die Wohngebiete (z. B. Eving und Derne) auswichen. 
Dadurch würden die Anwohner dort belästigt. Zudem sei mit der Weltmeister-
schaft 2006 mit einem Anstieg der Prostitution in Dortmund zu rechnen. Daher 
müsse schnell eine Lösung gefunden werden, die die Interessen der Anwohner 
(Verbesserung des Wohnumfeldes) und der Prostituierten (Sicherheit und Bera-
tung) vereine.1140 Dies gelänge, indem man durch die entsprechende Infrastruktur 
eine Konzentration auf den Standort Ravensberger Straße erreiche. Zur Infra-
struktur gehöre, dass auf einem Teilbereich des Gesamtgeländes die Prostituier-
tenberatungsstelle mit Büro und Sozialräumen, sowie Sanitäranlagen, ein Kiosk 
und Sicherheitsboxen errichtet werden würden.1141 Auch die Fraktion 
FDP/Bürgerliste wünschte sich, dass der Ausschuss zu einem gemeinsamen Er-
gebnis komme. Sie bat aber darum, die Variante mit der Verwendung des EDG-
Geländes als hilfsweise Alternative ebenfalls aufzunehmen.1142 Die Ausschuss-
vorsitzende (Bündnis 90/Die Grünen) klärte darüber auf, dass dies nicht möglich 
                                              
1134 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1135 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1136 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1137 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E2). 
1138 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1). 
1139 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1). 
1140 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1). 
1141 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9 (Drs. Nr.: 02418-05-E1). 
1142 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9. 
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sei, da es einen Ratsbeschluss über den Verkauf des gesamten EDG-Geländes 
gebe. Es liefe bereits eine entsprechende Option, was der Hintergrund dafür sei, 
von der einen auf die andere Straßenseite zu wechseln.1143 Die Teile des Antra-
ges, die sich auf den Verkauf des EDG-Geländes bezögen, gingen von falschen 
Voraussetzungen aus, da sie den aktuellen Stand der Diskussion nicht einbezö-
gen. Daher schlug die Vorsitzende vor, den Antrag zurückzuziehen, zumal er 
nicht mit der Verwaltungsvorlage kompatibel sei.1144 Die Fraktion hielt ihren 
Antrag aufrecht. Der gemeinsame Antrag der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen wurde angenommen. Der Antrag der Fraktion 
FDP/Bürgerliste wurde abgelehnt.1145 
Am 15.06.2005 nahm die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord die Verwaltungs-
vorlage zur Situation der Prostitution in der Nordstadt unter TOP 9.4 zur Kennt-
nis.1146 Anträge liegen hier nicht vor, jedoch bestehen Nachfragen durch die 
Fraktionen. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragte, warum die Hilfsorgani-
sationen KOBER und Mitternachtsmission nicht unmittelbar an der verwaltungs-
internen Projektgruppe beteiligt seien und welchen Inhalt die ausgeschriebene 
Beratungsleistung habe.1147 Auch die SPD-Fraktion hatte Bedenken, die einer 
positiven Stellungnahme aus Sicht der Fraktion entgegenstehen. So würden die 
in der Vorlage angedeuteten Konzepte nicht vorgestellt und aus der Sicht der 
Verwaltung hinsichtlich der Machbarkeit bewertet. So sei der Fraktion z. B. be-
kannt, dass das Konzept von Nordmarkt plus auch die Aufstellung von Wohn-
wagen zum Rückzug und zur Verrichtung vorsehe. Dies spiegele sich in der Vor-
lage jedoch nicht wider und würde auch von der SPD als „Linienstraße light“1148 
abgelehnt werden. Zudem sei die für den Straßenstrich geplante Fläche zu groß, 
sofern nicht eine quantitative Vergrößerung des Straßenstrichs provoziert werden 
solle. Während die Errichtung eines Kiosks in Ordnung sei, bestünden gegen die 
zusätzliche Errichtung eines Bistrocontainers mit Parkplätzen erhebliche Beden-
ken.1149 Das Gesamtkonzept werde kritisch gesehen, da dies die Attraktivität des 
Straßenstrichs steigere und damit zu einer Erhöhung der Anzahl der Prostituier-
ten und Freier führen würde.1150 Die Verbesserung der Situation der Prostituier-
ten solle, vor allem in Abgrenzung zur Verbesserung des Angebots für die Frei-
er, als Ziel klarer herausgestellt werden.1151 Die SPD-Fraktion begrüßte jedoch 
die Einrichtung von Sanitäranlagen, eines Kiosks, sowie eines Büros und der 
Sozialräume für die Beratungsorganisationen. Negativ wurde jedoch angemerkt, 
dass es keine konkreten Berechnungen zur finanziellen Machbarkeit gebe. Die 

                                              
1143 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9. 
1144 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9. 
1145 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.06.2005, TOP 3.9. 
1146 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4 (Drs. Nr.: 02441-05). 
1147 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1148 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1149 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1150 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1151 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
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Einrichtung einer Projektgruppe wurde ebenfalls begrüßt.1152 Auch die CDU-
Fraktion stand der Vorlage ablehnend gegenüber und gab folgende Bedenken zu 
Protokoll1153: Vorrangiges Ziel solle es sein, die Prostitution in den Wohnberei-
chen der Nordstadt auf der Straße und aus den Gaststätten heraus zu verhindern. 
Zudem müssten die Prostituierten durch bauliche Maßnahmen vor Übergriffen 
und Gewaltdelikten geschützt werden und die soziale Betreuung sei zu gewähr-
leisten. Ihnen seien sanitäre Einrichtungen und Rückzugsmöglichkeiten bereitzu-
stellen. Stellplätze für Wohnwagen wurden hingegen abgelehnt. Verrichtungsbo-
xen seien nur in begrenzter Zahl zu errichten. Das Ordnungsamt und die Polizei 
müssten restriktiv unter Ausnutzung aller Möglichkeiten sicherstellen, dass in 
den Wohnbereichen innerhalb des Sperrbezirks keine Prostitution (Anbahnung 
und Verrichtung) stattfinde. Die bisherigen Anstrengungen der Ordnungsbehör-
den würden als unzureichend betrachtet. Zudem seien während der Fußballwelt-
meisterschaft weitere Flächen nahe dem Fußballstadion als Straßenstriche aus-
zuweisen, um die Nordstadt zu entlasten. Insgesamt sollten weitere Bereiche au-
ßerhalb des Sperrbezirks zur Verrichtung der Straßenprostitution zu Verfügung 
gestellt werden.1154 

Der Bericht wurde auch vom Ausschuss für Bürgerdienste zur Kenntnis genom-
men.1155. In der Diskussion wurden ebenfalls die Gewährleistung der Sicherheit 
der Prostituierten und der Schutz der Anwohner vor Belästigungen als Ziele for-
muliert. Zudem wurde angeregt, die Verrichtungsboxen Sicherheitsboxen zu 
nennen.1156 Im Übrigen schloss sich der Ausschuss bei Enthaltungen der Fraktion 
FDP/Bürgerliste der Empfehlung des Sozialausschusses an.1157 

b) Fortbestehende Belästigungen 

Aber auch 2005 bestehen weiterhin Belästigungen der Anwohner durch die Pros-
titution. In der Sitzung am 15.06.2005 beklagte der Anwohner Herr T., dass die 
Polizei und die Stadt Dortmund wenig gegen die Prostitution an der Holsteiner 
Straße täten. Es käme dort jede Nacht zu Ruhestörungen. In der Sitzung waren 
Mitarbeiter vom Ordnungsamt und von der Polizei anwesend. Das Ordnungsamt 
wies Herrn T. daraufhin, alle Störungen der Polizei und dem Ordnungsamt zu 
melden.1158 In der Sitzung vom 07.09.2005 war Herr T. erneut in der Sitzung der 
Bezirksvertretung. Der Bezirksvorsteher teilte ihm daraufhin mit, dass die ange-
sprochenen Störungen in einer Sitzung mit dem Ordnungsamt und der Polizei zu 
besprechen seien.1159  

                                              
1152 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1153 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1154 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP 9.4. 
1155 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4 (Drs. Nr.: 02441-05). 
1156 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4. 
1157 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 21.06.2005, TOP 4.4. 
1158 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.06.2005, TOP Einwohnerfragestunde. 
1159 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP Einwohnerfragestunde. 
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c) Verlegung des Straßenstrichs 

In den Sitzungen der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im September und No-
vember 2005 machte die Fraktion FDP/Bürgerliste folgenden Beschlussvor-
schlag:1160  

„Die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord beauftragt die Verwaltung ein 
geeignetes Grundstück (Standort) für die Verlagerung der Straßenprosti-
tution aus der Stadtmitte zu benennen“.1161  

Als Begründung führte sie auf, dass der aus ihrer Sicht geduldete Straßenstrich 
an der Ravensberger Straße zu Belästigungen der Anwohner, bei denen es sich 
insbesondere auch um Kinder handele, führe. Auch die Geschäfte der anliegen-
den Gewerbetreibenden würden durch die Prostitution gestört. Diese Störungen 
könnten durch die Verlagerung des Straßenstrichs auf ein brachliegendes Grund-
stück der Stadt verhindert werden. Zudem gebe es nach Aussage des OB Lange-
meier genügend Brachgrundstücke. Folgende Kriterien sollten bei der Grund-
stücksuche beachtet werden: Erreichbarkeit durch den ÖPNV, Infrastruktur wie 
Toilette, Telefon, mindestens 3 km Entfernung vom nächsten Wohngebiet, Ak-
zeptanz durch Prostituierte und Freier sowie Verkehrsmöglichkeiten für Freier 
(z. B. Asphaltierung). Zudem sollte ein Sicherheitskonzept unter Einbindung 
aller Beteiligten, u. a. dem Ordnungsamt, der Polizei, Sozial- und Gesundheits-
amt sowie KOBER und Mitternachtsmission nach dem Kölner Modell erstellt 
werdeb. Die Verkehrssituation („Stoßstange an Stoßstange“1162) müsse durch 
entsprechende Verkehrsregelungen entschärft werden.1163 Der Antrag wurde ab-
gelehnt.1164  

d) Weitere Planung hinsichtlich des Straßenstrichs an der Ravensberger 
Straße 

Der Beigeordnete für das Rechts-, Ordnungs- und Umweltdezernat berichtete am 
02.11.2005 in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord über die Straßenprostituti-
on. Dabei informierte er darüber, dass die Eindämmung der Straßenprostitution 
wichtig sei, um eine Ausfransung in die benachbarten Wohngebiete hinein zu 

                                              
1160 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-05, 

S. 2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.4 (Drs. Nr.: 
03429-05). 

1161 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-05, 
S. 2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.4 (Drs. Nr.: 
03429-05). 

1162 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-05, 
S. 3). 

1163 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-05, 
S. 3). 

1164 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.09.2005, TOP 12.12 (Drs. Nr.: 03262-05, 
S. 2); Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.4 (Drs. Nr.: 
03429-05). 
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verhindern.1165 Zudem solle der Charakter des Straßenstrichs nicht verändert und 
die Fläche nur zurückhaltend gestaltet werden. Die Fläche solle bis zu Beginn 
der Weltmeisterschaft fertiggestellt werden.1166 

e) Repressives Vorgehen in der Nordstadt 

Innerhalb des Sperrgebietes wurde von Seiten der SPD-Fraktion in der Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord Ende 2005 ein verstärktes, repressives Vorgehen ge-
wünscht.1167 Die Bezirksvertretung solle beschließen, dass die Verwaltung in 
Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden Maßnahmen ergreife, eine Ausbrei-
tung des Straßenstrichs außerhalb des Ravensberger Straße zu verhindern, die 
Beschaffungsprostitution sowie die Drogenszene aus den Bereichen Hornbach-
gelände, WEZ, Bornstraße, Bauhausgelände zu vertreiben und damit auch die 
Sicherheit der Kunden und Gewerbetreibenden sowie ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in dem Gewerbegebiet an der Bornstraße gegenüber Freiern und 
Drogendealern zu gewährleisten. Es solle ein Sicherheitskonzept für die Born-
straße erstellt werden, so dass Gewerbeschließungen verhindert werden könnten 
und auch der Freiersuchverkehr eingedämmt werde.1168 Zur Begründung gab die 
SPD-Fraktion an, dass nach Berichten von Gewerbetreibenden und Kunden, 
durch die Polizei, durch Mitarbeiter der Verwaltung und nach eigener Feststel-
lung der Wirtschaftsstandort Bornstraße durch die Ausbreitung der Straßen- und 
Beschaffungsprostitution, des Freiersuchverkehrs sowie durch die Drogenszene 
gefährdet sei. Dabei gehe es vor allem um Belästigungen von Kunden und Mit-
arbeitern und Behinderungen auf der Bornstraße durch den Freiersuchverkehr 
sowie um die Benutzung der Gelände von Hornbach, Bauhaus und WEZ zur 
Verrichtung. So fänden sich nach den Berichten auf den Gewerbegeländen Hero-
inspritzen, Kondome und andere szenetypische Gebrauchsgegenstände. Die 
SPD-Fraktion sprach davon, dass eine Zustimmung zum Verbleib des „gedulde-
ten“1169 Straßenstrich auf der Ravensberger Straße abhängig davon sei, dass die 
o. g. Probleme beseitigt würden.1170 Mit Mehrheit der Stimmen der SPD- und der 
CDU-Fraktion wird der Antrag angenommen. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen sowie die PDS stimmten dagegen; die Fraktion FDP/Bürgerliste enthielt 
sich.1171 

                                              
1165 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 2.1. 
1166 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 2.1. 
1167 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
1168 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
1169 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
1170 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2 (Drs. Nr.: 03600-

05). 
1171 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.2. 
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In derselben Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord lag auch ein Antrag 
der CDU-Fraktion vor, der sich ebenfalls mit einem verstärkten repressiven Vor-
gehen gegen Prostitution außerhalb der Ravensberger Straße befasste. Über-
schrieben war der Antrag mit dem Titel „Zur Aufwertung der Nordstadt – 
Ravensberger Straße“. Der Antrag umfasste drei Punkte: Unterbindung der An-
bahnung und Ausübung der Prostitution außerhalb der Ravensberger Straße (da-
bei vollständige und nicht nur teilweise Ahndung bei Prostitution innerhalb des 
Sperrbezirks) durch ordnungsrechtliche Maßnahmen unter Bereitstellung von 
ausreichend Personal, die Aufforderung an KOBER darauf hinzuwirken, dass die 
Prostituierten die Ravensberger Straße nicht verließen und die Ausweitung des 
Sperrbezirks auf die Juliusstraße und Mindener Straße sowie eine räumliche 
Trennung von Gewerbetreibenden und Straßenstrich durch bauliche Maßnah-
men.1172 Zur Begründung führte die CDU-Fraktion an, dass die Verlagerung des 
Straßenstrichs an die Ravensberger Straße keine Verbesserung für die Nordstadt 
gebracht habe. Es bestünden noch immer Belästigungen gegenüber Anwohnern 
und wirtschaftliche Nachteile für die Gewerbetreibenden, worunter auch die 
Entwicklung des Gewerbebetriebes Bornstraße leide. Zudem habe die Nordstadt 
einen Imageschaden erlitten. Die Verrichtung finde auf den Parkplätzen und in 
anliegenden Seitenstraßen statt, wo dann der Abfall der Verrichtung (z. B. Kon-
dome) liegen bliebe. Hornbach könne den Personaleingang nicht mehr nutzen 
und das Sportcenter Eisenhauer hätte nachgewiesen, dass Frauen dort nur in ge-
ringer Zahl Kundinnen werden würden. Die Firma Staples hätte bauliche Maß-
nahmen veranlasst, um die Parkfläche von Freiern und Prosituierten freizuhalten. 
Das Grundstück der Firma Berke finde keine Abnehmer. Des Weiteren böten 
sich Prostituierte auch auf dem Weg zur Ravensberger Straße an, wodurch sich 
die Prostitution nicht auf die Ravensberger Straße beschränke und auch Anwoh-
nerinnen von Freiern angesprochen werden würden. Zudem sei durch ihre Of-
fenheit die Prostitution auch für Jugendliche sichtbar.1173 Entgegen aller Aussa-
gen von vermeintlichen Fachleuten habe sich die Zahl der Prostituierten erhöht. 
Die Ordnungsbehörden könnten mit den üblichen Maßnahmen und dem verfüg-
baren Personal die erneute Ausweitung der Straßenprostitution nicht verhindern. 
Die Straßenprostitution bliebe entgegen aller Aussagen nicht auf die Ravensber-
ger Straße beschränkt.1174 Die Interessen der Anwohner müssten durch die rest-
riktive Ahndung von Ordnungsverstößen gewahrt werden.1175 Ebenso wie der 
Antrag der SPD-Fraktion wurde der Antrag mit den Stimmen der SPD- und der 

                                              
1172 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
1173 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
1174 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
1175 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05). 
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CDU-Fraktion gefasst. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie die PDS 
stimmten dagegen; die Fraktion FDP/Bürgerliste enthielt sich.1176 

Die Stadtverwaltung (Dezernat Recht, Ordnung und Umwelt) entgegnete den 
Forderungen der CDU-Fraktion mit einer Stellungnahme vom 13.12.2005.1177 
Darin beschrieb die Verwaltung, dass ordnungsbehördliche Maßnahmen gegen 
die Prostitution innerhalb des Sperrbezirks konsequent durch die Ordnungsbe-
hörden durchgeführt werden würden und damit die Forderung der CDU größten-
teils umgesetzt werde. Außerhalb des Sperrbezirks könne gegen Prostitution nur 
vorgegangen werden, wenn andere Rechtsgebiete (z. B. Gewerberecht) betroffen 
seien. Durch die erlaubte Ausübung der Prostitution in der Ravensberger Straße 
und den Kontrolldruck im Sperrbezirk sei eine Rückverlagerung des Straßen-
strichs in die gesamte Nordstadt verhindert und damit die Wohngebiete entlastet 
worden. In Gesprächen zwischen den Ordnungsbehörden und Anwohnervertre-
tern (z. B. Nordmarkt plus) zeige sich eine Verbesserung der Situation in der 
Nordstadt für die Anwohner.1178 Auch biete die räumliche Beschränkung des 
Straßenstrichs auf die Ravensberger Straße eine relative Sicherheit für die Prosti-
tuierten, so dass ein Verlassen des Geländes aufgrund einer möglichen Gefähr-
dung von den meisten nicht gewünscht sei. Dass Verrichtungen doch außerhalb 
des Geländes vorgenommen werden würden, liege meist an den Vorgaben der 
Freier, denen die Prostituierten aus wirtschaftlichen Gründen nachgäben. Auch 
wenn eine räumliche Beschränkung im Sinne der Anwohner und Gewerbetrei-
benden sowie ihrer Kunden und Beschäftigten sei, sei dies nicht vollständig 
durchsetzbar. Verrichtungen außerhalb des Geländes würden jedoch im Rahmen 
der Ressourcen verfolgt und geahndet. Die Kontrollen der Ordnungsbehörden 
z. B. an der Bornstraße gewährleisteten bereits ein hohes Maß an Sicherheit.  

„Die geschilderten Belästigungen allerdings völlig zu verhindern, wäre 
auch nicht mit höherem Polizeieinsatz (deren Finanzierung realistischen 
Zwängen unterliegt), sondern vermutlich nur mit Methoden eines Polizei-
staates durchführbar. Der Denkansatz dürfte aber für keinen verständigen 
Bürger eine diskutable Alternative sein.“1179 

Die Verwaltung informierte im Folgenden darüber, dass eine Ausweitung des 
Sperrbezirkes auf die Juliusstraße und die Mindener Straße nur durch eine 
Rechtsverordnung der Bezirksregierung zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit möglich sei. Zu solchen schützenswerten Orten gehören Schulen, Ju-
gendeinrichtungen und Wohnbereiche, in denen öffentliche Prostitution eine Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bzw. eine Gefährdung der Jugend 
                                              
1176 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3. 
1177Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-05-

E1). 
1178 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1179 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
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darstellen würde. Die o. g. Straßen seien als Gewerbegebiet ausgewiesen und 
enthielten keine Jugendeinrichtungen. 

„Eine Erweiterung oder sogar generelle Ausweitung auf das gesamte Stadtgebiet 
wäre somit rechtswidrig und wurde auch bereits durch einschlägige Rechtspre-
chung aufgehoben.“1180 

Es bestehe eine enge Zusammenarbeit mit den Beratungs- und Hilfestellen (Mit-
ternachtsmission, KOBER), um mit den Prostituierten ins Gespräch zu kommen 
und „die Situation der betroffenen Prostituierten zu mildern“1181. Ein Weisungs-
recht gegenüber den Beratungsstellen gebe es jedoch nicht. Daher sei eine Aus-
weitung der Tätigkeiten der Beratungsstellen nur über zusätzliche finanzielle 
Mittel möglich, die sich natürlich auf den städtischen Haushalt auswirken wür-
den. Zudem entspräche es nicht der sozialarbeiterischen, auf Vertrauen basieren-
den Arbeitsweise Verbote auszusprechen.1182 

Bezüglich der Stellungnahme kritisierte die SPD-Fraktion, dass der Bericht die 
Realität beschönige und die im Bericht genannten Maßnahmen unzureichend 
seien, „um der Straßenprostitution entgegenzuwirken“.1183 Die CDU-Fraktion 
kritisierte die Formulierung, dass nur Methoden des Polizeistaates zu einer voll-
ständigen Unterbindung der angesprochenen Probleme führen könnten.1184 

Am 07.12.2005 stellte die PDS eine Anfrage in der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord über die Hilfsangebote für Prostituierte und Drogenabhängige.1185 
Gefragt wurde danach, welche Hilfsangebote es gebe, ob die Hilfsangebote in 
den vergangenen fünf Jahren aus- oder abgebaut worden seien und ob das beste-
hende Angebot für ausreichend erachtet werde. Die Anfrage hätte den Hinter-
grund, dass man feststellen wolle, ob alle therapeutischen Maßnahmen ausge-
schöpft worden seien, bevor man repressive Maßnahmen ergreife, die zu einer 
Problemverlagerung führen könnten.1186 

4. Jahr 2006 

a) Bestehende Probleme durch Prostitution im Sperrbezirk 

Auch im Jahre 2006 bestanden weiterhin Probleme mit der Prostitution innerhalb 
des Sperrbezirks. So wurde von Anwohnern berichtet, dass in einem Haus und 
einer Gaststätte („Mastika“) in der Holsteiner Straße illegal der Prostitution 
                                              
1180 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1181 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1182 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-

05-E1). 
1183 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
1184 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, TOP 10.10. 
1185 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.12.2005, TOP 13.3. 
1186 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.12.2005, TOP 13.3 (Drs. Nr.: 03822-05). 
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nachgegangen werde, was dazu führe, dass es auch in den Nachbarhäusern 
schwierig sei Nachmieter zu finden.1187 In der Einwohnerfragestunde am 
25.03.2006 beschwerte sich der Anwohner Herr T. zum dritten Mal über Prob-
leme mit dem Drogenhandel und der Prostitution an der Holsteiner Straße bzw. 
Bornstraße sowie in der Nordstraße. Er bat darum, Abhilfe durch die zuständigen 
Ämter schaffen zu lassen. Die Bezirksvertretung entgegnete daraufhin, dass die 
Verwaltung in Zusammenarbeit mit der Bezirksvertretung diesbezüglich schon 
aktiv geworden sei, z. B. bei der Schließung der Gaststätte „Mastika“ und der 
Razzia an der Holsteiner Straße. Die Bezirksvertretung sei in dieser Angelegen-
heit auch weiterhin aktiv.1188 In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord am 03.05.2006 stellte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Anfrage an 
die Verwaltung bezüglich der Prostitutionsproblematik in der Holsteiner Stra-
ße.1189 Es ging darum, dass in der letzten Sitzung des Konsultationskreises Nord-
stadt berichtet worden sei, dass die Prostitutionsszene aus der geschlossenen 
Gaststätte „Mastika“ nun in den benachbarten Häusern Prostitution anbahne und 
durchführe. In der Zeitung sei über die Schließung eines nichtgenehmigungsfä-
higen Bordells in Hohensyburg berichtet worden. Die Fraktion möchte nun wis-
sen, ob eine solche Schließung unter den gleichen Kriterien in der Holsteiner 
Straße erfolgen könne.1190 Am 16.08.2006 liegt die Beantwortung der Anfrage 
vom 03.05.2006 vor. Darin informiert der Rechtsdezernent darüber, dass sich die 
Voraussetzungen zur Schließung eines Bordellbetriebes in Hohensyburg und in 
der Holsteiner Straße glichen (reines Wohngebiet, Gewerbebetriebe daher bau-
rechtlich nicht genehmigungsfähig). Der Unterschied liege jedoch darin, dass der 
Bordellbetrieb in Hohensyburg gewerberechtlich angemeldet wurde und trotz 
fehlender Genehmigung nachweislich eröffnet und betrieben worden sei. An der 
Holsteiner Straße beobachte die Stadt die Problematik, könne aber nur einschrei-
ten, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen, insbesondere hinsichtlich der Un-
verletzlichkeit der Wohnung vorlägen.1191 

b) Das Verkehrs- und Gestaltungskonzept Ravensberger Straße 

Mit dem Schreiben vom 15.02.2006 legte die Verwaltung ein Verkehrs- und Ge-
staltungskonzept für die Ravensberger Straße vor. Mit diesem wurden der Aus-
schuss für öffentliche Ordnung, die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, der Aus-
schuss für Stadtgestaltung, der Sozialausschuss, der Haupt- und Finanzausschuss 
und der Rat der Stadt Dortmund befasst.1192 Die Verwaltung verfolgte mit dem 

                                              
1187 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 01.02.2006, Einwohnerfragestunde. 
1188 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom15.03.2006, Einwohnerfragestunde. 
1189 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.05.2006, TOP 13.6. 
1190 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.05.2006, TOP 13.6 (Drs. Nr.: 05166-06). 
1191 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 16.08.2006, TOP 11.8 (Drs. Nr.: 05166-06-
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Verkehrs- und Gestaltungskonzept Ravensberger Straße1193 u. a. die Ziele der 
besseren Kontroll- und Einwirkungsmöglichkeit auf die Straßenprostitution, den 
Schutz der umliegenden Wohngebiete vor einer Ausweitung der Verrichtung, die 
Sicherheit der Prostituierten und Vermeidung von Verkehrsbehinderungen auf 
der Bornstraße durch den Suchverkehr.1194 Der Beschlussvorschlag sah vor, das 
Gelände östlich der Ravensberger Straße anzumieten und auszubauen, um die 
Situation auf dem Straßenstrich zu verbessern. Finanziell sollten die Maßnahmen 
zu keiner Budgetausweitung führen.1195 Die Neukonzeptionierung des Ravens-
berger Straße sei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
notwendig, da sich seit der Verlagerung des Straßenstrichs von der Nordstraße 
an die Ravensberger Straße 2000/2001 die Straßenprostitution dort etabliert habe 
und der Anbahnungsverkehr zeitweise zu einem Rückstau bis zur Bornstraße 
führe. Die angrenzenden Wohngebiete seien ebenfalls belastet, indem die Freier 
und Prostituierten dort geeignete Orte zur Verrichtung suchten.1196 Das anzumie-
tende Gelände sei Teilfläche des Bundeseisenbahnvermögens und betrage 3.280 
qm. Die Fläche solle zunächst für drei Jahre bis zum 31.05.2009 gemietet wer-
den, danach verlängere sich der Mietvertrag auf unbestimmte Zeit (Mietzins mo-
natlich 1.508,00 Euro). Zur Sicherung der Verfügbarkeit des Geländes und für 
einen schnellen Baubeginn sei der Vertrag durch die Verwaltung vorbehaltlich 
der Beschlussfassung des Rates bereits geschlossen worden.1197 Geplant seien  

„eine Anbahnungszone auf der Ravensberger Straße, eine Nebenfahrbahn 
(Wendeschleife, Fahrbahnbelag, Fahrbahnmarkierungen, Beleuchtung) 
sowie einfache Sichtschutzmaßnahmen aus Holz mit Ausstiegszone nur für 
die Beifahrerseite und ein optischer und akustischer Signalgeber für die 
unmittelbare Umgebung (Verrichtungsplatz)“1198.  

Die Prostituiertenberatungsstellen KOBER und Mitternachtsmission seien nach 
Erstellung eines Entwurfs durch das Stadtplanungsamt in die Entscheidungen 

                                                                                                                                         
30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
04430-06). 

1193 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Bezirksvertretung 
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30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
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1194 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5; Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord, Protokoll vom 15.03.2006, TOP 2.2; Ausschuss für Stadtgestaltung, Protokoll 
vom 22.03.2006, TOP 12.1; HFA, Protokoll vom 23.03.2006, TOP 3.6; Rat, Protokoll vom 
30.03.2006, TOP 3.6; Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1 (jeweils Drs. Nr.: 
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1195 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
1196 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
1197 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
1198 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
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einbezogen worden und die Hilfskonzepte seien den neuen Bedingungen ange-
passt worden.1199 

Im Ausschuss für öffentliche Ordnung am 09.03.2006 lag zu dieser Vorlage ein 
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste vor.1200 Zwar werde die Vorlage begrüßt, es 
fehlten jedoch Angaben zu sanitären Anlagen, Waschgelegenheiten und einem 
Kiosk. Daher solle die Verwaltung beauftragt werden, in die weiteren Planungen 
die Errichtung von sanitären Anlagen und eines Kiosks zur Verbesserung der 
Situation am Straßenstrich aufzunehmen. Zudem solle im Gespräch mit der Be-
ratungsstelle KOBER besprochen werden, ob die Anlage langfristig durch KO-
BER betrieben werden könne bzw. zu prüfen, ob dies auch Perspektiven für den 
„beruflichen Wiedereinstieg für ehemalige Prostituierte“1201 biete.1202 

Die SPD-Fraktion entgegnete, dass es sich mit dem Verkehrs- und Gestaltungs-
konzept um einen ersten Schritt handele. Die sanitären Anlagen, Waschgelegen-
heiten und der Kiosk würden später mit dem Investor Berke zusammen geplant. 
Der Rechtsdezernent unterstützte diese Aussage und wies darauf hin, dass dieser 
Schritt zusammen mit der Anpassung der Beratungs- und Hilfskonzepte vom So-
zialdezernat durchgeführt werde.1203 Der Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste 
wurde durch die Mehrheit des Ausschusses abgelehnt.1204 Mehrheitlich empfiehlt 
der Ausschuss dem Rat jedoch, wie in der Verwaltungsvorlage vorgeschlagen, 
die Anmietung und den Ausbau des Geländes östlich der Ravensberger Stra-
ße.1205 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord am 15.03.2006 wurde die 
Verwaltungsvorlage vom Rechtsdezernenten vorgestellt.1206 Dabei legte er dar, 
dass eine Verrichtung vor Ort zu präferieren sei, um einerseits das Wohnumfeld 
und andererseits die Prostituierten selbst zu schützen. Die Sicherheit solle durch 
Türen im geplanten Zaun sowie durch die Gestaltung der Verrichtungsboxen, so 
dass auf den Parkplätzen nur die Beifahrertür geöffnet werden kann, und eine 
Alarmvorrichtung gewährleistet werden. Er wies auch hier darauf hin, dass das 
Betreuungskonzept durch das Sozialdezernat erarbeitet werde. Die zuständigen 
Ausschüsse sowie die Bezirksvertretung Innenstadt Nord empfahlen die Anmie-
tung des Geländes.1207 Im Rat wurde die Verwaltungsvorlage ohne weitere Dis-

                                              
1199 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06). 
1200Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs. Nr.: 04430-06-

E1). 
1201 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
1202 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
1203 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
1204 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
1205 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5. 
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kussion angenommen1208 und der Sozialausschuss nahm den Ratsbeschluss am 
02.05.2006 im Nachhinein zur Kenntnis1209. Der Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord wurde der Baubeginn bezüglich der Verrichtungsboxen an der Ravensber-
ger Straße in der Sitzung am 03.05.20061210 und die Baubeendigung am 
31.05.20061211 angezeigt. 

 
Verrichtungsboxen an der Ravensberger Straße (Quelle: Ausschuss für öffentliche 
Ordnung, Protokoll vom 09.03.2006, TOP 4.5 (Drs Nr.: 04430-06-Anlage). 

 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 25.10.2006 beantrag-
te die SPD-Fraktion, dass die Verwaltung das Verkehrs- und Gestaltungskonzept 
Ravensberger Straße (Drucksache Nr.: 04430-06) umsetze, um die Bornstraße 
und insbesondere die dort ansässigen Gewerbebetriebe vom Freiersuchverkehr 
zu entlasten. Der Antrag wurde einstimmig durch die Bezirksvertretung be-
schlossen.1212 

Am 29.11.2006 lag eine Stellungnahme der Verwaltung zum Verkehrs- und Ge-
staltungskonzept Ravensberger Straße vor.1213 Leider war kein Dokument mit der 
Stellungnahme im Ratsinformationssystem hinterlegt. Die Stellungnahme wird 
von der Bezirksvertretung als unbefriedigend aufgefasst, da durch die beschrie-
benen Maßnahmen eine Zielerreichung bezüglich der Einschränkung des Freier-
suchverkehrs auf der Bornstraße nicht erreicht werden könne.1214 

                                              
1208 Rat, Protokoll vom 30.03.2006, TOP 3.6. 
1209 Sozialausschuss, Protokoll vom 02.05.2006, TOP 5.1. 
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c) Fußballweltmeisterschaft und Prostitution 

Im Rat lag am 18.05.2006 eine Anfrage des Linken Bündnisses vor.1215 Es sei 
davon auszugehen, dass die gewerbliche Prostitution durch die Weltmeister-
schaft in nicht unerheblichem Maße zunehmen werde. Man sehe, dass die Stadt 
z. B. durch die Herstellung abgeschirmter Parkplätze reagiere. Dies sei jedoch, 
insbesondere hinsichtlich möglicher zusätzlicher Belastungen für die Anwohner 
in der Nordstadt nicht ausreichend. Daher bat das Linke Bündnis um die Beant-
wortung der Frage, mit welchen Formen der Prostitution in welchem Umfang zu 
rechnen sei, welche Stadtteile vermutlich besonders betroffen seien und wie ge-
währleistet werden solle, dass die Anwohnerschaft in der Nordstadt nicht zusätz-
lich belastet werde.1216 Die schriftliche Antwort der Verwaltung, die den Rats-
mitgliedern vorlag, ist nicht im Ratsinformationssystem hinterlegt worden.1217 

II. Politikinhalte und Entscheidungen 2007 bis 2011 

1. Jahr 2007 

a) Prostitution in der Ravensberger Straße – Zwischenbericht der 
Verwaltung 

Anfang 2007 führte die Stadtverwaltung eine Befragung der Anlieger der 
Ravensberger Straße zur neu geschaffenen Infrastruktur durch, wobei die Anlie-
ger die aktuelle Situation bewerten und Stellungnahmen dazu abgeben konn-
ten.1218 Es wurde berichtet, dass ein halbes Jahr nach der Inbetriebnahme der An-
lage an der Ravensberger Straße 19 Anlieger, Betroffene und Beteiligte sowie 11 
Mitglieder der City-Konferenz zum Sachstand an der Ravensberger Straße per 
Fragebogen befragt wurden. Die Rücklaufquote betrug 58% bzw. 55%. Der Fra-
gebogen enthielt drei Fragen: „1. Wie bewerten Sie die augenblickliche Situation 
an der Ravensberger Straße?, 2. Was hat sich durch die Baumaßnahme verän-
dert?, 3. Welchen Handlungsbedarf sehen Sie zurzeit?“1219 Zu Frage 1 gaben die 
Befragten an, dass im Bereich des Hornbach-Baumarktes weiterhin Drogenuten-
silien und Exkremente zu finden seien, zudem gebe es Probleme mit Beschaf-
fungskriminalität und Vandalismus. In den vorhandenen Toiletteneinrichtungen 
würden Drogen konsumiert werden. Im Bereich der Ravensberger Straße, Born-
straße, Juliusstraße und Mindener Straße komme es zu Belästigungen durch 
Freier, Prostituierte, Zuhältern und Spannern. Auch hier werden als Probleme die 
Beschaffungskriminalität, der Vandalismus sowie der Drogenkonsum auf den 
Toilettenanlagen genannt. Zudem komme es zu Verschmutzungen der Außenan-

                                              
1215 Rat, Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
1216 Rat, Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
1217 Rat, Protokoll vom 18.05.2006, TOP 12.2.5 (Drs. Nr.: 05369-06). 
1218 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 30.01.2007, TOP 4.8 (Drs. Nr.: 07509-07-

E1). 
1219 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2, Anlage 1. 
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lagen sowie der Verrichtungsboxen und der Straße.1220 Zu Frage 2 antworteten 
die Befragten, dass sich die regelmäßige Präsenz der Polizei und des Ordnungs-
amtes positiv auswirke. Strichbedingte Aktivitäten und damit einhergehende Be-
schwerden der Anlieger hätten abgenommen. Dazu gehöre auch, dass die Wohn-
gebiete und die Parkplätze der anliegenden Gewerbe entlastet würden. Zudem 
habe sich die Sicherheit der Prostituierten verbessert. Andererseits sei die Be-
schaffungskriminalität durch Drogenabhängige und drogenabhängige Prostituier-
te gestiegen und es fänden sich jetzt Spanner am Straßenstrich ein. Darauf auf-
bauend sehen die Befragten folgenden Handlungsbedarf (Frage 3): Dem Rück-
stau auf der Bornstraße und der Juliusstraße soll durch einen Kreisverkehr auf 
der Ravensberger Straße entgegengewirkt werden. Des Weiteren bestehe Hand-
lungsbedarf bezüglich der Prostitution an der Bornstraße und bezüglich der Be-
schaffungskriminalität. Vorgeschlagen wurden auch ein Sichtschutzzaun an der 
Ravensberger Straße und eine Verbesserung der Unterbringung von KOBER in-
klusive sanitärer Anlagen sowie Pflege der Anlage. Der Zwischenbericht sieht 
alle Ziele aus dem Ratsbeschluss zum Verkehrs- und Gestaltungskonzept bis auf 
die Vermeidung der Verkehrsbehinderungen erreicht. Zudem gelten die Proble-
me mit der Beschaffungsprostitution an der Mallinckrodtstraße/Ecke Bornstraße 
als neue Erkenntnisse. Als weiteres Vorgehen werden Gespräche der städtischen 
Wirtschaftsförderung mit der Firma Berke bezüglich der Entwicklung des Ge-
ländes und der Verpflichtung zur Errichtung eines Sozialgebäudes für KOBER 
genannt. Zudem sollen die bekannten Standorte der Spanner mit zusätzlichen 
Strahlern ausgeleuchtet werden und die Verkehrssituation durch Maßnahmen des 
Tiefbau- und des Ordnungsamtes verbessert werden.1221 Der dazugehörige Be-
richt im Ausschuss für öffentliche Ordnung erfolgte mündlich und wurde nicht 
mitprotokolliert.1222 Aus der politischen Diskussion ergibt sich jedoch, dass die 
Veränderungen an der Ravensberger Straße aus Sicht der Politik die Sicherheit 
der Prostituierten erhöht haben.1223 Zur Verbesserung der Hygiene vor Ort sei ein 
alter Toilettencontainer wieder hergerichtet worden1224, jedoch sei der Zustand 
der Toilettenanlagen mangelhaft, wie die Politik anmerkte.1225 Die Problematik 
bestand auch in der zweiten Jahreshälfte fort, da trotz der Verbesserungsmaß-
nahmen seitens der Verwaltung die Situation hinsichtlich der Toiletten und Du-
schen aus Sicht der Politik weiterhin unzureichend war.1226 

Auch die Verkehrssituation wird von Seiten der Politik weiterhin als problema-
tisch angesehen, eine Lösung (z. B. Errichtung eines Kreisverkehrs) sei aus Sicht 

                                              
1220 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2, Anlage 1. 
1221 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2, Anlage 1. 
1222 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
1223 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
1224 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2. 
1225 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
1226 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 12.09.2007, TOP 13.4 (Drs. Nr.: 07509-07-

E3). 
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der Verwaltung erst möglich, wenn eine langfristige Lösung mit dem anliegen-
den Gelände vorliege.1227 Auf Rückfrage sagte die Verwaltung, dass das Ge-
sundheitsamt regelmäßig an der Ravensberger Straße sei, um z. B. HIV-Tests 
anzubieten. Auch KOBER erhielte Zuwendungen von der Stadt, um sich um die 
gesundheitlichen Fragestellungen der Prostituierten zu kümmern.1228 

Der Zwischenbericht wurde am 25.04.2007 auch in der Bezirksvertretung zur 
Kenntnis genommen.1229 Bezüglich des weiteren Vorgehens, erkundigte sich die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen danach, ob es eine Frist für die Vereinbarung 
mit der Firma Berke gebe, was bei Fristüberschreitung geschehe, ob das geplante 
Sozialgebäude auch durch die Stadt errichtet werden könne und ob die Firma 
Berke sich dann finanziell daran beteiligen müsse.1230 Wegen der weiterhin be-
stehenden hygienischen Situation lag in der Sitzung der Bezirksvertretung vom 
12.09.2007 die Frage durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor, welche 
vorläufigen Maßnahmen bis zur Errichtung des Sozialgebäudes vorgesehen seien 
und welches Dezernat die Verantwortung dafür trage.1231  

Die Verwaltung berichtete im Ausschuss für öffentliche Ordnung am 
07.09.2007, dass aus ihrer Sicht die Ziele des Gesamtkonzeptes hinsichtlich der 
besseren Kontrolle und Einwirkungsmöglichkeiten auf die Straßenprostitution, 
Schutz vor Ausweitung der Verrichtung der Prostitution in die anliegende 
Wohnbebauung und Erhöhung der Sicherheit für die Prostituierten umgesetzt 
worden seien.1232 Zum einem wirke sich die regelmäßige Präsenz der Ordnungs-
behörden sowie der Polizei durch die regelmäßigen Kontrollen positiv aus, so 
dass nach Aussagen des zuständigen Kommissariats „eine signifikante Krimina-
litätsrate nicht feststellbar“1233 sei. Auch seien Maßnahmen zur Verkehrsrege-
lung getroffen worden, um Rückstau und Behinderungen auf der Bornstraße 
durch den Freiersuchverkehr zu vermindern. Dies ließe sich aber zu Zeiten ho-
hen Verkehrsaufkommens nicht immer vermeiden. Unverändert sei die Situation 
bezüglich der Unterbringung von KOBER und der Erstellung von sanitären An-
lagen. Hierfür solle im Zuge der Entwicklung des ehemaligen EDG-Geländes an 
der Ravensberger Straße durch den Investor ein Sozialraum für die Beratung der 
Prostituierten errichtet werden. Zwar hätten schon Gespräche zwischen dem In-

                                              
1227 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.03.2007, TOP 3.1. 
1228 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 13.03.2007, TOP 5.2. 
1229 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 25.04.2007, TOP 6.4. 
1230 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 25.04.2007, TOP 6.4. 
1231 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 12.09.2007, TOP 13.4 (Drs. Nr.: 07509-07-

E3). 
1232 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
1233 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
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vestor und der Verwaltung stattgefunden, der Baubeginn habe sich aber immer 
wieder verzögert.1234 

Die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellten in der Sit-
zung des Ausschusses für öffentliche Ordnung am 07.09.2007 eine schriftliche 
Anfrage. Diese bezog sich auf die Laufzeit des Vertrages für das Gelände östlich 
der Ravensberger Straße, die Mietkosten und der Frage nach der Berücksichti-
gung der örtlichen Infrastruktur. Weitergehend erkundigten sich die Fraktionen 
danach, welche Vereinbarungen zwischen den Ordnungsbehörden und der Sozi-
alverwaltung zur Unterstützung der Prostituierten und Aufrechterhaltung der Inf-
rastruktur an der Ravensberger Straße bestünden, um den Standort zu stabilisie-
ren. Zudem wurde gefragt, ob dem Ordnungsamt bekannt sei, wie die soziale 
Infrastruktur für die Prostituierten während der Laufzeit des Mietvertrages gesi-
chert werden solle.1235 Einer schriftlichen Stellungnahme des Rechtsdezernen-
ten1236 nach hätten sich die Situation auf dem Straßenstrich durch die Anmietung 
des Geländes östlich der Ravensburger Straße verbessert und negative Begleiter-
scheinungen für die umliegende Wohnbebauung gemindert. Aufgrund dessen sei 
geplant den Mietvertrag bis zum 31.05.2014 mit dem Eigentümer (Bundeseisen-
bahnvermögen) zu verlängern. Zur vertraglichen Nutzung sowie zum Mietzins 
fänden Gespräche statt. Die Beratung und Unterstützung der Prostituierten an der 
Ravensberger Straße finde weiterhin durch KOBER statt, die von der Sozialver-
waltung mit jährlich 125.250,- Euro unterstützt werde. Beratungen fänden im 
Beratungscontainer statt. Neben dem Beratungscontainer befinde sich ein Hygie-
necontainer mit Toiletten, Duschen und Waschgelegenheiten auf dem Gelände. 
Zudem stehe eine DIXI-Toilette zur Verwendung außerhalb der Öffnungszeiten 
von KOBER bereit. Beides, Toilette und Hygienecontainer, würden bis Ende 
2007 aus dem Sozialetat finanziert. Über das Haushaltsjahr 2007 hinaus seien 
keine weiteren Mittel hierfür vorgesehen. Es würden jedoch Gespräche mit dem 
Investor (Fa. Berke) für das ehemalige EDG-Gelände geführt. Auf dem Gelände 
soll durch den Investor ein Gebäude mit Sozialraum für die Prostituiertenbera-
tung errichtet werden und für fünf Jahre mietzinsfrei zur Verfügung stehen. Der 
Baubeginn habe sich bisher mehrfach verzögert, es werde bis Ende des Jahres 
jedoch ein Ergebnis erwartet.1237 

 

 

                                              
1234 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E2). 
1235 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.09.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09324-07-

E1). 
1236 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-

E1). 
1237 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-

E1). 
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b) Kontrollen der illegalen Prostitution im Sperrbezirk  

Neben den Entwicklungen auf der Ravensberger Straße wurde in der Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord weiterhin von der Verwaltung gefordert, effektive Kon-
trollen zur Verhinderung der illegalen Prostitution innerhalb des Sperrbezirks zu 
veranlassen und dabei insbesondere die Bereiche Schleswiger Straße, Brunnen-
straße, Mallinckrodtstraße, Holsteiner Straße und Bornstraße zu kontrollieren.1238 
Der Rechtsdezernent antwortete darauf, dass das Ordnungsamt präsent sei und 
grundsätzlich konsequent Verstöße gegen die Sperrbezirksverordnung verfol-
ge.1239 So hätten im ersten Halbjahr 2007 280 Überprüfungen von Bordellen und 
bordellähnlichen Geschäften bzw. im Bereich der Wohnungsprostitution stattge-
funden; dabei seien sieben Betriebe geschlossen worden und gegen fünf seien 
Ordnungswidrigkeits- bzw. Strafanzeigen ergangen. Der Straßenstrich sei 85-mal 
kontrolliert worden, wobei 70 Platzverweise gegen der Prostitution verdächtigen 
Personen zur Gefahrenabwehr ausgesprochen und zwölf Festnahmen gegen Pros-
tituierte durchgeführt worden seien. Die Kontrolle der Prostitution habe 330 
Mehrarbeitsstunden am Abend und an den Wochenenden erfordert. Eine weitere 
Steigerung der Kontrollen sei aufgrund begrenzter Ressourcen nicht möglich. 
Zudem werde eng mit der Polizei zusammengearbeitet.1240 Der Beigeordnete 
ging noch auf eine weitere Problematik ein: Durch die verstärkte Zuwanderung 
von EU-Bürgern aus Rumänien und Bulgarien in die Dortmunder Nordstadt 
nehme auch die Prostitution zu. Es sei bundespolitischer Wille gewesen, die 
Freizügigkeit für alle EU-Bürger zu ermöglichen, ohne dabei auf die Probleme 
wie die Zunahme der Prostitution und krimineller Wanderungsbewegungen ein-
zugehen und entsprechende Steuerungsmöglichkeiten zu entwickeln. Auf diese 
Probleme sei durch Experten z. B. beim Deutschen Städtetag hingewiesen wor-
den. Eine ähnliche Struktur sei auch in anderen deutschen Großstädten anzutref-
fen. Die EU-Zuwanderer hielten sich hier rechtmäßig auf. Dabei sei es natürlich, 
dass sich „nicht nur Rechtschaffende, sondern leider auch kriminelle Perso-
nen“1241 unter den Zuwandernden befänden.1242 Das Vorgehen des Ordnungsam-
tes, insbesondere der Kontrolldruck, habe bisher dazu beigetragen, dass sich die 
Prostitution nicht in die Nordstadt hineinverlagere und sich an der Ravensberger 
Straße konzentriert habe. Daher werde die Arbeit wie bisher fortgesetzt.1243 Die-

                                              
1238 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 12.09.2007, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 09792-07). 
1239 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
1240 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
1241 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
1242 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
1243 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 09792-07-

E1). 
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se Antwort der Verwaltung wurde von den Mitgliedern der Bezirksvertretung 
Innenstadt-Nord als nicht ausreichend betrachtet.1244 

2. Jahr 2008 

a) Antrag auf Erweiterung des Sperrbezirks 

Anfang 2008 wurde abermals1245 eine Erweiterung des Sperrbezirks auf die 
Mindener Straße und die Juliusstraße vorgeschlagen, um dort die Kontaktauf-
nahme zu Prostituierten und Anbahnung von Geschäften zur Vornahme sexueller 
Handlungen gegen Entgelt zu untersagen.1246 Der Straßenstrich auf der Ravens-
berger Straße diene dazu, die Prostitution dort zu konzentrieren und die umlie-
genden Straßen und Wohngebiete von der Prostitution und dem Freiersuchver-
kehr freizuhalten. Die Gewerbetreibenden würden jedoch durch die benachbarte 
Prostitution auf der Ravensberger Straße in ihrer Geschäftstätigkeit erheblich 
gestört. Durch den Freiersuchverkehr auf der Juliusstraße und der Bornstraße 
würden die Zufahrten zu den Gewerben behindert, Prostitution finde auch auf 
der Bornstraße statt, die Verrichtung des Geschlechtsverkehrs im Auto finde in 
den Zufahrten der Geschäfte statt und diese würden durch die Gebrauchsutensi-
lien verschmutzt. Bei dem Antrag gehe es darum, die Geschäftsleute sowie ihre 
Kunden zu schützen.1247 Mit den Stimmen der SPD-Fraktion und der CDU-
Fraktion wurde der Antrag mehrheitlich beschlossen.1248 

Am 09.04.2008 bekräftigte die SPD-Fraktion abermals ihren Antrag vom 
23.01.2008 die Mindener Straße und die Juliusstraße in den Sperrbezirk einzube-
ziehen.1249 Der Antrag wurde gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Partei Die Linke angenommen. Der Beschluss enthält dazu eine 
Aufforderung an die Verwaltung den Antrag umzusetzen und die Durchsetzung 
durch Kontrollen zu gewährleisten.1250 Der Rechtsdezernent findet den Vor-
schlag wenig zielführend und befürchtet durch seine Umsetzung ein Ausweichen 
der Straßenprostitution in die Wohngebiete.1251 Ein Mitglied der CDU-Fraktion 
schlägt ein gemeinsames Gespräch vom Sozialdezernenten, Ordnungsdezernen-
ten, Fraktionsvorsitzenden der Bezirksvertretung und Polizei vor.1252 In der Sit-
zung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 22.10.2008 liegt diesbezüglich 

                                              
1244 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 21.11.2007, TOP 6.1. 
1245 Vorschlag lag bereits 2005 vor: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.11.2005, 

TOP 10.1.3 (Drs. Nr.: 03623-05). 
1246 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 12.1. 
1247 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 10782-08). 
1248 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.01.2008, TOP 11.1. 
1249 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 12.1. 
1250 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 12.1. 
1251 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 3.1. 
1252 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.04.2008, TOP 12.1. 
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ein Schreiben des Rechtsdezernenten vor.1253 Er erklärt darin das Prozedere für 
die Festlegung des Sperrgebiets gem. Art. 297 EGStGB. Nach § 297 EGStGB 
kann die Landesregierung oder eine von ihr beauftragte untere Behörde (Bezirks-
regierung) eine Rechtsverordnung erlassen, in der zum Schutze der Jugend und 
des öffentlichen Anstandes verboten wird, in Teilen des Gemeindegebietes der 
Prostitution nachzugehen. Nach einer Prüfung des Rechtsamtes der Stadt Dort-
mund habe ein entsprechender Antrag an die Bezirksregierung keine Erfolgsaus-
sichten. Das Rechtsamt begründete die Einschätzung damit, dass die Ravensber-
ger Straße allein ohne Mindener Straße und Juliusstraße nicht ausreiche, um eine 
geordnete Durchführung der Straßenprostitution zu gewährleisten. Damit be-
stünde die Gefahr, dass die Straßenprostitution sich in die Wohngebiete auswei-
te. Dadurch würde es ebenfalls zu einer Gefährdung der Jugend kommen und das 
Ziel der Ausweitung der Sperrbezirksverordnung verfehlt werden. Zudem hande-
le es sich bei der Mindener Straße und der Juliusstraße um Zufahrtstraßen zur 
Ravensberger Straße. Kontakt mit Freiern und Prostituierten ließe sich somit 
kaum verhindern. Zudem befänden sich an der Juliusstraße und der Mindener 
Straße keine Einrichtungen, in denen Jugendliche regelmäßig verkehrten, so dass 
der Aspekt des Jugendschutzes irrelevant sei und es an einer Grundvorausset-
zung der Erweiterung der Sperrbezirksverordnung fehle.1254 Die Stadt reagiere 
jedoch mit den bestehenden Möglichkeiten auf die Situation in den genannten 
Straßen. So fänden Kontrollen durch das Ordnungsamt statt. Auf die Beschwer-
den der ansässigen Gewerbe bezüglich des Freiersuchverkehrs hin wurde durch 
das Tiefbauamt die Fahrstreifenbegrenzung in der Juliusstraße verlängert, so 
dass dort ein Halteverbot – mit dem Ziel Behinderungen durch haltende Fahr-
zeuge zu verringern – bestand. Es erfolge eine verstärkte Überwachung des ru-
henden Verkehrs in der Juliusstraße durch das Ordnungsamt.1255 

b) Die Beratungssituation auf dem Straßenstrich 

Im Jahr 2008 wurde die Prostituiertenberatung durch KOBER an der Ravensber-
ger Straße entgegen der Aussagen aus dem Jahr 20071256 weiterhin im Container 
durchgeführt.1257 Nach Informationen der Politik durch die Medien und im per-
sönlichen Gespräch vor Ort wurde festgestellt, dass sich der Container in einem 
sehr schlechten Zustand befand.1258 Es besuchten ca. 500 Prostituierte regelmä-
ßig die Beratungsstelle. Der Container sei jedoch undicht. Es tropfe durch die 

                                              
1253 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 11498-08-

E1). 
1254 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 11498-08-

E1). 
1255 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.10.2008, TOP 5.3 (Drs. Nr.: 11498-08-

E1). 
1256 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.10.2007, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09668-07-

E1). 
1257 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08). 
1258 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08). 
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Decke und es existiere kein festinstallierter Heizkörper.1259 Der Antrag der CDU-
Fraktion beinhaltete eine Aufforderung an die Verwaltung den Zustand durch 
Bereitstellung eines besseren Beratungsraumes zu ändern. Hierfür solle die Ver-
waltung prüfen, ob dies durch einen neuen Container oder durch andere Mög-
lichkeiten in Zusammenarbeit mit der anliegenden Firma Berke und dem Liegen-
schaftsamt geschehen könne. Als Begründung gibt die CDU-Fraktion an, dass 
das von KOBER bereitgestellte Hilfs- und Beratungsangebot für die Prostituier-
ten, die auf der Ravensberger Straße arbeiten, unersetzlich sei. Zudem stiege die 
Anzahl der Prostituierten, die die Hilfsangebote in Anspruch nehmen, an, so dass 
der Zustand der Räumlichkeiten verbessert werden müsse.1260 Von Seiten der 
SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lag ein gemeinsamer Er-
gänzungsantrag zu dem Thema vor.1261 Die Fraktionen wiesen darauf hin, dass 
im Rahmen der bisherigen Beratungen zum Ausbau der Gewerbeflächen im Be-
reich Bornstraße, Mindener Straße, Ravensberger Straße und Juliusstraße eben-
falls über die Errichtung von Sozialräumen für die Prostituiertenberatungsstelle 
gesprochen wurde. Dabei solle der Investor verpflichtet werden, diese zu errich-
ten oder durch Leistung einer Zahlung die Errichtung zu ermöglichen. Das Gan-
ze solle zudem vor dem ersten Bauabschnitt geschehen, um so die Kontinuität 
der Beratung durch KOBER zu gewährleisten.1262 Nach Ansicht der CDU-
Fraktion sei eine schnelle Lösung notwendig. Überdies habe der Ausschuss für 
Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen sowie die Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord zur selben Zeit die Bauvoranfrage der Firma Berke als TOP.1263 Der Sozi-
aldezernent wies darauf hin, dass die Sozialräume sich nicht mehr in den Vorla-
gen über den Bauvorbescheid für die Firma Berke befänden, da es hierüber ver-
tragliche Regelungen gebe. Der Verwaltungsvorstand habe darüber diskutiert 
und finde es nicht nur wichtig, dass der Vertrag eingehalten werde, sondern 
auch, dass die Hilfs- und Beratungsangebote durch KOBER nahtlos fortgeführt 
werden könnten. Politische Unterstützung werde vom Verwaltungsvorstand da-
her begrüßt.1264 Beide Anträge wurden einstimmig angenommen.1265 

Im Mai 2008 lag eine Vorlage zur Errichtung von Gebäuden inklusive einer 
Spielhalle an der Bornstraße in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vor. Die 
SPD-Fraktion legte u. a. fest, dass eine Bedingung für den Verkauf der städti-
schen Fläche und die Erlaubnis zur Errichtung der Gebäude die Errichtung und 
Bereitstellung von Sozialräumen mit Außentoiletten für die Betreuung der Stra-
ßenprostitution durch den Erwerber sei. Die Errichtung solle in Absprache mit 

                                              
1259 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
1260 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E1). 
1261 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E2). 
1262 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5 (Drs. Nr.: 11424-08-E2). 
1263 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
1264 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
1265 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 08.04.2008, TOP 5.5. 
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dem Sozialamt und dem Betreiber der Sozialräume erfolgen.1266 Dem Antrag der 
SPD-Fraktion wurde zugestimmt. Die CDU-Fraktion stimmte in der Kenntnis zu, 
dass die Inhalte des Antrages von der Verwaltung und den Eigentümern mitge-
tragen werden.1267 

c) Situation auf der Ravensberger Straße 

Auch der Ausschuss für öffentliche Ordnung befasste sich Ende 2008 mit der 
Situation auf der Ravensberger Straße. In einem gemeinsamen Schreiben bean-
tragten die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Thema 
„Ravensberger Straße“ auf die Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für 
öffentliche Ordnung zu setzen und baten um Stellungnahme.1268 Der Rechtsde-
zernent führte aus, dass keine Zahlen zu den Prostituierten vorlägen. Damit kön-
ne man auch nicht feststellen, ob es einen Anstieg der dort arbeitenden Frauen 
gebe. Es würde aber zurzeit eine Zählung durchgeführt, um Entwicklungen 
nachzuvollziehen. Seit Rumänen und Bulgaren als EU-Bürger Freizügigkeit ge-
nießen, habe sich jedoch die ethnische Zusammensetzung geändert. Die Prostitu-
ierten verblieben zudem nicht nur auf der Ravensberger Straße, sondern böten 
sich auch auf der Bornstraße an oder seien dort auf dem Weg zur Tankstelle. 
Dieser Bereich befinde sich innerhalb des Sperrbezirks, so dass es zu Beschwer-
den durch Anwohner komme. Die Problematik sei in verschiedenen Verwal-
tungszirkeln und Treffen mit der Polizei besprochen worden. Dabei seien die 
Beteiligten zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Erweiterung des Straßen-
strichs auf die Bornstraße nur zu unterbinden sei, wenn die Parkmöglichkeiten 
dort entfernt werden würden. Nachdem die Bebauung durch den Investor erfolgt 
sei, werde dies noch einmal überprüft. Zudem komme es teilweise auch im 
Sperrbezirk innerhalb der Wohnbebauung zu Prostitution, was z. B. zur Schlie-
ßung von Gaststätten geführt habe. Die mit der Prostitution befassten Behörden 
hielten es für notwendig, dass die Beratungsstelle KOBER eine neue Einrichtung 
erhielte und der Investor die entsprechenden Pläne umsetze. Der Beratungscon-
tainer könne zurzeit nicht genutzt werden, so dass eine Betreuung der Frauen in 
der Ravensberger Straße nicht stattfinden könne. Zudem müssten die nichtdeut-
schen Frauen integriert werden. Sie lebten in sehr schlechten Umständen und 
könnten meist kein Deutsch bzw. seien z. T. Analphabetinnen.1269 Die SPD-
Fraktion wies darauf hin, dass die Straßenprostitution an der Ravensberger Stra-
ße damals unter der Bedingung verbleiben durfte, dass die Frauen dort betreut 
werden und eine Ausweitung in die Wohngebiete dadurch verhindert werden 
könnte. Die Verwaltung müsse diese Bedingung auch im Hinblick auf die An-
wohner in der Nordstadt einhalten. Zudem verfügten die Beratungsorganisatio-
nen über verlässliches Zahlenmaterial, das einen Zuwachs an Prostituierten ein-

                                              
1266 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.05.2008, TOP 4.1. 
1267 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 07.05.2008, TOP 4.1. 
1268 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 13535-08). 
1269 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
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deutig belege. Weiterhin sei nicht nur der Container in einem schlechten Zu-
stand, sondern das gesamte Gelände werde nicht gepflegt und sei verdreckt. Es 
fehle z. B. an Mülleimern für eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung. Insgesamt 
seien die hygienischen Verhältnisse vor Ort schlecht.1270 „Zum jetzigen Zeitpunkt 
könne nicht die Rede davon sein, dass ein soziales Projekt auf den Weg gebracht 
wurde.“1271 Dem Investor müsse eine Frist zur Erstellung der Sozialräume ge-
setzt werden. Bis dies geschehe, solle KOBER durch die Stadt zum Übergang ein 
neuer Container gestellt werden. Der Rechtsdezernent entgegnete dazu, dass die 
bereits gegebenen Zahlen nur registrierte Frauen beinhalteten. Es sei davon aus-
zugehen, dass die tatsächliche Anzahl davon bedeutend abweiche. Zudem habe 
das Sozialdezernat eine Reinigungslösung gefunden, die umgesetzt werde. So-
fern die Sozialräume nicht vereinbarungsgemäß durch den Investor erstellt wer-
den würden, müsse die Verwaltung eine Entschädigung verlangen, um selbst ent-
sprechende Räume zur Verfügung zu stellen.1272 Die SPD-Fraktion erwähnte, 
dass es von der Verwaltung nicht zu tolerieren sei, dass sie vom Investor hinge-
halten werde. Es müsse eine endgültige Frist gesetzt werden, um die damals ge-
troffenen Vereinbarungen zeitnah umzusetzen. Bei Verstreichen der Frist müsse 
der Rat sich noch einmal damit befassen.1273 Weiterhin sei es enttäuschend, dass 
die Beschlüsse und Forderungen der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord im Zu-
sammenhang mit der Problematik nicht durch die Verwaltung umgesetzt worden 
und auch keine Informationen darüber erfolgt seien. Zu nennen seien insbeson-
dere der Bau des Wendehammers sowie die Erweiterung der Sperrbezirksverord-
nung. Der Sachstand sei der Bezirksvertretung mitzuteilen und die ordnungspoli-
tischen Gesichtspunkte zum Thema Prostitution sowie deren Umsetzung vorzu-
stellen.1274 

3. Jahr 2009 

a) Bestehende Probleme in den Wohngebieten 

In den Jahren 2008/2009 bestanden weiterhin Probleme mit der Prostitution und 
dem Drogenhandel wie etwa Belästigungen von Anwohnern, Leerstand von 
Wohnungen etc. an der Schleswiger Straße.1275 Hinzu kam die Prostitution auf 
dem Spielplatz an der Schleswiger Straße.1276 Der Spielplatz werde durch Kon-
dome verunreinigt. Kinder würden die Vorgänge dort mitbekommen. In der Sit-
zung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 10.06.2009 lag eine Mitteilung 

                                              
1270 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
1271 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
1272 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
1273 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
1274 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.12.2008, TOP 3.1. 
1275 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.03.2008, TOP 1.3; Bezirksvertretung 

Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
1276 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 11.03.2009, TOP 2.1. 
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des Rechtsdezernenten vor.1277 Darin teilte der Dezernent mit, dass mehrfach 
Kontrollen zu verschiedenen Zeiten auf dem Spielplatz durchgeführt worden sei-
en. Dabei habe keine Prostitution, weder Anbahnung noch Ausübung, festgestellt 
werden können. Der Spielplatz sei jedoch von Eltern und ihren Kindern genutzt 
worden. Zwar liege eine starke Vermüllung vor, Kondome und Spritzen seien 
jedoch nicht gefunden worden. Die Reinigung finde dreimal wöchentlich statt. 
Der Spielplatz würde weiter durch die Ordnungsbehörden beobachtet werden. 
Weitergehende ordnungsbehördliche Maßnahmen seien nicht möglich.1278 

b) Sachstandsmitteilung Ravensberger Straße 

Am 10.03.2009 erfolgte eine Sachstandsmitteilung über den Zustand an der 
Ravensberger Straße im Ausschuss für öffentliche Ordnung als Verwaltungsvor-
lage.1279 Als Begründung für den Sachstandsbericht nannte die Verwaltung die 
unterschiedlichen Zahlen über Prostituierte an der Ravensberger Straße, die in 
der Öffentlichkeit kursierten. Die Verwaltung wies daraufhin, dass zwischen der 
Anzahl der Straßenprostituierten insgesamt und den Frauen, die sich gleichzeitig 
auf dem Straßenstrich aufhalten, unterschieden werden müsse. Dabei sei für die 
Verwaltung die Anzahl der Frauen, die sich gleichzeitig auf dem Straßenstrich 
aufhalten würden, der entscheidende Aspekt, um den Zustand auf der Ravens-
berger Straße sowie die Auswirkungen auf die Anlieger und das Umfeld beurtei-
len zu können. Dazu wurden durch das Ordnungsamt stichprobenartige Zählun-
gen im Januar 2009 durchgeführt. Die insgesamt acht Zählungen wurden im Be-
reich der Mindener Straße, Ravensberger Straße und Juliusstraße an verschiede-
nen Wochentagen und zu verschiedenen Tageszeiten unternommen. Untersucht 
wurde die Anzahl der Personen auf den Gehwegen sowie in den Verrichtungsbo-
xen, während Frauen, die sich im Laufhaus bzw. an der Tankstelle Bornstraße 
aufhielten, nicht miterfasst wurden. Um aussagekräftigere Ergebnisse zu erhal-
ten, sollte die Zählung im Mai 2009 wiederholt werden, da aufgrund der kalten 
Witterung im Januar von einer geringeren Zahl als im Jahresdurchschnitt auszu-
gehen sei. 

                                              
1277 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 4.2. 
1278 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 4.2 (Drs. Nr.: 14520-09-
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1279 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3. 
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Quelle: Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. 
Nr. 14278-09 (Anlage)). 

Zusätzlich zum Ergebnis der Zählung wurde über den Sachstand bezüglich der 
Sozialräume und der Reinigung am Straßenstrich informiert. Beim Verkauf des 
Geländes des ehemaligen EDG-Betriebshofs wurde mit dem Käufer die kosten-
lose Bereitstellung von Sozialräumen für die Beratungsstelle für fünf Jahre ver-
einbart. Dazu sollte ein Container neben den Verrichtungsboxen errichtet wer-
den. Die Stadt werde hierzu ergänzend Teile des ehemaligen Bahngeländes an-
mieten. Die Abstimmungsgespräche über die Ausstattung des Containers liefen 
in Absprache mit KOBER. Zudem werde KOBER mit der zusätzlichen Reini-
gung der Verrichtungsboxen beauftragt. Der Wendehammer in der Ravensberger 
Straße werde nicht realisiert.1280 

Die Vorlage sollte nach Willen der Mitglieder des Ausschusses für öffentliche 
Ordnung auch dem Sozialausschuss zur Kenntnisnahme zur Verfügung gestellt 
werden.1281 Daher wurde der Sachstand auch im Sozialausschuss in der Sitzung 
vom 28.04.2009 vorgestellt.1282 Zur Verwaltungsvorlage gab es eine gemeinsame 
Stellungnahme der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.1283 
Darin bitten die Fraktionen um einen aktualisierten Bericht über die Situation der 
Frauen, die auf der Ravensberger Straße auf dem Straßenstrich arbeiten. Als Be-
                                              
1280 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3 (Drs. Nr.: 14278-09). 
1281 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2009, TOP 4.3. 
1282 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1283 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2 (Drs. Nr.: 14278-09-E1). 

Anzahl Prostituierter Ravensberger Straße 

Anzahl der 45 
Prostituierten 40 

35 
30 
25 
20 
15 
10 

5 
0 --l"'-"""'""...;;;..""""';;;..,.;...;;;;~~"'-'-........ ;;;...;a~~ 

Fahrzeuge in Verrichtungsbox 



188 

gründung gaben sie die Berichterstattung über die sehr schlechte gesundheitliche 
und soziale Lage von Prostituierten aus den osteuropäischen Staaten an. Dazu 
gehörten die schlechten Wohnverhältnisse, die Arbeit ohne oder nur mit minima-
ler Verhütung sowie die damit einhergehenden sexuell übertragbaren Krankhei-
ten und ungewollten Schwangerschaften. Zusätzlich fehlten den Frauen deutsche 
Sprachkenntnisse, so dass Beratungsangebote ins Leere liefen. In der Stellung-
nahme wurde die Stadtverwaltung gebeten, die Möglichkeiten zur Unterstützung 
dieser Frauen aufzuzeigen und darzustellen, wie diese umgesetzt werden könn-
ten. Zudem empfanden die Fraktionen, dass der Straßenstrich eine Anziehungs-
kraft auf diese Menschen ausübe und forderte die Verwaltung auf zu prüfen, wie 
dieser Anziehungskraft entgegengewirkt werden könne. Zusätzlich soll ein Zeit-
plan zur Errichtung der Sozialräume für die Beratungsstelle KOBER erstellt 
werden. Des Weiteren bitten die Fraktionen darum, dass die Vertreterinnen der 
Prostituiertenberatungsstellen KOBER und Mitternachtsmission an der Diskussi-
on zum Sachstandsbericht teilnähmen.1284 

Eine Mitarbeiterin von KOBER stellte dar, dass es seit dem Beitritt von Rumäni-
en und Bulgarien 2007 einen starken Anstieg von bulgarischen Frauen auf dem 
Straßenstrich gebe. Zurzeit seien dies ca. 180 Frauen. Gründe für die Migration 
seien u. a. die wirtschaftliche Not in ihren Herkunftsländern. Aufgrund der nied-
rigen Voraussetzungen zum Gelderwerb sei die Arbeit auf dem Straßenstrich, 
nicht nur in Dortmund, attraktiv. KOBER berichtete weiter darüber, dass die 
Frauen sich bereits bei Ankunft in schlechtem gesundheitlichem Zustand befän-
den, da sie meist einer Roma-Minderheit angehörten und dadurch von Bildungs- 
und Gesundheitssystemen in ihren Herkunftsländern ausgeschlossen seien. Dies 
führe dazu, dass sie keine Kenntnisse über die Tätigkeit, die möglichen Krank-
heiten, Verhütung und Risiken bei der Arbeit hätten. Außerdem sei ein Großteil 
der Frauen nicht alphabetisiert, so dass Aufklärung nur mit Hilfe von Sprach-
mittlerinnen möglich sei und dies insgesamt den Zugang zu den Frauen erschwe-
re. Bei Krankheiten müssten die Frauen als Notfall bei Ärzten und in Kranken-
häusern behandelt werden, da sie weder in Deutschland noch in ihren Herkunfts-
ländern über eine Krankenversicherung verfügten. Laut Aussage vom KOBER 
komme dies sehr häufig vor, da die Frauen anders arbeiteten als die ansässigen 
Prostituierten. Die Zustände seien vergleichbar mit denen der Prostitution vor 
hundert Jahren. Dies erschwere die Beratungs- und Hilfstätigkeit. Daher sei eine 
Unterstützung von allen Beteiligten erforderlich.1285 Auch eine Vertreterin der 
Mitternachtsmission als Prostituiertenberatungsstelle ist in die Sitzung eingela-
den worden. Die Mitternachtsmission sei zwar nicht primär für die Ravensberger 
Straße zuständig, decke diese aber mit ab.1286 Insgesamt habe die Mitternachts-
mission 2008 rund 1180 Klientinnen gehabt. Darunter waren 264 bulgarische 
Prostituierte. Im Bereich der Straßenprostitution waren es 291 Klientinnen, da-
                                              
1284 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2 (Drs. Nr.: 14278-09-E1). 
1285 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1286 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
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von 25 Bulgarinnen. Zu den Frauen werde durch das Streetwork Kontakt aufge-
nommen, das durch Sprachmittlerinnen auf Honorarbasis in rund 31 Sprachen 
unterstützt werde. Kenntnisse über sexuell übertragbare Krankheiten erhielten 
die Frauen durch die unverbindliche Gesundheitsaufklärung, die sie anböten. 
Dabei seien durch die Mitternachtsmission sehr viele Schwangerschaften festge-
stellt worden. Prostituierte bulgarischer Herkunft seien dabei in einer schwieri-
gen Situation. Sie dürften sich aufgrund der EU-Freizügigkeit legal in Deutsch-
land aufhalten, aber nur als Selbstständige arbeiten. Das bedeute für den Ab-
schluss einer Krankenversicherung einen Satz vom mindestens 300,- Euro, wo-
bei die Krankenversicherung seit Anfang 2009 Pflicht sei. Da die meisten Prosti-
tuierten diesen Satz nicht aufbringen könnten, seien sie nicht krankenversi-
chert.1287 Dies führe dazu, dass ihnen die Freizügigkeit entzogen werden könne 
und sie zurück in ihre Herkunftsländern ziehen müssten. Darüber hinaus bestehe 
kein Anspruch auf Sozialleistungen.1288 Die Familien in den Herkunftsländern 
seien jedoch auf die Einkünfte der Frauen angewiesen, so dass die Frauen sich 
dem Zwang ausgesetzt sähen, unter allen Umständen in Deutschland zu blei-
ben.1289 Ungewollte Schwangerschaften entstünden durch Unkenntnis bezüglich 
Verhütungsmethoden. Väter seien Freier, aber auch (Ehe-)Partner, die zu Besuch 
kämen. Zudem bestünden Freier oft auf Geschlechtsverkehr ohne Verhütung. 
Aufgrund der fehlenden Krankenversicherung müssten die Kosten einer Entbin-
dung von den Frauen übernommen werden. Ausnahmen bestünden nur im Falle 
einer Adoption. Dann übernähme die Krankenversicherung der Adoptiveltern die 
Kosten. Nur Abtreibungen würden vom Land NRW übernommen. Sofern eine 
Frau sich entschließe das Kind zu behalten, müsse sie nicht nur die Kosten für 
die Entbindung bezahlen, sondern habe auch keinen Anspruch auf soziale Unter-
stützungsleistungen. Daher prostituierten sich die Frauen auch noch hoch-
schwanger und in sehr schlechten Umständen insbesondere bezüglich der Klei-
dung, Mieten und Ernährung.1290 Von der SPD-Fraktion wurde die Frage gestellt, 
wie die Situation auf dem Straßenstrich sich im Vergleich mit der Situation vor 
ein paar Jahren verändert habe, als es um die Errichtung der Verrichtungsboxen 
gegangen sei. Die Vertreterin der Mitternachtsmission wies darauf hin, dass es 
sich damals um Frauen gehandelt habe, „die sexuelle Dienstleistungen gegen 
Entgelt anboten. Heute heißt es in den einschlägigen Kreisen, da stehen ‘billige 
Nutten und Frischfleisch aus Bulgarien und Rumänien, die alles anbieten für 
wenig Geld“1291 Die Mitarbeiterin von KOBER gab zusätzlich zu bedenken, dass 
damals zwar ebenfalls die Freizügigkeit für polnische Frauen und Frauen aus den 
baltischen Ländern bestanden habe und diese hier der Prostitution nachgegangen 
seien, diese Frauen seien aber gebildet gewesen und hätten z. T. über Ausbildun-
                                              
1287 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1288 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1289 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
1290 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.04.2009, TOP 7.2. 
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gen verfügt. Langfristig gesehen, seien diese Frauen in die Herkunftsländer zu-
rückgekehrt oder hätten sich hier in Deutschland weiterqualifiziert, um andere 
Berufe auszuüben. Bei den Frauen aus Bulgarien handele es sich weitgehend um 
Analphabetinnen, bei denen eine ähnliche Entwicklung nicht zu erwarten sei.1292 

Der Sozialdezernent informierte darüber, dass die Situation auch durch die Be-
richterstattung bei frauTV in der Öffentlichkeit diskutiert werde. Das Thema der 
Sendung seien die Schwangerschaftsabbrüche gewesen. Im Jahr 2009 hätten bis-
her dreizehn Schwangerschaftsabbrüche und sechs Adoptionsvermittlungen 
stattgefunden. Über weitere Abbrüche in Bulgarien sei er nicht informiert. Durch 
den Fernsehbericht erhielte man den Eindruck, dass es in Dortmund zu fünf Ab-
brüchen pro Woche komme, was nicht der Wahrheit entspreche. Zudem sei es 
rechtlich strittig gewesen, wer für die Kosten der Abbrüche aufkomme. Abhilfe 
schaffe das Gesetz zur Hilfe für Frauen bei Schwangerschaftsabbrüchen in 
NRW. Danach hätten Frauen in NRW Anspruch auf Leistungen, wenn ihnen 
keine Mittel für den Schwangerschaftsabbruch zur Verfügung stünden.1293 Zur-
zeit lägen zwei Anträge beim Sozialamt vor. Auch wenn die soziale Situation 
dieser Personengruppe aufgrund ihrer Bedürfnisse ernst zu nehmen sei, seien die 
Darstellungen in einer großen deutschen Boulevardzeitung in ihrer Dramatik 
falsch.1294 

Die Leiterin des Gesundheitsamtes sah den Grund für die Probleme in den gro-
ßen wirtschaftlichen und sozialen Unterschieden zwischen den Zuwanderern der 
Roma-Minderheit aus Bulgarien und dem deutschen Durchschnittsbürger. Daher 
rühre auch der Unterschied im Bildungsstand der Prostituierten aus Bulgarien, 
die hier Geld verdienen wollten. Die Verträge der Stadt mit den Beratungsorga-
nisationen sähen vor, dass diese über sexuelle übertragbare Krankheiten aufklär-
ten und die Professionalität der Prostituierten förderten, indem sie den Frauen 
auch den Wert ihrer Arbeit und ihres Körpers erkennen ließen. Aufgrund der feh-
lenden Bildung und der Armut liege dieses Verständnis bei den zuwandernden 
Frauen nicht vor. Zur Unterstützung der medizinischen Versorgung komme 
zeitweise ein Arzt vom Gesundheitsamt in den Beratungscontainer an der 
Ravensberger Straße. Nach seinen Beobachtungen bestünden zwar keine konkre-
ten Krankheiten, aber die Frauen hätten einen erkennbaren Leidensdruck. Dass 
vermehrt Fälle von sexuell übertragbaren Krankheiten wie HIV oder Syphilis 
auftreten würden, sei aufgrund der ungeschützten Arbeitsweise der Frauen je-
doch nur eine Frage der Zeit. Zudem sei es schwierig, sie von einer professionel-
len Arbeitsweise zu überzeugen. „Man hat vielmehr den Eindruck, dass sie häu-
fig von Menschen, die sich gut organisiert im Hintergrund aufhalten, davon ab-
gehalten werden.“1295 Eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Beratungsleis-
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tungen und der medizinischen Unterstützung sei geplant. Es stehe zwar nur ein 
Allgemeinmediziner zur Verfügung, aber auch dieser könne Tests zu sexuell 
übertragbaren Krankheiten sowie eine allgemeine Gesundheitsberatung anbieten. 
Es bestünden aber Hemmungen von Seiten der Frauen, die Unterstützung anzu-
nehmen. Des Weiteren hielten sich die Frauen heute länger auf dem Straßen-
strich auf als früher. Damals hätte man mehr von Gelegenheitsprostitution aus-
gehen können. Zwar sei die Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche nicht so gra-
vierend wie öffentlich bekanntgegeben. Jedoch sei zu bedenken, dass Schwan-
gerschaftsabbrüche in den ehemaligen Ostblockstaaten eine übliche Methode zur 
Verhinderung einer Mutterschaft seien.  

Der Leiter des Ordnungsamtes hob die tägliche Zusammenarbeit mit dem Bera-
tungsorganisationen positiv heraus, da diese sich in ihrer Arbeit gut ergänzten 
und absprechen würden. Somit entstehe eine einheitliche Hilfe für die Frauen. 
Aus Beobachtungen der Ordnungsbehörden stiegen die Zahlen der Frauen an der 
Ravensberger Straße und der Straßenstrich breite sich auch wieder in die Wohn-
gebiete der Nordstadt aus. Das sei in den vorhergehenden Jahren anders gewe-
sen, da die Frauen aufgrund der Sicherheitsvorkehrungen an der Ravensberger 
Straße nicht mehr darauf angewiesen gewesen seien. Zusätzlich hätte es den po-
sitiven Effekt für die Wohnbevölkerung gegeben, dass die Wohngebiete damals 
weitestgehend frei von Straßenprostitution gewesen sein. Zwar habe es schon 
vorher bulgarische Prostituierte gegeben, die z. T. auch im Sperrbezirk angetrof-
fen worden seien, jedoch hätten diese vor dem 01.01.2007 nur ein Touristenvi-
sum mit einer Gültigkeit von drei Monaten gehabt. Bei Ablauf hätten sie 
Deutschland verlassen müssen. Von Seiten der Ordnungsbehörden sei dies eine 
praktische Regelung gewesen. Seit Anfang 2007 hätten die Bürger und ihre Fa-
milien aus Bulgarien und Rumänien aufgrund der EU-Freizügigkeit ein Recht 
darauf, sich in Deutschland aufzuhalten. Sie dürften aber keiner unselbstständi-
gen und versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit nachgehen. Jedoch bliebe 
ihnen die Möglichkeit sich selbstständig zu machen. Damit bestehe auch die 
Möglichkeit als Prostituierte zu arbeiten. Für die Ordnungsbehörden stelle dies 
ein Problem dar, da man keine Handhabe habe und sich überlegen müsse, wie 
man damit umgehe. Bei den Kontrollen falle auf, dass die Frauen zum großen 
Teil durch die Selbstständigkeit regelmäßig mit Steuernummer gemeldet seien 
und dadurch einen Status erhielten, der ein ordnungsbehördliches Eingreifen 
unmöglich mache. Dies zeige einen Grad an guter Organisation. Somit beschrän-
ke sich das ordnungsbehördliche Eingreifen darauf, die Prostitution innerhalb 
des Sperrbezirkes zu unterbinden, was aufgrund der Menge an Zuwandernden 
mit dem vorhandenen Personal kaum noch möglich sei. Zudem müsse zugegeben 
werden, dass es sich nicht immer um Prostitution im Sperrbezirk oder Schwarz-
arbeit handele: Frauen, die im Sperrbezirk wohnten, gingen z. B. in Berufsbe-
kleidung zu ihrer Arbeitsstelle an der Ravensberger Straße. Auch die Menschen-
ansammlungen von Männern vor den Wohnhäusern seien nicht der Arbeiter-
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strich. Vielmehr handele es sich um Bulgaren oder Rumänen, die, wie in ihrer 
Heimat üblich, sich vor dem Haus träfen, um sich mit ihren Nachbarn zu unter-
halten und nicht allein in der Wohnung sein zu müssen.1296 

Ein Vertreter der CDU erkundigte sich danach, woran es liege, dass es nur so 
wenige Rumäninnen in der Statistik gebe, obwohl es eine viel größere Bevölke-
rungsanzahl von Rumänen gebe. Die Vertreterin der Mitternachtsmission ant-
wortete darauf, dass die Rumäninnen die zweitgrößte Gruppe der Klientinnen 
bildeten und dass die Zahlen steigen würden. Sie gehe davon aus, dass sich die 
Zahlen innerhalb der nächsten zwei Jahre angleichen würden. Die Vertreterin 
von KOBER wies zudem auf den Unterschied hin, dass die Frauen aus Bulgarien 
meist der Straßenprostitution nachgingen, während die Rumäninnen eher in 
Clubs und Bordellen arbeiteten und damit auch vermehrt in Großstädten anzu-
treffen seien, die keinen Straßenstrich hätten.1297 Ein Vertreter der SPD merkte 
kritisch an, dass es für ihn schwer nachvollziehbar sei, dass sich eine bulgarische 
Analphabetin allein auf den Weg nach Deutschland machen könne, um hier als 
Prostituierte zu arbeiten. Er vermute vielmehr organisierten Menschenhandel im 
Hintergrund, der das Problem verursache. Er fragte, ob die Kriminalpolizei dies-
bezüglich bereits tätig werden würde. Zudem wies er darauf hin, dass dem Stra-
ßenstrich an der Ravensberger Straße unter den Voraussetzungen zugestimmt 
worden sei, die Prostitution dort ordnungsrechtlich kontrollieren zu können und 
Vorgänge auf dem Straßenstrich zu überwachen. Des Weiteren diene der Stra-
ßenstrich dem Ziel, die Straßenprostitution aus den Wohngebieten fernzuhalten, 
um eine Belästigung der Anwohner auszuschließen. Er solle auch der legalen 
Prostitution dienen, so dass den Frauen ein gewisses Maß an Sicherheit, Ordnung 
und hygienischen Zuständen geboten werde. Nach seiner Einschätzung würde 
diese Voraussetzungen nicht mehr eingehalten. Es sei fraglich, ob der Straßen-
strich, „wie er zurzeit organisiert ist und eskaliert“1298, noch aufrechtzuerhalten 
sei.1299 

Der Sozialdezernent wies daraufhin, dass die Stadt ca. 250.000 Euro pro Jahr für 
die Arbeit mit Prostituierten im Haushalt einstelle, diese Summe den Bedarf aber 
nicht decke. Zudem würden KOBER 20 Wochenstunden für eine Übersetzerin 
bewilligt werden.1300 Eine Vertreterin der CDU fragte, ob mit Hilfe der Überset-
zerin konzeptionell mehr Aufklärung geschaffen werden könne, um die Schwan-
gerschaftsabbrüche zu vermindern.1301 

Der Leiter des Ordnungsamtes informierte darüber, dass bei den Ordnungspart-
nerschaften 26 Planstellen bestünden, wovon 19 besetzt seien, unter denen sich 
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zwei Dauererkrankte befänden. Aufgrund der schwierigen Situation in der Nord-
stadt werde im Verwaltungsvorstand über eine Sonderaktion gesprochen, die 
aber noch nicht beschlossen worden sei.  

„Eindringlich warnt er davor, den Straßenstrich schlecht zu reden oder gar an 
dessen Abschaffung zu denken. Wenn es ihn nicht gäbe, gäbe es überall Proble-
me. Das kann niemand wollen. Dass durch den Strich auch eine gewisse Sogwir-
kung bei Freiern als auch bei Frauen entsteht, ist klar, gleichwohl sollte man 
das weiterhin legal kanalisieren. Das hat lange gut funktioniert. Die Probleme 
sind entstanden, weil viele Menschen kommen, die sich nicht so richtig an die 
Vorgaben halten. Und da muss man ansetzen und entsprechende Bahnen vorbe-
reiten, damit das Ganze wieder einigermaßen verträglich wird.“1302 

Bezüglich der Errichtung der Sozialräume räumte der Sozialdezernent ein, dass 
nur eine vertragliche Abrede mit dem Investor diesen zur Errichtung der Sozial-
räume veranlassen könne. Eine andere rechtliche Möglichkeit gebe es, insbeson-
dere für die Sozialverwaltung, nicht. Im Sozialausschuss wurde mehrfach kriti-
siert, dass im Vertrag, der ohne Beteiligung der Sozialverwaltung erstellt worden 
sei, keine zeitliche Frist für die Errichtung der Räume enthalten sei. Ohne diese 
Fristsetzung könne der Investor nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt zur Um-
setzung der Maßnahme gezwungen werden.1303 

Die Vertreterin der Mitternachtsmission informierte darüber, dass viele Frauen, 
die unter den oben genannten Voraussetzungen arbeiteten, Menschenhandelsop-
fer seien. Hintermänner regelten und organisierten die Prostitution und beuteten 
die Frauen aus. Von den bulgarischen Frauen seien bisher 64 Opfer von Men-
schenhandel. Menschenhandel sei schwer aufzudecken, obwohl die Polizei aus 
Sicht der Mitternachtsmission sehr gut arbeite und jedem Hinweis nachgehe. Zu-
dem sei es schwierig die Frauen bis zu einer Verurteilung zu unterstützen, damit 
diese auch bis dahin durchhielten und als Zeuginnen aussagen könnten. Ohne die 
Zeugenaussagen komme aber kein Prozess zustande. Daher sei die aufsuchende 
Sozialarbeit auf der Ravensberger Straße und in den Kneipen wichtig, um ein 
Vertrauensverhältnis zu den Prostituierten aufzubauen und ihnen mit einer mög-
lichen Zeugenaussage perspektivisch einen Ausweg aus der Situation aufzuzei-
gen.1304 

Die Mitarbeiterin von KOBER sagte, dass es schon Konzepte zur weiteren Auf-
klärung der zugewanderten Prostituierten gebe. Zwei Sozialeinrichtungen aus 
Dortmund hätten KOBER bislang durch ihre türkischsprachigen Mitarbeiterin-
nen unterstützt. Dabei gehe es um die Aufklärung über Verhütung und sexuell 
übertragbare Krankheiten. Durch die neue Sprachmittlerin, die 20 Wochenstun-
den zur Verfügung stehe, würde dies leichter und auch ausreichend sein. Außer-
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dem betonte sie, dass das Dortmunder Modell ein Vorzeigemodell auch für ande-
re Städte wie Essen oder Hannover sei. Daher sollte der Straßenstrich mit Blick 
auf die Folgen weder reduziert, noch geschlossen werden.1305 

Eine Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigte sich danach, 
wie weit die Umsetzung des Beschlusses, den Investor (Fa. Berke) zur Errich-
tung der Sozialräume für die Beratungsorganisationen oder zur Zahlung einer 
finanziellen Kompensation zur Errichtung durch Eigenleistung vorangeschritten 
sei. Nach Ansicht der Vertreterin sei die Errichtung der Beratungsräume überfäl-
lig, gerade in Bezug auf die bestehende Problematik. Zum einen gebe es die An-
alphabetinnen der Roma und die Frauen, die der türkisch-bulgarischen Minder-
heit angehörten, die beide große gesundheitliche und soziale Probleme hätten. 
Jedoch bestehe andererseits das Problem, dass sich der Straßenstrich von der 
Ravensberger Straße wieder in die Wohngebiete der Nordstadt ausweite. Hier 
müsse die Nordstadt nicht nur ordnungspolitisch, sondern auch sozialpolitisch 
unterstützt werden.1306 

Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion „betont, dass niemand den 
Straßenstrich reduzieren will, andererseits ist es aber notwendig, auf Auswüchse 
zu reagieren und sie abzustellen. Und den Frauen muss aus allen Disziplinen 
heraus geholfen werden.“1307 

In der Sitzung des Sozialausschusses vom 26.05.2009 wurden, wie angekündigt, 
die weiteren Fragen zum Sachstandsbericht zur Prostitution an der Ravensberger 
Straße beantwortet.1308 Hierzu lag eine schriftliche Stellungnahme der Verwal-
tung vor.1309 Danach lägen bis auf eine Stellungnahme der Bezirksregierung 
Arnsberg bezüglich verborgener Kampfmittel, alle Unterlagen für die Bauge-
nehmigung des Investors vor. Nach Vorliegen der Stellungnahme werde die 
Baugenehmigung erteilt. Der Investor habe zugesagt, innerhalb von drei Mona-
ten nach erteilter Baugenehmigung die Sozialräume fertigzustellen und an die 
Beratungsorganisation KOBER zu übergeben.1310 Eine Vertreterin der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen war mit Blick auf die lange geplante Verbesserung der 
räumlichen Situation der Beratungsstelle KOBER, hinsichtlich der Bitte einen 
konkreten Zeitplan vorzustellen (Sitzung vom 28.04.2009) und in der Brisanz 
der Situation vor Ort mit dieser Aussage nicht zufrieden.1311 

Der Sozialdezernent betonte abermals, dass die Sozialverwaltung nicht federfüh-
rend bei dem Verfahren sei und daher keinen Einfluss auf die Abläufe habe. Er 
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sei jedoch froh darüber, dass durch die Aussage mehr Klarheit bestehe.1312 Ein 
Mitarbeiter des Liegenschaftsamtes informierte darüber, dass es sich um die üb-
lichen Vorgänge bei der Genehmigung von Bauanträgen handele, die gewisse 
Zeit in Anspruch nähmen. Die Verwaltung habe sich bereits mit der Bezirksre-
gierung in Verbindung gesetzt und versuche die Vorgänge zu beschleunigen, da 
ohne die Bestätigung der Bezirksregierung keine Baugenehmigung erteilt werden 
dürfe. Der Investor sei nicht nur kaufvertraglich zur Errichtung der Sozialräume 
verpflichtet, sondern habe dies in den Verhandlungen bestätigt und eine Fertig-
stellung innerhalb von sechs bis acht Wochen nach Genehmigungserteilung zu-
gesagt.1313 Ein Vertreter der Fraktion FDP/Bürgerliste meinte, dass das Problem 
in dem schlecht verhandelten Vertrag liege. Zudem würden mit der Errichtung 
der Sozialräume nicht die vorliegenden Probleme auf dem Straßenstrich und in 
der Nordstadt gelöst.1314 Eine Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
kritisierte die schlechte verwaltungsinterne Kommunikation zum Sachstand, die 
zu dieser emotionalen Reaktion der Politik geführt habe.1315 Auch ein Vertreter 
der SPD-Fraktion wies darauf hin, dass der Vertrag fehlerhaft sei, aber die Sozi-
alverwaltung nicht dafür verantwortlich gemacht werden könne. Wichtig sei, 
dass das Verfahren vorangehe.1316 

c) Vorstoß der DVU zur Neufassung der Sperrbezirksverordnung 

In der Sitzung des Rates der Stadt Dortmund vom 14.05.2009 erbat die Fraktion 
DVU den Tagesordnungspunkt „Prostitution in der Nordstadt“ auf die Tagesord-
nung zu setzen.1317 In dem dazugehörigen Ergänzungsantrag1318 führte die DVU 
aus, dass die Verwaltung damit beauftragt werden solle, die Sperrbezirksverord-
nung neu zu fassen, um die illegale Prostitution in der Nordstadt unter Kontrolle 
zu bekommen und Maßnahmen wie z. B. Ordnungspartnerschaften zu ergreifen, 
um die Probleme in der Nordstadt dauerhaft zu lösen und Verstöße durch die 
Polizei und Ordnungsbehörden als Ordnungswidrigkeit oder Straftaten zu ver-
folgen. Als Begründung wurde angeführt, dass die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung durch die Situation in der Nordstadt, insbesondere die illegale Prostitu-
tion in den Wohngebieten und die begleitenden Gewerbe gefährdet seien. Es sei 
nicht hinnehmbar, dass der Rechtsdezernent untätig sei. Die Situation sei durch 
„energisches, auch repressives Handeln […] dauerhaft zu verbessern“1319. Die 
SPD-Fraktion betonte, dass dem Antrag aus Prinzip nicht zugestimmt werden 
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könne.1320 Der Antrag wurde bei einer Enthaltung mehrheitlich gegen die Stim-
men der DVU-Fraktion abgelehnt. 

d) Ordnungspartnerschaften 

In der Sitzung des Rates am 14.05.2009 wurde ebenfalls der Punkt „Ordnungs-
partnerschaften“ thematisiert.1321 Zu diesem TOP lagen sehr ähnliche Anträge 
der CDU-Fraktion1322 und (gemeinsam) der SPD-Fraktion und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vor. Beide Anträge beinhalteten den Beschluss des Rates, die of-
fenen Stellen im Bereich der Ordnungspartnerschaften bis zur Soll-Stärke von 26 
Mitarbeitern zu besetzen und die Ordnungspartnerschaften im gesamten Stadtge-
biet einzusetzen. Zudem forderten beide Anträge die Verwaltung auf, ein Kon-
zept zur Bewältigung der sozialen Probleme der Schwarzarbeiterszene, der ille-
galen Prostitution und der Drogen- und Alkoholikerszene zu erstellen. Dies solle 
ohne Verminderung des Personaleinsatzes der Ordnungspartnerschaften aus an-
deren Stadtteilen geschehen.1323 Nur in Punkt 4 unterschieden sich die Anträge: 
Während die CDU bei erhöhtem Personalbedarf in der Dortmunder Nordstadt die 
Schaffung von mehr Personalstellen in den Ordnungspartnerschaften unter Ein-
beziehung der Polizei beantragte, stellte der gemeinsame Antrag von SPD und 
Grünen klar, dass in Kenntnis der unterschiedlichen Zuständigkeiten von Polizei 
und Ordnungsamt die Beantragung „einer zusätzlichen Stadtpolizei“1324, wie sie 
durch die CDU und ihren Oberbürgermeisterkandidaten gefordert werde, die 
Trennung von kommunalen und polizeilichen Aufgaben nicht beachte und Auf-
gaben sogar als übertragbar darstelle.1325 Der Antrag der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mache klar, dass polizeiliche Aufgaben durch die Stadt 
Dortmund, auch finanziell, nicht zu übernehmen seien und fordere mehr Polizei-
streifen in den Städten.1326 Die Punkte eins bis drei wurden einstimmig ange-
nommen. Der Punkt vier des Antrages der CDU-Fraktion wurde mit der Mehr-
heit der Stimmen der SPD und der Grünen und unter Stimmenthaltung der DVU-
Fraktion abgelehnt. Der Punkt vier des gemeinsamen Antrages von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen wurde gegen die Stimmen der DVU-Fraktion, der Frak-
tion FDP/Bürgerliste und der CDU-Fraktion mit Mehrheit angenommen.1327 

e) Umverteilung von Zuwanderern aus Südosteuropa 

Auf Antrag der CDU-Fraktion wurde in der Sitzung der Bezirksvertretung In-
nenstadt-Nord am 10.06.2009 darüber beraten, den Zuzug von Rumänen und 
Bulgaren in die Nordstadt durch Umverteilung auf andere Stadtteile zu vermin-
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dern. Nach Vorschlag der CDU-Fraktion sollte die Verwaltung diesen Zuwande-
rern aktiv Wohnungen in anderen Stadtteilen vermitteln. Als Grund führte die 
CDU-Fraktion an, dass es der Stadt Dortmund nicht gelungen sei, die Verteilung 
von Migranten auf einzelne Stadtteile zu unterbinden. Durch „Soziale Stadt“ o-
der „Urban II“ finanzierte Maßnahmen, die darauf abzielten die Bürgerschaft in 
der Nordstadt zu unterstützen und Benachteiligungen zu verringern, würden 
dadurch behindert. Neben den bestehenden Problemen mit der Prostitution, der 
Alkoholiker- und Drogenszene, siedelten sich nun vermehrt Rumänen und Bul-
garen an, die die Prostitution verstärkten und Geschäfte auf der Straße abwickel-
ten. Dadurch entstehe im Bereich der Mallinckrodtstraße und Schleswiger Straße 
ein Angstraum für die übrige Bevölkerung.1328 Der Antrag wurde mehrheitlich 
bei vier Ja-Stimmen und einer Enthaltung abgelehnt.1329 

4. Jahr 2010 

a) Prostitution als Teil des Multiproblemstandortes „Dortmunder Nord-
stadt“ 

Im Jahr 2010 waren insbesondere Aspekte des Zustandes und der Hygiene an der 
Ravensberger Straße sowie der Zustand der Verrichtungsboxen im Fokus. Zu-
dem wurden ordnungspolitische Problematiken in der Dortmunder Nordstadt zu-
sammengeführt. Zwar waren öffentlicher Alkohol- und Drogenkonsum, 
Schwarzarbeit und illegale Prostitution bereits in den Jahren zuvor bestehende 
Probleme in der Nordstadt, jedoch wurden diese selten unter gemeinsamen Ta-
gesordnungspunkten besprochen und somit die Dortmunder Nordstadt als Mul-
tiproblemstandort identifiziert. Als neuer Aspekt wurde die Besteuerung der 
Straßenprostitution an der Ravensberger Straße im politischen Raum diskutiert. 

In der Sitzung des Rates vom 14.01.2010 wurde auf Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen1330 die Gesamtsituation in der Dortmunder Nordstadt bespro-
chen. Dabei wurde die Prostitution als Teil des Multiproblemstandortes „Dort-
munder Nordstadt“ identifiziert.1331 Die CDU-Fraktion nannte dabei insbesonde-
re den öffentlichen Alkoholkonsum und den Drogenhandel, die Ausweitung der 
Straßenprostitution in die Wohnbebauung und den Arbeiterstrich an der 
Mallinckrodtstraße, an dem sich „massive Ansammlungen von EU-Bürgern“1332 
aus Osteuropa aufhielten.1333 Durch die Aufstockung der Ordnungspartnerschaf-
ten und repressiven Maßnahmen sowie begleitenden Hilfsangebote sollte die Si-
tuation in der Nordstadt schnell und dauerhaft verbessert werden. Dazu gehörte 
z. B. die projekthafte Einrichtung eines Saufraums inklusive Schuldner- und Ob-
                                              
1328 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 12.6 (Drs. Nr.: 15211-09). 
1329 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.06.2009, TOP 12.6. 
1330 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 16488-09). 
1331 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5. 
1332 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
1333 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
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dachlosenberatung nach Kieler Vorbild, dass durch die Stadt evaluiert werden 
sollte. Dieser Vorschlag wurde von den Grünen sowie von der FDP unter-
stützt.1334 Als positives Beispiel der ordnungsrechtlichen Regelung der Situation 
wurden die Halteverbote und das Sperren der Parkbuchten an der Bornstraße ge-
nannt. Dadurch konnte die Straßenprostitution hier eingedämmt werden. Festge-
stellt wurde, dass die Nordstadt kein Regelungs-, sondern ein Vollzugsdefizit 
habe. Insbesondere die ordnungsbehördliche Verordnung müsse konsequent um-
gesetzt werden.1335 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betonte in ihrem An-
trag, dass sich die Anwohner nicht nur durch die offene Alkoholikerszene, son-
dern auch durch Begleiterscheinungen der Prostitution in ihrem täglichen Leben 
beeinträchtigt fühlten. Es bestehe die Notwendigkeit nicht nur repressiv vorzu-
gehen, sondern es müsse eine Kombination von sozialen, wirtschaftsfördernden 
und ordnungsrechtlichen Maßnahmen erstellt werden, um eine dauerhafte Lö-
sung zu finden, die nicht allein zu Verdrängungseffekten führe.1336 Die Angele-
genheit wurde an die Fachausschüsse (Sozialausschuss1337, Ausschuss für öffent-
liche Ordnung1338, Ausschuss für Umwelt und Stadtgestaltung und die Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord) überwiesen.1339  

Im Ausschuss für öffentliche Ordnung wurde betont, dass ein ganzheitliches 
Konzept für die Dortmunder Nordstadt erforderlich sei. Zudem war der vorge-
schlagene Trinkraum ein Schwerpunkt der Diskussion.1340 Auch dieser Aus-
schuss stellte fest, dass die Stadt Dortmund seiner Ansicht nach kein Regelungs-, 
sondern ein Vollzugsdefizit habe und es auf eine konsequentere Umsetzung der 
ordnungsbehördlichen Verordnung gerade in den besonders gefährdeten Berei-
chen, z. B. die Ausweitung der Straßenprostitution, ankomme.1341 Die Beschlüsse 
wurden gegen die Stimmen der SPD-Fraktion angenommen.1342 Im Sozialaus-
schuss wurde bekanntgegeben, dass die 25 Planstellen für die Ordnungspartner-
schaften nicht nur besetzt, sondern unter Berücksichtigung der städtischen Haus-
haltslage stufenweise auch auf 48 Stellen angehoben werden sollten.1343 Des 
Weiteren wurde festgestellt, dass die Bezirksvertretung Innenstadt-Nord schon 
seit Längerem ein Gesamtkonzept fordere.1344 Unter Beachtung der Beschlüsse 
der Ausschüsse beschloss der Rat der Stadt Dortmund die Anträge der CDU-
Fraktion und der Fraktion FDP/Bürgerliste. Ein Antrag der Fraktion DVU zur 

                                              
1334 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E2; Drs. Nr.: 

00024-10-E5). 
1335 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E1). 
1336 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 00024-10-E2). 
1337 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 2.3. 
1338 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
1339 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 14.01.2010, TOP 2.5. 
1340 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
1341 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
1342 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 02.02.2010, TOP 3.2. 
1343 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 2.3. 
1344 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 2.3. 
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Novellierung der Sperrbezirksverordnung wurde abgelehnt.1345 Der Antrag wie-
derholt inhaltlich den ursprünglichen Antrag aus dem Jahr 2009 (s. o.).1346 

Das Integrierte Stufenkonzept für eine „Lebenswerte Nordstadt“ wurde nach Be-
ratungen in den Fachausschüssen in der Ratssitzung vom 08.07.2010 unter Zu-
grundelegung der Stellungnahmen ausführlich besprochen.1347 Für den Bereich 
der Prostitution lagen keine beschlussfähigen Stellungnahmen und Anträge vor. 
Der Antrag der Fraktion Die Linke zur Ravensberger Straße, in dem die Ent-
wicklung eines weitergehenden Betreuungskonzepts (längere Öffnungszeiten der 
Beratungseinrichtung (7 Tage mal 24 Stunden), Ausstiegsprogramm für Prostitu-
ierte) angeregt wurde, wurde zurückgezogen.1348 Das Integrierte Stufenkonzept 
„Lebenswerte Nordstadt“ basierte auf einem Beschluss des Verwaltungsvorstan-
des und ist sehr umfassend (67 Seiten). Es beschreibt in der Ausgangslage, dass 
die Dortmunder Nordstadt aufgrund ihrer strukturellen Besonderheiten bereits 
jetzt in verschiedene Förderprojekte eingebettet sei.1349 Das besondere Ziel des 
Integrierten Stufenkonzeptes für eine „Lebenswerte Nordstadt“ ist die Koordina-
tion und Vernetzung der bereits bestehenden Initiativen und Akteure im Stadt-
teil, um so eine strukturierte Herangehensweise an die Probleme im Viertel zu 
ermöglichen und diese mit Blick auf die Interessen der Anwohnerschaft zu ver-
mindern.1350 Inhaltlich als auch finanziell ist das Konzept mehrstufig aufgebaut, 
was der Haushaltssituation und der Bewilligung von weiteren Fördermaßnahmen 
geschuldet ist. 1351 Es werden ganzheitlich sehr verschiedene Handlungsfelder 
bearbeitet. Dazu gehören Sicherheit, Sauberkeit, Soziales sowie Image, Wohnen, 
Integration/Interkultur, Kinder und Jugendliche, Bildung, Arbeit, lokale Ökono-
mie. Damit solle zum einem ein Interessenausgleich zwischen den verschiedenen 
Nutzungen im Quartier erreicht werden und andererseits eine längerfristige Bin-
dung der Bewohner an den Stadtteil.1352 Für den Bereich der Prostitution sieht 
das Integrierte Stufenkonzept unter der Überschrift „Sichere Nordstadt“ 
(S. 8 - 11) im Maßnahmenkatalog unter Punkt 2 „Sicherheit und Ordnung“ 
(Punkt 2.5 „Prostitution“) insgesamt drei Maßnahmen vor: „1. Verstärkte Kon-
trollen zum Verbot der Prostitution im Sperrbezirk, 2. Reduzierung des Freier-
suchverkehrs an der Ravensberger Straße über Mautgebührenerhebung, 3. Ge-

                                              
1345 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.02.2010, TOP 11.2 (Drs. Nr.: 00024-10-E7). 
1346 Drs. Nr.: 14942-09-E1. 
1347 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10). 
1348 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
1349 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Anlage zu Drs. Nr.: 00852-10, 

S. 3 f.). 
1350 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Anlage zu Drs. Nr.: 00852-10, 

S. 3 f.). 
1351 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Anlage zu Drs. Nr.: 00852-10, 

S. 4). 
1352 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Anlage zu Drs. Nr.: 00852-10, 

S. 4). 
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werbesteuerüberprüfung im Prostitutionsgewerbe“1353. Zusätzlich findet sich die 
Prostitution auch unter der Überschrift „Soziale Nordstadt“ in dem Punkt 2.3.2 
„Hilfen für Prostituierte in der Nordstadt“ wieder (S. 20 - 23). Zu den Hilfen für 
Prostituierte wurde zunächst die Situation der Prostitution erläutert, wie dies be-
reits in der Sachstandsmitteilung zur Ravensberger Straße im Jahr 2009 gesche-
hen ist (s. o.). Im Zuge der EU-Osterweiterung sei es durch den Zuzug von Bul-
garen und Rumänen im Bereich der Prostitution zu einer Veränderung in der Zu-
sammensetzung der Personen gekommen, die auch politische und soziale Konse-
quenzen nach sich ziehe.1354 Das gelte insbesondere für die bulgarischen Roma 
aus Plovdiv, die aus wirtschaftlichen Gründen nach Dortmund kämen. Diese 
Minderheit sei in ihrer Heimat sozial isoliert, bildungsfern (zum großen Teil An-
alphabeten), ohne Versorgung und Versicherungsschutz (z. B. ohne Krankenver-
sicherung).1355 Von den 907 registrierten Personen mit bulgarischem Pass in 
Dortmund lebten Ende 2009 53% in der Nordstadt. Dabei fast genauso viele 
Männer wie Frauen. Dabei blieben die Zahlen im Vergleich zum Vorjahr kon-
stant. Die Frauen arbeiteten vornehmlich in der Prostitution, während die Män-
ner sich meist in Gruppen auf den Straßen in der Nordstadt aufhielten. Die Ver-
waltung vermutete, dass es sich dabei um einen Schwarzarbeiterstrich handele. 
Die Beratungsleistungen in der Stadt sind zwischen KOBER und der Mitter-
nachtsmission aufgeteilt: Während KOBER in erster Linie den Straßenstrich an 
der Ravensberger Straße betreut, berät die Mitternachtsmission Prostituierte und 
ehemalige Prostituierte sowie Opfer von Menschenhandel – vor allem in der Li-
nienstraße und in bordellähnlichen Gewerben.1356 Zur Situation auf dem Straßen-
strich informiert das Stufenkonzept (datiert mit dem 14.04.2010) darüber, dass 
nach Auskunft der Polizei täglich ca. 50 - 70 Prostituierte auf dem Straßenstrich 
stünden. Die bulgarischen Frauen seien dabei prägend, da sie sich dort bis zu 18 
Stunden pro Tag aufhielten.1357 Im Konzept wird abermals auf die Problematik 
hingewiesen, dass die bulgarischen Frauen ihre Dienste meist zu geringen Prei-
sen ohne jede Verhütung anböten. Zudem arbeiteten sie im Falle einer Schwan-
gerschaft meist bis kurz vor der Entbindung. Die Unterstützung der Frauen sei 
aufgrund der Sprachbarriere nur mit einer speziellen Übersetzerin möglich, die 
den seltenen Roma-Dialekt beherrsche. Die Hilfe basiere auf drei Pfeilern: 1. 
Beratung über gesundheitsbewusstes Verhalten, 2. medizinische Versorgung zur 
Verhinderung der Verbreitung sexuell übertragbarer Krankheiten und zur gynä-

                                              
1353 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 11). 
1354 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 20). 
1355 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 20). 
1356 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 20). 
1357 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 21). 
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kologischen Versorgung und 3. Vermeidung von Schwangerschaftsabbrü-
chen.1358 Bei dem vom Gesundheitsamt alle drei Monate angebotenen Tests für 
sexuell übertragbare Krankheiten gebe es bisher keine HIV-Infektion und nur 
einen geringen Unterschied zwischen deutschen und ausländischen Prostituierten 
im Bereich der Syphilis-Erkrankungen.1359 Das Beratungsumfeld an der Ravens-
berger Straße sei verbessert worden, so dass neben Räumlichkeiten für Beratung 
auch Räume für die Gesundheitsuntersuchung zur Verfügung stünden. Zwei Au-
ßentoiletten und eine Dusche stünden während der Öffnungszeiten von KOBER 
ebenfalls zur Verfügung.1360 In der Nordstadt gebe es auch eine Stricherszene 
(ca. 150 Personen), wobei es sich zu 99% um Analphabeten aus Plovdiv handele, 
die aus den gleichen Verhältnissen kämen wie die weiblichen Prostituierten.1361 
Bei den im Stufenkonzept aufgelisteten Maßnahmen zur Hilfe von Prostituierten 
handelte es sich um eine Auflistung der bereits bestehenden Angebote durch 
KOBER, der Mitternachtsmission und dem mobilen, medizinischen Dienst des 
Gesundheitsamtes.1362 Von der Politik wurde das Stufenkonzept als eine lücken-
hafte Zusammenfassung von bestehenden Maßnahmen kritisiert, die mehr eine 
Bestandsaufnahme als ein zukunftsweisendes Konzept darstellten. Zudem fehle 
es an Zielvorstellungen und einem entsprechenden Controlling.1363 Es soll eine 
Projektgruppe gebildet werden, die das Integrierte Stufenkonzept konkretisiere 
und umsetze.1364 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte gerne, dass alle 
wichtigen Akteure der Nordstadt in der Projektgruppe vertreten sind.1365 Der Rat 
stimmte dem integrierten Konzept mit den in der Ratssitzung beschlossenen Än-
derungen zu und beauftragte die Verwaltung mit der Vorbereitung der Umset-
zung.1366 

b) Hygienische Bedingungen an der Ravensberger Straße 

2010 waren auch die hygienischen Bedingungen vor allem hinsichtlich der Toi-
letten ein Thema im politischen Raum. In der Sitzung des Sozialausschusses 
vom 09.02.2010 wurden die schlechten hygienischen Zustände, in denen die 

                                              
1358 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 21). 
1359 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 21). 
1360 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 

S. 21). Es ist davon auszugehen, dass die Beratung trotz dieser Verbesserungen noch immer in 
einem Container stattfindet, da im weiteren Verlauf des Jahres 2010 die Containerlösung wei-
terhin kritisiert wird. 

1361 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 
S. 21). 

1362 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15 (Drs. Nr.: 00852-10, Anlage, 
S. 22). 

1363 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
1364 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
1365 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
1366 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 3.15. 
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Frauen an der Ravensberger Straße arbeiten müssten, diskutiert, die beim Besuch 
der CDU-Fraktion bei der Beratungsorganisation KOBER aufgefallen seien. Die 
mit der Fa. Berke vertraglich vereinbarten Toilettenanlagen seien nach Aussage 
der Verwaltung zwar errichtet worden, jedoch könnten sie aus Angst vor Miss-
brauch nur zu den Beratungszeiten von KOBER geöffnet werden. Der Ausschuss 
fasste den Beschluss, dass eine weitere Toilettenanlage an der Ravensberger 
Straße installiert werde und mit KOBER Gespräche geführt werden würden, wie 
eine Nutzung außerhalb der Öffnungszeiten von KOBER ermöglicht werden 
könnte. Der Ausschuss verlangte über das weitere Vorgehen informiert zu wer-
den.1367 

In der Sitzung des Ausschusses für öffentliche Ordnung im Dezember 20101368 
waren die schlechten hygienischen Zustände sowie die fehlenden Toilettenanla-
gen auf Vorschlag der CDU-Fraktion ebenfalls Thema. So befänden sich weiter-
hin Toiletten nur im KOBER-Container, die entsprechend nur zu den Öffnungs-
zeiten der Beratungsstelle genutzt werden könnten. Nach den Ausführungen der 
CDU-Fraktion würden außerhalb der Beratungsstunden die Verrichtungsboxen 
zur Notdurft verwendet. Laut Antrag sollte die Verwaltung beauftragt werden, 
kostenneutral weitere Toilettenanlagen zu errichten. Dies könnte z. B. durch 
Werbeanlagen an der Ravensberger Straße geschehen. Die CDU-Fraktion nannte 
dazu konkrete Firmen. Zudem solle mit KOBER über eine weitergehende Öff-
nung der Toilettenanlage gesprochen werden. Im Hinblick auf die ab Dezember 
zu erhebende Sexsteuer (s. u.), sollte auch geprüft werden, inwiefern diese zur 
Finanzierung der Toiletten herangezogen werden könne.1369 

Die SPD-Fraktion wies dementsprechend daraufhin, dass es eine vertragliche 
Vereinbarung mit dem Investor (Fa. Berke) zur Errichtung einer Toilettenanlage 
gebe und die Verwaltung zu prüfen habe, ob die vertragliche Vereinbarung durch 
die bestehenden Toiletten erfüllt sei oder eine weitere noch gebaut werden müs-
se.1370 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wies daraufhin, dass es ein ganzheit-
liches Konzept zum Umgang mit der Ravensberger Straße geben müsse, das 
nicht nur ordnungsrechtliche, sondern auch sozialpolitische Aspekte in sich ver-
eine.1371 

Der Rechtsdezernent erläuterte, dass man die vertragliche Verpflichtung mit dem 
Bauträger rückgängig gemacht habe, da ein Baubeginn nicht erkennbar gewesen 
und eine schnelle Lösung für die Situation an der Ravensberger Straße erforder-
lich sei. Die jetzigen Räumlichkeiten von KOBER stellten eine Verbesserung 
dar, jedoch sei die eingeschränkte Nutzungszeit der Toiletten ein Problem. Man 
wolle aber wissen, wer die Toiletten benutze. Mit der neuen Sozialdezernentin 

                                              
1367 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 09.02.2010, TOP 7.2. 
1368 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1369 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 02938-10). 
1370 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1371 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
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möchte er in der nächsten Sitzung überlegen, wie die Situation an der Ravens-
berger Straße verändert werden könne.1372 

Von der CDU-Fraktion wurde zudem betont, dass der Straßenstrich an der 
Ravensberger Straße an der richtigen Stelle im Stadtgebiet liege, da dort keine 
Anwohner belästigt werden würden. Jedoch müssten auch die Interessen der 
Gewerbebetriebe beachtet werden. So sollen laut Antrag der CDU-Fraktion die 
Zufahrten der Gewerbetreibenden bei Rückstau durch entsprechende Beschilde-
rung freigehalten werden.1373 

Der Ausschuss beschließt, dass die Verwaltung prüfen solle, ob es möglich sei 
die Öffnungszeiten der Toiletten zu verlängern bzw. eine Toilettenanlage durch 
Werbung zu finanzieren, so dass in der nächsten Sitzung ein umsetzungsreifes 
Konzept vorliege. Zudem soll mit dem entsprechenden Firmen Gespräche ge-
führt werden, wie die Einfahrten freigehalten werden könnten.1374 

c) Vergnügungssteuer für sexuelle Dienstleistungen 

Ein Thema, das ebenfalls intensiv im Jahre 2010 diskutiert wurde, war die Ein-
führung einer Vergnügungssteuer für sexuelle Dienstleistungen. Auch, wenn die 
Vergnügungssteuer sich nicht direkt auf die Situation der Prostituierten bezog, so 
gab die politische Diskussion darüber gute Einblicke über die wesentlichen Ge-
gebenheiten der Prostitution in Dortmund. In der Sitzung des Sozialausschusses 
vom 29.06.2010 lag ein Vorschlag zur Tagesordnung mit der Bitte um Stellung-
nahme zu einer Empfehlung des Finanzausschusses zur Einrichtung einer Ver-
gnügungssteuer für sexuelle Dienstleistungen1375 durch die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vor.1376 In der Verwaltungsvorlage zur Errichtung der Vergnü-
gungssteuer aus der Finanzausschusssitzung geht hervor, dass auch dem Runden 
Tisch Ordnungsamt1377 (wahrscheinlich ist der Runde Tisch Prostitution ge-
meint), in dem Vertreter des Ordnungsamtes, der Polizei, Gesundheitsamt, Tief-
bauamt, Staatsanwaltschaft, Finanzverwaltung, Arbeitsagentur sowie KOBER 
und Mitternachtsmission (und nach Bedarf weitere Teilnehmer) sitzen, die 
Gründe für die Einrichtung der Vergnügungssteuer genannt wurden.1378 Haupt-
ziele seien die Verhinderung der Ausweitung der Prostitution sowie ein finanzi-
eller Ausgleich für die erbrachten Hilfeleistungen und die Unterstützung von 
Jugendlichen in der Dortmunder Nordstadt. Die zu erzielende Summe wird mit 
750.000 Euro kalkuliert. Die Steuer sollte das gezielte Bereitstellen von Gele-
genheiten zu sexuellen Vergnügungen in Bars, Saunen, Clubs u. ä. sowie das 

                                              
1372 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1373 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 02938-10). 
1374 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 14.12.2010, TOP 3.2. 
1375 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10). 
1376 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2 (Drs. Nr.: 01486-10). 
1377 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10). 
1378 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10). 
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Anbieten sexueller Handlungen gegen Entgelt in zuvor genannten Örtlichkeiten, 
in Beherbergungsbetrieben, Privatwohnungen, Wohnwagen, Kraftfahrzeugen 
und anderen Orten betreffen. Das Bereitstellen von Gelegenheiten wird nach 
Quadratmetern (4,- Euro pro 10 qm) und das Anbieten von sexuellen Handlun-
gen gegen Entgelt nach Veranstaltungstagen (6,- Euro pro Tag) berechnet. Mit 
Blick auf das „Dortmunder Modell“ sollte die legale von der illegalen Prostituti-
on abgegrenzt werden. Aus der Verwaltungsvorlage geht hervor, dass in der Stel-
lungnahme des Runden Tisches Prostitution festgehalten wurde, dass eine Ein-
richtung der Steuer in Ordnung sei, solange die Steuer alle Arten der Prostitution 
erfasse, es zu keiner Verlagerung komme und tatsächlich eine weitere Auswei-
tung der Prostitution verhindert werden könne.1379 Befreiungstatbestände für 
Prostituierte, die ihre Arbeit nur in den Verrichtungsboxen durchführten, gebe es 
bei der Dortmunder Vergnügungssteuer nicht, da die lokalen Gegebenheiten da-
für nicht geeignet seien und die Kontrolle der Einhaltung zu einem unverhält-
nismäßigen Personalaufwand führen würde. In Köln seien diese Befreiungen 
aufgrund des abgezäunten Geländes, auf dem die Verrichtungsboxen stehen, 
möglich.1380 Das als Anlage zur Verwaltungsvorlage beiliegenden protokollierte 
Ergebnis des Rundes Tisches Prostitution1381 liest sich jedoch anders als in der 
Verwaltungsvorlage dargestellt: Hier wurde eine kommunale Steuer aufgrund 
des übermäßigen Kontrolldrucks abgelehnt. Die Steuer werde als Strafsteuer an-
gesehen, die eine Abwanderung in die illegale Prostitution, die nicht mehr kon-
trollierbar sei, nach sich ziehen könne. Als angemessener wurde die Erhebung 
einer Einkommenssteuer (sog. „Düsseldorfer Verfahren“) angesehen. Dabei han-
dele es sich um eine Vorauszahlung durch die Prostituierten. Im Übrigen erfolge 
eine Gleichbehandlung mit anderen Arbeitnehmern und Gewerbetreibenden. 
Dieses Modell erfolge auf freiwilliger Basis durch die Prostituierten, alle Berei-
che der Prostitution würden erfasst werden und es bestehe Akzeptanz für dieses 
Modell. Eine Besteuerung der gesamten Ravensberger Straße (Maut) werde ab-
gelehnt. Stattdessen solle die Boxengasse mit ein bis zwei Euro Benutzungsge-
bühr belegt werden, um damit die Reinigung der Verrichtungsboxen zu finanzie-
ren. Denkbar sei dies nach Vorstellung des Rundes Tisches in Form einer Münz-
schranke, so dass eine Belastung der Freier und nicht der Prostituierten erfol-
ge.1382 

Die Verwaltungsvorlage wurde im Sozialausschuss hinsichtlich der Umsetzung 
auf dem Straßenstrich kritisch gesehen.1383 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
fand die Verwaltungsvorlage nicht schlüssig.1384 Die Meinung wurde von den 
anderen Fraktionen größtenteils geteilt. Die CDU sprach sich für eine Vergnü-

                                              
1379 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10, Anlage). 
1380 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10). 
1381 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10, Anlage). 
1382 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 25.06.2010, TOP 2.3.10 (Drs. Nr.: 01285-10, Anlage). 
1383 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
1384 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
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gungssteuer auf sexuelle Dienstleistungen aus.1385 Auch die Fraktion 
FDP/Bürgerliste war grundsätzlich für die Einrichtung der Steuer, obwohl sie 
Verdrängungseffekte befürchtete. Die Umsetzung solle allein der Verwaltung 
überlassen und im Anschluss kritisch evaluiert werden.1386 Die Fraktion Die Lin-
ke hatte zuvor in ihren Beratungen eine Vertreterin von KOBER eingeladen. 
KOBER äußerte sich dort sehr kritisch im Hinblick auf die Steuer. KOBER be-
fürchtete, dass es zu Verdrängungseffekten komme und so die Prostitution nicht 
mehr kontrolliert werden könne. KOBER befürwortete jedoch das „Düsseldorfer 
Verfahren“, das in anderen Städten schon angewendet würde. Zudem spreche 
sich KOBER für eine Maut an der Ravensberger Straße aus. Die Fraktion Die 
Linke würde sich der Meinung von KOBER insgesamt anschließen und insge-
samt gegen die Vergnügungssteuer in der vorgelegten Form stimmen, das Düs-
seldorfer Modell und eine Maut jedoch unterstützen.1387 Der Sozialausschuss be-
schloss auf mündlichen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass die 
Verwaltung in der nächsten Sitzung des Sozialausschusses einen Sachstandsbe-
richt über die Vergnügungssteuer sowie eine sozialpolitische Einschätzung ihrer 
Folgen geben werde. Zusätzlich sollten Vertreterinnen von KOBER und der Mit-
ternachtsmission zur Diskussion eingeladen werden, um über die Beratungen 
beim Runden Tisch Prostitution zu berichten. Der Beschluss wurde einstimmig 
bei zwei Enthaltungen angenommen.1388 

Am 06.07.2010 war die Vergnügungssteuer auf Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen1389 ebenfalls Thema im Ausschuss für öffentliche Ordnung.1390 Im 
Antrag bat die Fraktion um eine ordnungspolitische Stellungnahme sowie um die 
Einladung von Vertretern der Polizei.1391 In der Sitzung erläuterte der Vertreter 
des Ordnungsamtes die ablehnende Haltung des Runden Tisches Prostitution, da 
die Steuer aus Sicht des Rundes Tisches die Errungenschaften des „Dortmunder 
Modells“, das mühsam aufgebaut worden sei, konterkariere. Die legalen Betrei-
ber der Bordelle hätten Auflagen, wie Gewerbeanmeldung, Arbeitsverträge für 
die Frauen, Hygienestandards etc., zu erfüllen, die illegale Betreiber nicht erfül-
len müssten. Eine weitere Besteuerung würde als Strafsteuer empfunden und 
könnte die Gefahr der Abwanderung in die Illegalität nach sich ziehen. Zusam-
men mit dem Finanzamt und den beiden Prostituiertenberatungsorganisationen 
sorge man dafür, dass die Prostituierten sich gewerberechtlich anmeldeten und 
Einkommenssteuer zahlten.1392 Der Straßenstrich solle von der Vergnügungs-
steuer ausgenommen werden, um eine Abwanderung in die Wohngebiete zu ver-

                                              
1385 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
1386 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
1387 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
1388 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 29.06.2010, TOP 7.2. 
1389 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5 (Drs. Nr.: 01604-10). 
1390 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1391 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5 (Drs. Nr.: 01604-10). 
1392 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 



206 

hindern. Zudem würde die tatsächliche Umsetzung der Steuer eine hohe Kon-
trolldichte erfordern, die nicht zu leisten sei.1393 Auch die Fraktion 
FDP/Bürgerliste sah die Gefahr der Verdrängung der Straßenprostituierten in die 
Nordstadt hinein. Die SPD-Fraktion sah zwar ebenfalls die Gefahr der Verdrän-
gung, gab aber zu bedenken, dass eine fehlende Besteuerung eine Anziehungs-
kraft auf Prostituierte aus anderen Städten, in denen es eine solche Steuer gebe, 
ausüben könnte. Die SPD nehme die Anmerkungen des Rundes Tisches Prostitu-
tion ernst und dränge auf ein neues Konzept.1394 

Der Rechtsdezernent sah einen Widerspruch darin den Frauen zum einen die 
Verrichtungsboxen und KOBER als Beratungsstelle an der Ravensberger Straße 
anzubieten und andererseits genau diese Örtlichkeit zu besteuern, insbesondere 
im Hinblick darauf, dass im Bereich des Straßenstrichs wenig verdient werde. 
Dies führe zu Verdrängungseffekten in die umliegenden Straßen und Plätze oder 
auch in Privatwohnungen. Er befürwortete die Errichtung von Schranken direkt 
vor den Verrichtungsboxen, so dass die Freier, nicht die Prostituierten belastet 
werden würden. Dies würde zudem den Wegfall einer Vergnügungssteuer an der 
gesamten Ravensberger Straße kompensieren.1395 Der geladene Vertreter der Po-
lizei informierte darüber, dass die Polizei einen guten Kontrollüberblick über die 
Prostitution an der Ravensberger Straße habe und die Prostituierten dort der Po-
lizei weitestgehend bekannt seien. Zudem seien nur wenige Prostituierte im 
Sperrbezirk bzw. im Bereich der jugendgefährdenden Prostitutionsausübung an-
zutreffen.1396 Nach dem Dortmunder Modell müssten die Frauen über eine Ge-
werbeanmeldung verfügen, so dass bereits Einnahmen aus der Gewerbesteuer 
der Stadt zuflössen. Eine zusätzliche Vergnügungssteuer, die die Frauen belaste, 
enthielte die Gefahr, dass die Frauen nicht nur illegal der Prostitution nachgin-
gen, sondern dass sich damit auch die Einnahmen aus der Gewerbesteuer ver-
mindern würden.1397 

In der Sitzung des Finanzausschusses vom 02.07.2010 wurden Empfehlungen für 
den Beschluss im Rat ausgesprochen.1398 Der Stadtkämmerer wies darauf hin, 
dass der Straßenstrich aus Gründen der Steuergerechtigkeit nicht ausgenommen 
werde, da man sonst Klagen der Bordellbetreiber befürchte. Die Gefahr einer 
Abwanderung in die illegale Prostitution durch die Einführung der Steuer sehe er 
nicht. Vielmehr solle mit der Steuer die Attraktivität für Dortmund als Prostituti-
onsstandort vermindert werden.1399 Dabei lagen Beschlussempfehlungen der ver-
schiedenen Parteien vor: Die CDU-Fraktion schlug vor, der Vergnügungssteuer 
zuzustimmen unter der Bedingung, dass ein ordnungspolitisches Konzept erar-

                                              
1393 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1394 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1395 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1396 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1397 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 07.06.2010, TOP 3.5. 
1398 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1399 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
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beitet werde, dass die Bedenken des Rundes Tisches Prostitution bezüglich der 
Abwanderung in die Wohngebiete und in die illegale Prostitution dauerhaft aus-
räume. Dem Ausschuss sei quartalsweise zu berichten.1400 Der Vorschlag wurde 
mehrheitlich bei Stimmenthaltung der Fraktion Die Linke angenommen.1401 In 
Zusammenhang mit der Vergnügungssteuer schlug die SPD-Fraktion die Erstel-
lung eines Konzeptes vor, dass in Zusammenarbeit mit der Polizei und dem Ord-
nungsamt erstellt werde. Hierbei stehe aber im Vordergrund, die Prostitution mit 
eingeschleusten Frauen und die dahinterstehenden Akteure zu bekämpfen.1402 Ein 
weiterer Zusammenhang mit der Vergnügungssteuer wurde in der Empfehlung 
nicht dargestellt. Der Ausschuss beschloss den Vorschlag mehrheitlich gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.1403 Die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen lehnten in ihrem Beschlussvorschlag die Einführung der Steuer aufgrund 
der Bedenken des Runden Tisches Prostitution ab. Jedoch sollte die Einführung 
einer Maut an der Ravensberger Straße bzw. an den Verrichtungsboxen geprüft 
werden.1404 Der Antrag wurde mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der Fraktion 
FDP/Bürgerliste abgelehnt.1405 Insgesamt wurde dem Rat gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion Die Linke und bei Stimmenthal-
tung der Fraktion FDP/Bürgerliste empfohlen, der Vergnügungssteuersatzung 
zuzustimmen.1406 In der Sitzung des Rates vom 08.07.2010 lag, neben den Emp-
fehlungen aus dem Finanzausschuss, ein Antrag der Fraktion Die Linke vor. Da-
nach sollte durch die Verwaltung ein Konzept für Benutzungsgebühren an den 
Verrichtungsboxen in einem zwölfmonatigen Pilotprojekt erhoben werden. Die 
Einnahmen sollten KOBER zur Verfügung gestellt werden. Über den Sachstand 
sei vierteljährlich zu berichten. Zudem stellte die Freie Bürger Initiative (FBI) 
den Antrag die Vergnügungssteuer nur für stationäre Einrichtungen zu erhe-
ben.1407 Beide Anträge wurden mehrheitlich abgelehnt. Die Vergnügungssteuer 
wurde letztendlich mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, Fraktion Die Linke, Fraktion FDP/Bürgerliste, FBI, DVU und NPD be-
schlossen.1408 

Im Sozialausschuss vom 14.09.2010 wurde der Beschluss des Sozialausschusses 
vom 29.06.2010 umgesetzt und die Stellungnahme der Verwaltung zur Vergnü-
gungssteuer vorgestellt.1409 In der Verwaltungsvorlage wurde darüber informiert, 
                                              
1400 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1401 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1402 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1403 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1404 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1405 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1406 Ausschuss für Finanzen, Protokoll vom 02.07.2010, TOP 2.2.9. 
1407 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 2.1.13 (Drs. Nr.: 01285-10-E3). 
1408 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 08.07.2010, TOP 2.1.13 (Drs. Nr.: 01285-10-E3). 
1409 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1: Die Diskussion war weitaus um-

fangreicher, als dies hier darstellbar ist. 
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dass es keinen 24-Stunden-Dienst geben werde, die Errichtung einer Schranke 
sei rechtlich nicht zulässig und eine Herausnahme der Ravensberger Straße auf-
grund der Steuergerechtigkeit nicht vorgesehen.1410 Die eingeladenen Vertrete-
rinnen von KOBER und der Mitternachtsmission wiederholten, dass sie sich ge-
gen die Vergnügungssteuer ausgesprochen hätten. Man müsse beachten, dass es 
in der Prostitution keine einheitlich hohen Erträge gebe. Viele Frauen könnten 
sich nicht einmal die Krankenversicherung leisten. Die Abgaben für die Vergnü-
gungssteuer (6,- Euro pro Tag), die 25 Tage im Voraus zu entrichten seien (zu-
sammen 150,- Euro), könnten von den Frauen nicht auf einmal aufgebracht wer-
den, so dass sie folglich illegal arbeiten würden und nicht mehr für Hilfs- und 
Präventionsangebote erreichbar seien. Außerdem würden sie dort leichter ausge-
beutet oder Opfer von Gewalt werden. Die Einkommenssteuer nach dem Düssel-
dorfer Verfahren würde akzeptiert werden, da dies eine Gleichstellung mit ande-
ren Arbeitnehmern und Selbstständigen bedeute, so wie das Prostitutionsgesetz 
es auch vorsehe. Die Vergnügungssteuer sei hingegen eine Ungleichbehandlung 
und werde als Strafe empfunden. Zudem könnten viele der Frauen weder 
deutsch, noch lesen und schreiben, so dass eine Umsetzung unrealistisch sei.1411 

Zusätzlich erklärte die Vertreterin der Mitternachtsmission noch einmal die Zu-
sammenhänge des Dortmunder Modells: 

Nach dem Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes im Jahre 2002 haben sich die 
verschiedenen Akteure, die mit der Prostitution befasst sind, zum Runden Tisch 
Prostitution zusammengefunden und das sog. Dortmunder Modell entwickelt. 
Das Ziel des Prostitutionsgesetzes ist die sozialrechtliche Gleichstellung von 
Prostituierten und die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen durch die Gleich-
stellung mit anderen Arbeitnehmerinnen und Selbstständigen. Das Dortmunder 
Modell ist bundesweit anerkannt und wird als Vorzeigemodell auch von anderen 
Kommunen übernommen. Das Modell selbst enthält gemeinsam durch die Poli-
zei, den zuständigen Ämtern, den Beratungsstellen, Bordellbetreibern und selbst-
ständigen Prostituierten erarbeitete Absprachen, die einzuhalten sind. Dazu ge-
hören Bauauflagen, transparente Arbeit, Steuerzahlungen und die Kooperation 
mit der Polizei, den Beratungsstellen und den zuständigen Ämtern. Zusätzlich 
wird sich von illegalen oder sogar kriminellen Betreibern der Prostitution distan-
ziert, so dass die Teilnehmer des Dortmunder Modells „ein Bollwerk gegen 
Gruppen aus der organisierten Kriminalität, die durchaus Interesse daran ha-
ben, auch hier in Dortmund Fuß zu fassen“1412, sind. 

Der Leiter der Stadtkasse wies daraufhin, dass es in anderen Städten, in denen 
die Vergnügungssteuer eingerichtet wurde, nicht zur Abwanderung der Prostitu-
tion in die Illegalität gekommen sei. Illegalität sei zudem ein übliches Problem 
im Steuerbereich. Die rechtlichen Bedenken gegen die Schranke ergäben sich 
                                              
1410 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 01486-10-E1). 
1411 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1. 
1412 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1. 
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daraus, dass es sich um eine öffentliche Straße handele, die auch von den Ge-
werbebetrieben genutzt werden würde, um die Betriebshöfe zu erreichen.1413 Die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wies darauf hin, dass es sich bei der Schranken-
lösung nur um die Verrichtungsboxen handele, die auf einem Privatgelände der 
DB AG ständen, das zu diesem Zweck angemietet wurde. Des Weiteren wies 
KOBER daraufhin, dass diese Lösung von den Frauen und auch von den Freiern 
gewünscht sei, da so Spanner abgehalten werden könnten.1414 Der Leiter des 
Ordnungsamtes schloss sich aus ordnungspolitischer Sicht wiederholt der Mei-
nung der Beratungsstellen an. Bezüglich der Schrankenlösung sehe er jedoch, 
dass es möglicherweise Probleme mit Vandalismus und Plünderung der Kasse 
auftreten könnten.1415 

d) Wiederherrichtung der Verrichtungsboxen 

In der Sitzung der Bezirksvertretung vom 30.06.2010 lag ein Antrag der CDU-
Fraktion zur Wiederherrichtung der Verrichtungsboxen an der Ravensberger 
Straße vor. Die Boxen seien zu einem großen Teil beschädigt und nicht funkti-
onsfähig. In Anbetracht der Tatsache, dass man den Prostituierten einen Arbeits-
platz an der Ravensberger Straße zur Verfügung stellen möchte, um sie von der 
Verrichtung im Sperrbezirk abzuhalten, und dazu noch plant diese Tätigkeit zu 
besteuern, könne es nicht sein, dass die Stadt diese Verrichtungsboxen verfallen 
ließe.1416 Der Antrag wurde zur Berichterstattung und Stellungnahme in die 
nächste Sitzung verschoben. Am 22.09.2010 wurde der entsprechende Tagesord-
nungspunkt aufgrund einer Mitteilung der Verwaltung abgesetzt. Die Verwal-
tung gab zu, dass sich die Boxen erneut im schlechten Zustand befänden. Be-
schädigungen würden im Oktober beseitigt und die Boxen gereinigt werden. Die 
Kosten lägen bei ca. 8.000 Euro. 1417 

e) Reinigung der Ravensberger Straße 

Am 30.06.2010 lag eine Anfrage der CDU-Fraktion zu den Reinigungsstandards 
an der Ravensberger Straße vor. Dabei ging es um die Organisation und Art der 
Reinigung, die Reinigungsintervalle und um die finanzielle Ausstattung.1418 Die 
Anfrage wurde in der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord am 
22.09.2010 durch die Verwaltung beantwortet. Die Reinigung werde u. a. durch 
einen Reinigungswagen der EDG durchgeführt, wobei die Reinigung der Ver-
richtungsboxen nicht mit Maschinen erfolgen könne. Für die Reinigung der Ver-
richtungsboxen erhielte die Beratungsstelle KOBER jährlich zusätzliche 7.500 
Euro, um Honorarkräfte für diese Arbeit zu bezahlen. Es fänden sich jedoch 
                                              
1413 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1. 
1414 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1. 
1415 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 14.09.2010, TOP 2.1. 
1416 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 01551-10). 
1417 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 1.3. 
1418 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 30.06.2010, TOP 13.1 (Drs. Nr.: 01556-10). 
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kaum Kräfte, die diese Arbeit erledigen möchten, so dass die 7.500 Euro nie 
ganz abgerufen würden. Zusätzlich hätte KOBER den Auftrag auf die Erhaltung 
der Sauberkeit an der Ravensberger Straße hinzuwirken. Die Verunreinigung 
finde jedoch auch durch die Freier statt, die Müll aus den Autos werfen oder die 
Verrichtungsboxen als Toiletten missbrauchen würden. Die Stadt werde hier in 
Zusammenarbeit mit KOBER verstärkt ordnungsrechtlich tätig werden.1419 

5. Jahr 2011 

a) Schließung des Straßenstrichs im Jahr 2011 

Am 09.02.2011 lag ein gemeinsamer Antrag der CDU- und der SPD-Fraktion in 
der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vor.1420 In dem Antrag argumentierten die 
Fraktionen, dass man den Straßenstrich damals zum Schutz der Anwohner vor 
illegaler Prostitution in den Wohngebieten an der Ravensberger Straße konzent-
rieren wollte. Zwischenzeitlich sei der Straßenstrich mit 600 Prostituierten aus 
ganz Europa einer der größten in Westdeutschland.1421 Zum großen Teil handele 
es sich um Zwangsprostitution, wobei es sich bei den Prostituierten auch um 
minderjährige Mädchen und junge Männer sowie um Grundschulkinder hande-
le.1422 Durch den Straßenstrich werde die Zwangsprostitution gefördert.1423 Zu-
dem unterstütze der Straßenstrich die Ausbeutung durch „skrupellose Hausbesit-
zer und Geschäftemacher“1424. Weiterhin bestehe eine Anziehungskraft auf ande-
re kriminelle Handlungen.1425 Auswirkungen auf die Anwohner und Gewerbe-
treibenden, wie Leerstand und Wegzüge, seien auszumachen. Außerdem behin-
dere der Freiersuchverkehr den Verkehr auf der Bornstraße. Die Prostituierten 
seien auch auf den anliegenden Parkplätzen im Gewerbegebiet anzutreffen.1426 
Die Vergnügungssteuer, die im Jahr 2010 eingeführt wurde, diene nicht der Re-
gulierung dieser Probleme. Des Weiteren sei bei einer Schließung des Straßen-
strichs nicht von einer Abwanderung der Prostitution in die Wohngebiete auszu-
gehen, wenn man gleichzeitig den Kontrolldruck dort erhöhe.1427 Der Straßen-
strich sei als zweijähriger Versuch angelegt gewesen, der als gescheitert anzuse-
hen sei. Daher sei der Straßenstrich zu schließen.1428 

In derselben Sitzung vertrat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen ganz an-
deren Standpunkt: Ihnen gehe es um die Verbesserung der Situation für die Pros-

                                              
1419 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.09.2010, TOP 14.4 (Drs. Nr.: 01556-10-

E1). 
1420 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1421 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1422 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1423 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1424 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1425 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1426 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1427 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
1428 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1 (Drs. Nr.: 03344-11). 
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tituierten.1429 Sie beanstandeten unter Nennung der bekannten Gründe die 
schlechte Situation auf dem Straßenstrich, die sich noch immer durch hygieni-
sche Mängel (keine durchgängige Öffnung der Toilettenanlage oder der Wasch-
möglichkeiten) und die fehlende Reinigung des Straßenstrichs auszeichne. Über-
dies beantragten sie die Errichtung einer Schranke an den Verrichtungsboxen, 
Unterstellmöglichkeiten für die Frauen und Prüfaufträge zur Vergnügungssteuer 
und einer möglichen Verlagerung des Standortes.1430 Die Verlagerung des Stan-
dortes sei möglicherweise erforderlich, da sich die Rahmenbedingungen durch 
den Zuzug der Roma verändert habe. Der neue Standort solle unter Berücksich-
tigung der Sicherheit der Frauen, des Mobilitätsverhaltens und der Wohnungssi-
tuation des neuen Standortes erfolgen.1431 Nach Ansicht der Grünen würde eine 
reine Schließung des Straßenstrichs zu einer Verlagerung der Prostitution in die 
Wohngebiete führen, die auch durch die Ordnungskräfte nicht unterbunden wer-
den könne. Zudem biete ein fester Standort, wie die Ravensberger Straße die 
Möglichkeit der Kontrolle durch die Polizei und die Ordnungsbehörden. Weiter-
hin seien Hilfs- und Beratungsangebote dort gezielt möglich. Die Ravensberger 
Straße solle bis zur Einrichtung eines neuen Standortes weiterhin gehalten wer-
den, um eine weitere Abwanderung in die Wohngebiete zu unterbinden.1432 Der 
Antrag wurde mit 7 zu 11 Stimmen mehrheitlich abgelehnt. In der Sitzung selbst 
widersprachen die Grünen der durch den gemeinsamen Antrag von CDU und 
SPD unterstellten Kausalität von Prostitution und kriminellen Handlungen.1433 
Die Fraktion Die Linke befürwortete ebenfalls eine gesamtstädtische Lösung, in 
der ein neuer Standort nach objektiven Kriterien gesucht werde.1434 Der gemein-
same Antrag von CDU und SPD wird bei 7 Nein-Stimmen und 11 Ja-Stimmen 
mehrheitlich angenommen.1435 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 23.03.2011 berichte-
ten Anwohner und Gewerbetreibende über die Situation in der Dortmunder 
Nordstadt.1436 Die Anwohner und die Kunden der Gewerbetreibenden fühlten 
sich nicht mehr wohl und hätten sogar Angst. Die Menschen zögen aufgrund des 
schlechten Images der Nordstadt oder auch aus Resignation fort, so dass großer 
Leerstand bestehe. Vor dem Hotel „Adrian“ führen am Wochenende Busse mit 
jungen Mädchen vor, die sie dort absetzten. Die Zustände seien untragbar. Die 

                                              
1429 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
1430 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
1431 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
1432 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1 (Drs. Nr.: 03344-

11-E1). 
1433 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
1434 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
1435 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 09.02.2011, TOP 12.1.1. 
1436 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2011, TOP 2.1. 
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Anlieger baten um die Aufrechterhaltung des Beschlusses den Straßenstrich auf-
zulösen und gegen die Problemhäuser vorzugehen, sowie darum ihre Eindrücke 
dem Rat und den anderen Ausschüssen nahezulegen. Der Bezirksbürgermeister 
informierte darüber, dass die Schließung des Straßenstrichs in der gemeinsamen 
Sondersitzung am 29.03.2011 und in der Ratssitzung am 31.03.2011 beschlossen 
werde.1437 

In der gemeinsamen Sitzung1438 des Sozialausschusses, des Ausschusses für öf-
fentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord war kein Vertreter 
der betroffenen Organisationen (KOBER, Mitternachtsmission, Polizei) außer-
halb der Verwaltung (z. B. Ordnungsamt, Sozialamt) anwesend. Unter TOP 2 
wurde als Angelegenheit von besonderer Bedeutung die Verwaltungsvorlage 
zum Thema „Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung in der Dortmunder 
Nordstadt“ besprochen.1439 Die Vorlage wurde von Dezernat 3 (u. a. Rechts- und 
Ordnungsamt, Bürgerangelegenheiten), Dezernat 5 (u. a. Sozial- und Gesund-
heitsamt), Dezernat 6 (u. a. Amt für Wohnen und Stadterneuerung) und Dezernat 
7 (u. a. Tiefbauamt, städtische Immobilienwirtschaft) eingebracht.1440 Den Hin-
tergrund für diese Vorlage stellte die Verwaltung wie folgt dar: Durch das Pro-
jekt Urban II habe die Nordstadt beachtliche Fortschritte beim Strukturwandel 
gemacht. Die im Integrierten Stufenkonzepts „Lebenswerte Nordstadt“ aufge-
zeigten Entwicklungsoptionen würden weiter verfolgt und an den Stärken der 
Nordstadt solle angesetzt werden. Die Problemlagen in der Nordstadt hätten sich 
jedoch zwischenzeitlich verstärkt, was ein großes Medienecho hervorgerufen 
habe. Die Dortmunder Nordstadt habe seit dem EU-Beitritt von Rumänien und 
Bulgarien im Jahr 2007 eine deutliche Zuwanderung erfahren. Ende 2010 seien 
797 (1335 Gesamtstadt) Bulgaren und 389 (925 Gesamtstadt) Rumänen in der 
Nordstadt gemeldet gewesen.1441 Der Arbeitsmarkt für unselbstständige Arbeit 
sei dieser Zuwanderergruppe jedoch weitgehend verschlossen, so dass nur eine 
selbstständige Tätigkeit möglich sei. Daher habe es in 2007 einen großen Zu-
wachs von Bulgarinnen auf dem Straßenstrich gegeben, so dass sie z. T. bis zu 
80% der dort arbeitenden Frauen ausmachten.1442 Gaststätten, Internetcafés und 
Spielstuben in der Nordstadt seien Treffpunkte für Milieuangehörige aus Bulga-
rien. Hier erfolge eine engmaschige Überwachung der Einrichtungen durch Poli-
                                              
1437 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.03.2011, TOP 2.1. 
1438 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011. 
1439 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11). 

1440 Stadt Dortmund, Dezernatsübersicht, zuletzt besucht am: 15.04.2016.  
1441 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.) 

1442 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 
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zei und Ordnungsamt. Bei den bulgarischen Zuwanderern handele es sich zum 
großen Teil um eine Roma-Minderheit, die im Heimatland stark diskriminiert 
werde. Die Verhältnisse dort seien so schlecht, dass auch die Arbeit in der Pros-
titution und das Leben in den Problemhäusern als Verbesserung angesehen wer-
den.1443 Durch die Dortmunder Polizei sei zudem bekannt, dass die Fallzahlen 
der Kriminalität in der Dortmunder Nordstadt von 2006 bis 2010 um 1/3 ange-
stiegen seien. Zudem bestünden Erkenntnisse darüber, dass bulgarische Täter mit 
Meldung in Dortmund überregional bzw. landesweit auffällig werden würden. 
Nach Aussage der Polizei sei der Straßenstrich an der Ravensberger Straße ein 
wichtiger Anziehungspunkt für bulgarische Prostituierte und dazugehörige Män-
ner, die in der Nordstadt lebten. Die Beratungsorganisation KOBER bezweifle 
laut Verwaltungsvorlage jedoch diesen direkten Zusammenhang.1444 

Ein Ausfransen des Straßenstrichs in die Wohngebiete der Nordstadt habe in der 
Vergangenheit nicht ganz verhindert werden können. Auch verstärkte Maßnah-
men der Polizei und des Ordnungsamtes brächten keine Besserung (35.000 Per-
sonenkontrollen in 2010). Der Jugendschutz und der öffentliche Anstand i. S. d. 
Art. 297 EGStGB könnten nicht gewährleistet werden. Prostitution ließe sich 
nicht ganz verbieten, aber durch repressive Maßnahmen eindämmen und durch 
soziale Maßnahmen unterstützen, um sozialverträglich zu sein. Ferner seien seit 
dem Zuzug der Bulgaren die sozialen Belastungen und Spannungen in der Nord-
stadt für die sozialen Systeme und die Jugendhilfe kaum aufzufangen. 45.000-
50.000 Roma lebten in Plovdiv und es sei nach örtlichen Aussagen mit einer ste-
tigen bzw. steigenden Zuwanderung aus Plovdiv im Jahr 2011 zu rechnen, sofern 
keine Maßnahmen ergriffen werden würden. Daher sei das gemeinsame Ziel der 
Polizei und des Verwaltungsvorstandes die „Reduktion der Straßenprostitution 
und der begleitenden Kriminalität im bulgarischen Umfeld“1445. Dies erfolge un-
ter den Bedingungen: 1. Keine Belästigung der Anwohnerschaft und Kunden der 
Einzelhandelsgeschäfte, 2. Keine Prostitution im Sperrbezirk und 3. Sicherheit 
der Prostituierten.1446 Unter dieser Zielsetzung mit diesen Prämissen lagen ver-
schiedene Beschlussvorschläge für den Rat der Stadt Dortmund vor, die in der 
gemeinsamen Sitzung vorbesprochen wurden. Dabei beinhaltete die Vorlage vier 
Vorschläge zum Straßenstrich: 

                                              
1443 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

1444 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 

1445 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5). 

1446 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 4 ff.). 
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Handlungsvariante 0: Status quo beibehalten 

Handlungsvariante 1: Straßenstrich an den Stadtrand verlegen 

Handlungsvariante 2 (Beschlussvorschlag 1a): Sperrbezirk ausweiten, nur 
Ravensberger Straße davon ausnehmen, Kontrolldruck erhöhen 

Handlungsvariante 3 (Beschlussvorschlag 1b): Stadtweiter Sperrbezirk 

Die Handlungsvarianten 0 und 1 wurden durch die Stadtverwaltung nicht emp-
fohlen. Der finale Beschlussvorschlag für den Rat enthielt nur die Varianten 2 
und 3.1447 Bei Handlungsvariante 0 wurde davon ausgegangen, dass die beste-
henden Probleme nicht behoben werden könnten und sich die Lage durch weite-
ren Zuzug von Roma aus Bulgarien sogar noch verschärfe.1448 Bei Handlungsva-
riante 1 ging es darum einen ganz neuen Standort am Stadtrand zu finden. Es 
solle eine abgeschirmte, öffentliche Fläche geschaffen werden, die groß genug 
für Anbahnung und Verrichtung, inkl. Verrichtungsboxen, sei. Dort erfolge die 
Betreuung durch Hilfsorganisation und die Bestreifung durch Polizei und Ord-
nungsamt. Handlungsalternativen 0 und 1 sollten aus Sicht der Stadtverwaltung 
nicht weiter betrachtet werden. Dies wurde jedoch nicht weitergehend durch die 
Verwaltung begründet.1449 Im Fokus standen vielmehr die Varianten 2 und 3. Bei 
der Handlungsvariante 2 (Beschlussvorschlag 1a) ging es darum den Sperrbezirk 
auszuweiten und nur die Ravensberger Straße davon auszunehmen. Gleichzeitig 
sollte der Kontrolldruck erhöht werden. Dabei bleibe die Ravensberger Straße 
als Straßenstrich erhalten, während der Sperrbezirk auch auf die Zufahrtsstraßen 
(Juliusstraße, Mindener Straße) ausgeweitet werde. Auf Veränderungen solle 
flexibel reagiert werden, so könne die Anbahnung und Verrichtung z. B. auch 
auf das größere ehemalige Bundesbahngelände ausgeweitet werden.1450 Als Be-
gründung wurde aufgeführt, dass man tägliche Kontrollen der Prostituierten und 
der Freier auf dem Straßenstrich und zusätzliche Beratungs- und Hilfsangebote 
durchführen möchte, um eine genaue Beobachtung und Kontrolle des Straßen-
strichs und die Verfolgung möglicher dahinterliegender krimineller Strukturen 
zu ermöglichen. Gleichzeitig solle der Kontrolldruck im Sperrbezirk erhöht wer-
den. Für dieses flexible und stufenweise Vorgehen spräche, dass auf Entwick-
lungen reagiert werden könne. Sofern dieses Vorgehen erfolgreich sei, könne ein 

                                              
1447 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 1 f.). 

1448 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5). 

1449 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 5 f.). 

1450 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6). 
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abgeschottetes Areal nach Essener Vorbild östlich der Ravensberger Straße mit 
Erklärung der Ravensberger Straße als Sperrgebiet eingerichtet werden. Dies 
hätte den Vorteil, dass es zu keiner weiteren Belästigung der Gewerbetreibenden 
komme. Sofern das flexible Vorgehen nicht erfolgreich sei, bestehe immer noch 
die Möglichkeit das gesamte Stadtgebiet als Sperrbezirk zu erklären und beglei-
tende Ordnungs- und Hilfemaßnahmen einzurichten.1451 Bisher bestehe keine 
genaue Kenntnis darüber wie viele der bulgarischen Frauen, die in der Prostituti-
on auf der Ravensberger Straße arbeiteten, der ethnischen Minderheit angehören. 
Zudem:  

„Der Zusammenhang zwischen Straßenstrich als alleinigem ‘Kern allen 
Übels‘ und dem Anstieg der Kriminalität ist nicht belegt, weswegen ein 
vor allem darauf aufsetzendes Konzept als sehr risikobehaftet eingeschätzt 
wird“1452.  

Die Straßenprostitution ließe sich nicht insgesamt verbieten; sozialunverträgliche 
Entwicklungen könnten höchstens durch repressive Maßnahmen und begleitende 
Hilfen vermindert werden. Eine Abwanderung der Frauen in die Illegalität (z. B. 
Prostitution in den Wohngebieten) sei zu erwarten.1453 

Trotz dieser Bedenken schlug die Verwaltung parallel die Handlungsvariante 3 
(Beschlussvorschlag 1b) vor. Der Straßenstrich solle aufgelöst werden und ein 
stadtweiter Sperrbezirk, der sich speziell gegen die Straßenprostitution wende 
und Straßenprostitution im ganzen Dortmunder Stadtbezirk illegal mache, solle 
eingerichtet werden.1454 Als Begründung wurde aufgeführt, dass es offenkundig 
sei, dass der Zuzug aus Plovdiv aufgrund der engen Verbindung zwischen Woh-
nen in der Nordstadt und arbeiten auf dem Straßenstrich stattfinde. Die Prostitu-
tion als selbstständiges Gewerbe sei eine der wenigen legalen Einnahmequellen 
für Zuwanderer aus Südosteuropa. Sofern der Straßenstrich geschlossen werde, 
entfiele der finanzielle Anreiz für den Zuzug weiterer Personen aus dieser Regi-
on.1455 Zu bedenken sei jedoch, dass die Konsequenzen einer Erweiterung des 
Sperrbezirks auf das ganze Stadtgebiet nicht absehbar seien (z. B. illegale Prosti-
                                              
1451 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6). 

1452 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6). 

1453 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6 f.). 

1454 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6 f.). 

1455 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 6 f.). 
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tution im Sperrbezirk, Folgen für Polizei, Ordnungskräfte und Hilfsorganisatio-
nen) und daher die Erweiterung des Sperrbezirks die Erstellung eines umfassen-
des Sicherheitskonzept mit Kontrollen durch Polizei und Ordnungskräfte erfor-
derlich mache. Dies gelte insbesondere in der Nordstadt, um eine Szeneneubil-
dung zu unterbinden. Zudem sollten die dadurch entstehenden Gefahren für 
Frauen nicht verkannt werden. Daher seien eine enge Beobachtung der Entwick-
lungen sowie eine Bewertung mit Sachstandsbericht im Rat nach Ausweitung 
des Sperrbezirks erforderlich. Rechtlich gesehen sei eine Erweiterung des Sperr-
bezirks zulässig, da Art. 297 EGStGB zwischen Prostitution allgemein und Pros-
titution auf Straßen, Wegen und Plätzen unterscheide.1456 

Neben diesen vier Handlungsalternativen bezüglich des Straßenstrichs enthielt 
die Verwaltungsvorlage weitere Beschlussvorschläge zur besseren Gewährleis-
tung von Sicherheit und Ordnung in der Nordstadt. Dazu gehört u. a. die Ände-
rung der ordnungsbehördlichen Verordnung (OBVO) hinsichtlich der Kontrolle 
der Freier. Diese wurde damit begründet, dass sich eine Ausweitung der Sperr-
bezirksverordnung bzw. Art. 297 EGStGB und die entsprechenden Paragrafen 
aus dem StGB nur gegen die Prostituierten richteten. Daher solle das Vorgehen 
gegen Freier in der OBVO geregelt und Kontaktaufnahme zu Prostituierten im 
Sperrbezirk nach Stuttgarter Vorbild untersagt werden. Die ordnungsbehördliche 
Verordnung in Stuttgart wurde vom VGH Mannheim als rechtmäßig erachtet. 
Dortmund solle eine inhaltsgleiche Regelung erhalten. Die Handlungsmöglich-
keiten für Ordnungsbehörden seien z. B. die Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten und das Aussprechen von Platzverweisen.1457 Unabhängig davon, ob der 
Straßenstrich geschlossen werde oder nicht, solle die soziale Betreuung und Hil-
fe für Prostituierte im Bereich der Gesundheitsvorsorge und Infektionsprävention 
durch KOBER und die Mitternachtsmission ausgebaut werden. Dabei ginge es in 
erster Linie um Aufklärung über geschützten Geschlechtsverkehr zur Eindäm-
mung von Aids. Aber auch weitere Krankheiten wie Tuberkulose und Krätze 
stünden im Fokus. Bisher sei es durch das Angebot von KOBER und dem mobi-
len medizinischen Dienst auf dem Straßenstrich möglich, hier erfolgreich gegen 
Infektionskrankheiten vorzugehen. Bei Auflösung des Straßenstrichs falle diese 
Einwirkungsmöglichkeit weg und es sei mit einer verstärkten Ausbreitung zu 
rechnen, da Betreuung und Hilfe nur unter erschwerten Bedingungen stattfinden 
könne. Hinzu komme, dass Infektionen nicht nur eine Gefahr für Prostituierte, 
sondern auch für Freier und deren Familien seien.1458 Weiterhin solle eine Si-
                                              
1456 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 7). 

1457 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 8). 

1458 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 10 f.). 
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cherheitskonferenz zur Abstimmung und Koordination zwischen allen beteiligten 
Akteuren (Ordnungsbehörden, Polizei, Beratungsorganisationen etc.) und ande-
ren Foren, wie Sicherheitsforum Nord und Arbeitsgruppen, eingerichtet werden. 
Die Konferenz komme einmal monatlich zusammen und stünde 2011 unter Lei-
tung der Sozialdezernentin. Zudem solle die Sicherheitskonferenz ein Konzept 
für ein öffentliches Forum zur Einbindung von Bürgern erarbeiten.1459 Unter dem 
Punkt „Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung“ wurde die Bildung eines Ak-
tionskreises „Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung“ unter der Leitung des 
Ordnungsamtes vorgeschlagen. Die Aufgabe bestehe darin, alle polizei- und ord-
nungsrechtlichen Probleme und Maßnahmen (Einführung, Verbesserung und 
Evaluation aller Maßnahmen unter Ausschöpfung von sämtlichen gewerberecht-
lichen Mitteln) zu koordinieren. Dazu solle es eine stärkere Vernetzung von 
Ordnungsamt (Gewerbeabteilung) und Polizei zur Verfolgung und Ahndung von 
Verstößen (z. B. Anbahnung in Gaststätten, illegales Glückspiel, Betäubungsmit-
telhandel) geben.1460 

Weitere Beschlussvorschläge der Verwaltungsvorlage behandelten das geänderte 
Vorgehen gegen verwahrloste Häuser in der Nordstadt, den Kinder- und Jugend-
schutz, Initiativen auf europäischer Ebene und in Bulgarien. Die Beschlussfas-
sung bezüglich der Verwaltungsvorlage in der Ratssitzung vom 31.03.2011 wur-
de von Seiten der Verwaltung als dringend notwendig erachtet, da eine spätere 
Veränderung der Sperrgebietsverordnung einen befürchteten weiteren Anstieg 
der Straßenprostitution nicht mehr verhindern könne. 1461 

Unter diesem TOP lagen Anträge der SPD-Fraktion, der CDU-Fraktion, der 
FDP-Fraktion/Bürgerliste und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor, die ähn-
lich bzw. gleichlautend in der entscheidenden Ratssitzung am 31.03.2011 gestellt 
wurden.1462 Aufgrund der Vielzahl der Einzelanträge werden hier nur die Anträ-
ge erfasst, die sich auf die Prostitution in der Nordstadt beziehen. Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen beantragte, dass das oberste Ziel die Verbesserung der 
Wohn- und Lebensverhältnisse in der Nordstadt sein müsse. Dabei müssten die 
Interessen und Bedürfnisse der Anwohner als auch der Zuwanderer aus Bulgari-
en bei der Auswahl und Anwendung der sozial- und ordnungspolitischen Maß-
nahmen einfließen. Auch den Prostituierten müsse weiterhin ein System der Un-

                                              
1459 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 12 f.). 

1460 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 13). 

1461 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11, S. 14). 

1462 Die Anträge werden nach der Reihenfolge, in der sie im Protokoll der gemeinsamen Sitzung 
vom 29.03.2011 gelistet sind, besprochen. 
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terstützung zur Verfügung stehen. Die Probleme mit den Zuwanderern der Ro-
ma-Minderheit sollten nicht nur im Zusammenhang mit dem Straßenstrich, son-
dern auch mit den prekären Wohn- und Lebensverhältnissen in der Nordstadt 
betrachtet werden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragte weiterhin, 
dass die ersatzlose Auflösung des Straßenstrichs durch den Rat abgelehnt werden 
solle, um eine Verlagerung der Prostitution in die Wohngebiete hinein zu ver-
hindern. Zudem führe eine Schließung des Straßenstrichs nicht zu einer Verrin-
gerung des Zuzugs aus Rumänien und Bulgarien. Der betreute Straßenstrich mit 
den Verrichtungsboxen schaffe Sicherheit für die Prostituierten, die bei einer 
Schließung des Straßenstrichs wegfiele. Auch die zweite Alternative einer Redu-
zierung des Straßenstrichs sei abzulehnen, zumal auch hier bei einem Scheitern 
die Schließung geplant sei. Die Fraktion befürworte jedoch die Verlagerung des 
Straßenstrichs zur Entlastung der Nordstadt. Dabei müsse ein geeigneter Ort ge-
funden werden, der den Prostituierten Schutz vor Ausbeutung und Gewalt sowie 
soziale Betreuung gewährleiste. Die Auswahl der Lokalität müsse in Absprache 
mit der Polizei und den Hilfsorganisationen erfolgen. Der Straßenstrich an der 
Ravensberger Straße solle nicht geschlossen werden, bevor der alternative 
Standort errichtet worden sei. Die Verwaltung müsse gezielte ordnungsrechtliche 
Maßnahmen einleiten, um die Sperrbezirksverordnung durchzusetzen und so die 
jetzige Situation zu entspannen. Hierfür solle weiteres Personal von Seiten der 
Polizei und der Ordnungsbehörden zur Verfügung gestellt werden. Weiterhin 
werde das Kontaktverbot für Freier nach Stuttgarter Vorbild befürwortet.1463 

Die CDU-Fraktion beantragte hingegen ein sofortiges Handeln aller betroffenen 
Akteure hinsichtlich der Situation in der Nordstadt. Die Straßenprostitution wür-
de rasant ansteigen, was u. a. auf den Zuzug von Personen aus Südosteuropa zu-
rückzuführen sei. Überbelegte Problemhäuser, Drogenhandel und steigende 
Kriminalität entstünden durch in Dortmund wohnhafte Südosteuropäer.1464 Der 
Straßenstrich an der Ravensberger Straße inklusive seiner Zufahrtsstraßen sei 
sofort aufzulösen und die Sperrbezirksverordnung zum Verbot der Straßenprosti-
tution auf das gesamte Dortmunder Stadtgebiet auszuweiten. Auch die Regelung 
des Freierkontaktverbots in der ordnungsbehördlichen Verordnung wurde befür-
wortet. Dabei sollten Verstöße mit Bußgeld belegt werden, die jedoch nicht vor 
Ort zu begleichen seien, sondern per Bescheid an die Heimatadresse gesandt 
werden würden. Prostitution im Sperrbezirk müsse strikt durch die Ordnungsbe-
hörden und die Polizei verfolgt werden, um so eine Verlagerung der Prostitution 
in die Wohngebiete hinein zu unterbinden. Dazu solle auch das Personal der 
Ordnungsbehörden erhöht werden. Der Leiter des Ordnungsamtes und der Poli-

                                              
1463 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E4, 03691-11-E2). 

1464 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr. 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 



  219 

 

zeipräsident wurden aufgefordert den Rat und seine Gremien über „positive Ver-
änderungen“1465 in der Dortmunder Nordstadt nach Schließung des Straßen-
strichs zu unterrichten. Als Begründung führte die CDU-Fraktion an, dass es sich 
bei Beginn des Straßenstrichs im Jahre 2001 um eine überschaubare Anzahl von 
Prostituierten handelte, die kaum eine Belästigung für die Anwohner darstellten. 
So seien es im Jahr 2001 40 bis 50 Prostituierte auf dem Straßenstrich gewesen, 
während es im Jahr 2011 600 bis 700 Prostituierte, überwiegend aus Südosteuro-
pa seien. Die CDU sprach hier von 70% der dort arbeitenden Frauen. Zudem sei-
en auch bulgarische Männer zugewandert, die sich u. a. als Zuhälter betätigten. 
So seien es an die 2000 Bulgaren, die z. T. in den Problemhäusern in der Nord-
stadt wohnten. Des Weiteren gebe es einen Anstieg der Eigentumsdelikte in 
NRW, deren Täter zu über 65% als Wohnort Dortmund angäben. Dies seien alles 
Begleiterscheinungen des Straßenstrichs, die die Lebensumstände in der Nord-
stadt rasant verschlechterten. Daher käme nur die sofortige Schließung des Stra-
ßenstrichs in Betracht – auch um eine Ausweitung der Straßenprostitution in der 
Stadt zu verhindern.1466 

Die SPD-Fraktion stellte in der Sitzung ein Handlungskonzept mit dem Titel 
„Nordstadt im Aufbruch – Chancen nutzen - Probleme lösen“ vor.1467 Darin be-
fanden sich Maßnahmen zur Jugendförderung, Verbesserung der Wohnverhält-
nisse, Gewerbeentwicklung, Aufwertung der Lebensbedingungen in der Nord-
stadt und das Vorgehen gegen Drogenmissbrauch und -handel. Unter Punkt 6 
„Sicherheit und Ordnung in der Nordstadt“ ging die Fraktion darauf ein, dass es 
kein Erkenntnisdefizit, sondern ein Handlungs- bzw. Vollzugsdefizit gebe. Als 
Maßnahmen nannte die Fraktion die Schließung des Straßenstrichs, verstärkte 
Kontrollen in der Nordstadt und angrenzende Bereiche durch mehr Personal bei 
Polizei und Ordnungsamt. Außerdem dürften Kriminelle (Schlepper, Zuhälter, 
Drogendealer etc.) nicht als Gesprächspartner akzeptiert werden. Menschenan-
sammlungen auf den Gehsteigen müssten aufgelöst werden. Die Übernachtung in 
Autos müsse verboten werden, keine Duldung von Überbelegung von Wohnun-
gen, personelle Aufstockung der Ordnungspartnerschaften, die Kriminalstatistik 
solle in Dortmund auf Basis der statistischen Unterbezirke aufgestellt werden.1468 

                                              
1465 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr. 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 

1466 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E3, 03691-11-E1). 

1467Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E6, 03691-11-E5). 

1468 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03691-11-E6, 03691-11-E5). 
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Auch von der Fraktion FDP/Bürgerliste lag ein Antrag vor.1469 Hierein sprach 
sich die Fraktion gegen die Schließung des Straßenstrichs aus, da die Verwaltung 
kein nachhaltiges Konzept vorgelegt habe, wie mit möglichen Folgen der Schlie-
ßung in Bezug auf die Prostitution und Kriminalität umgegangen werden könne. 
Daher sollte zunächst ein Gesamtkonzept unter Einbindung der Polizei, der Jus-
tiz und der Verwaltung und mit gemeinsamen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheitslage und des Wohn- und Arbeitsumfeldes in der Nordstadt vorgelegt 
werden. Eine jetzige Schließung des Straßenstrichs sei verfrüht und führe zu ei-
ner Steigerung der negativen Effekte. Daher forderte die Fraktion 
FDP/Bürgerliste die Verwaltung dazu auf, zu prüfen, ob eine Umsetzung des Es-
sener Modells in Dortmund möglich sei. Der Unterschied zum bisherigen Dort-
munder Straßenstrich liege darin, dass der Essener Straßenstrich sauberer sei, es 
einen Wendehammer gebe, so dass es zu weniger Freiersuchverkehr käme und es 
mehr Sicherheitsmaßnahmen für die dort arbeitenden Frauen gebe. Möglich sei 
eine Umsetzung auf dem Deutsche-Bahn-(DB)-Gelände an der Ravensberger 
Straße. Daher solle die Verwaltung mit der DB in einen Dialog über die Anmie-
tung des Geländes treten. Abgesehen vom Straßenstrich solle der Sperrbezirk auf 
die ganze Stadt Dortmund ausgeweitet werden. In dem Gesamtkonzept müssten 
dazu Maßnahmen ausgearbeitet werden, um ein stärkeres repressives und konse-
quentes Vorgehen gegen die Kriminalität in der Nordstadt zu ermöglichen. Dabei 
sollten Justiz, Polizei und Verwaltung zusammenarbeiten. Dazu gehöre u. a. ein 
Kontaktaufnahmeverbot für Freier mit Bußgeldbewährung i.H.v. 40,- Euro. Zu-
dem müsse die Verwaltung gegen Hausbesetzungen sowie illegale Prostitution in 
Kneipen und Hinterzimmern vorgehen. Ebenfalls bedürfe es eines verstärkten 
polizeilichen Vorgehens gegen Delikte wie Drogenhandel, Einbruch, etc. Hierzu 
könnte die Stadt einen 200 Mann starken Einsatzdienst einrichten.1470 Die Anträ-
ge wurden ohne weitere Empfehlung an den Rat weitergeleitet.1471 

Die anschließende Diskussion wurde kontrovers geführt. Die Sozialdezernentin 
wies darauf hin, dass die Punkte 2 - 9 der Verwaltungsvorlage unabhängig vom 
Beschluss bezüglich Punkt 1 zu treffen seien. Sie leitete die Diskussion ein, in-
dem sie darauf hinwies, dass bei den bisherigen Erörterungen der Problematik 
der Straßenstrich als Ausgangspunkt der Probleme in der Nordstadt gesehen 
werde. Die Schließung des Straßenstrichs solle ein Zeichen in Richtung Rumäni-
en und Bulgarien sein und einen weiteren Zuzug aus diesen Ländern verhindern. 
Zudem müsse die Kriminalität in der Nordstadt durch entschiedenes Einschreiten 
bekämpft werden. Da ein Zusammenhang zwischen der Steigerung der Krimina-
                                              
1469 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03737-11-E1, 03691-11-E7). 

1470 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 
03737-11-E1, 03691-11-E7). 

1471 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
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lität und dem Straßenstrich nicht eindeutig nachweisbar sei, werde auch die Va-
riante 1a mit dem flexiblen Vorgehen durch den Verwaltungsvorstand vorge-
schlagen.1472 Der Rechtsdezernent informierte daüber, dass der Polizeipräsident 
im Verwaltungsvorstand über dramatische Entwicklungen der Kriminalität be-
richtet habe. Nachdem das Thema ausgiebig diskutiert worden sei, sei man zu 
dem Entschluss gekommen, den Straßenstrich zumindest vorübergehend zu 
schließen, um den weiteren Zuzug von Rumänen und Bulgaren zu verhindern. 
Dabei sei auch die durch die Schließung erschwerte Betreuung der Prostituierten 
mit in Betracht gezogen worden. Daher soll über die Folgen der Maßnahme im 
September berichtet und eventuell Änderungen vorgenommen werden.1473 Die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung 
meinte, dass das Problem der Menschen in der Nordstadt die Armut sei. Zudem 
könnten die Zuwanderer durch Überforderung des Stadtteils bisher nicht inte-
griert werden. Hierfür seien mehrdimensionale Lösungen erforderlich, wozu die 
Schließung des Straßenstrichs jedoch nicht zählen würde. Dies würde nur zu ei-
ner Verlagerung des Problems in die Wohngebiete führen und es sei zweifelhaft, 
ob die Kontrollen so stark ausgebaut werden könnten, um dies zu verhindern. 
Daher sei es nicht nachvollziehbar, warum man die Prostituierten in die Illegali-
tät drängen möchte, wo sie auch Gefahren z. B. Gewalttätigkeiten durch Freier 
ausgesetzt seien.1474 Die CDU-Fraktion aus dem Ausschuss für öffentliche Ord-
nung wies darauf hin, dass sich die Anwohner und Gewerbetreibenden nicht nur 
eine Imageverbesserung der Nordstadt wünschten, sondern dass es ihnen um eine 
ernsthafte Verminderung von Schmutz, Gewalt und Kriminalität, öffentlicher 
Prostitution, Drogenhandel sowie jeder Art von Verstößen gegen das Ordnungs-
recht gehe, da die Nordstadt Potential habe. Bis 2007 sei der Straßenstrich ein 
Vorzeigemodell gewesen. Dies habe sich aber durch den Zuzug der Rumänen 
und Bulgaren verändert. Die rumänischen und bulgarischen Frauen könnten nur 
dort arbeiten. Nach Meinung der CDU-Fraktion seien die dazugehörigen Männer 
kriminell.  

„Der Verfall der Nordstadt begründe sich aus Kriminalität, Bandenwesen, 
Hausbesetzungen, Gewalt, Prostitution, Alkohol- und Drogenmissbrauch. 
Die Gründe dafür liegen nach Meinung vieler Spezialisten in der unge-
bremsten und unkontrollierten Ausweitung des Straßenstrichs.“1475  

Für die Verbesserung dieser Zustände sei eine verstärkte Zusammenarbeit von 
Polizei, Stadtverwaltung sowie von Bundes- und Landesbehörden notwendig. 
                                              
1472 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1473 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1474 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1475 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
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Ein Mitglied der CDU-Fraktion aus der Bezirksvertretung forderte ein massives 
Vorgehen.1476 Die CDU-Fraktionsmitglieder aus dem Sozialausschuss ergänzten, 
dass man die ordnungspolitischen Aspekte nicht ohne die sozialpolitischen As-
pekte betrachten könne: Es bedürfe der Abwägung aller Aspekte, um ein Leben 
ohne Angst in der Nordstadt zu ermöglichen.1477 Die Mitglieder der Fraktion Die 
Linke aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung äußerten sich dahingehend, 
dass sie einen Zusammenhang zwischen dem Wohnen in der Nordstadt und dem 
Straßenstrich nicht nachvollziehen könnten. Zudem sähen sie die Gefahr, dass es 
bei einer Schließung des Straßenstrichs zu einer Überwachung der ganzen Nord-
stadt hinsichtlich der illegalen Prostitution kommen müsse und dies durch die 
Ordnungsbehörden nicht zu leisten sei.1478 Die Mitglieder der Fraktion 
FDP/Bürgerliste aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung konnten einen Zu-
sammenhang zwischen der gestiegenen Kriminalitätsrate und Straßenstrich 
nachvollziehen. Der Zustand sei nicht tragbar. Jedoch handele es sich um die 
Folgen des Vollzugsdefizits der letzten Jahre.1479 Die Mitglieder der SPD-
Fraktion aus dem Ausschuss für öffentliche Ordnung und dem Sozialausschuss 
meinten, dass „durch die Schließung des Straßenstrichs und das harte Einschrei-
ten gegen die Kriminalität ein deutliches Zeichen nach Rumänien und Bulgarien 
gesendet werden“1480 müsse, „dass ein weiterer Zuzug nach Dortmund nicht 
lohnt“1481. Seit langer Zeit sei ein entschiedenes und starkes Einschreiten der 
Ordnungsbehörden gegen die Probleme der Nordstadt notwendig. Die Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens müssten wieder beachtet werden. Im 
Anschluss müsse die Nordstadt als junger Stadtteil aufgewertet werden zumal 
nicht alles in der Nordstadt schlecht sei und auch hier eine große Anzahl von 
Bürgern lebe, die arbeiten gehe und gerne dort lebe. Sie hätten ein gutes Woh-
numfeld verdient.1482 Die Vertreterin der SPD-Fraktion aus dem Rat sah einen 
Zusammenhang zwischen der steigenden Kriminalitätsrate und dem Straßen-
strich, „da die Frauen aus Bulgarien und Rumänien, um in Dortmund leben zu 

                                              
1476 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1477 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1478 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1479 Im Protokoll lautet die Passage wörtlich: „Auch Herr Rm Becker kann einen Zusammenhang 

zwischen der angestiegenen Kriminalitätsrate und dem Straßenstrich herstellen. Dennoch sei 
der jetzige Zustand nicht akzeptabel, was jedoch durch ein deutliches Handlungs- und Voll-
zugsdefizit der letzten Jahre verursacht wurde“. Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für So-
ziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, 
Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

1480 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

1481 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 

1482 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
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können nur einer selbständigen Tätigkeit nachgehen dürfen und damit auch den 
Lebensunterhalt der hier lebenden Familienangehörigen sicherstellen müs-
sen“1483. Die Vertreterin der SPD-Fraktion aus der Bezirksvertretung wies da-
raufhin, dass in der Variante 1a viele Aspekte angesprochen werden würden, die 
die Bezirksvertretung schon lange fordere. Zudem seien die Prostituierten nicht 
kriminell. Vielmehr würde die Kriminalität im Umfeld der Prostitution gesche-
hen. Eine Verlagerung des Straßenstrichs in einen anderen Stadtteil würde je-
doch nur zu einer Verlagerung der Probleme führen.1484 Die Mitglieder der Frak-
tion Die Linke sowie der Fraktion der FDP/Bürgerliste sagten, dass der Schutz 
der Frauen im Vordergrund stehen müsse, sich die Bedingungen der Frauen bei 
einer Schließung des Straßenstrichs verschlechtern würden und durch die Illega-
lität die Basis für Delikte wie Menschenhandel gelegt werde. Wichtiger sei es, 
die Zuwanderer zu integrieren. Überdies seien viele Aufträge der Bezirksvertre-
tung an die Verwaltung bezüglich des Straßenstrichs nicht umgesetzt worden.1485 

Des Weiteren waren als Gäste ein Vertreter des Ausschusses für Kinder, Jugend 
und Familie, ein Vertreter des Arbeiterwohlfahrtverbandes und ein Vertreter des 
Paritätischen Wohlfahrtverbandes anwesend. Der Vertreter des Jugendausschus-
ses wies daraufhin, dass die Zustände für Kinder und Jugendliche in der Nord-
stadt verbessert werden müssten. Der Vertreter der Arbeiterwohlfahrt befürwor-
tet die Schließung des Straßenstrichs, da durch die Ordnungsbehörden die Kon-
trolle und Intervention anders nicht mehr gewährleistet werden könne. Der Ver-
treter des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes sah hingegen die Verlegung des 
Straßenstrichs an einen anderen Standort für sinnvoll an. Sofern der Straßen-
strich geschlossen werde, sei es für die aufsuchende Sozialarbeit der Wohl-
fahrtsverbände sehr schwierig die Frauen aufgrund der Illegalität noch zu errei-
chen.1486 

Die Protokolle des Integrationsrates und des Ausschusses für Kinder, Jugend und 
Familie zu dem Thema wurden zur Kenntnis genommen. Der Integrationsrat 
empfahl dem Rat die Variante 1b) zu beschließen.1487 Der Ausschuss für Kinder, 
Jugend und Familie fasste keine Empfehlung, sondern entschied sich dazu, eine 
Delegation aus Vertretern des Ausschusses, einen Vertreter der Jugendverbände 

                                              
1483 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
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und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1487 Integrationsrat, Sitzung vom 22.03.2011, TOP 5.4. 
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und einen Vertreter der Wohlfahrtsverbände an der gemeinsamen Sitzung teil-
nehmen zu lassen (s.o.).1488 

In der gemeinsamen Sitzung wurden zwar die Abstimmungen über die Verwal-
tungsvorlage nach den Gremien getrennt vorgenommen, so ergab sich doch ein 
einheitliches Bild: Es wurde mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP/Bürgerliste und Die Linke der Beschluss gefasst, 
den Straßenstrich zu schließen und den Sperrbezirk auf das ganze Stadtgebiet zu 
erweitern (Variante 1b). Über die Folgen sollte in der Ratssitzung im September 
durch die Verwaltung berichtet und eventuelle Änderungen angeregt werden. 
Den weiteren Punkten der Verwaltungsvorlage wurde zugestimmt.1489 

Unter dem TOP 3.1 wurde in der gemeinsamen Sitzung das Thema „Ravensber-
ger Straße“ behandelt. Unter diesem Punkt sollten laut Tagesordnung die aus 
dem Sozialausschuss vom 15.03.2011 verschobenen Themen TOP 7.3 „Schran-
kenanlage im Bereich der Ravensberger Str.“ und TOP 7.7 „Ravensberger Stra-
ße“1490 behandelt werden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragte Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situation der Prostituierten (Verbesserung der hy-
gienischen Bedingungen, Unterstellmöglichkeiten, Schrankenanlage für die Ver-
richtungsboxen) und die Prüfung der Möglichkeiten zur Verlagerung des Stra-
ßenstrichs an einen neuen Standort.1491 Die CDU-Fraktion beantragte die Auf-
stellung eines Gesamtkonzeptes zur Straßenprostitution durch die Verwaltung, 
die Prüfung einer möglichen Standortverlegung des Straßenstrichs und die Erar-
beitung von Vorschlägen für die Sicherheit der Prostituierten und der KOBER-
Mitarbeiterinnen.1492 Weiterhin beantragte die CDU-Fraktion zum TOP „Schran-
kenanlage an der Ravensberger Straße“ die Einrichtung einer Schrankenanlage 
für die Verrichtungsboxen, da die Medien berichtet hätten, dass Frauen die 
Schranke befürworten würden. Außerdem werde es die Gefahr des Vandalismus 
minimieren und Spanner abhalten. Zudem sollten die Einnahmen der Verbesse-
rung der hygienischen Zustände auf dem Straßenstrich zugutekommen.1493 Des 
Weiteren lag dem Ausschuss für öffentliche Ordnung nochmals ein Antrag der 

                                              
1488 Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie, Protokoll vom 16.03.2011, TOP 2.6 (Drs. Nr.: 

03691-11, Empfehlungen). 
1489 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 2.1. 
1490 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.03.2011, TOP 1.3. 
1491 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03527-11). Ein wortgleicher Antrag wurde auch aus der Sitzung des Ausschusses für öffentli-
che Ordnung vom 10.03.2011 in die gemeinsame Sitzung verschoben: Drs. Nr.: 03521-11. 

1492 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03527-11-E1). 

1493 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03254-11). 
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CDU-Fraktion aus der Sitzung vom 14.12.2010 vor.1494 Dieser wurde durch ei-
nen Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste ergänzt.1495 Er bezog sich auf eine Be-
sichtigung des Essener Straßenstrichs durch die Bezirksvertretung Innenstadt-
Nord und den Ausschuss für öffentliche Ordnung. Der Essener Straßenstrich war 
von einem alten Standort an einen neuen verlagert worden. Der Essener Sozial-
dezernent wies daraufhin, dass der Erfolg des Konzeptes darin begründet liege, 
dass gleichzeitig die Sperrbezirksverordnung in Essen erweitert worden sei. Da-
her bitte die Fraktion FDP/Bürgerliste, um die Beantwortung von Fragen bezüg-
lich der Voraussetzungen einer möglichen Ausweitung bzw. Verlagerung des 
Dortmunder Sperrbezirks.1496 Die Verwaltung gab zu diesen Fragen bereits in der 
Sitzung des Ausschusses für öffentliche Ordnung am 10.03.2011 eine mündliche 
Stellungnahme ab, die im Protokoll aber nicht vermerkt war.1497 

Diese Anträge wurden durch die Fraktionen in der gemeinsamen Sitzung zu-
rückgezogen.1498 Nur über den Antrag der Fraktion Die Linke wurde abgestimmt. 
Diese beantragte die Bereitstellung von finanziellen Mitteln an KOBER zur Ein-
stellung von zwei Sozialarbeiterinnen mit der Begründung, dass seit Arbeitsauf-
nahme durch KOBER sich der Personalschlüssel nicht entsprechend den Anfor-
derungen an der Ravensberger Straße verändert hätte.1499 Der Sozialausschuss 
lehnte den Antrag mehrheitlich mit den Stimmen der SPD-Fraktion und der 
CDU-Fraktion ab.1500 

Unter dem TOP 3.2 „Abwanderung von Prostitution“ lag ein Antrag der CDU-
Fraktion vor, der ursprünglich in der Sitzung des Ausschusses für öffentliche 
Ordnung gestellt wurde.1501 Darin forderte die Fraktion einen Bericht über die 
Abwanderung der Straßenprostituierten nach Einführung der Vergnügungssteuer 
sowie einen Bericht darüber, ob Prostitution im Sperrbezirk stattfinde und wel-
che Maßnahmen gegen die Straßenprostitution im Sperrbezirk erhoben werden 

                                              
1494 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
02938-10). 

1495 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
02938-10-E1). 

1496 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
02938-10-E1). 

1497 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 11.03.2011, TOP 4.1.3. 
1498 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1. 
1499 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 
03527-11-E2). 

1500 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.1. 

1501 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 11.03.2011, TOP 3.4. 
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würden.1502 In der Stellungnahme der Verwaltung gab der Ordnungsdezernent 
Auskunft darüber, dass sich seit Einführung der Vergnügungssteuer keine be-
sonderen Erkenntnisse, sich aber auch keine feststellbare Änderung der Situation 
auf dem Straßenstrich ergeben habe. Die stichprobenhaften Kontrollen im Feb-
ruar 2011 zeigten, dass sich im Schnitt 39 Prostituierte gleichzeitig auf dem 
Straßenstrich (Vergleich im gleichen Zeitraum 2009: 27 Prostituierte) befänden. 
Zudem seien seit dem 06. Dezember 2010 ca. 70 Steuertickets täglich verteilt 
worden. Nach Aussage Polizei und Ordnungsamt finde Prostitution im Sperrbe-
zirk nur im geringen Umfang statt. Prostituierte, die im Sperrbezirk kontrolliert 
werden würden, erhielten Platzverweise und Ordnungswidrigkeitsverfahren wür-
den eingeleitet werden. Bei Prostitution in den Gaststätten bestehe ein intensiver 
Austausch zwischen Polizei und Gewerbeabteilung des Ordnungsamtes, so dass 
die Problematik gewerbe- und ordnungsrechtlich behandelt werde. 1503 

 
Quelle: Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffent-
liche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011 
(Drs. Nr.: 03199-11-E1) 

                                              
1502 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11). 

1503 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 
03199-11-E1). 
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Quelle: Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffent-
liche Ordnung und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011 
(Drucksache Nr.: 03199-11-E1) 

Unter TOP 3.3 wurde das Thema „Kinderprostitution in der Nordstadt“ behan-
delt. Dabei handelte es sich um eine Anfrage zur Tagesordnung der SPD-
Fraktion der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord.1504 Durch das Sicherheitsforum 
Nordstadt sei bekannt geworden, dass Kinder (Grundschulkinder) und Jugendli-
che von Familien, die sich im Bereich des Straßenstrichs aufhielten, zur Prostitu-
tion gezwungen werden würden. Dabei interessierte die SPD-Fraktion, wie viele 
Fälle vorliegen würden, welche Familien betroffen seien, wie die Stadt Dort-
mund dieses Vorgehen unterbinden wolle, wie viele Kinder den Familien entzo-
gen worden seien und wie die Kinder betreut werden würden.1505 Ergänzend dazu 
lag eine Anfrage der Fraktion Die Linke vor. Darin wurde gefragt, wie viele 
minderjährige Prostituierte seit 2004 auf dem Straßenstrich aufgegriffen wurden 
und wie viele davon im Grundschulalter seien. Im Vergleich dazu: Wie viele 
minderjährige Prostituierte außerhalb des Straßenstrichs aufgegriffen wurden 
und welche Schutzmaßnahmen von Seiten der Behörden ergriffen wurden.1506 
Die Beantwortung der Anfrage sollte in der nächsten Sitzung des Sozialaus-
schusses schriftlich erfolgen.1507 

                                              
1504 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11). 

1505 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11). 

1506 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11-E1). 

1507 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3. 

Fahrzeuge in 
Verrichtungs-

Uhrzeit Datum Wochentag box Frauen Gesamt 
18:30 28.1. 11 FR 34 34 
20:30 28.1. 11 FR 46 46 
12:00 4.2.11 FR 7 17 24 
15:30 10.2. 11 DO 8 37 45 
14:20 15.2. 11 DI 7 25 32 
21 :00 18.2. 11 FR 10 41 51 
13:45 21.2. 11 MO 6 33 39 
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Des Weiteren lag eine Anfrage der SPD-Fraktion der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord zum TOP 3.4 „Meldepflichtige Krankheiten“ vor.1508 Durch Hinweise 
von Ärzten und Apothekern der Nordstadt habe man von der Zunahme melde-
pflichtiger Krankheiten Kenntnis erhalten, die im Zusammenhang mit dem Stra-
ßenstrich an der Ravensberger Straße auftreten würden. Dabei bestehen Fragen 
dazu, um welche Krankheiten es sich handele und wie hoch die Anzahl der Fälle 
sei. Zudem interessiere die SPD-Fraktion die Entwicklung vom 2004 bis 2010 
und die Häufigkeiten innerhalb der Stadt. Dabei gehe es speziell um Syphilis, 
Aids, Hepatitis, Tuberkulose und Kinderlähmung. Die Verwaltung gab dazu eine 
mündliche Stellungnahme ab, die aber nicht protokolliert wurde.1509 

In einer weiteren Anfrage fragte die SPD-Fraktion, wie hoch die Beträge zur 
Entrichtung der Vergnügungssteuer durch die Betriebe an der Linienstraße, die 
Anbahnungskneipen in der Nordstadt und dem Club Escort bzw. Ravensberger 
Straße waren.1510 Hierzu lag eine mündliche Stellungnahme der Verwaltung vor, 
die nicht im Protokoll enthalten war.1511 

Zum Schluss der Sitzung ging es um den Umgang mit dem Problemhäusern in 
der Nordstadt, der ursprünglich in der Sitzung des Ausschusses für öffentliche 
Ordnung am 10.03.2011 besprochen werden sollte.1512 Dabei wurde um einen 
Sachstandsbericht über die Räumung der Häuser durch das Ordnungsamt gebe-
ten. Unter anderem ging es um die Fragen, welche Gruppen angetroffen worden 
sein, wo sie nach der Räumung nun verbleiben, welche Eindrücke die Verwal-
tung bei ihrem Besuch in Plovdiv gewonnen habe und wie man den Zustrom aus 
Südosteuropa unterbinden könne und welche Auflagen zur Erteilung eines Ge-
werbescheins bestünden. Die mündliche Stellungnahme der Verwaltung wurde 
nicht protokolliert.1513 

                                              
1508 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr.: 
03677-11). 

1509 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.4 (Drs. Nr.: 
03677-11). 

1510 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.6 (Drs. Nr.: 
03675-11). 

1511 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.6. 

1512 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 
03505-11-E1). Ursprünglich: Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2011, 
TOP 3.10. 

1513 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 
und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 
03505-11-E1). 
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In der Sitzung des Rates vom 31.03.2011 wurde über die in der gemeinsamen 
Sitzung beratenden Themen abschließend beraten.1514 Insbesondere wurde unter 
TOP 2.1 die Sicherheit, Ordnung und soziale Betreuung in der Dortmunder 
Nordstadt besprochen.1515 Hierzu lagen die Empfehlungen aus der gemeinsamen 
Sitzung, des Integrationsrates vom 23.03.2011 sowie der Bezirksvertretung 
Eving vor.1516 In ihrer Empfehlung hatte die Bezirksvertretung Eving mehrheit-
lich den gemeinsamen Antrag der SPD-Fraktion und der Vertreter der Freien 
Bürger Initiative (FBI) beschlossen. Dabei schloss sich die Bezirksvertretung 
Eving der Ansicht der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord an, dass das Projekt 
einen kontrollierten Straßenstrich an der Ravensberger Straße zu betreiben, 
durch die EU-Ostweiterung und dem damit verbundenen starken Zuzug von ru-
mänischen und bulgarischen Prostituierten gescheitert sei, da sich vom Straßen-
strich aus auch die Kriminalität ausbreiten würde. Daher sei der Straßenstrich 
aufzulösen. Der Stadtbezirk Eving solle als Sperrbezirk ausgewiesen werden, um 
einer negativen Ausbreitung der Prostitution in die Wohnbezirke in Eving zu 
verhindern. Zusätzlich müsse es gesamtstädtische Lösungen für das Problem ge-
ben, die durch die Stadtverwaltung in Zusammenarbeit mit der Polizei umzuset-
zen seien. Hierfür sei eine personelle Aufstockung der Sicherheitsbehörden 
(auch der Ordnungspartnerschaften) erforderlich. Kinderprostitution, Hausbeset-
zungen, Mietwucher und Verfall in den Problemhäusern müssten bekämpft wer-
den. Zudem sei die Bezirksvertretung und die Bürgerschaft über die eingeleiteten 
Maßnahmen zu unterrichten, da auch Eving unter dem vermehrten Zuzug von 
Rumänen und Bulgaren leide und die Bürger unter großen Ängsten vor steigen-
den Kriminalitätsraten litten.1517 

Neben den bereits bekannten Anträgen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 
23.03.2011 (Drucksache Nr.: 03691-11-E2), der Fraktion FDP/Bürgerliste vom 
28.03.2011 (Drucksache Nr.: 03737-11-E1), der CDU-Fraktion vom 28.03.2011 
(Drucksache Nr.: 03691-11-E3) und der SPD-Fraktion vom 29.03.2011 (Druck-
sache Nr.: 03691-11-E6) (siehe oben) lagen auch neue Anträge der Fraktion Die 
Linke vor.1518 In dem ersten Antrag (Drucksache Nr.: 03739-11-E1) ging es um 
die Aufwertung des Straßenstrichs nach Essener Vorbild. Dazu gehörten die Ein-
richtung und der Ausbau von Sanitäranlagen, regelmäßige Reinigung und Ge-
währleistung der Sicherheit sowie die Betreuung der Prostituierten und die Ein-
richtung einer Schranke. Eine Schließung des Straßenstrichs würde nur zu einer 
Verlagerung der Prostitution in die Wohngebiete und einer Verschlechterung der 

                                              
1514 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011. 
1515 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1516 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 03691-11, Empfehlun-

gen). 
1517 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 03691-11, Empfehlun-

gen). 
1518 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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Situation für die Sicherheit der Frauen führen.1519 In einem zweiten Schreiben 
(Drucksache Nr.: 03739-11-E2) beantragte die Fraktion Die Linke, dass der Rat 
eine Resolution zur Lage der Roma in Dortmund beschließe. In einem dritten 
Schreiben (Drucksache Nr.: 03691-11-E8) beantragte die Fraktion Die Linke 
abermals die Bereitstellung von finanziellen Mitteln zur Einstellung von zwei 
weiteren Sozialarbeiterinnen für die Beratungsstelle KOBER. Diesmal wurde der 
Antrag jedoch damit begründet, dass bei einer Schließung des Straßenstrichs die 
Betreuung der Prostituierten weiter gewährleistet werden müsse und rein ord-
nungsrechtliche Maßnahmen die Situation der Frauen nicht verbesserten. Der 
Zugang zu den Frauen sei durch die Ausweitung des Sperrbezirks und damit die 
Verdrängung der Prostituierten in die Illegalität erheblich erschwert. Um dieser 
negativen Auswirkung zu begegnen und trotzdem die Hilfsangebote zu gewähr-
leisten, sei eine Aufstockung des Personals erforderlich.1520 

In der auf den Anträgen basierenden Diskussion wurde festgestellt, dass das 
Thema „Schließung des Straßenstrichs“ auf allen gesellschaftlichen Ebenen 
kontrovers zwischen Befürworten und Gegnern diskutiert werde. Vor der Sitzung 
sei eine Unterschriftenliste mit 4400 Unterschriften von Dortmunder Bürgern 
eingereicht worden, die sich für eine Schließung des Straßenstrichs aussprächen. 
Zudem wies der Oberbürgermeister auf die Entscheidung aus dem gemeinsamen 
Ausschuss hin.1521 In der Diskussion legten die Fraktionen noch einmal ihre Po-
sitionen aus den Anträgen dar. Die CDU-Fraktion sehe, dass die Nordstadt gute 
Rahmenbedingungen biete, aber ein schlechtes Image habe, weshalb man den 
Protest der Anwohner auf Verbesserung der Lebensumstände verstehen könne. 
Eine Veränderung müsse schnell passieren, „um aus der prekären Situation von 
Kriminalität, Prostitution und Schmutz herauszukommen. Hinzu komme, dass 
auch die angrenzenden Stadtbezirke immer stärker hiervon betroffen wer-
den.“1522 Auch Experten sähen es so, dass der Beitritt Rumäniens und Bulgariens 
zur EU 2007 zu einer unkontrollierten Ausweitung des Straßenstrichs geführt 
und sich die Situation in der Nordstadt stark verschlechtert habe. Auch die Ord-
nungsverwaltung und die Polizei sähen in der Schließung des Straßenstrichs und 
Erweiterung der Sperrbezirksverordnung die einzige Möglichkeit diese Entwick-
lung zu unterbinden. Daher würde die CDU-Fraktion sich für Variante 1b aus-
sprechen. Darüber hinaus solle die Verwaltung prüfen, ob finanzielle Anreize für 
Investoren zur Sanierung der Immobilien in der Nordstadt geschaffen werden 
könnten. Auch wenn niemand genau weiß, ob dies die richtige Entscheidung sei, 
ist die CDU-Fraktion überzeugt, dass durch die Variante 1b ein entscheidender 
Schritt zur Veränderung der Situation der Nordstadt hin zu einem familien-
freundlichen Stadtteil gegeben sei. Diese könne jedoch nur gemeinsam gelin-

                                              
1519 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 03739-11-E1). 
1520 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1 (Drs. Nr.: 03691-11-E8). 
1521 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1522 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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gen.1523 Die Fraktion Die Linke sprach sich erneut gegen eine Schließung des 
Straßenstrichs aus, da dies nicht zur Lösung der Probleme in der Nordstadt führe, 
sondern lediglich die Verdrängung der Prostituierten in die Illegalität und damit 
in die Wohnbezirke der Nordstadt und anderer Stadtbezirke zur Folge habe. Zu-
dem sei die Sicherheit der Frauen nicht mehr gewährleistet. Sofern die Schlie-
ßung des Straßenstrichs beschlossen werde, solle es zumindest eine Personalauf-
stockung bei der Hilfsorganisation KOBER geben, so dass die Sozialbetreuung 
auch unter den erschwerten Bedingungen weiter gewährleistet werden könne. 
Zudem denke die Fraktion die Linke daran, die Entscheidung juristisch überprü-
fen zu lassen, wenn es zur Schließung des Straßenstrichs und einer Ausweitung 
des Sperrbezirks käme.1524 Die SPD-Fraktion argumentiert damit, dass die An-
wohner der Nordstadt ein Recht darauf hätten, dass etwas gegen die „schlimmen 
Zustände“1525 in der Nordstadt unternommen werden würde. 

„Voraussetzung dafür sei nach Meinung der SPD-Fraktion, dass Schluss 
sein muss mit Kriminalität, Menschenhandel, Schwarzarbeit und Überbe-
legung von Wohnungen in der Nordstadt.“1526  

Daher habe man das Nordstadt-Konzept entworfen und werde der Variante 1b 
zustimmen. Zur Umsetzung sei ein Zusammenwirken von Politik, Verwaltung 
und Anwohnern erforderlich.1527 Die Verwaltungsvorlage und die Anträge der 
SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion, für die die SPD-Fraktion stimmen werde, 
sollten als Arbeitsgrundlage für die Verwaltung dienen, zu deren Umsetzung und 
Auswirkungen in der Nordstadt ein Bericht im September 2011 erwartet werden 
würde.1528 Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellte fest, dass alle Fraktionen 
eine Verbesserung der Lebensumstände in der Nordstadt zum Ziel hätten, aber 
die vorgeschlagenen Maßnahmen, die dahinführen sollen, durchaus unterschied-
lich seien. Für die Grünen kämen weder Variante 1a, noch Variante 1b in Frage, 
da bei beiden eine Verdrängung der Prostituierten in die Illegalität und in die 
Wohngebiete zu befürchten sei, die außerhalb der Kontrolle der Ordnungsbehör-
den liege. Daher solle der Straßenstrich zunächst an einen geeigneteren Ort im 
Stadtgebiet verlagert werden, um dann die Ravensberger Straße zu schließen. 
Zudem würde der Zuzug von Rumänen und Bulgaren nicht durch die Schließung 
des Straßenstrichs unterbunden oder vermindert werden. Daher müsse die In-
tegration der Zuwanderer im Vordergrund stehen.1529 Auch die Fraktion 
FDP/Bürgerliste stellte heraus, dass die Fraktionen zwar ein gemeinsames Ziel, 
jedoch sehr unterschiedliche Wege zur Verbesserung der Situation in der Nord-
stadt vorschlagen würden. Die Fraktion sah in der Schließung zurzeit nicht den 
                                              
1523 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1524 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1525 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
1526 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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1529 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 31.03.2011, TOP 2.1. 
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richtigen Weg, vielmehr solle ein Gesamtkonzept erstellt werden, dass einen 
Straßenstrich nach Essener Vorbild enthielte. Anderenfalls sei zu befürchten, 
dass es nur zu einer Verlagerung der Probleme käme, statt sie zu lösen. Die Er-
weiterung des Sperrbezirks auf das gesamte Stadtgebiet mit Ausnahme der 
Ravensberger Straße sei jedoch zustimmungsfähig.1530 Die NPD erklärte, dass 
weder den Anträgen noch der Verwaltungsvorlage zugestimmt werden könne. 
Die Entwicklung in der Nordstadt sei das Produkt schlechter Politik, vor der sie 
bereits vorher gewarnt habe.1531 Die Freie Bürger Initiative (FBI) erklärte, dass 
das Vorzeigemodell Ravensberger Straße durch den massiven Zuzug von Süd-
osteuropäern, die auch kriminelle Absichten verfolgten, nicht mehr stimmig sei. 
Daher stimme die FBI für die Schließung des Straßenstrichs und die personelle 
Verstärkung der Ordnungsbehörden und der Polizei, d. h. für Variante 1b und die 
Anträge der CDU-Fraktion und der SPD-Fraktion. Zudem sei sie für die Einrich-
tung eines Präventionsrates zur Unterstützung der Anwohner.1532 Der Vertreter 
der DVU sprach sich aufgrund der bedrohlichen Situation, die er immer wieder 
vor Augen geführt habe, für die Schließung des Straßenstrichs und die Auswei-
tung des Sperrbezirks aus.1533 

Letztendlich wurden folgende Beschlüsse gefasst: Mehrheitlich abgelehnt gegen 
die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke 
wird der Antrag der Fraktion Die Linke vom 25.03.2011 (Drucksache Nr. 03739-
11-E2) sowie der Antrag der Fraktion Die Linke vom 30.03.2011 (Drucksache 
Nr. 03691-11-E8). Zudem wird der Antrag der Fraktion Die Linke vom 
25.03.2011 (Drucksache Nr. 03739-11-E1) mehrheitlich gegen die Stimmen der 
Fraktion Die Linke abgelehnt. Weiterhin lehnte der Rat den Antrag der Fraktion 
FDP/Bürgerliste vom 28.03.2011 (Drucksache Nr. 03737-11-E1) mehrheitlich 
gegen die Stimmen der FDP/Bürgerliste und teilweise gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke mehrheitlich ab. 
Ferner lehnte der Rat mehrheitlich den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vom 23.03.2011 (Drucksache Nr. 03691-11-E2) gegen die Stimmen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion FDP/Bürgerliste und der Fraktion 
Die Linke ab, wobei die Fraktion FDP/Bürgerliste den Punkten 6 und 7 und die 
Linke den Punkten 7 und 12 des Antrages nicht zugestimmt habe.1534 

Der Rat beschloss mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion 
FDP/Bürgerliste, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen den Antrag der Fraktion 
CDU vom 28.03.2011 (Drucksache Nr. 03691-11-E3) und den mündlich gestell-
ten Antrag sowie unter Stimmenthaltung der DVU den Antrag der SPD-Fraktion 
vom 29.03.2011 (Drucksache Nr. 03691-11-E6).1535 In dem Protokoll wurde 
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festgelegt, dass die Beschlüsse als Arbeitsaufträge für die Verwaltung zu sehen 
seien und über die Umsetzung im September 2011 ein Bericht erfolgen solle. 
Des Weiteren wurde die Verwaltungsvorlage mit der Variante 1b unter Beach-
tung der Empfehlung des gemeinsamen Ausschusses mehrheitlich gegen die 
Stimmen der Fraktion FDP/Bürgerliste, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
Fraktion Die Linke und in Abwesenheit der NPD beschlossen.1536 

In derselben Ratssitzung lag auch eineAnfrage zur Durchführung eines Bürger-
begehrens zur Schließung des Straßenstrichs der FBI vor.1537 Darin erkundigte 
die FBI sich, ob ein Bürgerbegehren zur Herbeiführung eines Ratsbeschlusses 
zum Verbot der Straßenprostitution und Ausweitung des Sperrbezirks auf die 
gesamte Stadt rechtlich möglich sei, wie eine entsprechende Fragestellung lauten 
müssten und wie viele Unterstützer zur Durchführung eines Bürgerbegehrens 
notwendig seien.1538 In der Ratssitzung lag zu dieser Anfrage eine schriftliche 
Beantwortung des Oberbürgermeisters vor.1539 Darin stellte der Oberbürgermeis-
ter klar, dass ein solches Bürgerbegehren nicht möglich sei, da eine entsprechen-
de Sperrbezirksverordnung nur durch die Bezirksregierung erlassen werden 
könnte. Von der Fragestellung her müsste diese sich dann darauf beziehen, dass 
nur der Antrag der Stadt bei der Bezirksregierung Inhalt der Frage sein könnte, 
diese müsse mit „ja“ oder „nein“ zu beantworten sein. Im Übrigen hinge die Fra-
gestellung von der Formulierung der Initiatoren ab. Für ein Bürgerbegehren 
müssten 3% der zu Kommunalwahlen zugelassenen Einwohner das Begehren 
unterzeichnen. Dies seien ca. 13.490 Personen.1540 

In der Ratssitzung vom 26.05.2011 beantragte die FBI einen Tagesordnungs-
punkt zur Einrichtung eines Kriminalitätspräventionsrates im Zuge der Dring-
lichkeit auf die Tagesordnung zu setzen. Der Antrag wurde mehrheitlich abge-
lehnt. Mit Schreiben vom 24.05.2011 bat die SPD-Fraktion die Tagesordnung 
um den Tagesordnungspunkt „Klage gegen die Sperrbezirksverordnung“ zu er-
weitern. Gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wurde dieser 
Punkt auf die Tagesordnung gesetzt. Zudem zog die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen ihren Punkt mit dem Thema „Situation in der Nordstadt“ zurück. 1541 Un-
ter dem Punkt 10.6 wurde durch die SPD-Fraktion um eine Stellungnahme der 
Verwaltung hinsichtlich der Klage gegen die Sperrbezirksverordnung gebeten. In 
dem Schreiben wurde um umfassende Information bezüglich der Klage, der Ein-
schätzung der Erfolgsaussichten und der Auffassung der Bezirksregierung gebe-
ten. Zudem sollte die Klageerwiderung dem Rat zur Kenntnis gebracht wer-
den.1542 In der Sitzung lag bereits eine schriftliche Stellungnahme der Verwal-
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tung vor.1543 Darin schrieb die Verwaltung, dass die Sperrbezirksverordnung am 
02.05.2011 durch die Bezirksregierung Arnsberg erlassen wurde (Abl. Bez. Reg. 
Abg. 2011, S. 201) und am 16.05.2011 in Kraft getreten sei. Damit erstrecke sich 
der Sperrbezirk auf das gesamte Dortmunder Stadtgebiet mit Ausnahme der Li-
nienstraße. Die Klage sei am 17.05.2011 beim Verwaltungsgericht Gelsenkir-
chen eingegangen und wurde am 18.05.2011 dem Rechtsamt der Stadt Dortmund 
zugestellt. Beklagte seien das Land Nordrhein-Westfalen (vertreten durch die 
Bezirksregierung) und die Stadt Dortmund. Die Klägerin sei eine Straßenprosti-
tuierte aus Hagen, die auf dem Straßenstrich in Dortmund tätig gewesen sei. Bei 
der Klage handelte es sich um eine Feststellungsklage. Die Klägerin klage darauf 
festzustellen, dass „es ihr nicht untersagt sei, in der Ravensberger Straße in 
Dortmund der Straßenprostitution nachzugehen“1544. Darüber hinaus beantrage 
sie, „vorläufig festzustellen, dass sie berechtigt sei, im Bereich der Ravensberger 
Straße in Dortmund weiterhin der Straßenprostitution nachzugehen“1545. Der 
Antrag der Stadt Dortmund auf Erlass der Sperrbezirksverordnung orientiere sich 
streng an den Vorgaben des 297 EGStGB. Details oder Sachargumente könnten 
zum derzeitigen Verfahrensstand nicht veröffentlicht werden.1546  

b) Sicherheit und Prostitution nach der Schließung des Straßenstrichs 

In der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord bat die CDU-Fraktion am 28.09.2011 
um einen Bericht über die Task Force Nordstadt.1547 Darin verlangte die Fraktion 
um die Darstellung der Umsetzung der weiteren vom Regierungspräsidenten 
„geforderten, unabhängig von der Sperrbezirksproblematik weiterzuführenden, 
ordnungsrechtlich getragenen, ganzheitlichen und zwischen den Ämtern und der 
Polizei abgestimmten Maßnahmen zur Verbesserung der gesamten Situation“ 1548 
neben der Schließung des Straßenstrichs. In der Begründung wurde darauf hin-
gewiesen, dass das Verbot der Straßenprostitution aus Sicht der CDU-Fraktion 
ein sichtbarer Erfolg sei, der den Anwohnern perspektivisch eine positive Ent-
wicklung der Nordstadt biete.1549 Jedoch bestünden auch neben der Prostitution 
Missstände, denen begegnet werden müsse.1550  
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„Wie auch vom Regierungspräsidenten erkannt, ist das Verbot der Straßenpros-
titution nur ein Schritt auf dem Weg zu einer lebenswerten Nordstadt.“1551 

Der entsprechende Antrag wurde einstimmig angenommen. 

In der Ratssitzung vom 29.09.2011 erfolgte der in der Ratssitzung vom 
31.03.2011 geforderte Bericht zur Schließung des Straßenstrichs.1552 In der An-
kündigung zum Tagesordnungspunkt machte der Oberbürgermeister darauf auf-
merksam, dass es sich zum einen um einen Erfahrungsbericht handele, zum an-
deren, dass aufgrund der notwendigen Vorarbeiten der Bericht nur kurzfristig 
erstellt worden sei. Der Bericht würde zudem ebenfalls in den anderen Gremien 
besprochen werden.1553 In dem Bericht wurde zunächst das formelle Verfahren 
vorgestellt. Danach wurde die neue Sperrbezirksverordnung am 02.05.2011 von 
der Bezirksregierung Arnsberg erlassen und trat am 16.05.2011 in Kraft, so dass 
auch am 16.05.2011 der Straßenstrich geschlossen wurde und die Verrichtungs-
boxen abgerissen wurden. Am 17.05.2011 ging die Klage gegen die Schließung 
beim Verwaltungsgericht ein. Der Antrag auf einstweiligen Rechtschutz wurde 
am 18.07.2011 abgelehnt, wogegen die Klägerin am 10.08.2011 Beschwerde 
beim Oberverwaltungsgericht eingelegte.1554 

Durch den Ratsbeschluss vom 31.03.2011 wurde auch die ordnungsbehördliche 
Verordnung der Stadt Dortmund um ein bußgeldbewährtes Kontaktaufnahme-
verbot für Freier ergänzt, die am 16.05.2011 in Kraft trat.1555 

Zur Kontrolle der Einhaltung der Sperrbezirksverordnung und des Kontaktauf-
nahmeverbots wurde innerhalb des Ordnungsamtes die Task Force Nordstadt am 
16.05.2011 gegründet, die zunächst befristet bis zum 31.12.2011 bestehen blei-
ben sollte. Eine besondere Aufbauorganisation Nordstadt (BAO Nordstadt) wur-
de unter Hinzuziehung weiterer Einsatzkräfte bei der Polizei geschaffen. Nach 
dem Bericht erfolgen die Kontrollen mit steigender Sanktionierung der Zuwider-
handlung: Zunächst erfolge eine Belehrung, bei Zuwiderhandlung ein Bußgeld, 
bei erneuter Zuwiderhandlung eine Strafanzeige. Zudem würden Platzverweise 
ausgesprochen werden und bei Missachtung führe man Ingewahrsamnahmen 
durch. Die Task Force Nordstadt kontrolliere öffentliche Straßen, Wege und 
Plätze sowie Gewerbebetriebe und auffällige Immobilien. Sie verfüge über 45 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die täglich im Schichtbetrieb von 06.00 bis 
02:00 Uhr arbeiteten. Aufgrund der Personalintensität der Maßnahmen würden 
andere Stadtbezirke bis zur Personalaufstockung nicht mehr durch das Ord-
nungsamt bestreift werden. Zudem arbeite das Ordnungsamt interdisziplinär mit 
anderen Bereichen wie Feuerwehr, Jugendamt, Sozialamt, Gesundheitsamt und 
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Umweltamt sowie Bauordnungsamt zusammen. Die Arbeit und Vorgehensweise 
der Task Force Nordstadt sei außerdem mit der Polizei abgestimmt. Die Verein-
barungen beträfen z. B. die Einschreitschwelle bei illegaler Prostitution oder die 
Abstimmung der Einsatzzeiten, um ein gemeinsames Auftreten zu ermöglichen. 
Überdies wurde unter Beachtung des Datenschutzes ein Austausch von Daten in 
bestimmten Arbeitsfeldern vereinbart. Auch über das Einsatzgeschehen und die 
Bewertung der Lageentwicklung wurde gemeinsam abgestimmt.1556 

Hinsichtlich der Wirkungen der Task Force Nordstadt gab der Bericht an, dass 
nach Einschätzung der Polizei und Ordnungsbehörden sowie auf Helferseite Er-
folge im Bereich der illegalen Straßenprostitution seit der Schließung des Stra-
ßenstrichs erkennbar seien.1557 Kurz nach Schließung des Straßenstrichs seien 
noch 89 Belehrungen pro Woche erforderlich gewesen, Ende Juni seien es nur 
noch 2 bis 4 Belehrungen wöchentlich. In der Zeit seit der Schließung des Stra-
ßenstrichs am 16.05.2011 bis zum 18.09.2011 seien 54 Ordnungswidrigkeitsan-
zeigen wegen Verstoßes gegen die Sperrbezirksverordnung, 78 Strafanzeigen 
wegen beharrlichen Verstoßes gegen die Sperrbezirksverordnung, 38 Ingewahr-
samnahmen von Prostituierten und 112 Ordnungswidrigkeitsanzeigen gegen 
Freier wegen Verstoßes gegen das Kontaktaufnahmeverbot ausgesprochen wor-
den.1558 Es sei ein Rückgang der Straßenprostitution festzustellen, der sich insbe-
sondere im Bereich der Ravensberger Straße zeige. Dort seien fast keine Prosti-
tuierten mehr angetroffen worden. In den Wohngebieten der Nordstadt gebe es 
ca. 30 überwiegend deutsche Prostituierte, die der Beschaffungsprostitution 
nachgingen und bei denen repressive Maßnahmen keinen Erfolg zeigten.1559 Eine 
Verlagerung der Straßenprostitution sei nicht festzustellen.1560 Nichtdeutsche 
Prostituierte würden zusätzlich von der Ausländerbehörde nach ihrem Aufent-
haltsstatus überprüft. Sofern kein Recht auf Aufenthalt in Deutschland bestehe 
und den Ausreiseverpflichtungen nicht nachgekommen werde, würden Abschie-
bungen durchgeführt.1561 Freiersuchverkehr bestehe im Bereich des Schleswiger 
Platzes. Aufgrund der dortigen Anliegerstraßen würden verkehrsrechtliche Ord-
nungswidrigkeitsanzeigen gefertigt, sofern die Fahrer dort durch im-Kreis-fahren 
auffällig werden würden.1562 Seit Schließung des Straßenstrichs bis zum 
18.09.2011 seien durch die Task Force Nordstadt 6124 Personalienfeststellun-
gen, 2059 Platzverweise, 538 Ordnungswidrigkeitsanzeigen, 550 Verwarngelder 
ohne Verkehrsüberwachung und 2857 Verwarngelder im Bereich der Verkehrs-
überwachung ausgestellt worden.1563 
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Auch andere Bereiche zeigten aufgrund des hohen Kontrolldrucks einen Rück-
gang: Die offene Trinkerszene am Nordmarkt sei von der Personenanzahl (ehe-
mals ca. 70 Personen) zurückgegangen und es gebe keine verfestigte Drogensze-
ne. Die positive Entwicklung sei auch von Anwohnern und Gewerbetreibenden 
bestätigt worden. Jedoch könne bisher kein endgültiges Fazit gezogen werden, so 
dass die Arbeit der Task Force Nordstadt noch bis Ende des Jahres aufrechterhal-
ten werde. Um die Belastung des Personals zu vermindern, müsste zudem das 
Personal aufgestockt werden.1564 

In einem weiteren Unterpunkt beschäftigte sich der Bericht mit den sozialen Hil-
fen für Prostituierte, da ein Auftrag des Rates an die Verwaltung war, die Prosti-
tuiertenhilfe nach der Schließung des Straßenstrichs konzeptionell weiterzuent-
wickeln.1565 Bis zum damaligen Zeitpunkt bestand kein spezielles Hilfepro-
gramm für Frauen in der Beschaffungsprostitution. Dieses werde jedoch entwi-
ckelt.1566 

Die Situation werde regelmäßig vom Gesundheitsamt und den verschiedenen 
Hilfeinstitutionen beurteilt und die Hilfen entsprechend angepasst. Es bestehen 
Sprechstunden im Gesundheitsamt in der Innenstadt und zusätzlich durch den 
mobilen medizinischen Dienst an zehn Standorten sozialer Hilfen im Stadtgebiet. 
Soziale Hilfen erfolgten weiterhin durch KOBER in der Nordstadt und durch die 
Mitternachtsmission. Die Arbeitsfelder teilten sich nun wie folgt auf: 

 
Quelle: Rat, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs Nr.: 05323-11). 

Zusätzlich erhielte die Mitternachtsmission Fördergelder vom Land NRW für die 
Betreuung von Opfern von Menschenhandel, Frauen in der Beschaffungsprosti-
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tution und Kinder und Jugendliche, während KOBER für Straßenprostituierte 
zuständig sei. Die Hilfsorganisationen vermittelten sich gegenseitig die Klientin-
nen aus den jeweiligen Zuständigkeitsbereichen.1567 

Laut KOBER hätten sich die Kontakte zu den Frauen seit der Schließung verän-
dert. Früher wurde der Beratungscontainer an der Ravensberger Straße oft von 
Klientinnen aufgesucht. Nach der Schließung hätten die Sozialarbeiterinnen im 
Rahmen des Streetwork um die 25 Kontakte pro Tag, wobei Beratungsgespräche 
auf der Straße kaum möglich seien. Daher würden die Frauen dazu ermutigt die 
Beratungsstelle in der Nordstadt aufzusuchen. Zurzeit kämen ca. fünf Frauen pro 
Tag in die Beratung, wobei die Anzahl steige. Die dort stattfindenden 14-tägigen 
Angebote des mobilen medizinischen Dienstes würden nur vereinzelt angenom-
men werden.1568  

Die Sicherheitskonferenz sei im Zuge des Ratsbeschlusses vom 31.03.2011 
strukturell angepasst und um eine operative Arbeitsebene und eine öffentliche 
Ebene, die die Kommunikation mit den Bürgern erlaube, ergänzt worden. Die 
erste öffentliche Veranstaltung mit dem Titel „Nordstadt-Dialog“ sei am 
19.07.2011 durchgeführt worden. 

                                              
1567 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
1568 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
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Quelle: Rat, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drucksache Nr. 05323-11): Qualität 
des Originaldokuments. 

Es seien sieben Arbeitsgruppen eingerichtet worden, in denen deutlich werde, 
dass es an verlässlichen Informationen über die betroffenen Menschen (z. B. 
Zuwanderer) fehle und es an konzeptionellen Lösungsansätzen mangele.  

„Neben Dortmund sind weitere NRW-Städte von den Folgen der Zuwande-
rung aus Südosteuropa betroffen, auch sie stoßen in ihren Möglichkeiten, 
Lösungsansätze und darauf aufbauend Handlungsstrategien zu entwi-
ckeln, an Grenzen.“1569  

Hierzu sei das Projekt „Interkommunale Kooperation zur Entwicklung eines 
Handlungskonzeptes ‚Zuwanderung aus Südosteuropa’“ entwickelt worden.1570 

Die weiteren Maßnahmen, die in der Ratssitzung am 31.03.2011 beschlossen 
worden seien, fänden sich weitgehend auch in dem Konzept „Lebenswerte Nord-

                                              
1569 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
1570 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
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stadt“ vom Juli 2010 wieder, so dass der Umsetzungsstand dieser Maßnahmen 
im Sachstandsbericht zum Gesamtkonzept Nordstadt im November 2011 vorge-
stellt werden würde.1571  

Zudem hätte die Bezirksregierung parallel zur Erweiterung der Sperrbezirksver-
ordnung einen Maßnahmenkatalog zur Verbesserung der Situation in der Nord-
stadt beigefügt und um Sachstandbericht zum 01.10.2011 gebeten.1572 Der Um-
setzungstand wurde als Anlage zum Erfahrungsbericht nach der Schließung des 
Straßenstrichs beigefügt.1573 Bei den Maßnahmen des Katalogs handelte es sich 
um bauordnungsrechtliche Maßnahmen bezüglich der Problemhäuser, Wahr-
nehmung des Wohnungsaufsichtsrechts, abfallrechtliche1574 und gewerberechtli-
che Maßnahmen, gesundheitliche Maßnahmen nach Hygienerecht, Jugend-
schutzkontrollen, Durchsetzung der Schulpflicht von Kindern, Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und des illegalen Glückspiels, verstärkte Verkehrskontrollen und 
Einrichtung eines Konsultationskreises unter der Leitung des Oberbürgermeis-
ters. Der Konsultationskreis diene dazu, möglichen Bedenken und Entwicklun-
gen für die Nachbarkommunen, die sich aus der Erweiterung der Sperrgebiets-
verordnung in Dortmund ergäben, Rechnung zu tragen. Teilnehmer der Konsul-
tationskreises seien Vertreter des Polizeipräsidiums Dortmund, des Ennepe-
Ruhr-Kreises, der Städte Recklinghausen, Bochum, Herdecke, Witten, Kamen, 
Unna, Holzwickede, Hagen, Lünen, Castrop-Rauxel, Schwerte, der Bezirksregie-
rung Arnsberg sowie der Kreise Unna und Recklinghausen. Bisher könne von 
den Teilnehmern keine signifikante Verlagerung der Prostitution in die jeweili-
gen Gebiete festgestellt werden. Ein weiterer Bericht solle zum 01.04.2012 er-
folgen.1575 

In der Anlage befand sich auch die Dokumentation des Nordstadt-Dialogs, der 
der Bürgerbeteiligung im Rahmen der Sicherheitskonferenz diente (s. o.). Der 
Nordstadt-Dialog fand am 19.07.2011 statt. Die Eingangsbefragungen enthielten 
zwei zentrale Fragen. Die erste Frage lautete „Was hat sich für Sie seit der 
Schließung des Straßenstrichs verändert?“ Dabei konnte man zwischen den 
Antworten „Ich fühle mich sehr viel sicherer, etwas sicherer, unverändert, wenig 
sicher und erheblich unsicherer“ wählen. Die meisten Teilnehmer entschieden 
sich für die Option „unverändert“. An zweiter Stelle folgte die Antwort „etwas 
sicherer“.1576 Die zweite Frage lautete: „Welches Thema sollte heute besonders 
angesprochen werden?“. Zur Auswahl standen die Themen „Sucht“, „Sicher-
heit“, „Migration“, „Prostitution“, Problemhäuser“ und „etwas anderes“. Hierbei 

                                              
1571 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
1572 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
1573 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11). 
1574 Hierbei werden von den Ordnungsbehörden auch geringe Vergehen wie z. B. das Wegschmei-

ßen von Zigarettenkippen in den öffentlichen Straßenraum als Ordnungswidrigkeit geahndet 
(siehe Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12)). 

1575 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
1576 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
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waren insbesondere die Themen „Sicherheit“ und „Problemhäuser“ relevant. Das 
Thema „Prostitution“ kam erst an dritter Stelle.1577 Zu den drei Themenbereichen 
konnten jeweils Fragen aus dem Publikum gestellt werden, die von Fachleuten 
aus der Verwaltung und der Polizei beantwortet wurden. So wurde zum The-
menbereich „Sicherheit“ z. B. die Frage gestellt, wie sich die Kriminalitätsrate 
seit der Schließung des Straßenstrichs verändert habe. Dazu wurde geantwortet, 
dass hierzu noch keine Aussagen getroffen werden könnten, da der Straßenstrich 
erst seit zwei Monaten geschlossen sei und erste Ergebnisse erst am Ende des 
Jahres zu erwarten seien. Zudem sei die Kriminalitätsbekämpfung langwierig. 
Bei der Frage nach einer verzögerten Reaktion der Polizei wurde geantwortet, 
dass sich die Reaktionszeiten sogar verkürzt hätten. Es wurde auch gefragt, ob 
die vormals sichtbare Kriminalität sich nun in den Häusern abspiele. Worauf 
durch die Fachleute geantwortet wurde, dass dies ein reelles Problem sei. Bei 
Vorliegen eines entsprechenden Verdachts würden auch private Räume wie 
Wettbüros und Internet-Cafés kontrolliert werden. Zudem würden zurzeit auch 
vermehrt Nachteinsätze gefahren. Bei der Frage, ob zur Kriminalitätsprävention 
auch vermehrt Bildung und Integration im Fokus stünden, antwortete die Ver-
waltung, dass die Situation speziell in Bezug auf die Zuwanderer neu sei und 
sich die Verwaltung erst entsprechende Kompetenzen aneignen müsse.1578 Im 
Themenbereich „Prostitution“ wurde zunächst gefragt, warum der Straßenstrich 
geschlossen wurde. Darauf wurde geantwortet, dass im Jahr 2006 etwa 70 Prosti-
tuierte pro Tag auf dem Straßenstrich gearbeitet hätten, während im gesamten 
Jahr 2011 etwa 700 Prostituierte, mehrheitlich aus Rumänien und Bulgarien an-
getroffen worden seien. Anschließend wurde gefragt, ob die Schließung des 
Straßenstrichs das Problem mit der Prostitution in der Nordstadt lösen werde. 
Von den Fachleuten wurde daraufhin geantwortet, dass „obwohl sich die Anzahl 
der Prostitution (Fehler im Original, Anm. d. Verf.) reduziert habe, werde die 
Prostitution in Dortmund nicht verschwinden, da die Nachfrage bestehen blei-
be“1579. Die Vertreterin einer Schule berichtete über eine selbst durchgeführte 
Elternbefragung bezüglich der Schließung des Straßenstrichs. Darin wurde die 
Schließung des Straßenstrichs von 97% der befragten Eltern unterstützt. Zudem 
ließen 50% der Eltern ihre Kinder nun vermehrt auch draußen spielen.1580 Wei-
terhin wurde gefragt, welche Maßnahmen zur Verringerung der Armutsprostitu-
tion von Zuwanderern aus Südosteuropa ergriffen worden seien. Darauf wurde 
geantwortet, dass es noch keine Konzepte diesbezüglich gebe. Durch die einge-
schränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit für Zuwanderer aus Rumänien und Bulgari-
en, die dieser Personengruppe die Aufnahme unselbstständiger Arbeit faktisch 

                                              
1577 Da bei der Schließung des Straßenstrichs sicherheitsrelevante Fragestellungen, wie z. B eine 

steigende Kriminalitätsrate im Vordergrund standen, wird neben dem Themenbereich „Prosti-
tution“ auch der Themenbereich „Sicherheit“ ausgewertet. 

1578 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
1579 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
1580 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
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unmöglich mache, würden die üblichen Unterstützungsangebote in Form von 
Beschäftigungsalternativen nicht greifen. Die Frage, ob bereits nach einem neu-
en Standort für den Straßenstrich gesucht werde, wurde von Seiten der Stadt 
verneint.1581 

Der Bericht wurde im Rat kurz andiskutiert, dann aber mit dem Hinweis auf die 
weitere Beratungsfolge in den Ausschüssen und die möglichen Diskussionen 
dort, durch einen Antrag der CDU beendet.1582 

Am 08.11.2011 wurde der Bericht ohne protokollierte Stellungnahme und Dis-
kussion im Ausschuss für öffentliche Ordnung zur Kenntnis genommen.1583 Der 
Bericht wurde am 15.11.2011 im Sozialausschuss diskutiert.1584 Der Tagesord-
nungspunkt wurde zusammen mit einem Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zur Situation in der Nordstadt (TOP 7.4) behandelt.1585 Zum Bericht 
selbst ist keine Diskussion protokolliert. In dem Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen wurde vorgeschlagen, für die rumänischen und bulgarischen Zu-
wanderer in der Nordstadt eine mobile Beratungsstelle einzurichten. Der Hinter-
grund sei der, dass sich seit der Schließung des Straßenstrichs und der Auswei-
tung der Kontrollen die Situation für bestimmte Personengruppen, insbesondere 
Zuwanderer aus Südosteuropa stark verschlechtert habe. Nach dreimonatigem 
legalem Aufenthalt müssten sie nach dem Freizügigkeitsgesetz eine Krankenver-
sicherung, ein Einkommen zur Sicherung des Lebensunterhalts und einen festen 
Wohnsitz nachweisen. Durch mangelnde Kenntnisse der deutschen Sprache seien 
sie bei den Kontrollen hilflos. Zudem sind sie Opfer von Ausbeutung und Miet-
wucherern. Daher werde die Prostituiertenberatungsstelle KOBER, die über eine 
halbtags angestellte Dolmetscherin verfüge, vermehrt mit solchen Anfragen auch 
von Männern aufgesucht. Die Beratungsstelle könne diese Hilfe jedoch nicht 
leisten. Der Antrag fand fraktionsübergreifend Zustimmung.1586 Auch in der Be-
zirksvertretung Innenstadt-Nord wurde der Bericht ohne protokollierte Diskussi-
on zur Kenntnis genommen.1587 In der Ratssitzung am 15.12.2011 beschloss der 
Rat eine weitere Sozialarbeiterstelle zur Betreuung und Beratung für schwerst-
drogenabhängige Prostituierte einzurichten.1588 

c) KOBER an der Ravensberger Straße  

Im Sozialausschuss am 17.05.2011 wurde im Rahmen der Dringlichkeit der Ta-
gesordnungspunkt „Container der Beratungsstelle KOBER an der Ravensberger 

                                              
1581 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drs. Nr.: 05323-11, Anlage). 
1582 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.09.2011, TOP 10.8. 
1583 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 08.11.2011, TOP 4.2. 
1584 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.11.2011, TOP 2.4. 
1585 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.11.2011, TOP 1.3. 
1586 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 15.11.2011, TOP 2.4; 7.4 (Drs. Nr.: 05694-11). 
1587 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 16.11.2011, TOP 6.1. 
1588 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.12.2011, TOP 10.8. 
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Straße“ aufgenommen.1589 Dazu lag eine Vorlage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor, in der beantragt wurde, den KOBER-Container an der Ravensberger 
Straße mit dem entsprechenden Hilfsangebot zu erhalten bis ein neuer Standort 
gefunden werde. Die Vorlage wurde mündlich dahingehend verändert, dass die 
Beratung als Zwischenlösung auch im KOBER-Büro in der Nordstraße stattfin-
den könne.1590 Zudem stellte die Fraktion Fragen, die sich darauf bezogen, ob es 
mit den beiden Prostituiertenhilfsorganisationen Mitternachtsmission und KO-
BER Gespräche über die zukünftigen Angebote gegeben habe und wie der Zeit-
plan zur Realisierung dieser Angebote nach der Schließung des Straßenstrichs 
aussehe. Es könne nicht sein, dass erst nach Schließung des Straßenstrichs über 
eine Hilfestruktur gesprochen werde, da die damit einhergehenden massiven 
Kontrollen zu einer Verunsicherung der betroffenen Frauen führten. Gerade dann 
müsse die vertraute Beratungsstruktur als Hilfsangebot bestehen bleiben.1591 In 
der anschließenden Diskussion wies ein Vertreter der SPD-Fraktion darauf hin, 
dass der Rat die Verwaltung aufgefordert habe zusammen mit KOBER ein geän-
dertes Beratungskonzept zu erstellen.1592 Außerdem berichtete ein Vertreter der 
Caritas darüber, dass sich in der Woche vor der Schließung die beiden Bera-
tungsorganisationen und das Gesundheitsamt über ein neues, arbeitsteiliges Kon-
zept verständigt hätten, das nun in die Praxis umgesetzt werden müsse.1593 Die 
Sozialdezernentin ergänzte hierzu, dass es Gespräche zwischen den Hilfsorgani-
sationen und zwischen den Hilfsorganisationen und den Ordnungsbehörden be-
reits weiter im Vorfeld gegeben habe. Durch die Schließung des Straßenstrichs 
sei jedoch eine ganz neue Situation entstanden, zu der man im Vorfeld kein 
passgenaues Konzept entwickelt haben könne.  

„Eine Einrichtung wie den Beratungscontainer 1:1 an eine andere Stelle 
zu übertragen, ist für sie konzeptionell zu kurz gesprungen, weil man da-
von ausgehen muss, dass sich der Bereich verteilt.“1594  

Daher würde die Arbeit unter den Beratungsorganisationen örtlich und thema-
tisch aufgeteilt werden. Es gebe 14-tägige Treffen, um die Arbeit konzeptionell 
weiterzuentwickeln. Zudem gebe es weiterhin einen Austausch mit den Ord-
nungsbehörden. Der Verwaltungsvorstand habe sich aber gegen den Verbleib des 
KOBER-Containers an der Ravensberger Straße entschieden.1595 Der Sozialaus-
schuss beschloss mit 21 Ja-Stimmen und einer Enthaltung, dass die Verwaltung 
dafür zu sorgen habe, dass am Standort Nordstraße ein entsprechendes Bera-
tungsangebot für die Prostituierten zur Verfügung gestellt werde und die Verwal-
tung in der Julisitzung unter Beachtung der aufgeworfenen Fragen eine Sach-
                                              
1589 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 1.3; 7.6. 
1590 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 04226-11). 
1591 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 04226-11). 
1592 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
1593 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
1594 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
1595 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
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standsbericht präsentiere.1596 Am 05.07.2011 erfolgte der mündliche Bericht in 
der Sitzung des Sozialausschusses.1597 Bezüglich der konzeptionellen Ausrich-
tung deckte sich der Bericht mit den Aussagen, die in dem Bericht zur Schlie-
ßung des Straßenstrichs im September gegeben wurden (siehe Rat, Protokoll 
vom 29.09.2011, TOP 10.8 (Drucksache Nr. 05323-11)).1598 Aktuell würden pro 
Tag ca. 20 Prostituierte aus dem Bereich der Beschaffungsprostitution und zehn 
südosteuropäische Prostituierte angetroffen. Die drogenabhängigen Prostituierten 
seien schwer zugänglich, da von ihrer Seite kein Therapiewunsch bestehe. Insge-
samt sei die Betreuung im Bereich der Straßenprostitution in Form von Bera-
tungsgesprächen sehr schwierig, da die Frauen sich durch den öffentlichen Kon-
takt mit den Sozialarbeiterinnen zu erkennen gäben. KOBER werbe daher für 
Gespräche in der Beratungsstelle in der Nordstraße. Überdies sei zurzeit nicht 
nachvollziehbar, ob Prostitution nun in Kneipen und Wohnungen stattfinde. Auf 
Rückfragen der Fraktionen antwortete die Leiterin des Gesundheitsamtes, dass 
die KOBER-Beratungsstelle ihres Wissens nach mindestens zweimal pro Woche 
geöffnet habe. Die Zuständigkeiten der verschiedenen Beratungsstellen seien 
geändert worden, da KOBER mit der Schließung des Straßenstrichs ihr Aufga-
bengebiet verloren habe. Es bestehe im Übrigen von Seiten der Verwaltung kei-
ne Kenntnis darüber, wo die Straßenprostituierten, die zuvor auf der Ravensber-
ger Straße anzutreffen gewesen seien, hingegangen seien. Ein Vertreter der CDU 
ergänzte, dass auch die Polizei nicht wisse, wo sich die Prostituierten nun auf-
hielten. Er erhoffe sich aber weitere Kenntnisse, wenn die bulgarischen Polizis-
ten aus Plovdiv wiederkämen, da diese die Frauen und Männer z. T. persönlich 
kennen würden.1599 

d) Kinderprostitution 

In der gemeinsamen Sitzung am 29.03.2011 wurden auch Fragen zum Thema 
„Kinderprostitution“ gestellt.1600 In der Beantwortung der Anfrage im Sozialaus-
schuss vom 17.05.2011 gab die Verwaltung an, dass es zwar schon immer min-
derjährige Prostituierte gegeben habe, aber hierzu keine Statistik geführt werde. 
Im Bereich des Straßenstrichs sei jedoch bisher kein Kind im Grundschulalter 
aufgegriffen worden. Außerhalb des Straßenstrichs gebe es zwei Fälle von min-
derjährigen Prostituierten im Grundschulalter. Bei Kenntnis einer Prostitution 
von Minderjährigen werde den Eltern und den Jugendlichen Hilfsangebote un-
terbreitet und bei schwereren Fällen eine Inobhutnahme durchgeführt.1601 Des 
Weiteren wurde die Anfrage der SPD-Fraktion zum Thema „Kinderprostitution“ 
                                              
1596 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 7.6. 
1597 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
1598 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
1599 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 05.07.2011, TOP 5.3. 
1600 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11-E1). 

1601 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.05.2011, TOP 6.1 (Drs. Nr.: 03679-11-E3). 
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aus der gemeinsamen Sitzung im März 20111602 in der Sitzung der Bezirksvertre-
tung Innenstadt-Nord durch die Verwaltung beantwortet.1603 Es habe einen Ver-
dachtsfall eines Kindes im Grundschulalter gegeben, der sich nicht erhärtet habe. 
Zudem habe es in der Zeit zwischen Februar 2010 und Februar 2011 Hinweise 
zu neun Jugendlichen und zwei Kindern, die der Prostitution in der Nordstadt 
nachgingen, gegeben. Bezüglich der Familien seien keine besonderen Schwer-
punkte erkennbar gewesen. Bei den Verdachtsfällen seien den Eltern Hilfen an-
geboten und die Kinder in Obhut genommen worden. Prostitution von Kindern 
und Jugendlichen gebe es immer wieder. Eine vollständige Unterbindung sei 
nicht möglich.1604 

e) Vergnügungssteuer 

Im Ausschuss für öffentliche Ordnung vom 10.03.2011 wurde eine Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezüglich der Vergnügungssteuer beantwor-
tet.1605 Dabei teilte sich das Steueraufkommen wie folgt auf: 40% kamen von den 
Betrieben (Bordelle, Clubs etc.), 25% von der Linienstraße, 20% von der Woh-
nungsprostitution und 15% vom Straßenstrich. Vom 06.12.2010 bis zum 
18.03.2011 wurden auf dem Straßenstrich 4.927 Tagestickets verkauft, was einer 
Steuer von 29.562,00 EUR entspricht. Zu Verdrängungseffekten durch die Steuer 
lägen dem Steueramt keine Erkenntnisse vor.1606 

III. Politikinhalte und Entscheidungen 2011 bis Ende 2014 

Nach der Schließung des Straßenstrichs lassen sich im politischen Bereich zwei 
wesentliche Themenbereiche ausfindig machen. Zum einen geht es um die Ent-
wicklung der Prostitution nach der Schließung des Straßenstrichs, zum anderen 
um die Entwicklungen in der Dortmunder Nordstadt. 

1. Jahr 2012 

a) Prostitution nach Schließung des Straßenstrichs 

In der Ratssitzung am 23.02.2012 lag eine Anfrage der NPD mit dem Titel „Zi-
geunerprostitution in der Nordstadt“ vor.1607 In der Anfrage stellte die NPD dar, 

                                              
1602 Gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Soziales, des Ausschusses für öffentliche Ordnung 

und der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 29.03.2011, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 
03679-11). 

1603 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 18.05.2011, TOP 14.9 (Drs. Nr.: 03679-11-
E2). 

1604 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 18.05.2011, TOP 14.9 (Drs. Nr.: 03679-11-
E2). 

1605 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2011, TOP 3.12 (Drs. Nr.: 03522-11-
E1). 

1606 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 10.03.2011, TOP 3.12 (Drs. Nr.: 03522-11-
E1). 

1607 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1. 
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dass es vermehrte Anwohnerbeschwerden über illegale Prostitution im Bereich 
von Hauseingängen und Hinterhöfen gebe. Dabei käme es zu Vermüllungen 
durch benutzte Kondome und Störungen durch die sichtbare Verrichtung.1608 Da-
zu fragte die NPD, ob dieser Zustand der Verwaltung bekannt sei und ob es dies-
bezüglich Beschwerden gebe, wie die Verwaltung dagegen vorgehen würde und 
wie sich dieses Problem nach der Schließung des Straßenstrichs entwickelt habe. 
Weiterhin wurde nach der Personalstärke des Ordnungsamtes und der Regelmä-
ßigkeit der Kontrollen zur Einhaltung der Sperrbezirksverordnung gefragt und 
danach wie viele Personen, die der illegalen Prostitution nachgingen, bisher auf-
gegriffen wurden und wie viele davon mit Migrationshintergrund seien und zu-
sätzlich staatliche Leistungen erhielten.1609 In der Beantwortung durch die Ver-
waltung distanzierte sich diese zunächst von der Verwendung des diskriminie-
renden Begriffs „Zigeuner“. Inhaltlich antwortete die Verwaltung, dass ihr keine 
entsprechenden Beschwerden aus der Anwohnerschaft vorlägen und daher auch 
kein Handlungsbedarf bestehe, aber kurzfristig durch das Ordnungsamt bzw. die 
Polizei eingegriffen werden könne. Zudem hätten sich die Probleme mit der 
Prostitution in der Nordstadt seit Schließung des Straßenstrichs deutlich vermin-
dert. Dabei kontrollierten bis zu 45 Kräfte des Ordnungsamtes, deren Kontroll-
dichte aus einsatztaktischen Gründen nicht genannt werden dürfe. Nach der 
Schließung des Straßenstrichs seien zwischen 25 und 30 Frauen festgestellt wor-
den, die illegal der Prostitution nachgingen. Zu einer Beziehung zwischen Prosti-
tuierten mit Migrationshintergrund und Leistungsbezügen könnten keinen Aus-
sagen gemacht werden, da das Merkmal „Migrationshintergrund“ nicht mit er-
fasst werde.1610 

b) Entwicklungen in der Nordstadt nach Schließung des Straßenstrichs 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 22.02.2012 wurden 
die Ratsbeschlüsse bezüglich der Dortmunder Nordstadt vom 31.03.2011 und 
deren Umsetzungsstand vorgestellt.1611 In dem Bereich „Sicherheit, Sauberkeit, 
Ordnung“ wurden hauptsächlich Maßnahmen der öffentlichen Sauberkeit und 
Ordnung (z. B. Verbot der Übernachtung in PKWs), Bekämpfung des Drogen-
konsums sowie Kontrollen (z. B. durch die Ordnungspartnerschaften) themati-
siert. Die Maßnahme zur Ausweisung der PKS auf Basis der Unterbezirke in 
Dortmund weist als einzige einen Zusammenhang mit der Kriminalität in der 
Nordstadt auf (S. 9).1612 Unter Punkt 2.4 wurde darauf hingewiesen, dass bezüg-
lich der bulgarischen Prostituierten- und Stricherszene Handlungsbedarf bestehe, 
im Konzept jedoch bisher keine Maßnahme vorgesehen sei. Daher solle unter 

                                              
1608 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12). 
1609 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12). 
1610 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 11.2.1 (Drs. Nr.: 06452-12-E1). 
1611 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11). 
1612 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11, 

Anlage). 
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Leitung des Rechtsdezernats ein Konzept erarbeitet werden.1613 Der Bericht zum 
Umsetzungsstand wurde am 23.02.2012 auch im Rat vorgestellt.1614 In der an-
schließenden Diskussion wurde durch die Fraktionen festgestellt, dass sich Situa-
tionen in der Nordstadt durch die Schließung des Straßenstrichs und weiterer 
Maßnahmen verbessert habe, aber noch einiges zu tun sei. Eine genauere Proto-
kollierung der Diskussion findet sich nicht.1615 Am 28.03.2012 lag der Bezirks-
vertretung Innenstadt-Nord eine Verwaltungsvorlage zur Situation in der Nord-
stadt vor. Die Beratung über die Vorlage wurde auf die Sitzung im Mai verscho-
ben, da die Fraktionen Bedenken bezüglich der Vorlage hatten, die aufgrund der 
Kurzfristigkeit des Versands nicht in den Fraktionen hatte besprochen werden 
können.1616 Der Sachstandsbericht wurde im Rat am 29.03.2012 zur Kenntnis 
genommen.1617 Der Bericht gibt an, dass im Bereich der illegalen Prostitution 
schnell deutliche und langfristige Erfolge zu sehen gewesen seien. Dies würde 
auch durch die Ordnungsbehörden sowie durch die Polizei und die Hilfsorgani-
sationen bestätigt werden. Zum 11.03.2012 lägen aufgrund der Arbeit der Task 
Force Nordstadt 84 Ordnungswidrigkeitsanzeigen wegen Verstoßes gegen die 
Sperrbezirksverordnung, 126 Strafanzeigen wegen beharrlichen Verstoß gegen 
die Sperrbezirksverordnung, 61 Ingewahrsamnahmen gegen Prostituierte und 
176 Ordnungswidrigkeitsanzeigen gegen Freier wegen Verstoß gegen das Kon-
taktaufnahmeverbot vor.1618 Noch immer bestehe ein Kern von ca. 25 bis 30 
Prostituierten, die der Beschaffungsprostitution nachgingen. Repressive Maß-
nahmen hätten hier keinen Erfolg. Bei ausländischen Prostituierten seien bisher 
139 Überprüfungen durchgeführt worden. Bei 29 sei der Aufenthalt in Deutsch-
land beendet worden und es seien fünf Abschiebungen durchgeführt worden.1619 
Durch den hohen Kontrolldruck seien auch weitere Maßnahmen wirkungsvoll: 
So gebe es weniger öffentlichen Drogen- und Alkoholkonsum. Hierfür sei in 
Projektform eine Aufenthalts- und Beratungseinrichtung für alkoholkonsumie-
rende Personen eingerichtet worden, die gut angenommen werde. Zur Verbesse-
rung der Gesamtsituation in der Nordstadt gebe es weiterhin positive Rückmel-
dungen der Anwohnerschaft und von Gewerbetreibenden. Aufgrund dieser posi-
tiven Entwicklungen sei die Task Force Nordstadt auch im Jahre 2012 im Ein-
satz (zunächst sollte diese nur bis 31.12.2011 eingesetzt werden, s. o.).1620 Zu-
dem würde das Personal endgültig von 25 auf 45 Stellen aufgestockt. Damit 
könne das bisher aus anderen Stadtbezirken abgezogene Streifenpersonal auch 
dort wieder eingesetzt werden. Aufgrund der starken Zuwanderung von Bürgern 
                                              
1613 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 22.02.2012, TOP 15.1 (Drs. Nr.: 05838-11, 

Anlage). 
1614 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 10.3 (Drs. Nr.: 05838-11, Anlage). 
1615 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 23.02.2012, TOP 10.3. 
1616 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 28.03.2012, TOP 6.3. 
1617 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5. 
1618 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1619 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1620 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
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aus Rumänien und Bulgarien sei es zu einer Verstärkung der ohnehin in der 
Nordstadt bestehenden Problemlagen gekommen, so dass im Rahmen der Si-
cherheitskonferenz eine „Interkommunale Kooperation zur Entwicklung eines 
Handlungsrahmens Zuwanderung aus Südosteuropa“ geben werde.1621 Dieser 
werde im Rahmen eines vom Land NRW geförderten Projektes in Zusammenar-
beit mit der Stadt Duisburg und unter wissenschaftlicher Begleitung der Univer-
sität Siegen erstellt werden. Die Universität Siegen werde dabei durch eine Feld-
studie Faktenwissen über die Zuwanderer generieren.1622 Als Anlage zu diesem 
Bericht lagen auch das Schreiben und der Zwischenbericht an die Bezirksregie-
rung Arnsberg anbei. Hierin wurde der Umsetzungsstand zu dem von der Be-
zirksregierung geforderten Maßnahmenkatalog (s. o.) aktualisiert.1623 Dabei er-
folgten im Bereich des Gewerberechts Gewerbemeldungen von Prostituierten nur 
nach vorheriger Beratung in der Gewerbeabteilung. Zudem bestehe eine Vernet-
zung zwischen den Prostituiertenberatungsorganisationen und der Gewerbeabtei-
lung. Problematisch sei dabei insbesondere die Krankenversicherungspflicht. 
Anzeigen zum Prostitutionsgewerbe hätte es 2011 insgesamt von 74 bulgari-
schen Prostituierten, davon fünf nach Schließung des Straßenstrichs und Einfüh-
rung des neuen Verfahrens zur Gewerbeanmeldung gegeben. Bei den rumäni-
schen Prostituierten gebe es 24 Gewerbeanmeldungen, davon drei nach Schlie-
ßung des Straßenstrichs. Im Jahr 2012 erfolgten bisher keine Gewerbeanmeldun-
gen von südosteuropäischen Prostituierten.1624 

Der Konsultationskreis mit Vertretern der Nachbarkommunen hatte sich im Jahr 
2011 sechsmal getroffen. Eine erwähnenswerte Verlagerung der Prostitution in 
die Nachbarkommunen sei dabei nicht festzustellen gewesen. Daher wurde be-
schlossen in 2012 nicht mehr zu tagen.1625 

Der Rat verständigte sich darauf, die Vorlage nach der Besprechung in den Aus-
schüssen in der Maisitzung zu diskutieren.1626 

In der Sitzung des Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 23.05.2012 wurde 
darauf hingewiesen, dass die Darstellungen „des Sachstandes zur Entwicklung in 
der Dortmunder Nordstadt realitätsfremd und beschönigend dargestellt worden 
sind.“1627 Die Verwaltung wurde darum gebeten, dies der Bezirksregierung 
Arnsberg mitzuteilen.1628 

Der Sachstandsbericht wurde auch im Ausschuss für öffentliche Ordnung am 
06.11.2012 ohne Diskussion zur Kenntnis genommen.1629 Am 15.11.2012 wurde 
                                              
1621 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1622 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1623 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1624 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1625 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5 (Drs. Nr.: 06843-12). 
1626 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 29.03.2012, TOP 10.5. 
1627 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
1628 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 23.05.2012, TOP 6.1. 
1629 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 06.11.2012, TOP 5.4. 
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ein weiterer Sachstandsbericht zur Dortmunder Nordstadt in den Rat einge-
bracht.1630 Der Rat beschloss den Sachstandsbericht in der nächsten Sitzung am 
20.12.2012 nach der Diskussion in der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord zu 
behandeln.1631 Der Bericht wurde daher zunächst in der Sitzung der Bezirksver-
tretung Innenstadt-Nord am 05.12.2012 zur Kenntnis genommen.1632 In diesem 
Bericht lag der Schwerpunkt auf Projekten des Quartiersmanagements, der Wirt-
schaftsförderung, im städtebaulichen Bereich, im Bereich der Jugendförderung, 
Problemgruppen im öffentlichen Raum mit dem Ziel der Förderung rumänischer 
und bulgarischer Kinder und Eltern unter wissenschaftlicher Begleitforschung 
sowie Suchtkranker. Am Nordmarkt habe sich die Situation bezüglich der Sucht-
kranken verbessert: Es gebe positive Rückmeldungen der Anwohner, der Nord-
markt sei sauberer und es gebe kaum noch Beschwerden bei der Polizei und den 
Ordnungsbehörden.1633 Des Weiteren wurde über die Task Force Nordstadt be-
richtet. Dabei gingen bis zu 14 Einsatzkräfte Streifendienst in der Nordstadt. Die 
Polizei habe ihre besondere Aufbauorganisation (BAO) angepasst und einen 
Schwerpunktdienst Nordstadt eingerichtet.1634 Der Schwerpunkt liege weiterhin 
im der Verfolgung der illegalen Prostitution. Weiterhin auffällig seien die 
25 bis 35 deutschen Frauen, die der Beschaffungsprostitution nachgingen. Wäh-
rend bei erstmaligem Antreffen von Prostituierten Ordnungsmaßnahmen selten 
erforderlich seien, steige die Tendenz der beharrlichen Verletzung der Sperrbe-
zirksverordnung mit entsprechenden Strafanzeigen. Illegale Prostitution finde im 
Bereich Nordmarkt und Schleswiger Viertel statt. Eine Verlagerung in andere 
Stadtbezirke finde vereinzelt statt. Es bestehe weiterhin geringer Freiersuchver-
kehr, der jedoch tendenziell steige. Zudem würden nicht aus Dortmund stam-
mende potentielle Freier wegen Verstoßes gegen das Kontaktaufnahmeverbot in 
nicht geringem Maße registriert.1635 

                                              
1630 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.11.2012, TOP 10.11 (Drs. Nr.: 08072-12). 
1631 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.11.2012, TOP 1.3; 10.11. 
1632 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1. 
1633 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 10). 
1634 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 10). 
1635 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 21). 
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Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 
(Drs. Nr. 08072-12, S. 22) 

 
Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 
(Drs. Nr. 08072-12, S. 22) 
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In 59 Fällen sei bei EU-Bürgern aus Rumänien und Bulgarien die Freizügigkeit 
wegen fehlender Existenzmittel und strafrechtlicher Auffälligkeit überprüft wor-
den. In vier Fällen erging die Aufforderung zur Ausreise.1636 

Der zunächst nach Einrichtung der Task Force Nordstadt und dem damit ent-
standenen verminderte Alkoholkonsum im öffentlichen Raum sei vor allem in 
den warmen Monaten wieder auf dem Niveau vor Einrichtung der Task Force 
Nordstadt (am südlichen Nordmarkt bis zu 80 Personen) gestiegen. Der Alko-
holkonsum finde jedoch nach Einschätzungen der Task Force Nordstadt konflikt-
frei statt. Auch der Bereich um den Trinkraum sei unauffällig.1637 Der öffentliche 
Drogenhandel werde vermehrt durch die Anwohner wahrgenommen, so dass sich 
hieraus Beschwerden ergäben. Es werde vermutet, dass dies mit dem Zurück-
drängen anderer Delikte im Zusammenhang stehe. Die Polizei werde darauf nun 
einen Schwerpunkt legen.1638 Generell sei jedoch eine Verbesserung der Situati-
on in der Nordstadt zu verzeichnen, was sich auch in positiven Rückmeldungen 
durch die Bevölkerung äußere. Die Arbeit der Task Force Nordstadt würde auf-
grund dieser Erfolge aufrechterhalten.1639 In der anschließenden Diskussion stell-
te die SPD-Fraktion klar, dass nach ihrer Ansicht der Drogenhandel massiv zu-
genommen habe.1640 Die CDU-Fraktion kritisierte an der Vorlage, dass sie nur 
Projekte aufzähle, die zudem nur einen Teil der Anwohner erreiche, und adres-
siere nicht die Maßnahmen aus dem Katalog der Bezirksregierung.1641 Im Rat 
wurde der Bericht ohne protokollierte Diskussion zur Kenntnis genommen.1642 

2. Jahr 2013 

a) Prostitution und Prostituiertenbetreuung  

Im Sozialausschuss am 22.01.2013 fragte die CDU-Fraktion danach, wie sich die 
Schließung des Straßenstrichs 2011 auf die Verhandlungen bezüglich der Zu-
wendungen der Stadt Dortmund auf die freien Wohlfahrtsverbände auswirke, die 
2014 neu verhandelt werden würden.1643 In der Sitzung des Sozialausschusses 
vom 28.05.2013 sagte die Sozialdezernentin, dass KOBER für die Betreuung des 
Straßenstrichs an der Ravensberger Straße Zuwendungen i.H.v. 145.971 Euro 

                                              
1636 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 22). 
1637 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 22). 
1638 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 23). 
1639 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1 (Drs. Nr.: 08072-12, 

S. 25). 
1640 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1. 
1641 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.12.2012, TOP 11.1. 
1642 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 20.12.2012, TOP 10.5. 
1643 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 22.01.2013, TOP 7.4 (Drs. Nr.: 08777-13-E1). 
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pro Jahr erhielte.1644 Nach der Schließung des Straßenstrichs seien die Arbeits-
felder mit den Beratungsorganisationen neu organisiert worden. Dies fließe in 
die Verhandlungen über die Zuwendungen mit ein. Zudem strebe die Verwaltung 
an, dass die Hilfen für Prostituierte in Zukunft einheitlich erfolgten. Sie werde 
hierfür ein Vergabeverfahren in Gang setzen.1645 Im Sozialausschuss am 
17.09.2013 berichtete die Sozialdezernentin über den Stand der Verhandlungen 
bezüglich der Zuwendungen für die Wohlfahrtverbände. Dabei sagte sie, dass es 
zu Verschiebungen insbesondere im Bereich der Prostituiertenhilfe kommen 
werde, deren Zuwendungen um 60.000 Euro jährlich gekürzt werden würden.1646 
Diese Planung zeigte sich auch in der fertigen Verwaltungsvorlage und der an-
schließenden Diskussion im November 2013.1647 Im Rat wurden dementspre-
chend Zuwendungen im Bereich der Prostituiertenhilfe insgesamt i.H.v. 198.000 
Euro für das Jahr 2014 veranschlagt.1648 

In der Sitzung des Sozialausschusses lag eine Anfrage der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vor. Darin fragte die Fraktion, wie die langjährige Erfahrung von 
KOBER in der Prostituiertenhilfe ab 2014 einbezogen werden könne, da die Mit-
ternachtsmission den Zuschlag bei der Vergabe nach der Neuordnung der Prosti-
tuiertenhilfe erhalten habe. Zusätzlich verfüge KOBER über die Sprachkompe-
tenz, um mit zugewanderten Prostituierten aus Südosteuropa zu kommunizieren. 
Darüber hinaus wurde gefragt, ob es weiterhin eine Beratungsstelle für Prostitu-
ierte in der Nordstadt geben werde.1649 Die Beantwortung der Anfrage erfolgte 
04.02.2014. Darin wurde erläutert, dass die Prostituiertenhilfe ab 2014 ganzheit-
lich ausgeschrieben wurde und diese von nun an aus einer Hand erfolgen solle. 
Die Mitternachtsmission und KOBER hätten ihre Konzepte eingereicht, aus de-
nen hervorging, wie die verschiedenen Bereiche der Prostituiertenberatung zu-
künftig bearbeitet werden sollten. Dabei wiesen beide Organisationen daraufhin, 
dass sie gut vernetzt seien, daher sei davon auszugehen, dass KOBER sich in 
Zukunft im Rahmen der Netzwerkarbeit einbringen werde. Weiterhin habe die 
Mitternachtsmission dargelegt, dass sie ebenfalls über Sprachkompetenz für den 
Bereich Südosteuropa verfüge. Ein Arbeitsschwerpunkt sei das Streetwork, um 
Kontakte zu den Frauen aufzubauen. Zudem könne die Beratungsstelle in der 
Dudenstraße aufgesucht werden und es gebe Telefonsprechstunden.1650 

Im Rahmen der Beratungen zum Haushaltsplanentwurf 2014 wurde im Rat durch 
die Fraktion Die Linke zusätzlich der Antrag gestellt, die Prostituiertenbetreuung 
jährlich durch Externe evaluieren zu lassen. Dabei solle die Maßgabe gelten, die 

                                              
1644 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 2.1b (Drs. Nr.: 08777-13-E2). 
1645 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 2.1b (Drs. Nr.: 08777-13-E2). 
1646 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 2.4. 
1647 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 12.11.2013, TOP 2.5 (Drs. Nr.: 11012-13). 
1648 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.11.2013, TOP 5.1. 
1649 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 12.11.2013, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 11134-13, 11134-13-

E1). 
1650 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 5.1 (Drs. Nr.: 11134-13-E2). 
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bestehende Qualität nicht abzusenken. Die Betrachtung solle nach Straßenprosti-
tution und Bordellprostitution getrennt erfolgen. Im Ausschuss für Finanzen 
wurde der Antrag zuvor mehrheitlich abgelehnt.1651 

In der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord wurde am 06.02.2013 der Abschluss 
zur kleinräumigen Quartiersanalyse Münsterstraßen- und Schleswiger Viertel 
vorgestellt. Bezüglich der Prostitution wurden die aus den Vorjahren bereits be-
kannten Ergebnisse nochmals mit aufgenommen. Dabei sahen die Experten1652 
eine Mischung aus repressiven Maßnahmen und sozialen Hilfen als die richtige 
Vorgehensweise an.1653 Von den Anwohnern der beiden Quartiere wurde die 
Prostitution als kaum von Bedeutung bzw. als nachrangig bewertet1654, obwohl 
offensichtlicher Drogenkonsum und -handel sowie Prostitution noch immer als 
Schwächen der Quartiere gelten.1655 Interessant ist, dass laut Bericht der Polizei 
Ladenlokale mit zugeklebten Fensterfronten als Stätten der illegalen Geschäfte, 
des Drogenhandels und der Prostitution dienen könnten.1656 

In dem Entwurf zum Handlungsrahmen „Zuwanderung aus Südosteuropa“ fan-
den sich Hinweise darauf, dass Frauen aus Südosteuropa vor der Ausweitung des 
Sperrbezirks als Prostituierte im Straßenbild aufgefielen, jetzt allerdings durch 
die repressiven Maßnahmen und die aufsuchende Sozialarbeit nicht mehr sicht-
bar seien. Es gebe jedoch Hinweise darauf, dass weiterhin Frauen aus Rumänien 
und Bulgarien illegal der Prostitution nachgingen, jedoch nun verdeckt, was die 
Betreuung und Hilfsangebote für die Frauen erschwere.1657 Zudem gebe es Hin-
weise darauf, dass der Zugang in die Prostitution zum Teil gesteuert sei.1658 

b) Entwicklungen nach Schließung des Straßenstrichs 

Der aktuelle Sachstand zu den Entwicklungen der Dortmunder Nordstadt wurde 
in der Sitzung des Sozialausschusses am 25.06.20131659, im Ausschuss für öf-
fentliche Ordnung am 09.07.20131660 und in der Bezirksvertretung Innenstadt-
                                              
1651 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 12.12.2013, TOP 2.1. 
1652 Experten und Expertinnen sind im Rahmen der Quartiersanalyse Personen aus den Bereichen 

Verwaltung, Polizei, Jugend und Soziales, Schule, Kirche, Markt und lokale Akteure. Siehe 
Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 
S. 3 Fußnote 1). 

1653 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12). 
1654 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 22). 
1655 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 25). 
1656 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 06.02.2013, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 08613-12, 

S. 17). 
1657 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.07.2013, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09889-13-

Anlage, S. 17). 
1658 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 10.07.2013, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 09889-13-

Anlage, S. 36). 
1659 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 25.06.2013, TOP 2.1 (Drs. Nr. 09889-13). 
1660 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3. 
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Nord am 13.07.20131661 sowie im Rat am 18.07.20131662 vorgestellt. Im Sozial-
ausschuss wurde der Bericht nur zur Kenntnis genommen.1663 Im Ausschuss für 
öffentliche Ordnung wurde durch die CDU-Fraktion angemerkt, dass der Dro-
genhandel zugenommen habe und die bisherigen Ansätze der Polizei nicht ziel-
führend seien, so dass man andere Maßnahmen ergreifen müsse. Die Fraktion 
FDP/Bürgerliste sagte, dass sich die Situation in der Nordstadt merklich gebes-
sert habe.1664 In der Bezirksvertretung wurde der Bericht von der SPD-Fraktion 
als grundsätzlich positiv beurteilt, jedoch würde es noch immer Defizite bei der 
Verfolgung des Drogenhandels geben. Die CDU-Fraktion gab zu bedenken, dass 
sich der Bereich der Drogenkriminalität aus Sicht der Anwohnerschaft anders als 
im Bericht darstelle. Auch die Fraktion Die Linke merkte an, dass Dortmund 
kein, den Problemen in der Nordstadt angepasstes, Hilfesystem für Drogensüch-
tige habe.1665 Unter Annahme der Empfehlungen der Bezirksvertretung Innen-
stadt-Nord nahm der Rat den Sachstandsbericht zur Kenntnis.1666 Inhaltlich wur-
de durch den Bürgermeister beschlossen, halbjährlich über die Entwicklungen in 
der Nordstadt zu berichten.1667 Schwerpunkt in diesem Bericht waren die Dro-
gen- und Suchtproblematik und die Problemhäuser. 

Es gebe seit der Einrichtung der Task Force Nordstadt regelmäßige Treffen auf 
der Leitungsebene zwischen Stadtverwaltung und Polizei, um das Vorgehen ab-
zustimmen, die Schwerpunktaktionen zu planen und eine gemeinsame Lageein-
schätzung zu ermöglichen. Dabei sei ein Arbeitsschwerpunkt der Task Force 
Nordstadt die Bekämpfung der Straßenprostitution und des Freiersuchverkehrs, 
die Bekämpfung der Drogenkriminalität und die Verbesserung der Situation rund 
um die Problemhäuser.1668 Das Lagebild habe sich somit nicht verändert. Anfang 
2013 seien noch immer 25 bis 35 meist deutsche, drogenabhängige Straßenpros-
tituierte in der Nordstadt anzutreffen. Repressive Maßnahmen hätten im Bereich 
der Beschaffungskriminalität keinen Erfolg, da die Prostituierten durch die Pros-
titution ihre Sucht finanzierten. Schwerpunkte seien der Nordmarkt und das 
Schleswiger Viertel. Andere Stadtgebiete seien nur vereinzelt betroffen. Es be-
stehe weiterhin Freiersuchverkehr und eine nicht geringe Anzahl von potentiel-
len Freiern werde noch immer durch die Ordnungsbehörden angetroffen.1669 Zu-
dem würden jegliche Verstöße gegen die ordnungsbehördliche Verordnung ver-
folgt werden. Dazu gehörten u. a. das Wegwerfen von Abfall, das öffentliche 
Urinieren und das Übernachten in Fahrzeugen. Mobile Schrottsammler und 
Menschenansammlungen, die einen negativen Einfluss auf das subjektive Si-
                                              
1661 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1. 
1662 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2. 
1663 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 25.06.2013, TOP 2.1. 
1664 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 4.3. 
1665 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 13.07.2013, TOP 3.1. 
1666 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2. 
1667 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
1668 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 09889-13). 
1669 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr. 09889-13). 
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cherheitsempfinden der Anwohner hätten, blieben ebenfalls im Fokus der Ord-
nungsbehörden. 1670 

 

 
Quelle: Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr. 09889-
13). 

 
Quelle: Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr.: 
09889-13). 

 

                                              
1670 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 18.07.2013, TOP 10.2 (Drs. Nr. 09889-13). 
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c) Kinderprostitution 

In der Ratssitzung am 02.05.2013 lag dem Rat eine Anfrage der Freien Bürger 
Initiative (FBI) vor. Darin wurde angefragt, wie viele Fälle von Kinderprostituti-
on in der Nordstadt in den letzten Jahren bekannt geworden seien und was dage-
gen unternommen werde. Der Hintergrund sei der, dass die FBI durch Bürger 
darauf aufmerksam gemacht worden sei, dass Kinder durch rumänische und bul-
garische Zuwanderer zur Prostitution angeboten worden seien.1671 Die Antwort 
lag den Ratsmitgliedern in der Sitzung vom 13.06.2013 schriftlich vor, ist aber 
weder protokolliert noch als schriftliches Dokument im Ratsinformationssystem 
vorhanden.1672 

d) Urteil des VG Gelsenkirchen zur Schließung des Straßenstrichs 

In der Sitzung des Rates vom 21.03.2013 informierte der Oberbürgermeister die 
Ratsmitglieder vor Eröffnung der Sitzung darüber, dass das Verwaltungsgericht 
Gelsenkirchen das Urteil in Bezug auf die Schließung des Straßenstrichs und 
Ausweitung der Sperrbezirksverordnung gesprochen habe.1673  

„Das Verwaltungsgericht habe dabei festgestellt, dass der ursprüngliche 
Dortmunder Sperrbezirk (erweiterter Innenstadtbereich) weiter Bestand 
habe, und damit die Ausübung der Straßenprostitution in den Bereichen 
Ravensberger Straße, Mindener Straße und Juliusstraße verboten bleibe. 
Für ihn sei damit die Intention des damaligen Beschlusses des Rates der 
Stadt, die Straßenprostitution in dem zuvor genannten Bereich zu verbie-
ten, letztendlich bestätigt.“1674  

Zudem sei zu prüfen, wo in Dortmund Straßenprostitution ausgeübt werden kön-
ne.1675 Die schriftliche Urteilsbegründung liege noch nicht vor. Daher könne man 
noch nicht abschätzen, wie weiter zu verfahren sei. Sobald sie vorliege, werde 
man mit der Bezirksregierung über weitere tatsächliche und rechtliche Schritte 
beraten.1676 

Im Ausschuss für öffentliche Ordnung wurde das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen durch einen Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
einen Vorschlag der SPD-Faktion auf die Tagesordnung gesetzt.1677 Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bat um eine Stellungnahme der Verwaltung zum Urteil 
aus rechts- und ordnungspolitischer Sicht, da in dem Urteil die Ausweitung des 
Sperrbezirks auf die Gesamtstadt Dortmund als nicht rechtmäßig erachtet wurde. 

                                              
1671 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 02.05.2013, TOP 11.2.7 (Drs. Nr.: 09722-13). 
1672 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 13.06.2013, TOP 11.1.1. 
1673 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
1674 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
1675 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
1676 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 21.03.2013. 
1677 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2 (Drs. Nr.: 09818-13; 

09839-13). 
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Mit der bisherigen Ausweitung des Sperrbezirks verstieße die Stadt gegen das 
Übermaßverbot und gegen die Berufsfreiheit der Klägerin aus Art. 12 I GG. Das 
Urteil sei nicht zur Berufung zugelassen worden, wogegen die Verwaltung be-
reits Rechtsmittel eingelegt habe.1678 Nach Aussage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen seien noch immer ca. 100 Frauen illegal in der Straßenprostitution tätig 
und begäben sich in Gefahren, da der Schutz eines kontrollierten Straßenstrichs 
nicht mehr existiere. Zur Stellungnahme sollten auch konkrete Fragen beantwor-
tet werden, die sich um die rechtlichen Möglichkeiten zur Einrichtung eines neu-
en kontrollierten Straßenstrichs und deren Bewertung, sowie um den rechtlichen 
Umgang mit derzeit in der Straßenprostitution tätigen Frauen (z. B., ob Frauen, 
die außerhalb des ursprünglichen Sperrbezirks Innenstadt in der Straßenprostitu-
tion tätig sind, weiterhin ordnungsrechtlich verfolgt werden). Zudem wurde nach 
der Begründung für die Einlegung des Rechtsmittels gegen die Nichtzulassung 
der Berufung und die Einschätzung der gerichtlichen Chancen bei einem weite-
ren Vorgehen gegen das Urteil gefragt.1679 Es wurde auch Informationen nach 
dem weiteren Vorgehen und dem damit verbundenen Verwaltungsaufwand all-
gemein verlangt.1680 

Des Weiteren lag auch ein Antrag der SPD-Fraktion vor, in dem die Fraktion das 
Bestehen eines stadtweiten Sperrbezirks zum Schutz der Anwohnerschaft und 
der Gewerbetreibenden weiter unterstütze. Daher werde auch das Ausschöpfen 
aller rechtlichen Mittel zum Erhalt der Sperrbezirksverordnung vom 16.05.2011 
positiv bewertet. Die Verwaltung solle den Ausschuss über den weiteren Verlauf 
im Rahmen von Sachstandberichten unterrichten.1681 

In der anschließenden Diskussion sagte ein Vertreter der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, dass die Prostitution an sich von der früheren Problematik be-
züglich der Nutzung des öffentlichen Straßenraums in der Nordstadt zu trennen 
sei. „Es sei unrealistisch zu denken, durch die Auflösung des Straßenstrichs die 
Prostitution an sich in Dortmund zu verbieten.“1682 Zudem könne der Verwal-
tungsaufwand zur Prüfung, dass sich Flächen nicht als Straßenstrich eignen auch 
für die Prüfung genutzt werden, wo im Stadtgebiet ein Straßenstrich errichtet 
werden könne, da es nach Meinung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen durch-
aus Flächen im Dortmunder Stadtgebiet gebe, die sich hierfür eignen würden, da 
hier der Jugendschutz nicht berührt werde. Denkbar sei ein Straßenstrich wie in 
Essen, der für Passanten nicht ohne weiteres zugänglich sei. Durch eine derartige 
Regulierung könne auch gegen Verstöße ordnungsrechtlich vorgegangen werden. 
Auch die Fraktion Die Linke sprach sich weiterhin gegen einen stadtweiten 
Sperrbezirk aus. Der Vertreter der CDU-Fraktion stimmte wiederum dem Antrag 

                                              
1678 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1679 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1680 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1681 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1682 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
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der SPD zu.1683 Ein Vertreter der SPD sagte, es gebe keine Fläche in Dortmund, 
die sich als Straßenstrich eignen würde. Der Ratsbeschluss habe weiter Bestand 
und es sei verboten der Straßenprostitution nachzugehen.1684 Die Rechtsdezer-
nentin möchte zunächst klären, ob bezüglich der Errichtung eines Straßenstrichs 
ein Anspruch bestehe, da der Prostitution in Dortmund grundsätzlich nachgegan-
gen werden könne. In der nächsten Sitzung erfolge eine schriftliche Stellung-
nahme.1685 Diese lag in der Sitzung vom 09.07.2013 vor.1686 Darin führte die 
Rechtsdezernentin aus, dass durch die Stadt Dortmund und das Land Nordrhein-
Westfalen Anträge zur Zulassung zur Berufung gestellt wurden, die die Rechts-
kraft des Urteils hemmten, so dass die neue Sperrbezirksverordnung von Mai 
2011 weiterhin fortgelte. Daher würden Verstöße dagegen weiterhin geahndet 
werden. Über den Inhalt des Antrags könne aufgrund des laufenden Verfahrens 
nicht berichtet werden. Zudem bestünden aus Sicht des Rechtsdezernats gute 
Chancen, dass dem Antrag auf Berufung stattgegeben werde. Man warte die Ent-
scheidung ab.1687 

In der Sitzung des Sozialausschusses wurde das Thema ebenfalls durch die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf die Tagesordnung gesetzt.1688 Hier bat die Frak-
tion um eine Stellungnahme der Verwaltung aus sozialpolitischer Sicht. Konkret 
fragte die Fraktion, wie die Situation der Straßenprostitution in Dortmund einge-
schätzt werde und wie die Sozialverwaltung die Einrichtung eines neuen kontrol-
lierten Straßenstriches vor dem Hintergrund des Urteils und dieser Einschätzung 
bewerte. Zudem fragte die Fraktion danach, wie vor dem Hintergrund des Urteils 
das weitere Vorgehen aussehe und inwiefern die Einschätzung der Sozialverwal-
tung in das grundsätzliche Vorgehen der Verwaltung einfließe.1689 Auch zu die-
ser Anfrage erfolgte eine schriftliche Stellungnahme.1690 Auch hier wurde auf die 
hemmende Wirkung der Anträge auf Berufung und damit auf den Fortbestand 
der Sperrbezirksverordnung vom Mai 2011 verwiesen. Nach Aussage der Prosti-
tuiertenberatungsorganisationen Mitternachtsmission und KOBER seien täglich 
ca. 15 bis 20 Frauen in der Straßenprostitution tätig. Dabei seien bisher in 2013 
ca. 120 Straßenprostituierte (davon 30 Beschaffungsprostituierte) angetroffen 
worden. Dies seien erheblich weniger Frauen als vor der Schließung des Stra-
ßenstrichs. Es bestünden weiterhin eine enge Kooperation und ein enger Aus-
tausch zwischen Gesundheits- und Ordnungsverwaltung. Die Sozialverwaltung 
warte nun die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts bezüglich des Beru-

                                              
1683 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1684 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1685 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 04.06.2013, TOP 3.2. 
1686 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 3.3. 
1687 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 09.07.2013, TOP 3.3 (Drs. Nr.: 09819-13-

E2). 
1688 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 09819-13-E1). 
1689 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 28.05.2013, TOP 7.6 (Drs. Nr.: 09819-13-E1). 
1690 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 
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fungsantrages ab.1691 Die Stellungnahme beantwortete die Fragen zufriedenstel-
lend, so dass die Angelegenheit damit erledigt sei.1692 

3. Jahr 2014 

a) Entwicklungen nach der Schließung des Straßenstrichs 2014 

Am 02.05.2014 lag der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord der neue Sachstands-
bericht zur Situation in der Nordstadt vor.1693 Schwerpunktthemen waren in die-
sem Bericht Kultur und Altenarbeit in der Dortmunder Nordstadt. Über weitere 
Entwicklungen wurde nur überblicksartig berichtet.1694 Interessant ist der Be-
richtsteil über die Task Force Nordstadt. 

 
Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr. 11532-13) 

Im Berichtsteil über die Bekämpfung der Drogenkriminalität und der Prostitution 
hatte sich das Lagebild 2013 im Vergleich zu den Vorjahren kaum verändert. 
Noch immer würden 25 bis 30 Prostituierte im Bereich der Straßenprostitution 
aufgegriffen werden, die mit der Prostitution ihre Drogensucht finanzierten. Aus 
diesem Grunde stiege im Vergleich zum Jahr 2012 auch die Zahl der Strafanzei-
gen wegen beharrlichen Zuwiderhandelns gegen die Sperrbezirksverordnung. 
Andererseits würden kaum neue Frauen im Bereich der Straßenprostitution ange-
troffen, worauf die geringe Anzahl der Belehrungen schließen ließe.1695 Vor-
nehmliche Orte der Straßenprostitution seien weiterhin in der Nähe des Nord-
markts und das Schleswiger Viertel. Eine Verlagerung in andere Stadtbereiche 
sei nicht festzustellen. Weiterhin gebe es eine nennenswerte Anzahl von potenti-
ellen Freiern und Freiersuchverkehr. Die Männer kämen vorwiegend nicht aus 
Dortmund.  

                                              
1691 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1 (Drs. Nr.: 09819-13-E2). 
1692 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 17.09.2013, TOP 4.1. 
1693 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13). 
1694 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13). 
1695 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, 

S. 44). 

Auszug aus der Einsatzstatistik der Task Force Nordstadt: 
(Quelle: Stadt Dortmund. olme Daten der Polizei) 

Jahr 2012 Jahr 2013 * 
Personalienfeststellungen 9.513 9.679 
Platzverweise 2.355 2.58 1 
Ingewahrsamnahmen 197 182 
Verwamgelder 1.637 1.445 
Verwamgelder (VÜ) 11.663 9.363 
Ordnungswidrigkeitenanzeigen 1.289 2.2 19 
Strafanzeigen 289 410 
Mitteilungen an Fachdienststellen 1.119 1.006 

* Stand 08.12.2013 
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Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr. 11532-13, S. 44) 

 
Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr.: 11532-13, S. 45). 

Es bestünden von Seiten der Mitternachtsmission ca. 110 Kontakte zu Prostitu-
ierten. Bei den Frauen sei ein erhöhter Ausstiegswunsch festzustellen. Es gebe 
eine erhöhte Anzahl von ungewollten Schwangerschaften.1696 Im Rahmen eines 
Projektes wurden zwei neue Sozialarbeitsstellen zur Betreuung der Frauen in der 
                                              
1696 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, 

S. 45). 
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Beschaffungsprostitution im Gesundheitsamt eingerichtet, die mit der Mitter-
nachtsmission zusammenarbeiten sollten. Durch die Überleitung der Frauen in 
die Methadonambulanz und die intensivere Betreuung solle eine Stabilisierung 
der Frauen ermöglicht werden, so dass diese nicht mehr der Prostitution nachge-
hen müssten.1697 Im Bereich der Drogenkriminalität bestünden keine neuen Er-
kenntnisse.1698 In der anschließenden Beratung gab die Verwaltung weitere In-
formationen zum Sachstand, die aber nicht protokolliert wurden. Ein Mitglied 
des Rates, dass der Sitzung beiwohnte, bedauerte, dass die Prostituiertenbera-
tungsstelle KOBER nicht positiv erwähnt worden sei.1699 Auch die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen fragte innerhalb eines für die Sitzung vorbereiteten Ka-
talogs danach, welche Leistungen KOBER im Jahr 2013 erbracht habe, da die 
Neustrukturierung, nach der nur noch die Mitternachtsmission die Prostituierten-
beratung in Dortmund übernehme, erst 2014 in Kraft getreten sei.1700 Der Bericht 
wurde im Ausschuss für Soziales1701 und für öffentliche Ordnung1702 sowie im 
Rat 1703 zur Kenntnis genommen. 

Im Juli lag der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord der Evaluationsbericht zur 
Quartiersanalyse Brunnenstraße und Hannibalviertel vor.1704 Darin wurde ein 
Polizeibericht zitiert, der besagt, dass Einsätze (der Task Force Nordstadt)1705 
weniger wegen illegaler Prostitution, sondern eher wegen Drogenhandel, Ein-
bruch und Diebstahlsdelikten erfolgen würden.1706 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Innenstadt-Nord vom 03.12.2014 erfolgte 
die Vorstellung des zweiten Sachstandsberichts für die Nordstadt im Jahr 
2014.1707 Die Zahl der Zuwanderer aus Südosteuropa in der Nordstadt sei konti-
nuierlich gestiegen. Dies zeige sich auch an öffentlichen Plätzen und im öffentli-
chen Straßenraum, wo es eine stetige Zunahme dieser Personengruppe gebe.1708 
Auf dem Nordmarkt seien zeitweise bis zu 180 Personen inklusive Kindern an-
zutreffen. Zugleich steige am Nordmarkt die Anzahl von Angehörigen der Dro-

                                              
1697 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13, 
S. 45). 
1698 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 11532-13). 
1699 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1. 
1700 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 05.02.2014, TOP 3.1. 
1701 Ausschuss für Soziales, Protokoll vom 04.02.2014, TOP 2.2. 
1702 Ausschuss für öffentlich Ordnung, Protokoll vom 11.02.2014, TOP 4.4. 
1703 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 13.02.2014, TOP 10.1. 
1704 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.07.2014, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 12729-14). 
1705 In dem Bericht klingt es so, als sei die Task Force Nordstadt die mit Polizei und Ordnungsamt 

zusammen gehenden Doppelstreifen. 
1706 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 02.07.2014, TOP 11.3 (Drs. Nr.: 12729-14, 

S. 9). 
1707 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14). 
1708 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, 

S. 12). 
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gen- und Alkoholikerszene.1709 Daher wurden die Ordnungskräfte dort durch 
Personal aus anderen Stadtbezirken ergänzt, um eine Verfestigung der Drogen-
szene zu unterbinden, Ordnungsstörungen konsequent zu verfolgen und das sub-
jektive Sicherheitsgefühl der Anwohner zu unterstützen.1710 

 
Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr. 14017-14, S. 12) 

Bezüglich der Straßenprostitution gab es im Vergleich zum vorhergehenden Be-
richt keine Änderungen. Bezüglich des noch immer bestehenden Freiersuchver-
kehrs seien weitere Straßen rund um den Nordmarkt als Anliegerstraßen mit 
Durchfahrtsverbot ausgeschildert worden. Von Seiten der Prostituiertenhilfsor-
ganisationen sei berichtet worden, dass viele der angetroffenen Frauen sich in 
problematischen gesundheitlichen Situationen befänden. Neben Entzugssymp-
tomen litten die Frauen oft an Unterernährung, Haut- und Zahnproblemen sowie 
gynäkologischen und psychischen Problemen. Insbesondere die bulgarischen 
Frauen verfügten über keinen Krankenversicherungsschutz, so dass sie auf die 
Angebote des Gesundheitsamtes angewiesen seien. 1711 

                                              
1709 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, 

S. 12). 
1710 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, 

S. 12). 
1711 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr.: 14017-14, 

S. 14). 

Auszug aus der Einsatzstatistik der Task Force Nordstadt: 
(Quelle· Stadt Dortmund ohne Daten der Polizei) 

Jahr 2012 Jahr 2013 Jahr 2014* 
Personalienfeststellungen 9.513 9.917 6.468 

Platzverweise 2.355 2.655 2.09 1 

Ingewahnnaßnahmen 197 188 146 

Verwamgelder 1.637 1.484 1.195 

Verwamgelder (Verkehrsüberwachung) 11.663 9.585 3.854 

Ordnungswi drigkei tsanzeigen 1.289 2.286 1.040 

Strafanzeigen 289 43 1 266 

Mitteilungen an Fachdienststellen 1.1 19 1.061 1.1 50 
* Stand: 3. Quanal, 28.09 .20 14 
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Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr.: 14017-14, S. 14). 

 
Quelle: Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 
(Drs. Nr.: 14017-14, S. 14). 

Im Bereich der Drogenkriminalität wurde von keiner Veränderung berichtet.1712 
In der Diskussion zum Bericht wurde von einem Vertreter der Piratenpartei ge-
fragt, ob der Einsatz der Task Force Nordstadt bezüglich der Prostitution und des 

                                              
1712 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1 (Drs. Nr. 14017-14, 

S. 14). 

·ouelle: Stadt D011mund. ohne Daten der Polizei. Stand: 28.09.20 141 
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Drogenhandels nachhaltig sei. Zudem sehe er eine Diskrepanz zwischen den 
Zahlen der Polizei und der im Bericht genannten Zahlen bezüglich der Prostitu-
ierten in der Nordstadt. Während die Polizei von 60 Prostituierten ausginge, 
würden im Bericht nur 25 bis 35 Prostituierte (S. 13) genannt.1713 

b) Prostitution und Zuwanderung 

In der Ratssitzung vom 11.12.2014 fragte die NPD schriftlich an, wie viele Pros-
tituierte in Dortmund gemeldet seien und welche Nationalität diese hätten. Als 
Begründung gaben die Vertreter an, dass es auch nach der Schließung des Stra-
ßenstrichs weiterhin Prostitution in Dortmund gebe. Es sei erforderlich einen 
Überblick über die legale Prostitution zu erhalten, um illegale Prostitution und 
damit einhergehende Delikte wie Menschenhandel und auch Prostitution in der 
Nähe von Kindergärten zu verhindern.1714 Die Anfrage wurde am 19.02.2015 
schriftlich durch die Verwaltung beantwortet. Im Januar 2015 waren 317 Perso-
nen als Prostituierte gewerblich angemeldet, obwohl keine Pflicht zur Anmel-
dung bestand. 

Quelle: Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 19.02.2015, TOP 11.3.35 (Drs. Nr.: 
14689-14-E1). 

Die Verwaltung kommentierte die Ergebnisse wie folgt: „Die o. g. Zahlen bele-
gen eindrucksvoll, dass hier insbesondere Frauen aus Rumänien und Bulgarien 
in wirtschaftlicher Not zur Prostitution gezwungen werden.“1715 

c) Prostitutionsbedingte Delikte 

In der Ratssitzung vom 10.04.2014 lag eine Anfrage der Freien Bürger Initiative 
vor. Darin ging es um den Rückgang des Menschenhandels mit Zwangsprostitu-
tion in NRW laut einer Aussage des BKA zwischen 2010 und 2012. Die Verwal-
tung wurde dazu aufgefordert mitzuteilen, wie der Rückgang vor dem Hinter-
grund der Schließung des Straßenstrichs im Jahre 2011 zu bewerten sei.1716 In 
der nächsten Sitzung wurde die Anfrage damit beantwortet, dass die Bewertung 
                                              
1713 Bezirksvertretung Innenstadt-Nord, Protokoll vom 03.12.2014, TOP 3.1. 
1714 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 11.12.2014, TOP 11.3.36 (Drs. Nr.: 14689-14). 
1715 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 19.02.2015, TOP 11.3.35 (Drs. Nr.: 14689-14-E1). 
1716 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 10.04.2014, TOP 11.1.9 (Drs. Nr.: 12418-14). 

belgisch: 1 bulgarisch: 106 
deutsch: 26 dominikanisch: 2 
griechisch: 3 italienisch: 1 
ivorisch: 1 lettisch 2 
litauisch 7 nigerianisch: 2 
polnisch: 11 portugiesisch: 1 
rumänisch: 112 slowakisch: 8 
spanisch: 1 tschechisch: 21 
ukrainisch: 1 ungarisch: 11 
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von Statistiken der Strafverfolgungsbehörden, die mit der Verfolgung von Straf-
taten wie Menschenhandel betraut seien, nicht in den Aufgabenbereich der Ver-
waltung fiele.1717  

Weiterhin lag im Ausschuss für öffentliche Ordnung eine Anfrage der Fraktion 
Die Linke zur Entwicklung von Delikten, die mittelbar oder unmittelbar mit der 
Prostitution in Verbindung stehen für die Jahre 2009 bis 2013 vor.1718 Die Ver-
waltung antwortete, dass die Verfolgung von Straftaten nicht in ihren Aufgaben-
bereich fiele.1719 In der anschließenden Diskussion wurde angemerkt, dass diese 
Aussage unbefriedigend sei, insbesondere im Hinblick darauf, dass z. B. bei 
Themen wie Ausschreitungen zu Bundesligaspielen detailliere Aussagen mög-
lich seien. Die Rechtsdezernentin wies darauf hin, dass Stellungnahmen zu 
Sachverhalten, die nicht in die Zuständigkeit der Verwaltung fielen, immer 
schwer zu treffen seien, da die Verwaltung hier nur zwischen den Ausschussmit-
gliedern und den betroffenen Institutionen vermitteln könne. Daher sollten sol-
che Anfragen direkt an die jeweilige Stelle gerichtet werden. Es sei jedoch ange-
dacht, vorzuschlagen den Polizeipräsidenten einmal im Jahr zur Ratssitzung ein-
zuladen damit dieser über die aktuelle Lage in Dortmund informieren könne. 
Zudem wurde durch andere Ausschussmitglieder auf den Polizeibeirat verwie-
sen.1720 
  

                                              
1717 Rat der Stadt Dortmund, Protokoll vom 15.05.2014, TOP 11.1.1 (Drs. Nr.: 12418-14-E1). 
1718 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7 (Drs. Nr.: 12678-14-

E1). 
1719 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7 (Drs. Nr.: 12678-14-

E2). 
1720 Ausschuss für öffentliche Ordnung, Protokoll vom 13.05.2014, TOP 3.7. 
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